
Stadtverwaltung Eberbach 
-Hauptamt- 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
 

Einladung 
 
Hiermit lade ich zu einer öffentlichen Sitzung des Gemeinderats 
am Montag, 23.09.2024, 17:30 Uhr 
im Horst-Schlesinger-Saal, Rathaus, Leopoldsplatz 1, 69412 Eberbach, ein. 
Im Anschluss an die öffentliche Sitzung findet eine nicht öffentliche Sitzung statt. 
 
Tagesordnung: 
 
TOP 1 Fragestunde der Einwohner und der ihnen gleichgestellten Personen und 

Personenvereinigungen 
 

TOP 2 Bekanntgabe der Niederschrift über die öffentliche Sitzung des Gemeinderats 
vom 25.07.2024, Nr. 08/2024 
 

TOP 3 Musikschule Eberbach e.V.  
hier: Notwendig gewordene Umwandlung der Honorarverträge auf Tarifverträge 
 

TOP 4 Neubau einer Kindertagesstätte im Schafwiesenweg  
hier:  
- Vertrag über den Betrieb und die Förderung der Kindertagesstätte mit den 
beiden   Betriebsträgern (evangelische Kirchengemeinde und Postillion e.V.) 
 

TOP 5 Umbau barrierefreie Bushaltestellen 
hier; Ermächtigung zur Vergabe der Bauleistungen Ausbau der Bushaltestelle 
Einkaufszentrum West "Aldi" 
 

TOP 6 Windkraft im kreisübergreifenden Vorranggebiet "Salzlackenkopf" 
hier: Anfrage von ForstBW zur gemeinsamen Projektierung, Stadtwald FlSt. 
8624, Gemarkung Eberbach, Distrikt Rotefärt 
 

TOP 7 Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 113 "Wohnquartier 
Neckarstraße" gemäß § 13a Baugesetzbuch (BauGB) 
a) Beschlussfassung zu den Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange 
sowie zu dem Anhörungsergebnis der Öffentlichkeitsbeteiligung 
b) Beschlussfassung über die Billigung des Planentwurfes einschließlich der 
örtlichen Bauvorschriften 
c) Beschlussfassung über die erneute öffentliche Auslegung gemäß § 4a Abs. 3 
BauGB 
 

TOP 8 Satzung zur Änderung der Satzung der Stadt Eberbach über die Erhebung einer 
Hundesteuer 
 

TOP 9 Annahme von Geld- und Sachspenden 
 

TOP 10 Feststellung des Jahresabschlusses 2018 
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TOP 11 Mitteilungen und Anfragen 
 
Der Bürgermeister 
 
 
 
Peter Reichert 



Fachamt: Kulturamt  Vorlage-Nr.: 2024-186 
     
   Datum: 19.08.2024 

 
 

Beschlussvorlage 
 
  
Musikschule Eberbach e.V.  
hier: Notwendig gewordene Umwandlung der Honorarverträge auf Tarifverträge 
 
 
Beratungsfolge: 
 

Gremium am  Zuständigkeit 

Verwaltungs- und Finanzausschuss 12.09.2024 nicht öffentlich Beratung 

Gemeinderat 23.09.2024 öffentlich 
Beratung und 

Beschlussfassung 

 
 
Beschlussantrag: 
 

1. Der Gemeinderat stimmt der Finanzierung der Mehrkosten zu, die sich durch die 

notwendig gewordene unselbstständige Anstellung der Honorarkräfte ergibt. 

2. Die Arbeitsverträge sollen branchenkonform angelehnt an den TVöD geschlossen 

werden.  

3. Der Gemeinderat stimmt weiterhin dem zum 1. Januar 2025 geplanten 

Zusammenschluss der Musikschulen Eberbach e.V. und Neckargemünd e.V. dem 

Grunde nach zu.  

4. Die detaillierten Konditionen der Fusion nach Ziffer 3. werden dem Gemeinderat vor 

deren Vollzug nochmals zur Kenntnis gebracht.  

 
 
 
 
Klimarelevanz: 
 
keine 
 
 
 
Sachverhalt / Begründung: 
 
Die Spitzenorganisationen der Sozialversicherung haben sich aufgrund des Urteils des 

Bundesozialgerichts vom 28. Juni 2022 , das sog. „Herrenberg-Urteil“ und der darin 

vorgenommenen Schärfung des Kriteriums der betrieblichen Eingliederung von 

Honorarkräften, auf eine Neuausrichtung der Praxis von SV-Prüfungen (somit auch der 

Statusfeststellungsverfahren) bei Honorarkräften verständigt.  

Danach ist eine Beschäftigung von Lehrkräften an Musikschulen als Honorarkräfte nur noch 

in einer Form möglich, die einen Musikschulbetrieb nicht mehr gewährleisten kann. Bei 

Honorarverträgen muss künftig das unternehmerische Risiko eindeutig belegt sein. Die 
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Akquise von SchülerInnen darf nicht mehr durch die Musikschule erfolgen. 

Unterrichtsausfälle durch Krankheit / Verhinderung dürfen nicht mehr von der Musikschule 

an die Eltern/Kunden kommuniziert werden. Unterrichtsräume und genutzte Instrumente der 

Musikschule müssen in Rechnung gestellt werden.  

Dies sind einige Beispiele dafür, warum ein Musikschulbetrieb mit Honorarkräften nicht 

möglich sein wird. 

Die Musikschulleitung hat seit Bekanntwerden der neuen Kriterien und der Vorgehensweise 

der mit einer Prüfung betrauten Stellen im Einvernehmen mit dem Vorstand und mit 

Unterstützung des betreuenden Steuerbüros der Musikschule und des Personalamtsleiters 

der Stadt Eberbach alle Möglichkeiten für ein künftiges Vorgehen geprüft. 

Die Umwandlung der Honorarverträge in Tarifverträge an den Musikschulen in ganz 

Deutschland ist unumgänglich. Bei einer Rentenprüfung wird dieser Sachverhalt zu 

unverzüglichem Handeln veranlassen und unverhandelbar sein. 

Auch die in den vergangenen Wochen geführten Gespräche/erhaltenen Informationen zu 

diesem Thema u.a. mit den betreffenden Verbänden im Bereich der Musikschulen, mit einem 

Fachanwalt für Tarifrecht / Vertragsgestaltung und mit dem Kommunalen 

Arbeitgeberverband hatten alle die unumgängliche Umwandlung der Honorarverträge zu 

Tarifverträgen als Ergebnis, soll der Betrieb einer Musikschule im eigentlichen Sinn aufrecht 

erhalten werden. 

Stand heute sollen an allen benachbarten Musikschulen die Verträge möglichst zeitnah 

umgewandelt werden bzw. wurden schon umgewandelt in Tarifverträge nach TVöD. 

Derzeit beträgt der kommunale Zuschuss für die Musikschule Eberbach e.V. p.a.: 

Gesamt: ca. 102.000.- 

davon: 

Eberbach  ca. 92.000.- 

Schönbrunn  ca. 10.000.- 

Die Musikschulleitung hat die Personalkosten Stand 31.Dezember 2023 umgerechnet auf 

entsprechende TVöD-Verträge. 

Die Berechnung wurde vom Musikschulleiter Neckargemünd, der die Umwandlung in Teilen 

schon vollzogen hat, begleitet und vom Personalamtsleiter der Stadt Eberbach eingesehen. 

Es entstehen errechnete Mehrkosten von derzeit ca. € 150.000.- p.a. 

Der Vorstand der Musikschule Eberbach e.V. hat vorgeschlagen, die Kosten für die Eltern / 

Nutzer der Musikschule so zu erhöhen, dass ca. 50% der Mehrkosten hierüber abgedeckt 

sind. Die verbleibenden Mehrkosten für die Kommunen von ca. € 75.000.- sollen nach dem 

bisherigen Schlüssel Eberbach-Schönbrunn aufgeteilt werden. 

Nach den positiven Signalen aus den Informationsveranstaltungen für die Gemeinderäte 

Eberbach und Schönbrunn am 18. April 2024 und am 20. Juni 2024 mit den oben genannten 

Zahlen wurde u.a. die Umwandlung der Honorarverträge in Tarifverträge TVÖD und die 

Erhöhung des Schulgeldes in die Mitgliederversammlung der Musikschule Eberbach e.V. am 

31. Juli 2024 zur Abstimmung gebracht. Die Mitgliederversammlung hat der Umwandlung 

der Verträge zugestimmt und beschlossen, das Schulgeld ab 01. Oktober 2024 in allen 

Bereichen um ca. 20 % zu erhöhen. Eine weitere Erhöhung um ca. 10 % ist für den  

01. Oktober 2025 vorgesehen und ebenfalls beschlossen. Die vorgesehenen ca. 50% der 

Mehrkosten durch die Umwandlung werden dann erreicht. 
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Die Eltern / Kunden der Musikschule wurden am 01./02. August 2024 über die 

Schulgelderhöhung zum 01. Oktober 2024 informiert, mit einem eingeräumten 

außerordentlichen Kündigungsrecht bis 31. August 2024 für das am 01. Oktober 2024 

beginnende neue Schuljahr. 

Nach dem bisherigen Finanzierungsschlüssel der Musikschule Eberbach teilt sich der 

kommunale Zuschuss von derzeit insgesamt ca. € 102.000 im Verhältnis 9:1 auf Eberbach 

und Schönbrunn auf. 

Den gleichen Teilungsschlüssel zugrunde gelegt, würde die Erhöhung der kommunalen 

Zuschüsse um ca. 75.000.- p.a. für Eberbach und Schönbrunn bedeuten: 

Eberbach ca. € 67.500.- (zusätzlich) & € 92.000.- (bisher)  = ca. 159.000.- p.a. 

Schönbrunn ca. € 7.500.- (zusätzlich) & € 10.000.- (bisher) = ca.   17.500.- p.a. 

Die Lehrkräfte der Musikschule wurden mit einem Rundschreiben in der Folge der 

Mitgliederversammlung entsprechend informiert. 

Ebenfalls positiv entschieden wurde in der Mitgliederversammlung der Musikschule 

Eberbach am 31. Juli 2024 der geplante Zusammenschluss mit der Musikschule 

Neckargemünd e.V., möglichst zum 01. Januar 2025. 

Die Geschäftsbereiche beider Musikschulen grenzen direkt aneinander. Die entstehende 

größere Musikschule kann sich mit der Entscheidung des Zusammenschlusses und nach 

Umwandlung der Honorarverträge in Tarifverträge TVÖD auf dem durch Fachkräftemangel 

gezeichneten Markt behaupten und Lehrkräfte für frei werdende Stellen / Deputate 

akquirieren. 

Die Verwaltung der Musikschulen bleibt in derzeitiger Form bestehen. Der von der 

Mitgliederversammlung zum 01. September 2024 gewählte neue Musikschulleiter Robert 

Weis-Banaszczyk wird bis zum geplanten Zusammenschluss beide Musikschulen leiten und 

darüber hinaus die dann entstehende größere Musikschule, deren Name noch festgelegt 

werden muss. Die bisherige Stelle Musikschulleiter Eberbach entfällt dann. 

 
 
 
 
Peter Reichert 
Bürgermeister 

  

 
 
 

 
 
 
 
 



Fachamt: Schul-, Sport-, 
Kindergartenangelegenheiten 

 Vorlage-Nr.: 2024-159/1 

     
   Datum: 13.09.2024 

 
 

Beschlussvorlage 
 
  
Neubau einer Kindertagesstätte im Schafwiesenweg  
hier:  
- Vertrag über den Betrieb und die Förderung der Kindertagesstätte mit den beiden   
Betriebsträgern (evangelische Kirchengemeinde und Postillion e.V.) 
 
 
Beratungsfolge: 
 

Gremium am  Zuständigkeit 

Gemeinderat 23.09.2024 öffentlich 
Beratung und 

Beschlussfassung 

 
 
Beschlussantrag: 
 

1. Die Verwaltung wird beauftragt, die bereits beschlossene Umwandlung der Verträge 
über den Betrieb und die Förderung der Kindergärten in Trägerschaft der 
evangelischen Kirche zum 01. September 2024 in sog. FAG-Deckelungsverträge 
umzuwandeln (Beschlussvorlage 2022-277). 

 
2. Die Verwaltung wird beauftragt, mit dem Postillion e. V. einen Betriebsträgervertrag 

abzuschließen. 
 
 
 
Klimarelevanz: 
 
Dieser Beschluss betrifft keine klimarelevanten Bereiche. 
 
 
 
Sachverhalt / Begründung: 
 
 
Neubau Kindertagesstätte im Schafwiesenweg 
 
 
Mit Beschluss vom 27.07.2017 wurde die Verwaltung beauftragt, durch ein 
Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb einen Architekten für die Planung und 
Durchführung eines Neubaus für eine Kindertageseinrichtung auszuwählen und zur 
Entscheidung vorzulegen. Die Planung sollte eine 6- gruppige Einrichtung vorsehen, welche 
einen Ersatzbau für den bestehenden, in Trägerschaft der evangelischen Kirche stehende 
Kindergarten Regenbogen mit 3 Gruppen und Ersatzräumlichkeiten für die 3 bestehenden 
Krippengruppen des Postillion e.V. beinhalten sollte. 
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Mit Abschluss des Teilnahmewettbewerbs wurde mit der Umsetzung der Planung und der 
Durchführung des Neubaus begonnen. 
 
Die Bauarbeiten stehen trotz einiger Verzögerungen nun vor der Fertigstellung, geplantes 
Ende der Bauarbeiten ist der 30.09.2024. Im Anschluss haben die Einrichtungen dann die 
benötigte Zeit um einzuziehen. Nach Absprache mit den Trägern ist eine Eröffnung im 
Januar 2025 vorgesehen. 
 
 
Evangelische Kirchengemeinde Eberbach – Kindergarten Regenbogen 
 
Gemäß §8 (2) Kindertagesbetreuungsgesetz (KitaG) steht Trägern von 
Kindergarteneinrichtungen oder Gruppen von der Standortgemeinde ein Mindestzuschuss 
von 63% der Betriebsausgaben zu. 
 
Die Stadt Eberbach hat im Jahr 1981 Verträge mit der evangelischen und der katholischen 
Kirchengemeinde über den Betrieb und die Förderung der kirchlichen Kindergärten in 
Eberbach geschlossen. Durch diverse Erhöhungen stieg der Zuschuss im Laufe der Jahre 
von 66 2/3% auf zuletzt 91,5% der nicht durch Elternbeiträge und sonstigen Einnahmen 
gedeckten Betriebsausgaben, den sogenannten Abmangel.  
 
Auf Antrag der evangelischen Kirchengemeine vom 03.06.2022 beschloss der Gemeinderat 
am 26.01.2023 (BV 2022-277) die Umstellung der Betriebsträgerverträge in den beiden 
Einrichtungen in Trägerschaft der evangelischen Kirchengemeinde auf einen sogenannten 
FAG- Deckelungsvertrag.  Durch diese Umstellung wird die evangelische Kirche den 
Kirchen- FAG (das sind die Zuweisungen der evangelischen Landeskirche für die 
Kindergartenarbeit in den einzelnen Kirchengemeinden) an die Stadt übergeben. Die Stadt 
wird somit künftig statt 91,5% des Abmangels (das sind die Betriebskosten abzüglich der 
Einnahmen aus dem Kindergartenbereich) die vollen 100% der Betriebskosten tragen, 
hierfür aber die kirchlichen Eigenmittel, den Kirchen- FAG erhalten.   
 
Als Zeitpunkt der Vertragsänderung für den Kindergarten Regenbogen und den Kindergarten 
Arche Noah wurde seinerzeit der Umzug des Kindergarten Regenbogen festgelegt. Da der 
Einzug der Einrichtung sich jedoch mehrfach verzögert hat, wurde mit der evangelischen 
Kirchengemeinde vereinbart, dass bereits zu Beginn des Kindergartenjahres 2024, also ab 
01. September das neue Abrechnungsmodell greift. 
 
Die evangelische Kirchengemeinde erhielt (gemäß den vorgelegten Planzahlen aus 2022) 
für das Jahr 2023 einen Betrag von Höhe von rund 95.000 € für die Kindergartenarbeit durch 
die Landeskirche (Kirchen- FAG). 
 
 Der 8,5% ige Anteil den die Kirchengemeinde an den nicht gedeckten Betriebsausgaben 
(nach dem auch abgerechnet wurde) zu tragen hatte betrug im Jahr 2023 rund 97.000 €. 
 
Dies bedeutet bei einer Beispielrechnung für das Jahr 2023 (für dieses Jahr liegen die 
Abschlusszahlen vor, weshalb dies als Grundlagenbeispiel verwendet wird) einen 
Unterschied von ca. 2.000 €, den die Stadt Eberbach an erhöhtem Aufwand zu verzeichnen 
hat. 
 
Ebenfalls im Jahr 2022 beantragt war die Erhöhung der anrechenbaren Verwaltungskosten 
für die vertragsgemäß bisher 3% der Betriebsausgaben der jeweiligen Einrichtung auf 6%. 
Dies wurde durch die Verwaltung zunächst abgelehnt, da durch die kommunalen 
Landesverbände Verhandlungen zur Festlegung der Verwaltungskosten geführt wurden. Die 
Ergebnisse dieser Verhandlung sollten abgewartet werden. 
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Da diese Gespräche derzeit auf Eis liegen wurde in den Betriebsträgervertrag für die 
evangelischen Einrichtungen eine Abrechnung nach konkret anfallenden Aufwendungen in 
Höhe von bis zu 5% aufgenommen, die nach Auskunft des Verwaltungs- und Serviceamts 
Meckesheim voraussichtlich nicht voll ausgeschöpft werden. Gleichwohl wurde vereinbart die 
Festlegung an eventuelle Empfehlungen anzupassen, sollte ein Ergebnis vorliegen. 
 
 
Postillion e.V. - Krippengruppen 
 
Gemäß § 8 (3) Kindertagesbetreuungsgesetz (KitaG) stehen Trägern von Einrichtungen für 
den Bereich der Betreuung von unter 3- jährigen Kindern von der Standortgemeinde ein 
Mindestzuschuss von 68% der Betriebsausgaben zu. 
 
Seit dem 01.07.2013 bietet der Postillion e.V. 3 Krippengruppen für insgesamt 30 Kinder an, 
die der Verein vom vorigen Betreiber Spatzennest e.V. übernommen hatte. Diese Gruppen 
verteilen sich derzeit auf 2 Einrichtungen im Stadtkern und werden nach Fertigstellung des 
Neubaus im Schafwiesenweg nach dort umziehen. 
 
Der Postillion e.V. hat bereits vor Baubeginn angekündigt, den Betrieb mit dem gesetzlich 
geregelten Mindestzuschuss von 68% der Betriebskosten nicht mehr dauerhaft weiterführen 
zu können, da der Verein keine Eigenmittel besitze um ggf. Verluste auszugleichen. Der 
Verein hat sodann einen Antrag bezüglich Umstellung der Verträge auf Übernahme von 
100% des Abmangels, also der Betriebskosten abzüglich der Einnahmen durch Beiträge und 
sonstige Einnahmen gestellt. Dies ist mittlerweile Standard bei neuen 
Betriebsträgerverträgen mit freien Trägern. Auch die Betriebsträgerverträge der 
evangelischen Kirche wurden in ähnlicher Weise gestaltet (siehe Beschlussvorlage 2022-
277), in diesen Fällen kommen der Stadt neben den Elternbeiträgen ebenfalls die aus dem 
Kirchen- FAG bestehenden Einnahmen der Kirchengemeinde zu Gute. 
 
Auch der Rappelkiste e.V. hat angekündigt über die Betriebsträgerverträge sprechen zu 
wollen, Hintergrund ist auch hier eine Umstellung auf einen Vertrag mit 100%iger Risiko- 
Abdeckung durch die Standortgemeinde. 
 
Bei dieser Art der Verträge geht das Belegungsrisiko an die Stadt über, da bei geringerer 
Belegung die fehlenden Einnahmen durch die Differenzzahlung aufgefangen werden. 
 
Ein Vorteil bei diesem Weg der Vertragslegung ist die theoretische Beitragshoheit, die Stadt 
könnte, sofern der Wunsch besteht, die Beiträge festlegen und dadurch steuern.  
 
Der Wunsch nach einheitlichen Beiträgen im Kleinkindbereich ist allerdings nur schwer 
umsetzbar, da die Kostenstrukturen der verschiedenen Einrichtungen teilweise sehr 
unterschiedlich sind und eine ungleichmäßige Unterstützung der Einrichtungen stattfinden 
würde. Auch bleiben bei eventuellen Beitragsanpassungen die Kosten am Ende bei der 
Stadt, die die Mindereinnahmen aufgrund der Vertragsart auffangen müsste. 
 
Um die Eltern gerecht zu unterstützen, bietet die Stadt Eberbach freiwillig den 
Betreuungspass für Kinder von 0 – 3 Jahren an. Durch diesen werden ein Drittel (33%) des 
zu zahlenden Betreuungsbeitrags im Kleinkindbereich von der Stadt übernommen was eine 
enorme Entlastung für die Eltern darstellt. 
 
In der Kostenschätzung für die Betriebskosten des Jahres 2025 hat die Umstellung bei den 
Krippen des Postillion nur geringe Auswirkungen, die letztlich anfallenden Kosten reduzieren 
sich hier sogar um rund 5.000 € (Erwartete Kosten für 2025: 562.460 €). Zu beachten ist 
hierbei jedoch, dass in der Kostenschätzung noch keine Mietzahlungen enthalten sind, eine 
ortsübliche Miete muss seitens der Stadt allerdings aus steuer- und haushaltsrechtlichen 
Gründen erhoben werden, kann aber zum aktuellen Zeitpunkt noch nicht benannt werden. 
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Diese Mietzahlung erhöht zwar zusätzlich die Betriebsausgaben der Einrichtung, kommt der 
Stadt allerdings als Mieteinnahme an anderer Stelle wieder zu Gute. 
 
 
Vertragliche Regelungen mit den Einrichtungen 
 
Durch den für die Träger neuen Umstand, dass das Gebäude sich im Eigentum der Stadt 
befindet ist geregelt, dass die Stadt Eberbach für die Unterhaltung des Gebäudes und der 
Außenanlagen verantwortlich ist und auch die Verträge mit den Dienstleistern, Ver- und 
Entsorgern abschließen soll. 
 
Dies beinhaltet unter anderem die Reinigungsleistung (die noch durch das Liegenschaftsamt 
vergeben wird) und die Hausmeistertätigkeiten, die durch städtisches Personal abgedeckt 
werden. 
 
Die Essensversorgung wird den Einrichtungen überlassen, hier stellt die Stadt lediglich die 
ausgestattete Küche, Verträge mit Essensversorgern werden direkt von den Einrichtungen 
beauftragt, hier haben sich die Einrichtungen auf einen gemeinsamen Anbieter verständigt. 
 
Der Grundbetrag für die Einrichtungen für die Ausstattung beträgt 40.000 € pro Gruppe, also 
je Einrichtung 120.000 € was als ausreichend angesehen werden kann. 
 
 
 
 
Peter Reichert 
Bürgermeister 

  

 
 
 

Anlage/n: 
 
keine 
 
 
 



Fachamt: Tiefbauabteilung  Vorlage-Nr.: 2024-197 
     
   Datum: 09.09.2024 

 
 

Vergabeermächtigung 
 
  
Umbau barreiefreie Bushaltestellen 
hier; Ermächtigung zur Vergabe der Bauleistungen Ausbau der Bushaltestelle 
Einkaufszentrum West "Aldi" 
 
 
Beratungsfolge: 
 

Gremium am  Zuständigkeit 

Gemeinderat 23.09.2024 öffentlich 
Beratung und 

Beschlussfassung 

 
 
Beschlussantrag: 
 

1. Die Verwaltung wird ermächtigt, innerhalb des Gesamtkostenrahmen bis 86.250 € 

brutto den entsprechenden Auftrag, gemäß den vergaberechtlichen Vorschriften auf 

das wirtschaftlichste Angebot zu erteilen.  

2. Das Ingenieurbüro Willaredt GbR, Sinsheim wird mit den weiteren benötigten 
Ingenieurleistungen in Höhe von 8.925,- € brutto, wie in der Beschlussvorlage 
dargestellt, beauftragt. 
 

3. Die Finanzierung der Maßnahme in Höhe von 77.925,- € brutto incl. Baunebenkosten 

erfolgt über den Investitionsauftrag I 54100007160 Barrierefreie Bushaltstellen. 

 

Hier sind ausreichend Mittel für den Haushalt 2024 vorgesehen. 

 

Die Finanzierung ist damit gesichert. 

 
 
 
Klimarelevanz: 
 
 
 
Sachverhalt/Begründung: 
 
1. Ausgangslage  

 

a) Das Land Baden-Württemberg hat zum Umbau von bestehenden Bushaltestellen für 
den niveaugleichen Einstieg in niederflurige Fahrzeuge des ÖPNV eine gesetzliche 
Vorgabe geschaffen, welche bereits begonnen und mit dem 3. Bauabschnitt weiter 
umgesetzt werden soll.  
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Das Ziel der gesetzlichen Vorgabe ist, Menschen mit Mobilitätseinschränkungen die 
Nutzung des öffentlichen Personennahverkehrs zu erleichtern. 
 

b) Derzeit befindet sich der 3. BA Brombach und Pleutersbach in der Planung, 
Unterdielbach wurde schon umgesetzt.  

 
c) Die Entwurfsplanung der Bushaltestelle Einkaufszentrum West Aldi wurde bereits in 

der Gemeinderatsitzung vom 26.09.2019 vorgestellt und freigegeben. Der Umbau 
konnte aufgrund der bestehenden Lieferzufahrt der Aldi Filiale nicht umgesetzt 
werden und wurde daher zurückgestellt, Anlage 1.  

 
d) Nachdem die Aldi Filiale derzeit umgebaut wird, kann der barrierefreie Umbau der 

Bushaltestelle erfolgen. Der Umbau soll bis zur Neueröffnung im Dezember 2024 

ausgeführt werden.  

 

e) Der Umbau ist von der Förderstelle genehmigt und wird entsprechend bezuschusst.  

 

 

2. Information Ausbaustand Bushaltestellen 

Aufgrund der Vielzahl an Bushaltestellen der Stadt Eberbach und der daraus 
resultierenden hohen Kosten für den Umbau, hat die Stadtverwaltung Eberbach in 
Absprache mit den Stadtwerken Eberbach und dem Rhein-Neckar-Kreis eine, aus Ihrer 
Sicht machbare, Prioritätenliste in den Stufen 1 bis 4 erarbeitet. Diese soll sukzessive 
abgearbeitet werden.  
 

Insgesamt sind in den Jahren 2020 bis 2024 19 von 60 bestehenden Bushaltestellen 

barrierefrei umgebaut worden. Die Bushaltestellen mit hoher Priorität 1 und 2 wurden 

mittlerweile alle ausgebaut. Weiterhin wurden die Bushaltestellen mit der Priorität 3, bis 

auf den Bahnhofsvorplatz und das Steige Schulzentrum, umgesetzt. In der Kernstadt 

sind somit die Bushaltestellen mit den höchsten Fahrgastzahlen und höchster Priorität 

umgebaut. In einem nächsten Schritt sollen in allen Ortsteilen jeweils eine Bushaltestelle 

ausgebaut werden.  

Aufgrund von zu geringe Fahrgastzahlen bzw. kein Platz für einen Umbau sind 

voraussichtlich ca. 30 Bushaltestellen nicht für einen Ausbau vorgesehen.  

 

 

3. Festlegung der Vergabeart 

 

Für diese Maßnahme wird gem. der UVgO/VOB/A eine Preisabfrage bei entsprechenden 

Firmen durchgeführt. Der hierfür vorgegeben Schwellenwert liegt derzeit bei 100.000 € 

netto. 

 

Die voraussichtlichen Kosten zum Umbau der Bushaltestelle beträgt nach der 

Kostenberechnung ca. 69.000 € brutto.  

 

Für die Vergabeermächtigung ist ein Aufschlag von 25 % auf die Baukosten vorgesehen. 

Der errechnete Gesamtkostenrahmen zur Vergabe der Bauleistungen entspricht somit 

86.250,- € brutto. 

  



 3 

4. Ingenieurvergabe 

Die weiteren Ingenieurleistungen der Leistungsphasen 5 - 9 zur Ausführung der 
Umbaumaßnahme sollen an das Ingenieurbüro Willaredt GbR vergeben werden. 
Das Ingenieurbüro war bereits mit den Leistungsphasen 1 – 3 der Entwurfsplanung 
beauftragt. 
Die Kosten der Baunebenleistungen incl. der örtlichen Bauüberwachung belaufen sich 
auf ca. 8.925,- € brutto.  

 
Die Vergabe der Ingenieurleistungen wird auf Grundlage der HOAI 2021 getätigt. 
 

 

5. Finanzierung 

 

Die Finanzierung der Maßnahme in Höhe von 77.925 € brutto incl. Baunebenkosten 

erfolgt über den Investitionsauftrag I 54100007160 Barrierefreie Bushaltstellen. 

Hier sind ausreichend Mittel für den Haushalt 2024 vorgesehen. 

 

Die Finanzierung ist damit gesichert.  

 
 
 
Peter Reichert 
Bürgermeister  
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Regelaufbau Pflaster

50 435

Gehwegaufbau

 8 cm Pflaster
 4 cm Brechsand-Splitt-Gemisch 0/5 mm
15 cm Schottertragschicht STS 0/32 mm
15 cm Frostschutzschicht FSS 0/45 mm

42 cm Gesamtaufbau

18

Oberbau Fahrbahn  Belastungsklasse 10
(RStO 12, Tabelle 1, Zeile 3, BK 10)

  4 cm Asphaltdeckschicht AC 11 DS
  8 cm Aspahltbinderschicht AC 16 BS
10 cm Asphalttragschicht AC 32 TS
15 cm Schottertragschicht STS 0/32 mm
28 cm Frostschutzschicht FSS 0/45 mm

65 cm Gesamtaufbau
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Fachamt: Liegenschaftsamt  Vorlage-Nr.: 2024-179 
     
   Datum: 13.08.2024 

 
 

Beschlussvorlage 
 
  
Windkraft im kreisübergreifenden Vorranggebiet "Salzlackenkopf" 
hier: Anfrage von ForstBW zur gemeinsamen Projektierung, Stadtwald FlSt. 8624, 
Gemarkung Eberbach, Distrikt Rotefärt 
 
 
Beratungsfolge: 
 

Gremium am  Zuständigkeit 

Verwaltungs- und Finanzausschuss 12.09.2024 nicht öffentlich Beratung 

Gemeinderat 23.09.2024 öffentlich 
Beratung und 

Beschlussfassung 

 
 
Beschlussantrag: 
 

1. Der Gemeinderat spricht sich grundsätzlich für eine gemeinsame 
Flächenvermarktung und ein gemeinsames Ausschreibungsverfahren mit ForstBW 
(AöR) aus.  
 

2. Dabei wird die innerhalb des kreisübergreifenden Vorranggebietes „Salzlackenkopf“ 
(NOK/RNK-VRG01-W) liegende Teilfläche des städtischen Grundstücks Flst. 8624 
der Gemarkung Eberbach im Distrikt Rotefärt für eine gemeinsame Projektierung zur 
Verfügung gestellt. 
 

a. Die Verwaltung wird beauftragt, mit Forst BW einen Flächensicherungsvertrag 
auszuarbeiten. 

b. Dieser Flächensicherungsvertrag wird dem Gemeinderat zur 
Beschlussfassung vorgelegt. 

c. Der Ortschaftsrat Friedrichsdorf und der Bezirksbeirat Gaimühle werden vor 
Beschlussfassung im Gemeinderat beteiligt. 

 
 
 
Klimarelevanz: 
 
Die Erzeugung erneuerbarer Energien bildet die Grundlage für die Erreichung des Ziels der 
Klimaneutralität der Stadt Eberbach bis 2035. Die Energieerzeugung durch 
Windenergieanlagen (WEA) leistet einen wesentlichen Beitrag hierzu. 
Das Land Baden-Württemberg hat die Vorgabe gemacht, dass mindestens 1,8 Prozent der 
Landesfläche für Windräder zur Verfügung stehen. Hierfür sollen von den 
Regionalverbänden des Landes entsprechende Vorranggebiete ausgewiesen werden. 
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Sachverhalt / Begründung: 
 
Die Anstalt öffentlichen Rechts Forst Baden-Württemberg (ForstBW) arbeitet seit 01.01.2020 
als eigenständiges Unternehmen und trägt die Verantwortung für die Bewirtschaftung von 
über 324.000 ha Staatswald. Damit ist ForstBW der größte Forstbetrieb des Landes. 
 
ForstBW ist kürzlich an die Verwaltung herangetreten mit der Frage, ob sich die Stadt 
Eberbach eine gemeinsame Projektierung von Flächen für Windkraft im innerhalb des in 
Aufstellung befindlichen Teilregionalplans Windenergie als kreisübergreifendes 
Vorranggebiet ausgewiesenen „Salzlackenkopf“ (NOK/RNK-VRG01-W) vorstellen kann und 
sich an einer gemeinsamen Ausschreibung beteiligen möchte. Die Beteiligung sähe so aus, 
dass die Stadt Eberbach sich an das Ausschreibungsverfahren von ForstBW anhängt und 
nicht eigenständig ausschreibt. Eine Selbstvermarktung des Geländes durch die Stadt würde 
sich schwierig gestalten, da eine Erschließung des Bereichs nicht über eigene Flächen 
erstellt werden könnte. 
 
Das mit einer Gesamtfläche von 367,2 ha ausgewiesene Vorranggebiet „Salzlackenkopf“ 
erstreckt sich größtenteils auf einer Fläche des Reisenbacher Grundes (Neckar-Odenwald-
Kreis) sowie auf einer Fläche im Rhein-Neckar-Kreis auf der Gemarkung Eberbach (106 ha).  
Im Südwesten des Vorranggebietes befindet sich die betreffende Teilfläche des städtischen 
Waldgrundstücks Flst. 8624 im Distrikt Rotefärt (18 ha), welches zwischen den Ortsteilen 
Gaimühle und Friedrichsdorf gelegen ist. Diese Fläche befindet sich in Hanglage, sodass 
zunächst auch geprüft werden muss, ob auf dieser Fläche überhaupt eine vollständige 
Anlage errichtet werden kann, oder evtl. auch nur im Grenzbereich. 
 
Weiteres Vorgehen: 
 

• Der Gemeinderat fasst zunächst einen Grundsatzbeschluss zur Entwicklung der 
Wind-Vorrangfläche „Salzlackenkopf“ gemeinsam mit ForstBW. 

• Im Anschluss wird mit ForstBW ein sogenannter Flächensicherungsvertrag 
ausgehandelt, in dem u. a. die verbindliche Bereitstellung der Stadtwaldfläche für 
eine Ausschreibung durch ForstBW sowie die prozentuale Verteilung der 
Pachtentgelte geregelt wird. 

• Die Entwicklung des Windparks „Salzlackenkopf“ wird im Rahmen eines 
Poolingverfahrens durch ForstBW ausgeschrieben, die Stadt Eberbach kann sich bei 
dieser Ausschreibung mit o.g. Fläche anhängen. Eine eigenständige Ausschreibung 
erfolgt nicht. 

• Der Ortschaftsrat Friedrichsdorf und der Bezirksbeirat Gaimühle werden vor 
Beschlussfassung des Vertrages im Gemeinderat und damit der endgültigen 
Entscheidung zur Beteiligung an der Ausschreibung mit ForstBW, beteiligt. 
 

 
 
 
Peter Reichert 
Bürgermeister 

  

 
 
 

Anlage/n: 
Aufteilung Friedrichsdorf + Gaimühle 
Flst. 8624 Rotefärt 
Übersichtskarte Rotefärt 
Vorranggebiet Salzlackenkopf 
 
 
 



Flst. 8624 (Distrikt Rotefärt) und Flst. 12001 liegen auf Gemarkung Eberbach, das Flst. 1142/0 auf Gemarkung Friedrichsdorf: 
 

 
  
 











Fachamt: Planung  Vorlage-Nr.: 2024-117/1 
     
   Datum: 10.09.2024 

 
 

Beschlussvorlage 
 
  
Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 113 "Wohnquartier 
Neckarstraße" gemäß § 13a Baugesetzbuch (BauGB) 
a) Beschlussfassung zu den Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange sowie zu dem 
Anhörungsergebnis der Öffentlichkeitsbeteiligung 
b) Beschlussfassung über die Billigung des Planentwurfes einschließlich der örtlichen 
Bauvorschriften 
c) Beschlussfassung über die erneute öffentliche Auslegung gemäß § 4a Abs. 3 BauGB 
 
 
Beratungsfolge: 
 

Gremium am  Zuständigkeit 

Gemeinderat 23.09.2024 öffentlich 
Beratung und 

Beschlussfassung 

 
 
Beschlussantrag: 
 
Zur Fortführung des Bebauungsplanverfahrens als vorhabenbezogener Bebauungsplan nach 
§ 13a Baugesetzbuch (BauGB) wird beschlossen: 
 
1. Der Gemeinderat wägt die öffentlichen und privaten Belange untereinander und 

gegeneinander ab und beschließt die im Rahmen der Offenlage gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB sowie der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vorgebrachten Anregungen und Stellungnahmen gemäß den 
Beschlussvorschlägen in der Abwägungssynopse vom 24.07.2024 (Anlage 1). 

 
2. Die rot gekennzeichneten Änderungen am Planwerk, die sich aufgrund der 

Stellungnahmen ergeben haben, werden gebilligt. 
 
3. Der Gemeinderat beschließt die erneute Offenlage und die Beteiligung der berührten 

Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange nach § 4a Abs. 3 BauGB. 
 
 
 
 
Klimarelevanz: 
 
Hinsichtlich des energetischen Konzeptes wird auf die Ausführungen im Rahmen des 
Vorhaben- und Erschließungsplanes hingewiesen. 
 
 
 
 
Sachverhalt / Begründung: 
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1. Ausgangssituation 
 
Durch den Gemeinderat wurde am 24.06.2021 der Aufstellungsbeschluss zum 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 113 „Wohnquartier Neckarstraße“ gefasst, siehe 
Beschlussvorlage Nr. 2021-122. 
 
In der Sitzung vom 16.12.2021 hat der Gemeinderat den vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanvorentwurf vom Juni 2021 beschlossen. Daneben fasste der Gemeinderat 
den Beschluss, die frühzeitige Beteiligung gemäß § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB 
durchzuführen, siehe Beschlussvorlage 2021-319. 
 
Die öffentliche Bekanntmachung der frühzeitigen Beteiligung im Sinne des BauGB 
erfolgte am 15.01.2022. Der Öffentlichkeit sowie den Behörden und sonstigen Trägern 
öffentlicher Belange wurde in der Zeit vom 24.01.2022 bis einschließlich 28.02.2022 die 
Möglichkeit zur Abgabe einer Stellungnahme gegeben. 
 
In der öffentlichen Sitzung vom 25.04.2024 hat der Gemeinderat die Stellungnahmen aus 
der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung sowie aus der Anhörung der Träger öffentlicher 
Belange gegeneinander und untereinander abgewogen sowie die Offenlage 
beschlossen. 
Die öffentliche Auslegung erfolgte vom 13.05.2024 bis 21.06.2024. 
 

 
2. Beteiligung der Behörden 

 
Mit Schreiben vom 08.05.2024 wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gebeten, zu dem Vorentwurf des Bebauungsplanes eine Stellungnahme 
abzugeben. Die betroffenen Fachämter im Hause wurden ebenso am Verfahren beteiligt. 
Die einzelnen Stellungnahmen gehen aus der Anlage 1 dieser Beschlussvorlage hervor. 
Es wird empfohlen, entsprechend der Stellungnahme der Verwaltung zu den einzelnen 
Anregungen Entscheidungen zu treffen. 
 

 
3. Beteiligung der Öffentlichkeit 
 

Die eingegangenen Stellungnahmen aus der Öffentlichkeitsbeteiligung gehen ebenfalls 
aus der Anlage 1 dieser Beschlussvorlage hervor. Es wird empfohlen, entsprechend der 
Stellungnahme der Verwaltung zu den einzelnen Anregungen und Einwendungen 
Entscheidungen zu treffen. 
 
 

4. Billigung des Planentwurfes 
 

An der in der Beschlussvorlage 2024-036/1 dargestellten Plankonzeption wird im 
Wesentlichen festgehalten. Die Abwägungsergebnisse aus der Behörden- und 
Öffentlichkeitsbeteiligung, siehe Anlage 1, wurden im Planentwurf berücksichtigt und 
eingearbeitet. 
Da insbesondere seitens des Baurechtsamtes des Rhein-Neckar-Kreises 
Änderungswünsche bei den textlichen Festsetzungen und den örtlichen Bauvorschriften 
vorgebracht wurden, war das Planwerk noch einmal zu überarbeiten. 
  
Bei den hier relevanten Änderungen handelt es sich im einzelnen um Festsetzungen zu  
 

• Geländeverlauf (Zi. 8 der örtlichen Bauvorschriften) 
Hier musste im Sinne des Bestimmtheitsgebotes an der Formulierung 
nachgebessert werden. 
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• Überbaubare Grundstücksfläche (Zi. 4 der planungsrechtlichen Festsetzungen) 
Die Festsetzung sollte hinsichtlich der Zulässigkeit der vorgesehenen 
Lichtschächte und Außentreppen dahingehend geändert werden, dass die 
überbaubare Grundstücksfläche für die Tiefgarage nicht nur auf die 
Tiefgaragenebene zu beschränken ist, sondern um Lichtschächte und 
Außentreppen erweitert wird. 
 

• Höhe der Stützmauern und Einfriedigungen (Zi. 8 der örtlichen Bauvorschriften) 
Auch bei dieser Festsetzung sollte im Wesentlichen hinreichend konkretisiert 
formuliert werden, insbesondere bei Stützmauern auf der Grundstücksgrenze 
musste die Formulierung angepasst werden. 

 
Da es sich bei den vorgenannten geänderten Festsetzungen jeweils um beachtliche 
Änderungen handelt, ist eine erneute Offenlage des Bebauungsplans nach § 4a Abs. 3 
BauGB erforderlich. Im Rahmen der erneuten Offenlage können ausschließlich 
Stellungnahmen zu den Teilen des Bebauungsplans abgegeben werden, in denen es seit 
der ersten Offenlage zu Änderungen kam. Die entsprechenden Änderungen werden im 
Planwerk für die erneute Offenlage zudem kenntlich gemacht. Die Auslegungsfrist 
beträgt zwei Wochen. 
  
 

 
5. Weitere Vorgehensweise 
 

Nach Billigung des Planwerkes kann die erneute öffentliche Auslegung des Entwurfes 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 113 „Wohnquartier Neckarstraße“ 
erfolgen.  
Nach Ablauf der Frist für die erneute Offenlage des Planentwurfes wäre, sofern erneut 
Anregungen oder Bedenken sowie sonstige Wünsche zum Inhalt des Planentwurfes 
vorgebracht werden, im Rahmen des Abwägungsvorganges durch Beschlussfassung im 
Gemeinderat zu entscheiden. Sofern im Rahmen der Offenlage des Planentwurfes keine 
weiteren Anregungen eingehen, kann der genannte vorhabenbezogene Bebauungsplan 
gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen werden. Als letzter 
Verfahrensschritt würde die Inkraftsetzung des Bebauungsplanes anstehen. 
 
Abschließend ist noch einmal darauf hinzuweisen, dass vor dem Satzungsbeschluss die 
Unterzeichnung des Durchführungsvertrages erfolgen muss. 

 
 
 
 
Peter Reichert 
Bürgermeister 

  

 
 
 

Anlage/n: 
 
Anlage 1:  Stellungnahmen (Abwägungssynopse) der Beteiligung der Behörden und 

sonstigen Träger Öffentlicher Belange sowie der Öffentlichkeit 
Anlage 2: geänderter Satzungsentwurf 
Anlage 3: geänderter Entwurf des Bebauungsplans (zeichnerischer Teil)  
Anlage 4:  geänderter Entwurf des Bebauungsplans (textlicher Teil) 
Anlage 5: geänderter Entwurf Begründung 
Anlage 6: geänderter Entwurf Vorhaben- und Erschließungsplan 
Anlage 7: Entwurf Durchführungsvertrag (ohne Änderungen) 
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Anlage 8: geänderte Anlagen zum Durchführungsvertrag 
 
 
 
 

















































































Stand 24.07.2024  1 

Rhein-Neckar-Kreis 

       Stadt Eberbach 
 
 
 
 

 

 

Satzung 
ENTWURF 

 
 

über die Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes  
 

und den Erlass örtlicher Bauvorschriften für dieses Projekt 
 

Nr. 113 „Wohnquartier Neckarstraße“ 
der Stadt Eberbach  

(Landkreis Rhein-Neckar-Kreis) 
 
 

 
 

 
Der Gemeinderat der Stadt Eberbach hat am 24.06.2021 die Aufstellung des vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplanes Nr. 113 „Wohnquartier Neckarstraße“ unter Zugrundelegung der nachste-
henden Rechtsvorschriften als Satzung beschlossen: 
 
Baugesetzbuch (BauGB), 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.November.2017 (BGBl. I. S. 3634), zuletzt geändert 
durch Art. 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394); das zuletzt durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 04. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6) geändert worden ist. 
 
 
Baunutzungsverordnung (BauNVO), 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert 
durch Art. 2 des Gesetzes vom 03. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176); 
 
Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO), 
in der Fassung vom 5. März 2010 (GBl. ber. S. 416), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes 
vom 20. November 2023 (GBl. S. 422); 
 
Planzeichenverordnung (PlanZV), 
vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 
14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802). 
 
 

§ 1 
Räumlicher Geltungsbereich 

 
Der räumliche Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans und der örtlichen Bau-
vorschriften ergibt sich aus dem zeichnerischen Teil des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
(Planzeichnung) vom 24.07.2024. 
 

§ 2 
Bestandteile  

 
(1) Bestandteile des vorhabenbezogenen Bebauungsplans sind:  
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1. Vorhabenbezogener Bebauungsplan (Planzeichnung) vom 24.07.2024, Maßstab 1:500  

 
2. Textliche Festsetzungen vom 24.07.2024 
 
3. Vorhaben- und Erschließungsplan, bestehend aus 
 

− Lageplan vom 31.08.2023, Maßstab 1:500 

− Grundriss Tiefgarage vom 31.08.2023, Maßstab 1:200 

− Grundriss Hanggeschoss vom 31.08.2023, Maßstab 1:200 

− Grundriss Erdgeschoss vom 31.08.2023, Maßstab 1:200 

− Grundriss 1. Obergeschoss vom 31.08.2023, Maßstab 1:200 

− Grundriss 2. Obergeschoss vom 31.08.2023, Maßstab 1:200 

− Grundriss 3. Obergeschoss vom 31.08.2023, Maßstab 1:200 

− Schnitt 1-1, 2-2 und 3-3 vom 31.08.2023, Maßstab 1:250 

− Ansichten Nord-Ost und Nord-West vom 31.08.2023, Maßstab 1:250 

− Ansichten Süd-Ost und Süd-West vom 24.07.2024, Maßstab 1:250 
 
 
(2) Die Satzung über die örtlichen Bauvorschriften besteht aus den örtlichen Bauvorschriften 

vom 24.07.2024. 
 
 
(3) Beigefügt sind außerdem die Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan sowie 

der Landschaftspflegerischer Fachbeitrag vom 13.03.2023, ohne dessen Bestandteil zu sein. 
Auf den zwischen der Stadt Eberbach und dem Vorhabenträger geschlossenen Durchfüh-
rungsvertrag zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan vom …………………….…. nebst An-
lagen wird ergänzend hingewiesen. 

 
 

§ 3 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Ordnungswidrig im Sinne des § 75 Abs. 3 Ziffer 2 der Landesbauordnung für Baden-Württemberg 
(LBO) handelt, wer für den Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 113 
„Wohnquartier Neckarstraße“, aufgrund § 74 LBO getroffenen Örtlichen Bauvorschriften zuwider 
handelt.  
 
 

§ 4 
Inkrafttreten 

 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 113 „Wohnquartier Neckarstraße“ und die Satzung 
über die Örtlichen Bauvorschriften für den Geltungsbereich des genannten vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes treten mit der ortsüblichen Bekanntmachung nach § 10 Abs. 1 BauGB und 
§ 74 Abs. 7 LBO i.V.m. § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft. 
 
 
 
 
Eberbach, den ………………………  
 
Der Bürgermeister:  
 
  
 
  
……………………………………….. 
Peter Reichert 
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Mit Leitungsrecht zu Gunsten der Ver- und  Entsorgungsträger zu belastende FlächeLr

Flachdach (Neigung max. 10°)FD

(nach § 9 Abs. 1 Nr. 25 a und Nr. 25 b BauGB)

(nach § 23 BauNVO)

(nach § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

(nach § 9 Abs. 7 BauGB)

(§ 16 Abs. 5  BauNVO)

_
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Datum: 24.07.2024 Maßstab: 1 : 500

Tiefgaragenzufahrt

(siehe Planeintrag)

Verfahrensvermerke
Verfahren nach § 13 a Baugesetzbuch ( BauGB )
1. Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB durch Gemeinderat

am 24.06.2021
2. Öffentliche Bekanntmachung in der Eberbacher Zeitung, Rhein-Neckar-Zeitung, 

sowie im Internet am 15.01.2022

3. Als Vorentwurf beschlossen durch Gemeinderat am 16.12.2021
4. Öffentliche Bekanntmachung am 15.01.2022
    der Entwurfsauslegung
5. Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB am 15.01.2022
    Offenlage vom 24.01.2022 bis 28.02.2022
6. Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB
    vom 24.01.2022 bis 28.02.2022

7. Als Entwurf beschlossen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB durch
Gemeinderat am  25.04.2024

8. Öffentliche Bekanntmachung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB am  08.06.2024
    der Entwurfsauslegung
9. Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB am  08.06.2024
    Offenlage vom 13.05.2024  bis  21.06.2024
10. Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB

vom  13.05.2024  bis  21.06.2024

11. Erneute, verkürzte öffentliche Bekanntmachung gemäß § 4a Abs. 3 BauGB am .......................
    der Entwurfsauslegung
12. Erneute, verkürzte Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 4a Abs. 3 BauGB am ........................
    Offenlage vom .......................  bis  .......................
13. Erneute, verkürzte Beteiligung der Träger gemäß § 4a Abs. 3 BauGB
    öffentlicher Belange vom  .......................  bis  .......................

11. Satzungsbeschluss gemäß § 10 Abs. 1 BauGB durch Gemeinderat
am ............................
über den Bebauungsplan nach § 10 Abs. 1 BauGB
über die örtlichen Bauvorschriften nach § 74 LBO

12. Ausgefertigt:
     Die textlichen und zeichnerischen Festsetzungen dieses Bebauungsplans mit den örtlichen Bauvorschriften
     nach § 74 LBO, stimmen mit dem Willen des Gemeinderates, wie dieser in dem Beschluss
     vom ................................... zum Ausdruck kommt, überein.

Gefertigt: Zur Beurkundung
Karlsruhe, den 24.07.2024 Eberbach, den

............................................. .............................................
Martin Eitel Peter Reichert
Dipl. Ing. FH / M. Eng. Bürgermeister

13. Ortsübliche Bekanntmachung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB am ............................

14. In Kraft getreten gemäß § 10 Abs. 3 BauGB und § 4 Abs. 3 GemO 
am........................................

_WA

Spielplatz, nicht öffentlich (nach § 9 Abs. 22 BauGB)

Art der baulichen Nutzung

Allgemeines WohngebietWA
(nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 4 BauNVO)

Umgrenzung von Flächen für das Überschwemmungsgebiet
Ü

(nach § 9 Abs. 6 a BauGB)

Umgrenzung der Flächen, bei deren Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen zum Schutz 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)
vor schädlichen Umwelteinwirkungen gemäß 6.3. der Begründung erforderlich sind

_
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Rhein-Neckar-Kreis 

       Stadt Eberbach 
 
 
 
 

 

 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan  
Nr. 113 

„Wohnquartier Neckarstraße“  

 

ENTWURF 
 

 

Textlicher Teil:    Planungsrechtliche Festsetzungen 
     Örtliche Bauvorschriften 
     Hinweise 

 
Stand: 24.07.2024 

 
 

Gesetzliche Grundlagen dieses Bebauungsplanes sind: 
 
Das Baugesetzbuch (BauGB), 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.November.2017 (BGBl. I. S. 3634), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 20.12.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394) geändert worden ist. das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 04. Januar 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6) geändert worden ist. 
 

 
Die Baunutzungsverordnung (BauNVO), 
in der Fassung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.November 2017 (BGBl. I S. 3786), die durch Art. 2 des Geset-
zes vom 03. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert worden ist. 

 
Die Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO), 
in der Fassung vom 5. März 2010 (GBl. ber. S. 416), die durch Gesetz vom 13. Juni 2023 (GBl. S. 170) geändert worden ist. 

 
Planzeichenverordnung (PlanZV), 
vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) 

geändert worden ist. 
 
Aufhebung bisheriger Festsetzungen  
 
Mit Inkrafttreten dieses Bebauungsplanes treten alle bisher im Geltungsbereich gültigen  
Festsetzungen außer Kraft. 
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I. Planungsrechtliche Festsetzungen 
 

1. Art der baulichen Nutzung 
§ 4 i.V.m. § 1 Abs. 6 BauNVO   

 

Allgemeines Wohngebiet (WA) 
 
Gartenbaubetriebe (§ 4 Abs. 3 Nr. 4) und Tankstellen 
(§ 4 Abs. 3 Nr. 5 BauNVO) werden gem. § 1 Abs. 6 
Nr. 1 BauNVO nicht Bestand des Bebauungsplans und 
sind somit auch nicht ausnahmsweise zulässig. 
 
 

Bedingtes Baurecht 
§ 12 Abs. 3a i.V.m. § 9 Abs. 2 BauGB 
 
 

Unter entsprechender Anwendung des § 9 Abs. 2 
BauGB wird festgesetzt, dass im Rahmen der festge-
setzten Nutzungen nur solche Vorhaben zulässig sind, 
zu deren Durchführung sich der Vorhabenträger im 
Durchführungsvertrag verpflichtet. Änderungen des 
Durchführungsvertrags oder der Abschluss eines neuen 
Durchführungsvertrags sind zulässig. 
 
 

2. Maß der baulichen Nutzung 
 

  
 
 
 
 
 
 

Höhe baulicher Anlagen 
 
Die maximal zulässige Höhe baulicher Anlagen (OK = 
Oberkante, ggf. einschließlich Absturzsicherung) ergibt 
sich aus den Eintragungen in der Planzeichnung sowie 
den Schnitten und Ansichten des Vorhaben- und Er-
schließungsplans in Meter, jeweils bezogen auf den un-
teren Bezugspunkt +-0,00 m = 133,10 m ü. NN (Stra-
ßenniveau Neckarstraße).  
 
 
Technische Aufbauten, insbesondere Photovoltaikanla-
gen dürfen die maximale Höhe baulicher Anlagen über-
schreiten. 
 
 

3. Bauweise 
§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB  
§§ 22 BauNVO 

 

Abweichende Bauweise: 
Als abweichende Bauweise sind bauliche Anlagen in-
nerhalb der Baugrenze auch unabhängig von einer Be-
bauung auf dem Nachbargrundstück ohne Grenzab-
stände zulässig. 
 
 

4. Überbaubare Grundstücksfläche 
§ 9 Abs. 1 BauGB 
§ 23 BauNVO 

 
 

Baugrenze, siehe Planeintrag. 
 
Auf der gem. Planeintrag umgrenzten Fläche der Tief-
garage (TG) ist auf Ebene der Tiefgarage gem. Vorha-
ben- und Erschließungsplan die Errichtung einer Tiefga-
rage inklusive Lichtschächte sowie von Nebenräumen 
und Erschließungseinrichtungen des Hauptgebäudes 
zulässig. Auf der Ebene des Hanggeschosses sowie 
Erdgeschosses sind außerdem Lichtschächte, Erschlie-
ßungseinrichtungen sowie Außentreppen und -Rampen 
zulässig.  

  
5. Ein- bzw. Ausfahrtsbereich  

§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB 
 
 

Ein- und Ausfahrten in die Tiefgarage sind nur innerhalb 
der ausgewiesenen Bereiche zulässig, siehe Planein-
trag. 
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6. Mit Leitungsrecht zu belastende Flä-

chen 
§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB 

 

Flächen für Leitungsrechte zu Gunsten der Ver- und 
Entsorgungsträger. 
 
 

7. Nebenanlagen 
§ 14 BauNVO 
 

 

Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sind abwei-
chend von § 23 Abs. 5 BauNVO auch außerhalb der 
festgesetzten Baugrenzen zulässig. 
 
 

8. Maßnahmen zum Schutz, zur  
Pflege und zur Entwicklung von Bo-
den, Natur und Landschaft 
§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 
 

Ausgehobener und wiederverwertbarer Oberboden ist 
in nutzbarem Zustand zu erhalten, gesichert, fachge-
recht in Mieten zwischenzulagern und anschließend so 
weit möglich wieder zu verwenden. 
Die Tiefgarage ist mit Ausnahme der Flächen für Wege 
und Terrassen intensiv zu begrünen und zu unterhalten. 
Die Mindestsubstratstärke beträgt 30 cm. Bei Baum-
pflanzungen ist eine pflanzbedingte punktuelle Erhö-
hung des Pflanzsubstrates auf mindestens 90 cm vor-
zusehen. Bei Gehölzpflanzungen ist eine pflanzbe-
dingte Erhöhung des Pflanzsubstrates auf mindestens 
50 cm vorzusehen. 
Flachdächer sind überwiegend extensiv mit einer min-
destens 8 10 cm dicken Substratschicht und zusätzli-
cher Isolier- / Drainageschicht entsprechend dem Stand 
der Technik, sowie eines Kiesrandes zu begrünen, zu 
pflegen und dauerhaft zu erhalten. Ausfälle in der Be-
grünung sind zu ersetzen.  
 
 

9. Lärmschutz 
§9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB 
 

 
Erforderliche Luftschalldämmung der Gebäudeau-
ßenbauteile 
Zum Schutz der Aufenthaltsräume vor Straßenver-
kehrslärmeinwirkungen sind die Außenbauteile von Auf-
enthaltsräumen entsprechend den Anforderungen der 
DIN 4109-1 vom Januar 2018 auszubilden. Als Grund-
lage für die Ermittlung der erforderlichen Luftschalldäm-
mung der Außenbauteile gegen Außenlärm werden die 
in Anhang 1 angegebenen, gemäß dem Verfahren der 
DIN 4109-2 (Stand: Januar 2018) ermittelten maßgebli-
chen Außenlärmpegel festgesetzt.  
 
Ausgehend von diesen Außenlärmpegeln wird die erfor-
derliche Luftschalldämmung R'w,ges der Außenflächen 
schutzbedürftiger Räume wie folgt ermittelt: 
 

R'w,ges  = La - KRaumart + KAL 

und  KAL  = 10  lg (SS/(0,8  SG)) in dB                          
(Gleichung 33 der DIN 4109-2) 

mit 
 La   = maßgeblicher Außenlärmpe 

gel in dB(A) 
 KRaumart = 25 dB für Bettenräume in  

Krankenanstalten und Sanato- 
rien 
= 30 dB für Aufenthaltsräume in 
Wohnungen, Übernachtungs-
räume in 
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Beherbergungsstätten, Unter-
richtsräume und Ähnliches 
= 35 dB für Büroräume und 
Ähnliches 

 SS   = vom Raum aus gesehene ge- 
samte Außenfläche in m² 

 SG   = Grundfläche des Raums in m² 
 
 
Öffenbarkeit der Fenster von schutzbedürftigen 
Räumen  
Dem Nachtschlaf dienende Räume (z. B. Schlafzimmer, 
Kinderzimmer, Übernachtungsräume) dürfen in der 
Nordwest- und Nordostfassade (d. h. in Richtung 
Neckarstraße) keine öffenbaren Fenster aufweisen; 
Schlafräume dürfen deshalb nicht zur Neckarstraße hin 
orientiert werden. Von dieser Forderung kann im 3. 
Obergeschoss (Attikageschoss) eine Ausnahme erteilt 
eventuell abgewichen werden, wenn der Schlafraum 
durch eine hinreichend hohe Attikabrüstung (eventuell 
auch durch eine auf die Attikabrüstung aufgesetzte 
Glasscheibe o. ä.) ausreichend von Verkehrslärm abge-
schirmt wird, so dass der Immissionsgrenzwert "nachts" 
von 49 dB(A) eingehalten bzw. unterschritten wird. 
 
Einsatz von Lüftungsanlagen 
Für alle schutzbedürftigen Räume (Schlafzimmer, Kin-
derzimmer, Wohn-/Esszimmer, Wohnküche, Büro usw.) 
sowie für Räume mit Sauerstoff verbrauchender Ener-
giequelle ist eine kontrollierte Be- und Entlüftung vorzu-
sehen. 
 
Außenwohnbereiche 
Ein Außenwohnbereich (Terrasse, Balkon) ist aus-
schließlich auf einer von der Neckarstraße abgewand-
ten Gebäudeseite anzuordnen, d. h. vor einer in den 
Grafiken von Anhang 1, jeweils unten, in Grüntönen ge-
kennzeichneten Fassade. Von dieser Forderung kann 
abgewichen werden, wenn der Außenwohnbereich ob-
jektspezifisch geschützt wird, z. B. durch eine Teilver-
glasung von Balkon, Dachterrasse o. ä. 
 
 

  
10. Oberflächenwasser Flachdachbegrünung zur Retention von Oberflächen-

wasser und zur Verbesserung des Mikroklimas. 
Für das Grundstück ist eine Oberflächenwasserrückhal-
tung mittels Retentionsdach und Dachbegrünung mit ei-
ner gedrosselten Wasserabgabe in den bestehenden 
Kanal herzustellen. 
 
 
 

11. Pflanzgebote 
§ 9 Abs. 1 Nr. 25a und b BauGB  

Pflanzgebot 1: Einzelbäume auf privaten  
Grundstücksflächen 
Gemäß der nachfolgenden Pflanzliste sind in Summe 
mindestens 6 heimische Bäume sowie 20 Sträucher an-
zupflanzen und dauerhaft zu unterhalten. Die Lage der 
Pflanzstandorte sind auf den Flächen zum Anpflanzen 
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von freiwachsenden Hecken, Sträuchern und Bäumen 
zu wählen.  
 
 
 
Pflanzliste: 
Es sind gebietsheimische Gehölze Baden- Württem-
bergs zu verwenden mit Beachtung der Herausforde-
rungen des Klimawandels.  
 
z.B. 
Carpinus betulus, Hainbuche 
Cornus sanguinea, Roter Hartriegel 
Corylus avellana, Haselnuss 
Crataegus laevigata, Zweigriffeliger Weißdorn 
Crataegus monogyna, Eingriffeliger Weißdorn 
Euonymus europaeus, Pfaffenhütchen 
Ligustrum vulgare, Rainweide/Liguster 
Lonicera xylosteum, Rote Heckenkirsche 
Ostrya carpinifolia, Europäische Hopfenbuche 
Prunus spinosa, Schlehe 
Rosa canina, Hunds-Rose 
Salix caprea, Sal-Weide 
Salix cinerea, Grauweide 
Salix purpurea, Purpurweide 
Sambucus nigra, Schwarzer Holunder 
Sambucus racemosa, Trauben Holunder 
Viburnum opulus, Gewöhnlicher Schneeball 
Qualitäten Sträucher, mindestens 1 x verpflanzt, Höhe: 
60 - 100 cm 
 
Fraxinus ornus – Blumenesche 
Fraxinus angustifolie Raywood – Schmalblättrige Erle 
Robinia pseudoaccacia – Akazie 
Quercus robur Fastigiata – Säuleneiche 
Quercus frainetto– Ungarische Eiche 
 
 
Pflanzgebot 2: Tiefgaragendecke 
Die Decken der Tiefgaragen sind außerhalb der Ge-
bäude, Terrassen sowie Licht- und Lüftungsschächten 
mit mindestens 30 cm Bodenaufbau auszuführen. Für 
Gehölz- und Baumpflanzungen ist punktuell ein Boden-
aufbau von mindestens 50 cm bzw. 90 cm vorzusehen. 
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Sonstige Festsetzungen 
 
1. Abgrenzungen 

§ 9 Abs. 7 BauGB 
 

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes. 

2. Vorhaben- und Erschließungsplan 
 

Der Vorhaben- und Erschließungsplan (Lage-
plan, Grundrisse, Ansichten, Schnitte) ist ver-
bindlicher Bestandteil des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes.  
 
Hinweis: Vor Satzungsbeschluss wird der Vor-
habenträger mit der Gemeinde einen Durchfüh-
rungsvertrag abschließen, in dem sich der Vor-
habenträger zur Durchführung des Vorhabens 
und der Erschließungsmaßnahmen innerhalb 
einer bestimmten Frist und zur Tragung der 
Planungs- und Erschließungskosten ganz oder 
teilweise verpflichtet. 
 

 
  

mailto:info@proimmo-haslach.de


PRO     IMMO 
PROJEKTENTWICKLUNG UND IMMOBILIENMANAGEMENT GMBH&CO.KG 

77716 HASLACH, ENGELSTRASSE 22 
Tel. 07832-9968-60 Fax: 07832-9968-70 

E-Mail: info@proimmo-haslach.de / WEB: www.proimmo-haslach.de 

 

 

Stand 24.07.2024 7 

II. Örtliche Bauvorschriften 
 

§ 74 LBO 
 
1. Dachgestaltung Zulässige Dachform: Flachdach (Neigung max. 

10°) 
 
Dachaufbauten und Dacheinschnitte sind nicht 
zulässig. Ausgenommen hiervon sind Anlagen 
und Bauteile für die technische Gebäudeaus-
rüstung einschließlich Photovoltaikanlagen und 
Fluchtwege. Eine Aufständerung von Photovol-
taikanlagen ist zulässig. 
 
Flachdächer sind überwiegend extensiv mit ei-
ner mindestens 8 cm dicken Substratschicht 
und zusätzlicher Isolier- / Drainageschicht ent-
sprechend dem Stand der Technik, sowie eines 
Kiesrandes zu begrünen, zu pflegen und dau-
erhaft zu erhalten. Ausfälle in der Begrünung 
sind zu ersetzen. Ausgenommen hiervon sind 
Flachdächer, die als Terrassen oder durch An-
lagen zur Nutzung der Solarenergie genutzt 
werden, sowie Fluchtwege über Dach und Ein-
gangsvordächer. 
 
Eventuell erforderliche Rettungsflächen kön-
nen als offener Plattenbelag innerhalb der Be-
grünung liegen. 
Für untergeordnete Bauteile und Anbauten ist 
darüber hinaus eine Metalleindeckung mit Be-
schichtung zulässig. 
 
 

2. Freiflächengestaltung Die unbebauten Grundstücksflächen sind gärt-
nerisch anzulegen. 
 
Hinweis: Auf den zukünftigen Freiflächen sind 
im Oberboden die der Nutzung entsprechen-
den Prüfwerte der Bundes-Bodenschutz- und 
Altlastenverordnung für den Wirkungspfad Bo-
den-Mensch einzuhalten. Für polyzyklische 
aromatische Kohlenwasserstoffe (PAK) und 
Benzo(a)pyren (BaP) gelten die vom Landes-
gesundheitsamt Baden-Württemberg 2019 
empfohlenen Prüfwertvorschläge des For-
schungs- und Beratungsinstitut Gefahrstoffe 
GmbH (FoBiG). 
 
 

3. Fassadengestaltung 
 

Die Fassaden sind zu verputzen. Gliederungs-
elemente sind aus Stahl, Glas, Kunststoff (z.B. 
Trespa), Holz, Klinker, Klinkerriemchen zuläs-
sig. Reines schwarz und reines weiß sind als 
Fassadenfarben nicht zulässig.  
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Das Anbringen von Photovoltaikanlagen an 
Fassaden ist zulässig. 
 
Ab einer geschlossenen Gebäudeaußenwand-
fläche von 50 m² (ohne Glasflächen ≥ 2,00 m²) 
an der Nord-Ost Fassade ist die Hälfte dieser 
Fläche mit Rankgerüsten bis 2,00 m unter 
Oberkante der Attika zu versehen und zu be-
pflanzen. 
 
 

4. Werbeanlagen 
§ 74 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 LBO 

 

Werbeanlagen sind nur an der Stätte der eige-
nen Leistung zulässig. Werbeanlagen sind am 
Gebäude und den Freiflächen vor den Gebäu-
dezugängen (Nord-West-Seite, Nord-Ost-
Seite, Neckarstraße) sowie vor der Tiefgara-
genzufahrt zulässig. 
 
 

5. Müllbehälter 
 

Die offene Unterbringung von Müllbehältern ist 
unzulässig. Sie sind in die Gebäude zu integ-
rieren. 
 
 

6. Stützmauern 
 

Niveauunterschiede des Geländes sind durch 
Stützmauern oder standsichere Böschungen 
auf den privaten Grundstücken abzufangen bis 
zu einer Höhe von 1,50 m. 
Die Mauern sind in Sichtbeton, als verputzte 
Mauern oder in heimischem Naturstein herzu-
stellen. Sofern auf Stützmauern eine Absturz-
sicherung erforderlich ist, darf diese 1 m über 
Oberkante der Stützmauer geführt werden. 
 

 
7. Einfriedungen 

§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO 
 

Einfriedungen sind bis zu einer Höhe von max. 
1,50 m, entlang der öffentlichen Verkehrsflä-
chen bis zu einer Höhe von max. 1,00 m zuläs-
sig. Erlaubt sind Einfriedungen aus Stein, Holz, 
Metall, Bepflanzungen (keine Kunststoffe). 
 
 

8. Abgrabungen und Aufschüttungen, Ge-
staltung der unbebauten Flächen 
§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO 

 

Die Herstellung des Geländes ist gemäß den 
Vorhaben- und Erschließungsplänen zulässig. 
Nicht bebaute bzw. nicht befestigte Freiflächen 
sind als Grünflächen gärtnerisch anzulegen 
und zu unterhalten. 
 
 

9. Stellplatzverpflichtung 
§ 37 LBO, § 74 Abs. 2 Nr. 1 LBO 

Stellplatzverpflichtung für Wohnungen nach § 
37 Abs. 1 LBO: 
 
Je Wohneinheit: 1,0 Stellplätze 

 
Für gemeinschaftliche Wohnformen (Wohn-
heime, Wohngemeinschaften) beträgt die Stell-
platzverpflichtung 1 Stellplatz je 5 Plätze. Er-
rechnet sich bei der Ermittlung der Zahl der not-
wendigen Kfz-Stellplätze eine Bruchzahl, ist 
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nach allgemeinem mathematischem Grund-
satz auf ganze Zahlen auf- bzw. abzurunden. 

 

III. Hinweise 
 
Bodenschutz (§ 202 BauGB) Zum Schutz des Bodens ist das Bundes-Bo-

denschutzgesetz und das Gesetz zum Schutz 
des Bodens Baden-Württemberg zu beachten. 
 
 

Denkmalpflege Wer Sachen, Sachgesamtheiten oder Teile von 
Sachen entdeckt, von denen anzunehmen ist, 
dass an ihrer Erhaltung aus wissenschaftli-
chen, künstlerischen oder heimatgeschichtli-
chen Gründen ein öffentliches Interesse be-
steht, hat dies unverzüglich einer Denkmal-
schutzbehörde oder der Gemeinde anzuzei-
gen. Der Fund und die Fundstelle sind bis zum 
Ablauf des vierten Werktages nach der An-
zeige in unverändertem Zustand zu erhalten, 
sofern nicht die Denkmalschutzbehörde mit ei-
ner Verkürzung der Frist einverstanden ist. 
Diese Verpflichtung besteht nicht, wenn damit 
unverhältnismäßig hohe Kosten oder Nachteile 
verbunden sind und die Denkmalschutzbe-
hörde es ablehnt, hierfür Ersatz zu leisten. Auf 
§ 20 Abs. 1 Denkmalschutzgesetz (DSchG) 
wird verwiesen. 
 
 

Altlasten Bodenbelastungen sind nicht bekannt. Beim 
Auffinden von Verunreinigungen des Unter-
grundes ist die zuständige Behörde (Amt für 
Bodenschutz und Gesundheitsamt) beim Land-
ratsamt Rhein-Neckar-Kreis einzubeziehen 
und ggf. Erkundungs- bzw. Sanierungsmaß-
nahmen durchzuführen. 
 
 

Kampfmittel Aktuell liegen keine Informationen vor. Es wird 
empfohlen, vor Eingriffen in den Untergrund 
den Kampfmittelbeseitigungsdienst zur Frei-
gabe der Flächen einzuschalten. 
 
 

Artenschutz Die Fällung der Gehölze und das Freiräumen 
des Baufeldes ist zwischen 01. Oktober und 28. 
Februar (außerhalb der Vogelbrutzeit) zuläs-
sig. Bei einer Baufeldfreimachung außerhalb 
des oben genannten Zeitraumes ist durch eine 
Fachperson zu prüfen, ob Vögel brüten oder 
Fledermäuse sich in Tagesquartieren aufhal-
ten.  
 
Als Ausgleich für bestehende Brutstätten am 
Gebäude bzw. in Nistkästen auf dem Gelände 
sind vor dem Abriss/ Gehölzfällung Nisthilfen in 
räumlicher Nähe anzubringen (CEF-
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Maßnahmen). Dies betrifft 1x Mauersegler, 1x 
Kohlmeise, 1x Blaumeise und 1x Nischenbrü-
ter. 
 
Ein Fledermausquartier wurde nicht festge-
stellt. 
 
Nisthilfen- und Fledermausquartiere sollten 
auch in die Neubauten integriert werden. Bei 
Brutnachweisen von Vögeln oder Vorkommen 
von Fledermäusen ist das weitere Vorgehen 
mit der unteren Naturschutzbehörde abzustim-
men. 
 
Die Umsetzung wird verbindlich im Durchfüh-
rungsvertrag geregelt. 
 

  
Wasserwirtschaft und Grundwasserschutz Jegliche Maßnahmen, die das Grundwasser 

berühren könnten, bedürfen einer wasserrecht-
lichen Genehmigung. 
Bauliche Anlagen sind so zu planen bzw. zu er-
stellen, dass keine wasserwirtschaftlichen Be-
einträchtigungen entstehen. Sofern bei Bau-
maßnahmen Grundwasser erschlossen wird, 
ist ein Wasserrechtsverfahren nach §§ 8, 9 und 
10 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) durchzu-
führen. 
Eine ständige Grundwasserabsenkung ist nicht 
zulässig. 
Vorübergehende Grundwasserabsenkungen 
sind erlaubnispflichtig und beim Landratsamt 
Rhein-Neckar-Kreis anzuzeigen. 
 
 

Trennsystem Die Abwasserbeseitigung muss auf dem Bau-
grundstück im Trennsystem erfolgen. Ein An-
schluss sowohl von Schmutzwasser wie Re-
genwasser an den bestehenden Mischwasser-
kanal darf interimsweise erfolgen, bis das öf-
fentliche Trennsystem eingerichtet ist. 
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ANHANG 1  
 
maßgebliche Außenlärmpegel nach DIN 4109-2 (2016) 
 
maßgebliche Außenlärmpegel des Verkehrslärms vor Fassaden der geplanten Bebauung in Höhe 
des Erdgeschosses (die Darstellung gilt näherungsweise auch für das Hanggeschoss) 
oben: für Schlafräume zum Schutz des Nachtschlafs (auf Basis der Lärmeinwirkung "nachts") 
unten: für sonstige schutzbedürftige Räume (auf Basis der Lärmeinwirkung "tags") 
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maßgebliche Außenlärmpegel des Verkehrslärms vor Fassaden der geplanten Bebauung in Höhe 
des 1. Obergeschosses  
oben: für Schlafräume zum Schutz des Nachtschlafs (auf Basis der Lärmeinwirkung "nachts") 
unten: für sonstige schutzbedürftige Räume (auf Basis der Lärmeinwirkung "tags") 
 

 
  

mailto:info@proimmo-haslach.de


PRO     IMMO 
PROJEKTENTWICKLUNG UND IMMOBILIENMANAGEMENT GMBH&CO.KG 

77716 HASLACH, ENGELSTRASSE 22 
Tel. 07832-9968-60 Fax: 07832-9968-70 

E-Mail: info@proimmo-haslach.de / WEB: www.proimmo-haslach.de 

 

 

Stand 24.07.2024 13 

maßgebliche Außenlärmpegel des Verkehrslärms vor Fassaden der geplanten Bebauung in Höhe 
des 2. Obergeschosses  
oben: für Schlafräume zum Schutz des Nachtschlafs (auf Basis der Lärmeinwirkung "nachts") 
unten: für sonstige schutzbedürftige Räume (auf Basis der Lärmeinwirkung "tags") 
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maßgebliche Außenlärmpegel des Verkehrslärms vor Fassaden der geplanten Bebauung in Höhe 
des 3. Obergeschosses  
oben: für Schlafräume zum Schutz des Nachtschlafs (auf Basis der Lärmeinwirkung "nachts") 
unten: für sonstige schutzbedürftige Räume (auf Basis der Lärmeinwirkung "tags") 
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Aufgestellt: 
Haslach, den 24.07.2024 

 
 

Dipl.-Ing.FH / M.Eng. Martin Eitel, M.Eng. Daria Shyian 
 
 
 
 

Ausfertigung 
 
Das Bebauungsplanverfahren wurde nach den gesetzlichen Bestimmungen gemäß §§ 1 – 10  
Baugesetzbuch aufgestellt. 
Die Übereinstimmung dieses Bebauungsplanes mit dem vom Gemeinderat beschlossenen  
Bebauungsplan wird bestätigt. 
 
 
Eberbach, ………………… 
Stadt Eberbach 
 
 
 
 
Peter Reichert  
Bürgermeister 
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Rhein-Neckar-Kreis 
       Stadt Eberbach 
 
 
 
 

 

 

Begründung 
 
 

zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 113 
„Wohnquartier Neckarstraße“  

ENTWURF 
 

Stand: 24.07.2024 
 
 

 
 
1. Inhalt des Flächennutzungsplans 

 
Im rechtsgültigen Flächennutzungsplan der vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft Eberbach-
Schönbrunn wird das Plangebiet als gemischte Baufläche (M) dargestellt. Für das Plangebiet sind 
derzeit keine Bebauungspläne vorhanden. 
Aufgrund der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes mit Ausweisung eines Allge-
meinen Wohngebiets (WA), ist der Flächennutzungsplan nach Rechtskraft des Bebauungsplans 
gemäß § 13 a Abs. 2 Nr. 2 BauGB zu berichtigen. 
 
 
2. Erfordernis der Planaufstellung 

 
Der Grundstückseigentümer als Vorhabenträger beabsichtigt, die Grundstücke Flst.-Nrn. 1234 und 
1227 neu zu bebauen. Die bestehende Bebauung wird dabei abgebrochen und entlang der Neckar-
straße durch  das „Wohnquartier Neckarstraße“ neu bebaut. 
Die Grundstücke sind derzeit dem unbeplanten Innenbereich nach § 34 BauGB zuzuordnen. 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan wird gemäß § 13 a BauGB als Bebauungsplan der Innen-
entwicklung im beschleunigten Verfahren aufgestellt. 
 
 
3. Art der Verfahrensbearbeitung 

 
Der Bebauungsplan wird als Vorhabenbezogener Bebauungsplan gem. § 12 und § 30 Abs. 2 
BauGB aufgestellt. Zur Anwendung kommt das beschleunigte Verfahren als Bebauungsplan der 
Innenentwicklung gem. § 13 a Abs. 2 Nr. 1 BauGB. 
 
Im beschleunigten Verfahren wird von einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem Um-
weltbericht nach § 2 a BauGB, von der Angabe über verfügbare umweltbezogene Informationen 
nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, von der zusammenfassenden Erklärung nach § 10a Abs. 1 BauGB 
sowie von der Überwachung der Umweltauswirkungen (Monitoring) nach § 4 c BauGB abgesehen. 
Ein Ausgleich für Eingriffe nach der Eingriffsregelung nach § 1 a Abs. 3 BauGB ist nicht erforderlich. 
Die Anwendungsvoraussetzungen für das beschleunigte Verfahren nach § 13 a BauGB liegen vor, 
weil der Bebauungsplan der Wiedernutzbarmachung von Flächen dient und weniger als 20.000 m² 
anrechenbare Grundfläche festgesetzt werden. 
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Durch den Bebauungsplan wird die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder 
nach Landesrecht unterliegen, nicht begründet. 
Es bestehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der Erhaltungsziele und Schutzzwecke 
von FFH-Gebieten oder europäischen Vogelschutzgebieten. 
 
Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans liegt nicht im Einwirkungsbereich 
eines Vorhabens nach § 50 S. 1 BImSchG. 
 
 
4. Lage und Beschreibung des Plangebiets 

 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt in direkter Nähe zur Kernstadt und in unmittelbarer 
Nähe zum Neckar-Ufer / Neckarbrücke. Das zu beplanende Gebiet umfasst die beiden Grundstücke 
Flst.-Nrn. 1234 und 1227 der Gemarkung Eberbach. 
Das Flurstück Nr. 1227 ist aktuell unbebaut und beinhaltet lediglich eine Böschungskante mit Ve-
getationsflächen zur angrenzenden Neckarstraße. Das Flurstück Nr. 1234 ist aktuell mit zwei Wohn-
häusern, die altersbedingt stark sanierungsbedürftig sind, sowie einer aufgegebenen und leerste-
henden Gewerbeeinheit bebaut. Eine Bereinigung des Grundstücks mit Abbruch der vorhandenen 
Bebauung ist Voraussetzung zur Umsetzung des Entwurfskonzeptes. 
Die Abgrenzung des Geltungsbereiches umfasst eine Fläche von ca. 0,13 ha. 
Der Geltungsbereich umfasst die Grundstücke Flst.-Nrn. 1234 und 1227 der Gemarkung Eberbach. 
Das Gebiet ist umgeben von der Neckarstraße und der Zwingerstraße. Diese Umgebung ist geprägt 
durch Wohnbebauung unterschiedlicher Körnung sowie der Mehrzweckhalle der Stadt Eberbach. 
 
 
5. Ziele der Planung, Städtebauliches Konzept 

 
Anlass für die Aufstellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans und die örtlichen Bauvorschrif-
ten „Wohnquartier Neckarstraße“ bildete das Bebauungskonzept vom 26.05.2021 des Vorhaben-
trägers gemeinsam mit der Pro Immo, Projektentwicklungs- und Immobilienmanagement GmbH & 
Co.KG. Die aktuelle Planung sieht vor, in dem bestehenden Quartier eine verdichtete Wohnbebau-
ung mit einem Mehrfamilienhaus, das auch gemeinschaftliches Wohnen (Wohngemeinschaften für 
Studierende und sonstiges ausbildungsbedingtes Wohnen (etwa für Auszubildende, Praktikanten 
und/oder Senioren) sowie möglicherweise auch wohngebietsverträgliche Gewerbeeinheiten bein-
haltet, auszuführen (zur näheren Vorhabenbeschreibung vgl. unten Ziff. 8). 
Die Gebäudetypologie ist dem Ziel der Innenentwicklung vor Außenentwicklung und dem sparsa-
men Umgang mit Grund und Boden verpflichtet. Dies wird mit einer städtebaulich verträglichen 
Nachverdichtung im Bestand erzielt. 
 
Die Höhenentwicklung des Gebäudes soll sich sowohl der Topografie, dem bestehenden Straßen-
niveau der Neckarstraße als auch der Umgebungsbebauung einerseits anpassen, gleichwohl an-
dererseits dem Nachverdichtungsgedanken Rechnung tragen. Dies wird neben der Dichte der Be-
bauung auch mit einer abweichend von der Umgebungsbebauung üblichen Flachdachgestaltung 
erzielt. Mit einer Flachdachausformung kann die Kubatur des Baukörpers vor allem im obersten 
Geschoss deutlich effizienter zu Wohnzwecken genutzt werden, als dies bei einer Satteldachform 
der Fall wäre. Gleichwohl wird mit einer teilweisen Staffelung der obersten Geschosse einer massi-
ven Optik entgegengewirkt. Besondere Berücksichtigung gilt dem technischen und gestalterischen 
Einfügen in die bestehende Geländesituation. 
 
 
5.1. Infrastrukturversorgung 

 
Die technische Ver- und Entsorgung des Gebietes ist über das bestehende Leitungsnetz gesichert. 
Leitungsstränge für Anschlüsse an Abwasser- und Frischwasserleitungen sind in der Neckarstraße 
in ausreichender Dimension vorhanden. Die Grundzüge der Entwässerung wurden bereits abge-
stimmt; sie erfolgt über das bestehende Kanalnetz. Es wird für das Oberflächenwasser eine Rück-
haltung mittels Dachbegrünung erfolgen und eine gedrosselte Abgabe an den bestehenden Misch-
wasserkanal. Eine Mehrbelastung gegenüber dem heutigen Zustand ist zu vermeiden. 
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Das Schmutzwasser wird in den bestehenden Mischwasserkanal abgeleitet. Im Plangebiet selbst 
ist ein Trennsystem vorgesehen. Da im öffentlichen Straßenraum jedoch noch kein Trennsystem 
vorliegt, muss das Trennsystem des Plangebietes interimsweise an den Mischwasserkanal im öf-
fentlichen Raum angeschlossen werden. Es sind jedoch die Voraussetzungen für einen Anschluss 
an ein zukünftiges öffentliches Trennsystem geschaffen. 
Der Anschluss an die Leitungslinien für Strom und Telekommunikation wird im Baugenehmigungs-
verfahren festgelegt. 
 
 
6. Umweltbelange 
 
6.1. Naturschutzrechtliche Regelungen 

 
Da der Vorhabenbezogene Bebauungsplan “Wohnquartier Neckarstraße“ im beschleunigten Ver-
fahren nach § 13 a BauGB aufgestellt wird, wird von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, 
von dem Umweltbericht nach § 2 a BauGB, von der zusammenfassenden Erklärung nach § 10a 
Abs. 1 BauGB sowie von der Überwachung der Umweltauswirkungen (Monitoring) nach § 4 c 
BauGB abgesehen. Ein Ausgleich für Eingriffe in Natur und Landschaft nach der Eingriffsregelung 
nach § 1 a Abs. 3 BauGB ist ebenfalls nicht erforderlich. Es besteht aber weiterhin die Verpflichtung, 
die von der Planung berührten Umweltbelange nach § 1 Abs. 7 BauGB zu ermitteln, zu bewerten 
und gerecht abzuwägen. Zudem ist zu berücksichtigen, dass § 13 a Abs. 2 Nr. 4 i.V.m. § 1 a Abs. 3 
S. 6 BauGB zwar von der Ausgleichspflicht für Eingriffe in Natur und Landschaft befreit, nicht jedoch 
von dem weiterhin zu beachtenden Vermeidungsgebot. 
 
Die Auswirkungen der Planung auf die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts wur-
den im Rahmen der Abwägung ermittelt und bewertet. Hierzu wird auf den in Anhang 1 beigefügten 
Landschaftspflegerischen Fachbeitrag des Büros Bioplan vom 13.03.2023 verwiesen, der Bestand-
teil der vorliegenden Begründung ist.  
 
6.2. Artenschutz 
 
Die gesamte Bestandsbebauung im Plangebiet wird abgebrochen. 
 
Die Bedeutung des Plangebiets für den Arten- und Biotopschutz und den Naturhaushalt wurde un-
tersucht. In einer Voruntersuchung wurden Ergebnisse zusammengefasst: 
 
In der artenschutzrechtlichen Potenzialanalyse vom 24.03.2021 konnte Habitatpotenzial für Vor-
kommen von Fledermausarten und Vögel festgestellt werden. Diese sind aufgrund der Habitataus-
stattung möglich. Daher wurde für diese Arten eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung durch-
geführt.  Das Gutachten zur speziellen artenschutzrechtlichen Untersuchung des Büros BIOPLAN 
vom 20.10.2021 kommt zu dem Ergebnis, dass Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 
(Tötung, erhebliche Störung/Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen Population, 
Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) i. V. m. Abs. 5 BNatSchG unter Beachtung fol-
gender Maßnahmen nicht ausgelöst werden. 
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6.3. Lärmschutz 

 
Das geplante „Wohnquartier Neckarstraße“ wird auf dessen Nordwest- und Nordostseite durch die 
Landesstraße L 595 (Neckarstraße) begrenzt; im Süden grenzt ein öffentlicher Parkplatz an. Unmit-
telbar südlich dieses Parkplatzes verläuft die Bundesstraße B 37. Deshalb liegt eine erhebliche 
Verkehrslärmeinwirkung auf das Bauvorhaben vor. In dem vom Büro für Schallschutz Dr. Jans, 
Ettenheim, erstellten Gutachten Nr. 6621/1366C vom 07.12.2022 wurde die zu erwartende Ver-
kehrslärmeinwirkung auf das geplante Gebäude prognostiziert und durch Vergleich mit den Orien-
tierungswerten von Beiblatt 1 zu DIN 18 005 Teil 1 und den Immissionsgrenzwerten der Verkehrs-
lärmschutzverordnung - 16. BImSchV beurteilt. Da diese Orientierungswerte bzw. Immissionsgrenz-
werte vor einzelnen Fassaden des geplanten Gebäudes zum Teil erheblich überschritten werden, 
sind Schallschutzmaßnahmen erforderlich.  
 
 
6.3.1 Erforderliche Luftschalldämmung der Gebäudeaußenbauteile  
 
Zum Schutz der Aufenthaltsräume vor Straßenverkehrslärmeinwirkungen sind die Außenbauteile 
von Aufenthaltsräumen entsprechend den Anforderungen der DIN 4109-1 vom Januar 2018 auszu-
bilden. 
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6.3.2 Öffenbarkeit der Fenster von schutzbedürftigen Räumen  
 
Dem Nachtschlaf dienende Räume (z. B. Schlafzimmer, Kinderzimmer, Übernachtungsräume) dür-
fen in der Nordwest- und Nordostfassade (d. h. in Richtung Neckarstraße) keine öffenbaren Fenster 
aufweisen; Schlafräume dürfen deshalb nicht zur Neckarstraße hin orientiert werden. Von dieser 
Forderung kann im 3. Obergeschoss (Attikageschoss) eventuell abgewichen werden, wenn der 
Schlafraum durch eine hinreichend hohe Attikabrüstung (eventuell auch durch eine auf die Atti-
kabrüstung aufgesetzte Glasscheibe o. ä.) ausreichend von Verkehrslärm abgeschirmt wird, so 
dass der Immissionsgrenzwert "nachts" von 49 dB(A) eingehalten bzw. unterschritten wird. 
 
 
6.3.3 Einsatz von Lüftungsanlagen 
 
Für alle schutzbedürftigen Räume (Schlafzimmer, Kinderzimmer, Wohn-/Esszimmer, Wohnküche, 
Büro usw.) sowie für Räume mit Sauerstoff verbrauchender Energiequelle ist eine kontrollierte Be- 
und Entlüftung vorzusehen. 
 
 
6.3.4 Außenwohnbereiche 
 
Ein Außenwohnbereich (Terrasse, Balkon) ist ausschließlich auf einer von der Neckarstraße abge-
wandten Gebäudeseite anzuordnen. Von dieser Forderung kann abgewichen werden, wenn der 
Außenwohnbereich objektspezifisch geschützt wird, z. B. durch eine Teilverglasung von Balkon, 
Dachterrasse o. ä. 
 
 
6.4. Lage im Überschwemmungsgebiet (HQ 50/HQ100) 
 
Teile des Plangebiets liegen innerhalb von Flächen, die in der Hochwassergefahrenkarte als Über-
schwemmungsgebiete (HQ50 bzw. HQ100) dargestellt werden. Da das Plangebiet im unbeplanten 
Innenbereich i.S.d. § 34 BauGB liegt, besteht trotz der Lage im Überschwemmungsgebiet kein Pla-
nungsverbot (vgl. 78 Abs. 1 WHG). Die Gemeinde hat allerdings gemäß § 78 Abs. 3 WHG im Rah-
men der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB insbesondere die Vermeidung nachteiliger Auswirkun-
gen auf Ober- und Unterlieger, die Vermeidung einer Beeinträchtigung des bestehenden Hochwas-
serschutzes und die hochwasserangepasste Errichtung von Bauvorhaben zu berücksichtigen.  
 
Zudem ist nach § 78 Abs. 4 WHG in festgesetzten Überschwemmungsgebieten die Errichtung oder 
Erweiterung baulicher Anlagen nach den §§ 30, 34 BauGB untersagt. Unter den Voraussetzungen 
des § 78 Abs. 5 WHG kann die zuständige Behörde jedoch die Errichtung oder Erweiterung einer 
baulichen Anlage im Einzelfall genehmigen, wenn  
1. das Vorhaben 

a) die Hochwasserrückhaltung nicht oder nur unwesentlich beeinträchtigt und der Verlust von 
verloren gehendem Rückhalteraum umfang-, funktions- und zeitgleich ausgeglichen wird, 
b) den Wasserstand und den Abfluss bei Hochwasser nicht nachteilig verändert, 
c) den bestehenden Hochwasserschutz nicht beeinträchtigt und 
d) hochwasserangepasst ausgeführt wird oder 

2. die nachteiligen Auswirkungen durch Nebenbestimmungen ausgeglichen werden können. 
Bei der Prüfung dieser Voraussetzungen sind auch die Auswirkungen auf die Nachbarschaft zu 
berücksichtigen. 
 
Auch wenn sich das Bauverbot nach § 78 Abs. 4 WHG erst auf die Genehmigung/Umsetzung eines 
Bauvorhabens bezieht und dort unmittelbare Geltung beansprucht, ist doch im Zuge des vorliegen-
den Bebauungsplanverfahrens zu prüfen, ob das Bauvorhaben überhaupt umsetzbar ist, d.h. ob für 
das Bauvorhaben trotz Lage im Überschwemmungsgebiet eine Ausnahmegenehmigung nach § 78 
Abs. 5 WHG erteilt werden kann. Denn kann nicht mit hinreichender Sicherheit davon ausgegangen 
werden, dass das Bauvorhaben später unter Erteilung einer wasserrechtlichen Ausnahmegeneh-
migung realisierbar ist, ist die Aufstellung eines Bebauungsplans nicht erforderlich i.S.d. § 1 Abs. 3 
BauGB. Der Bebauungsplan wäre unwirksam. 
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Zur Prüfung des Vorliegens der Ausnahmevoraussetzungen des § 78 Abs. 5 WHG hat der Vorha-
benträger bei dem Büro Willaredt Ingenieure ein Gutachten in Auftrag gegeben (August 2022). Bei 
der Bearbeitung wurde festgestellt, dass in der Vergangenheit – Näheres ist nicht bekannt –, süd-
westlich des Grundstücks Flst. Nr. 1234 ein Damm zurückgebaut und eine Mauer errichtet wurde. 
Weder der Stadt Eberbach noch der unteren Wasserbehörde liegen nähere Informationen zu dieser 
Mauer vor. Sie wurde bei der Erstellung der Hochwassergefahrenkarten durch die LUBW nicht als 
Hochwasserschutzeinrichtung erfasst. Von Angrenzern wurde im Zuge der frühzeitigen Bürgerbe-
teiligung dagegen vorgebracht, dass dieser Mauer eine Hochwasserschutzfunktion zukommen 
würde. Da eine weitere Aufklärung bislang nicht möglich war wurde das Vorhaben so umgeplant, 
dass die Mauer erhalten bleibt. Sollte ihr tatsächlich eine (wirksame) Hochwasserschutzfunktion 
zukommen, könnte dies bedeuten, dass die Flächen innerhalb des Vorhabengebiets tatsächlich 
nicht in einem festgesetzten Überschwemmungsgebiet lägen. Für den Fall, dass der Mauer keine 
Hochwasserschutzfunktion zukommen sollte, wurde durch das Ingenieurbüro Willaredt der erfor-
derliche Retentionsausgleich berechnet. Der durch die planmäßige Umsetzung des Vorhabens er-
folgende Retentionsraumverlust von 43,50 m³ kann durch eine planmäßige Teilflutung der geplan-
ten Tiefgarage ausgeglichen werden. Der Wasserstand und Abfluss des Hochwassers wird laut 
Gutachten ebenfalls nicht beeinträchtigt bzw. können vernachlässigt werden. Eine Beeinträchtigung 
bestehenden Hochwasserschutzes erfolgt nicht, insbesondere bleibt die erwähnte Mauer erhalten 
für den Fall, dass dieser eine Hochwasserschutzfunktion zukommen sollte. Die hochwasserange-
passte Ausführung des Vorhabens ist im Baugenehmigungsverfahren bzw. im Verfahren auf Ertei-
lung der wasserrechtlichen Ausnahmegenehmigung nachzuweisen. 
 
Insgesamt geht die Stadt Eberbach daher davon aus, dass das Vorhaben trotz Lage innerhalb eines 
festgesetzten Überschwemmungsgebiets realisierbar ist. Da durch die Realisierung des Vorhabens 
keine erheblichen Nachteile für den Wasserhaushalt oder für Anlieger drohen, räumt die Stadt Eber-
bach auch im Rahmen der Abwägung der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 
gegenüber möglicherweise entgegenstehenden wasserwirtschaftlichen Belangen oder Bedenken 
der Anwohner den Vorrang ein. 
 
7. Planinhalt 
 
7.1. Art der baulichen Nutzung 
 
Die Art der baulichen Nutzung im Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird entsprechend der 
vorgesehenen Nutzungen als allgemeines Wohngebiet (WA) gemäß § 4 der Baunutzungsverord-
nung (BauNVO) festgesetzt. Diese Nutzung fügt sich in die vorhandene Nutzungsstruktur der Um-
gebung ein. Gartenbaubetriebe und Tankstellen werden ausgeschlossen. Die Festsetzung eines 
allgemeinen Wohngebiets wird dergestalt mit einem sog. bedingten Baurecht i.S.d. § 9 Abs. 2 
BauGB verbunden, dass nur solche Vorhaben zulässig sind, zu deren Durchführung sich der Vor-
habenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet (§ 12 Abs. 3a BauGB). Die zum Zeitpunkt des 
Satzungsbeschlusses vorgesehene Nutzung wird unter 8. näher erläutert.  
 
 
 
7.2. Maß der baulichen Nutzung 
 
Das Maß der baulichen Nutzung wird im textlichen Teil der Festsetzungen in Verbindung mit der 
Planzeichnung und die Schnitte und Ansichten des Vorhaben- und Erschließungsplans durch die 
maximal zulässige Höhe der baulichen Anlagen (OK der baulichen Anlagen, ggf. einschließlich Ab-
sturzsicherung) der baulichen Anlagen bestimmt. Die in den Schnitten des Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplans dargestellten Geschossdecken und damit einhergehend der Geschosshöhen innerhalb 
der festgelegten Gebäudekubatur sind dagegen nicht verbindlich, damit in der weiteren Vorhaben-
planung insoweit eine gewisse Flexibilität besteht. 
 
Eine zulässige Grundfläche oder GRZ wird für das Plangebiet – insoweit abweichend von § 16 
Abs. 3 BauNVO – nicht festgesetzt. Die Gemeinde macht insoweit von dem ihr bei Erlass eines 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans zukommenden „Festsetzungserfindungsrecht“ Gebrauch. 
Die Grundfläche der baulichen Anlagen (Haupt- und Nebenanlagen) wird durch den Vorhaben- und 
Erschließungsplan in einer dem Bestimmtheitsgrundsatz Rechnung tragenden Weise festgelegt. 
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Für ein allgemeines Wohngebiet (WA) ermöglicht der vorhabenbezogene Bebauungsplan eine re-
lativ hohe Ausnutzung. Die Grundfläche, die durch Haupt- und Nebenanlagen überbaut werden darf, 
ergibt sich aus dem Vorhaben- und Erschließungsplan. Diese im Vorhaben- und Erschließungsplan 
vorgesehene Bebauung entspricht – bezogen auf die beiden Vorhabengrundstücke Flst. Nrn. 1234 
und 1227 – bei einer Berechnung entsprechend § 19 Abs. 1-4 BauNVO (einschließlich Anlagen 
nach § 19 Abs. 4 S. 1 BauNVO) einer GRZ von ca. 0,81. Ohne Anlagen nach § 19 Abs. 4 S. 1 
BauNVO entspricht die vorgesehene Bebauung einer GRZ von 0,628. Diese für ein WA vergleichs-
weise hohe Ausnutzung ist in dieser innerstädtischen Lage angemessen. Gleiches gilt für die ins-
gesamt entstehende Dichte („GFZ“) – auch wenn keine GFZ im Plangebiet festgesetzt wird. Hinter-
grund ist die städtebauliche Zielsetzung, das Plangebiet angemessen nachzuverdichten, wobei eine 
hohe Aufenthalts- und Wohnqualität im privaten Innenbereich geschaffen werden soll. Dazu ist es 
notwendig, diesen von parkenden Fahrzeugen freizuhalten und die notwendigen Stellplätze unter-
irdisch in einer Tiefgarage unterzubringen. Bei Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans ist die Stadt Eberbach nicht an die Festsetzungsmöglichkeiten der BauNVO gebunden (vgl. 
§ 12 Abs. 3 BauGB). Die Orientierungswerte des § 17 BauNVO, die für ein allgemeines Wohngebiet 
eine GRZ von 0,4 als Obergrenze vorsehen, sind somit nicht verbindlich. Gleichwohl muss die Stadt 
Eberbach im Rahmen der Abwägung sicherstellen, dass die allgemeinen Anforderungen an ge-
sunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewährleistet bleiben. Dies ist bei der vorgesehen Bebau-
ungskonzeption der Fall. Die Belichtung und Besonnung sowohl der Bebauung im Plangebiet als 
auch der Umgebung ist gewährleistet. Das Bauvorhaben ist auf drei Seiten von freien Flächen (Er-
schließungsstraßen, öffentlicher Parkplatz im Süden) umgeben. In südöstlicher Richtung schließt 
sich eine im Wesentlichen nur mit untergeordneten Anlagen bebaute Fläche an. Das Plangebiet 
selbst ist somit gut belichtet und belüftet. Für die südöstlichen Angrenzer gibt es keine unzumutbare 
Beeinträchtigung der Belichtungs- und Besonnungssituation. Das unmittelbar südöstlich angren-
zende Grundstück erfährt insbesondere bei Sonneneinstrahlung aus Osten, Süden und Südwesten 
durch die geplante Bebauung keinerlei Einschränkungen. Lediglich bei Sonnenstand im Westen 
und somit in den Abendstunden ist ein Schattenwurf möglich, der über die derzeit bestehende Situ-
ation hinausgehen dürfte. Aufgrund der im Übrigen aber als gut eingestuften Belichtungs- und Be-
sonnungssituation wird dieser Nachteil im Rahmen der Abwägung als hinnehmbar bewertet. Hin-
sichtlich des Verkehrslärms hat das Lärmgutachten Lösungen aufgezeigt, die im Plangebiet selbst 
gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse sicherstellen. Durch die entstehende Riegelwirkung dürfte 
sich für das unmittelbar südöstlich angrenzende Grundstück sogar eine Verbesserung bei der Ab-
schirmung vor Verkehrslärm auf der nordwestlich des geplanten Vorhabens verlaufenden Neckar-
straße ergeben. Die hohe Flächenversiegelung wird, soweit möglich, durch die Festsetzung um-
fangreicher Begrünungsmaßnahmen auf den Flachdächern und den nicht überbauten Freiflächen 
kompensiert. 
Die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse werden bei Umsetzung 
der städtebaulichen Konzeption somit gewahrt. 
 
Die maximale Gebäudehöhe wird durch ein Maß in Meter ü. Straßenniveau im Planteil festgesetzt. 
Diese maximale Gebäudehöhe wird als Oberkante Attika / Absturzsicherung definiert. Eine Über-
schreitung der festgesetzten Höhe durch mögliche technische Aufbauten einschließlich – auch auf-
geständert zulässiger – Photovoltaikanlagen ist zulässig. Der städtebaulichen Ausgestaltung der 
Staffelgeschosse wird durch unterschiedliche Höhenfestsetzungen Rechnung getragen. Damit ist 
das zulässige Bauvolumen hinreichend definiert 
Die Festsetzung zur Höhe der Gebäude orientiert sich an dem vorhandenen Straßenniveau 
(Neckarstraße). Die gewählte Gebäudetypologie lehnt sich vor allem an die Körnigkeit der Umge-
bungsbebauung an. 
Mit den Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung wird eine angemessene Neuordnung und 
Aufwertung des Plangebietes ermöglicht. 
 
7.3. Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen 
 
Die überbaubare Grundstücksfläche wird durch die Festsetzung von Baugrenzen bestimmt; für die 
Fläche der Tiefgarage (einschließlich dort zulässiger Nebenräume und Erschließungseinrichtun-
gen) wird eine gesonderte Baugrenze definiert. Nebenanlagen i.S.d. § 14 BauNVO sind auch ohne 
behördliche Ermessensentscheidung außerhalb der festgesetzten Baugrenzen zulässig. Insoweit 
macht die Stadt von ihrem Festsetzungserfindungsrecht Gebrauch, das ihr bei Aufstellung eines 
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vorhabenbezogenen Bebauungsplans zusteht. § 23 Abs. 5 S. 1 BauNVO kommt hinsichtlich der 
Überschreitung der Baugrenzen durch Nebenanlagen nicht zur Anwendung. 
 
Die Bauweise wird entsprechend der geplanten Bebauung als abweichende Bauweise festgesetzt. 
Dabei ist innerhalb der Baugrenzen eine Bebauung ohne Grenzabstände zulässig, und dies auch 
unabhängig von einer Bebauung auf dem Nachbargrundstück. 
Die gemäß § 5 Abs. 7 LBO vorgegebenen Tiefen der Abstandsflächen für ein allgemeines Wohn-
gebiet von 0,4 der anrechenbaren Wandhöhe können durch die Planung eingehalten werden. Bei 
der nord-östlichen Fassade des Gebäudes entlang der Neckarstraße handelt es sich um eine 
Grenzbebauung zum Nachbargebäude Neckarstraße Nr. 41 mit einer Brandschutzwand, die auf-
grund der festgesetzten abweichenden Bauweise keine Abstandsflächen auslöst. Da es sich dabei 
um die Giebelseiten der Gebäude handelt, ist eine ausreichende Belichtung und Belüftung ebenfalls 
sichergestellt. Aufgrund der abweichenden Bauweise ist auch in südwestlicher Richtung zum öf-
fentlichen Parkplatz hin keine Abstandsfläche erforderlich.  
 
7.4. Verkehrserschließung 

 
Die Verkehrserschließung des Planbereiches ist über das bestehende Straßennetz gegeben. Die 
Zufahrt zur Tiefgarage erfolgt von der Zwingerstraße / Parkplatz „Grüner Baum“ aus. Entsprechende 
Festsetzungen sind im Bebauungsplan vorgesehen. Die Anbindung an den öffentlichen Personen-
nahverkehr ist durch die nahe gelegene  Bushaltestelle „Neckarbrücke“ gegeben. Die Linie 801 stellt 
die Anbindung an die Eberbacher Innenstadt und den Bahnhof sicher. 
 
7.5. Grünordnerische Festsetzungen 
 
Das Plangebiet liegt im Bereich des fast vollständig versiegelten Stadtkerns von Eberbach. Der 
Geltungsbereich ist im Bestand mit Ausnahme der Böschung zur Neckarstraße fast vollständig ver-
siegelt. 
 
Durch Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
wird der hohe Versiegelungsgrad kompensiert. Insbesondere ist eine intensive Begrünung von Teil-
bereichen der Tiefgarage, eine extensive Begrünung der Flachdächer sowie eine Bepflanzung im 
Bereich zwischen Gebäude und Straße sowie auf der Südostseite des Gebäudes verbindlich vor-
gegeben. 
 
Ergänzende Maßnahmen, die aus artenschutzrechtlichen Gründen zur Vermeidung des Eintritts 
eines artenschutzrechtlichen Verbotstatbestands (i.S.d. § 44 BNatSchG) erforderlich werden bzw. 
die vom Artenschutzgutachten empfohlen werden, werden im Durchführungsvertrag, ggf. ergän-
zend mit Dritten vertraglich und soweit möglich und rechtlich erforderlich dinglich gesichert. 
 
7.6. Örtliche Bauvorschriften 
 
Zur Sicherstellung der gestalterischen Zielsetzungen im Plangebiet werden örtliche Bauvorschriften 
nach § 74 der Landesbauordnung Baden-Württemberg (LBO-BW) als eigenständiger Satzungsteil 
festgesetzt. Die Gestaltungsanforderungen werden für die Dach-, Fassaden- und Freiflächengestal-
tung (einschließlich der Zulässigkeit von Abgrabungen und Aufschüttungen, Stützmauern und Ein-
friedungen), für Werbeanlagen und für Müllbehälter definiert.  
 
Hinsichtlich der Kfz-Stellplatzverpflichtung bleibt es für Wohnungen bei 1 Stellplatz/Wohneinheit. 
Für gemeinschaftliche Wohnformen (Wohnheime, Wohngemeinschaften) wir die Kfz-Stellplatzver-
pflichtung auf 1 Stellplätze je 5 Plätze reduziert. Dies ist gerechtfertigt, da bei diesen Wohnformen, 
die überwiegend von Studierenden und Auszubildenden, aber auch immer häufiger von Senioren 
genutzt werden, von einem reduzierten Kfz-Besitz ausgegangen werden kann und die ÖPNV-An-
bindung des Standorts einen entsprechenden Ausgleich schafft.  
 
Die geplante Tiefgarage verfügt mit den maximal möglichen 25 Kfz-Stellplätzen über eine ausrei-
chende Anzahl von Stellplätzen, um das geplante Vorhaben zu realisieren. Die genaue Berechnung 
der erforderlichen Kfz-Stellplätze hängt von der genauen Nutzungsstruktur im künftigen Gebäude 
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ab, die im Durchführungsvertrag näher festgelegt wird. Der konkrete Stellplatznachweis ist im Bau-
genehmigungsverfahren zu führen. 
 
 
8. Konkrete Vorhabenbeschreibung 

 
8.1. Allgemeines 

 
Die Nutzung des Grundstückes und der Gebäude Neckarstraße 39 bedarf einer Neubewertung. Die 
vorhandenen gewerblichen Nutzungsflächen stehen leer und entsprechen keinen heutigen und zu-
künftigen Anforderungen. Die beiden Wohngebäude mit insgesamt nur 4 Wohnungen sind stark 
sanierungsbedürftig und zur langfristigen Nutzung sind ebenfalls umfangreiche Erneuerungsinves-
titionen erforderlich. Für das Plangebiet wurde ein Konzept mit dem Eigentümer und Vorhabenträ-
ger gemeinsam mit der ProImmo GmbH & Co.KG, 77716 Haslach im Kinzigtal entwickelt, das eine 
dem bestehenden baulichen Charakter, der topografischen Situation und der Innenbereichslage 
angepasste Wohnbebauung beinhaltet. Das Bebauungskonzept sieht derzeit vor, auf dem Grund-
stück eine Wohnanlage mit Wohnungen, gemeinschaftlichen Wohnformen (Wohngemeinschaften, 
Wohnheim) sowie möglicherweise zwei gebietsverträglichen Gewerbeeinheiten (z.B. “Fahrrad-
Cafe“) zu realisieren. Die konkrete Nutzung wird im Durchführungsvertrag verbindlich mit der Ge-
meinde vereinbart. 

 
Hieraus ergeben sich Anforderungen an den Städtebau und an das Raumprogramm: 

 
Städtebau:  
• Abschluss zur Verkehrsseite 
• Fassung des Kreisverkehrs 
• Bildung einer Raumkante 
• Höhenentwicklung zur Brücke und zum Bestand 
• Schaffung von ruhiger Innenzone 
• Fassadengestaltung nach Orientierung und Nutzung 
• Nutzung eines Innenentwicklungspotenzials 
 
Raumprogramm: 
• Vielfalt 
• Flexibel 
• Robust für Veränderungen 
 

 
8.2. Baubeschreibung  

 
Es ist eine Wohnanlage geplant, in der ca. 20 bis 26 Wohneinheiten, möglicherweise auf zwei Teil-
flächen auch Gewerbeeinheiten sowie eine gemeinsame Tiefgarage Platz finden. Die Nutzung soll 
möglichst viele Bevölkerungskreise ansprechen, die Wohnungsgrößen werden entsprechend diffe-
renziert entwickelt: Junges Wohnen / Single – Paar - Familie / Wohnen für Senioren. Hierzu werden 
neben den verschiedenen Größen der Einheiten, die sich jeweils in verschiedenen Ebenen im Ob-
jekt wiederfinden, sowie Wohngemeinschaften mit Möblierung entstehen. Diese können dann zum 
Beispiel von Studierenden, Auszubildenden oder als Senioren-Wohngemeinschaften genutzt wer-
den. Alle Wohnungen erhalten einen privaten Freibereich und werden so die unterschiedlichsten 
Zielgruppen (wie z.B.: Junges Wohnen / Single – Paar - Familie / Wohnen für Senioren) ansprechen. 
 
Alle Wohnungen mit Ausnahme einer Wohnung im 3.OG sind bis zur Wohnungsabschlusstür gem. 
LBO § 35 barrierefrei zugänglich. Die Barrierefreiheit für alle Wohnbereiche wird durch Aufzüge 
über alle Geschosse erreicht. 
 
Derzeit ist für die verschiedenen Bereiche des Vorhaben- und Erschließungsplans folgende Nut-
zung vorgesehen (insg. ca. 24 Wohneinheiten): 
 
• Bereich 1: 3 Wohngemeinschaften mit insgesamt 10 Plätzen. Diese Wohnungen sollen 
dem studentischen/ausbildungsbedingten Wohnen und/oder dem Seniorenwohnen dienen 
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• Bereich 2: 1 Wohnung 
• Bereich 3: 6 Wohnungen 
• Bereich 4: 1 Wohnung 
• Bereich 5: 7 Wohnungen 
• Bereich 6: 4 Wohnungen 
• Bereich 7: 1 Wohnung 
• Bereich 8: 1 Wohnung 
 
Der ruhende Verkehr wird in einer Tiefgarage auf dem Grundstück untergebracht. Der Vorhaben-
träger hat die Anregung des Gemeinderates bezüglich eines Stellplatzschlüssels von 1,5 Kfz-Stell-
plätzen pro Wohneinheit aufgenommen und überprüft. Die Umsetzung ist in der Tiefgarage jedoch 
nicht möglich und die Anlage von Außenstellplätzen im Bereich des Brückenkopfes ist nicht ge-
wünscht. Für Wohneinheiten soll daher die gesetzliche Mindestvorgabe von 1 Kfz-Stellplatz je 
Wohneinheit gelten. Für gemeinschaftliche Wohnformen (studentisches Wohnen/ausbildungsbe-
dingtes Wohnen, Seniorenwohnen in Wohnheimen oder Wohngemeinschaften) wird die Stellplatz-
verpflichtung auf 1 Kfz-Stellplatz je 5 Plätze reduziert, was durch den geringeren Stellplatzbedarf 
dieser Nutzergruppen und die gute ÖPNV-Anbindung des Vorhabengebiets gerechtfertigt ist. Der 
Vorhabenträger erreicht, bei optimaler Ausnutzung der Fläche, eine maximale Anzahl von 25 Kfz-
Stellplätzen in der Tiefgarage. Diese Anzahl ist ausreichend, um den durch das Vorhaben erzeugten 
Stellplatzbedarf aufzunehmen. Die Einzelheiten sind abhängig von der konkreten Ausgestaltung 
und Anzahl der einzelnen Einheiten. Der Kfz-Nachweis ist im Baugenehmigungsverfahren zu füh-
ren. Im Außenbereich im Bereich des Brückenkopfes ist eine Fahrradabstellfläche vor dem Ge-
bäude geplant.  
 
Die Struktur der umgebenden Bebauung soll sich in Körnung und Höhe der Neubebauung wieder-
finden. 
Das Baugrundstück wird südlich durch einen Parkplatz (Grüner Baum) und die Uferstraße zum 
Neckar abgegrenzt. Im Westen grenzt das Grundstück direkt an die Neckarstraße mit der gegen-
überliegenden Mehrzweckhalle. Die Nordseite grenzt wieder direkt an die Neckarstraße mit gegen-
überliegender Wohnbebauung, die etwa die gleiche Höhenentwicklung entlang der Straße aufweist. 
Auf der Ostseite wird das Gebäude direkt an das Nachbarhaus Neckarstraße 41 (Grenzbebauung) 
mit einer abgetreppten Höhenentwicklung anschließen. 
Der Zugang zum Gebäude erfolgt von der Straßenseite (Neckarstraße) im Erdgeschoss, sowie über 
die Tiefgarage im Tiefgaragengeschoss, welches durch die Hanglage des Objektes ebenfalls  
ebenerdig angefahren werden kann. Im Hanggeschoss sind derzeit Wohngemeinschaften geplant, 
in den darüberliegenden Geschossen (Erdgeschoss bis 3. Obergeschoss) sind Wohnungen oder 
möglicherweise Gewerbeeinheiten geplant. Eine mögliche zweigeschossige Gewerbeeinheit läge 
im Hang- und im Erdgeschoss und könnte mit einem internen Aufzug (Lastenaufzug) von der Tief-
garage bis zum Erdgeschoss zusätzlich erschlossen werden. 

 
 

8.3. Klimaneutralität  
 

Das Vorhaben leistet einen Beitrag auf dem Weg zur Klimaneutralität in Eberbach am Neckar. Das 
energetische Konzept sieht vor, einen hohen Wärmedämmstandard (KfW55 oder besser), unter 
Einbindung von erneuerbaren Energien z.B. über eine Wärmepumpenanlage, PV-Anlagen mit Ei-
genstromversorgung und einer Gas-Brennwertanlage für Spitzenlasten zu realisieren. 

 
9. Flächen- und Kostenangaben 
 
9.1. Flächenbilanz 
 
Gesamtfläche Geltungsbereich                      ca. 1.360 m² (100,0 %) 
davon: allgemeines Wohngebiet (WA)           ca. 1.360 m² 
 
 
9.2. Kosten 
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Der Stadt entstehen für die Erstellung des Bebauungsplanes keine Kosten. Diese werden von dem 
Vorhabenträger getragen. 
 
 
Aufgestellt: 
Haslach, den 24.07.2024 
Dipl.-Ing.FH / M.Eng. Martin Eitel, M.Eng. Daria Shyian  
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ANLAGE 1a 

Der Vorhaben- und Erschließungsplan "Neckarstraße 39 
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ANLAGE 2a 

Der zeichnerische Teil des Bebauungsplans Nr. 113 "Wohnquartier 
Neckarstraße" 



Baugebiet Zahl der
Vollgeschosse

Grundflächenzahl Geschoßflächen-

Bauweise

Dachform , Dachneigung

Oberkante

zahl
OK a

1

Planungsbüro:

STADT EBERBACH
VORHABENBEZOGENER BEBAUUNGSPLAN Nr. 113

 "Wohnquartier Neckarstraße"
ENTWURF

FD, max 10°

Zeichnerische Festsetzungen
(nach Planzeichenverordnung vom Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) geändert worden ist.

Maß der baulichen Nutzung (nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 ff. BauNVO)

Höhe Baulicher Anlagen: Oberkante als Höchstmaß, Angaben in Meter OK + xy m
bezogen auf Straßenhöhe, +-0,00 m = 133,10 m ü. NN

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

a Abweichende Bauweise

(nach § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §§ 22, 23 BauNVO)

Baugrenze

Verkehrsflächen (nach § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Grünordnerische Festsetzungen

Sonstige Planzeichen

Flächen zum Anpflanzen von freiwachsenden Hecken, Sträuchern und Bäumen: 

Überbaubare Grundstücksfläche für Tiefgarage, Nebenräume und Erschließungsanlagen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans

TG

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen und Festsetzungen

Mit Leitungsrecht zu Gunsten der Ver- und  Entsorgungsträger zu belastende FlächeLr

Flachdach (Neigung max. 10°)FD

(nach § 9 Abs. 1 Nr. 25 a und Nr. 25 b BauGB)

(nach § 23 BauNVO)

(nach § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

(nach § 9 Abs. 7 BauGB)

(§ 16 Abs. 5  BauNVO)

_
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Datum: 24.07.2024 Maßstab: 1 : 500

Tiefgaragenzufahrt

(siehe Planeintrag)

Verfahrensvermerke
Verfahren nach § 13 a Baugesetzbuch ( BauGB )
1. Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB durch Gemeinderat

am 24.06.2021
2. Öffentliche Bekanntmachung in der Eberbacher Zeitung, Rhein-Neckar-Zeitung, 

sowie im Internet am 15.01.2022

3. Als Vorentwurf beschlossen durch Gemeinderat am 16.12.2021
4. Öffentliche Bekanntmachung am 15.01.2022
    der Entwurfsauslegung
5. Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB am 15.01.2022
    Offenlage vom 24.01.2022 bis 28.02.2022
6. Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB
    vom 24.01.2022 bis 28.02.2022

7. Als Entwurf beschlossen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB durch
Gemeinderat am  25.04.2024

8. Öffentliche Bekanntmachung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB am  08.06.2024
    der Entwurfsauslegung
9. Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB am  08.06.2024
    Offenlage vom 13.05.2024  bis  21.06.2024
10. Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB

vom  13.05.2024  bis  21.06.2024

11. Erneute, verkürzte öffentliche Bekanntmachung gemäß § 4a Abs. 3 BauGB am .......................
    der Entwurfsauslegung
12. Erneute, verkürzte Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 4a Abs. 3 BauGB am ........................
    Offenlage vom .......................  bis  .......................
13. Erneute, verkürzte Beteiligung der Träger gemäß § 4a Abs. 3 BauGB
    öffentlicher Belange vom  .......................  bis  .......................

11. Satzungsbeschluss gemäß § 10 Abs. 1 BauGB durch Gemeinderat
am ............................
über den Bebauungsplan nach § 10 Abs. 1 BauGB
über die örtlichen Bauvorschriften nach § 74 LBO

12. Ausgefertigt:
     Die textlichen und zeichnerischen Festsetzungen dieses Bebauungsplans mit den örtlichen Bauvorschriften
     nach § 74 LBO, stimmen mit dem Willen des Gemeinderates, wie dieser in dem Beschluss
     vom ................................... zum Ausdruck kommt, überein.

Gefertigt: Zur Beurkundung
Karlsruhe, den 24.07.2024 Eberbach, den

............................................. .............................................
Martin Eitel Peter Reichert
Dipl. Ing. FH / M. Eng. Bürgermeister

13. Ortsübliche Bekanntmachung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB am ............................

14. In Kraft getreten gemäß § 10 Abs. 3 BauGB und § 4 Abs. 3 GemO 
am........................................

_WA

Spielplatz, nicht öffentlich (nach § 9 Abs. 22 BauGB)

Art der baulichen Nutzung

Allgemeines WohngebietWA
(nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 4 BauNVO)

Umgrenzung von Flächen für das Überschwemmungsgebiet
Ü

(nach § 9 Abs. 6 a BauGB)

Umgrenzung der Flächen, bei deren Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen zum Schutz 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)
vor schädlichen Umwelteinwirkungen gemäß 6.3. der Begründung erforderlich sind

_

Pflanzgebot 1: Einzelbäume auf privaten  Grundstücksflächen 
Pflanzgebot 2: Tiefgaragendecke
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ANLAGE 2b 

Planungsrechtlicher Textteil des Bebauungsplan Nr. 113 "Wohnquartier 
Neckarstraße"und – nicht als Teil des Bebauungsplans, sondern als 
gesonderte Satzung – örtliche Bauvorschriften zum Geltungsbereich des 
Bebauungsplans  
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Rhein-Neckar-Kreis 
       Stadt Eberbach 
 
 
 
 

 

 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan  
Nr. 113 

„Wohnquartier Neckarstraße“  
 

ENTWURF 
 

 

Textlicher Teil:    Planungsrechtliche Festsetzungen 
     Örtliche Bauvorschriften 
     Hinweise 

 
Stand: 24.07.2024 

 
 

Gesetzliche Grundlagen dieses Bebauungsplanes sind: 
 
Das Baugesetzbuch (BauGB), 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.November.2017 (BGBl. I. S. 3634), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 20.12.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394) geändert worden ist. das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 04. Januar 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6) geändert worden ist. 
 
 
Die Baunutzungsverordnung (BauNVO), 
in der Fassung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.November 2017 (BGBl. I S. 3786), die durch Art. 2 des Geset-
zes vom 03. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert worden ist. 
 
Die Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO), 
in der Fassung vom 5. März 2010 (GBl. ber. S. 416), die durch Gesetz vom 13. Juni 2023 (GBl. S. 170) geändert worden ist. 
 
Planzeichenverordnung (PlanZV), 
vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) 
geändert worden ist. 
 
Aufhebung bisheriger Festsetzungen  
 
Mit Inkrafttreten dieses Bebauungsplanes treten alle bisher im Geltungsbereich gültigen  
Festsetzungen außer Kraft. 
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I. Planungsrechtliche Festsetzungen 
 

1. Art der baulichen Nutzung 
§ 4 i.V.m. § 1 Abs. 6 BauNVO   

 

Allgemeines Wohngebiet (WA) 
 
Gartenbaubetriebe (§ 4 Abs. 3 Nr. 4) und Tankstellen 
(§ 4 Abs. 3 Nr. 5 BauNVO) werden gem. § 1 Abs. 6 
Nr. 1 BauNVO nicht Bestand des Bebauungsplans und 
sind somit auch nicht ausnahmsweise zulässig. 
 
 

Bedingtes Baurecht 
§ 12 Abs. 3a i.V.m. § 9 Abs. 2 BauGB 
 
 

Unter entsprechender Anwendung des § 9 Abs. 2 
BauGB wird festgesetzt, dass im Rahmen der festge-
setzten Nutzungen nur solche Vorhaben zulässig sind, 
zu deren Durchführung sich der Vorhabenträger im 
Durchführungsvertrag verpflichtet. Änderungen des 
Durchführungsvertrags oder der Abschluss eines neuen 
Durchführungsvertrags sind zulässig. 
 
 

2. Maß der baulichen Nutzung 
 

  
 
 
 
 
 
 

Höhe baulicher Anlagen 
 
Die maximal zulässige Höhe baulicher Anlagen (OK = 
Oberkante, ggf. einschließlich Absturzsicherung) ergibt 
sich aus den Eintragungen in der Planzeichnung sowie 
den Schnitten und Ansichten des Vorhaben- und Er-
schließungsplans in Meter, jeweils bezogen auf den un-
teren Bezugspunkt +-0,00 m = 133,10 m ü. NN (Stra-
ßenniveau Neckarstraße).  
 
 
Technische Aufbauten, insbesondere Photovoltaikanla-
gen dürfen die maximale Höhe baulicher Anlagen über-
schreiten. 
 
 

3. Bauweise 
§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB  
§§ 22 BauNVO 

 

Abweichende Bauweise: 
Als abweichende Bauweise sind bauliche Anlagen in-
nerhalb der Baugrenze auch unabhängig von einer Be-
bauung auf dem Nachbargrundstück ohne Grenzab-
stände zulässig. 
 
 

4. Überbaubare Grundstücksfläche 
§ 9 Abs. 1 BauGB 
§ 23 BauNVO 

 
 

Baugrenze, siehe Planeintrag. 
 
Auf der gem. Planeintrag umgrenzten Fläche der Tief-
garage (TG) ist auf Ebene der Tiefgarage gem. Vorha-
ben- und Erschließungsplan die Errichtung einer Tiefga-
rage inklusive Lichtschächte sowie von Nebenräumen 
und Erschließungseinrichtungen des Hauptgebäudes 
zulässig. Auf der Ebene des Hanggeschosses sowie 
Erdgeschosses sind außerdem Lichtschächte, Erschlie-
ßungseinrichtungen sowie Außentreppen und -Rampen 
zulässig.  

  
5. Ein- bzw. Ausfahrtsbereich  

§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB 
 
 

Ein- und Ausfahrten in die Tiefgarage sind nur innerhalb 
der ausgewiesenen Bereiche zulässig, siehe Planein-
trag. 
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6. Mit Leitungsrecht zu belastende Flä-

chen 
§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB 

 

Flächen für Leitungsrechte zu Gunsten der Ver- und 
Entsorgungsträger. 
 
 

7. Nebenanlagen 
§ 14 BauNVO 
 

 

Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sind abwei-
chend von § 23 Abs. 5 BauNVO auch außerhalb der 
festgesetzten Baugrenzen zulässig. 
 
 

8. Maßnahmen zum Schutz, zur  
Pflege und zur Entwicklung von Bo-
den, Natur und Landschaft 
§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 
 

Ausgehobener und wiederverwertbarer Oberboden ist 
in nutzbarem Zustand zu erhalten, gesichert, fachge-
recht in Mieten zwischenzulagern und anschließend so 
weit möglich wieder zu verwenden. 
Die Tiefgarage ist mit Ausnahme der Flächen für Wege 
und Terrassen intensiv zu begrünen und zu unterhalten. 
Die Mindestsubstratstärke beträgt 30 cm. Bei Baum-
pflanzungen ist eine pflanzbedingte punktuelle Erhö-
hung des Pflanzsubstrates auf mindestens 90 cm vor-
zusehen. Bei Gehölzpflanzungen ist eine pflanzbe-
dingte Erhöhung des Pflanzsubstrates auf mindestens 
50 cm vorzusehen. 
Flachdächer sind überwiegend extensiv mit einer min-
destens 8 10 cm dicken Substratschicht und zusätzli-
cher Isolier- / Drainageschicht entsprechend dem Stand 
der Technik, sowie eines Kiesrandes zu begrünen, zu 
pflegen und dauerhaft zu erhalten. Ausfälle in der Be-
grünung sind zu ersetzen.  
 
 

9. Lärmschutz 
§9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB 
 

 
Erforderliche Luftschalldämmung der Gebäudeau-
ßenbauteile 
Zum Schutz der Aufenthaltsräume vor Straßenver-
kehrslärmeinwirkungen sind die Außenbauteile von Auf-
enthaltsräumen entsprechend den Anforderungen der 
DIN 4109-1 vom Januar 2018 auszubilden. Als Grund-
lage für die Ermittlung der erforderlichen Luftschalldäm-
mung der Außenbauteile gegen Außenlärm werden die 
in Anhang 1 angegebenen, gemäß dem Verfahren der 
DIN 4109-2 (Stand: Januar 2018) ermittelten maßgebli-
chen Außenlärmpegel festgesetzt.  
 
Ausgehend von diesen Außenlärmpegeln wird die erfor-
derliche Luftschalldämmung R'w,ges der Außenflächen 
schutzbedürftiger Räume wie folgt ermittelt: 
 

R'w,ges  = La - KRaumart + KAL 
und  KAL  = 10  lg (SS/(0,8  SG)) in dB       

(Gleichung 33 der DIN 4109-2) 
mit 
 La   = maßgeblicher Außenlärmpe 

gel in dB(A) 
 KRaumart = 25 dB für Bettenräume in  

Krankenanstalten und Sanato- 
rien 
= 30 dB für Aufenthaltsräume in 
Wohnungen, Übernachtungs-
räume in 
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Beherbergungsstätten, Unter-
richtsräume und Ähnliches 
= 35 dB für Büroräume und 
Ähnliches 

 SS   = vom Raum aus gesehene ge- 
samte Außenfläche in m² 

 SG   = Grundfläche des Raums in m² 
 
 
Öffenbarkeit der Fenster von schutzbedürftigen 
Räumen  
Dem Nachtschlaf dienende Räume (z. B. Schlafzimmer, 
Kinderzimmer, Übernachtungsräume) dürfen in der 
Nordwest- und Nordostfassade (d. h. in Richtung 
Neckarstraße) keine öffenbaren Fenster aufweisen; 
Schlafräume dürfen deshalb nicht zur Neckarstraße hin 
orientiert werden. Von dieser Forderung kann im 3. 
Obergeschoss (Attikageschoss) eine Ausnahme erteilt 
eventuell abgewichen werden, wenn der Schlafraum 
durch eine hinreichend hohe Attikabrüstung (eventuell 
auch durch eine auf die Attikabrüstung aufgesetzte 
Glasscheibe o. ä.) ausreichend von Verkehrslärm abge-
schirmt wird, so dass der Immissionsgrenzwert "nachts" 
von 49 dB(A) eingehalten bzw. unterschritten wird. 
 
Einsatz von Lüftungsanlagen 
Für alle schutzbedürftigen Räume (Schlafzimmer, Kin-
derzimmer, Wohn-/Esszimmer, Wohnküche, Büro usw.) 
sowie für Räume mit Sauerstoff verbrauchender Ener-
giequelle ist eine kontrollierte Be- und Entlüftung vorzu-
sehen. 
 
Außenwohnbereiche 
Ein Außenwohnbereich (Terrasse, Balkon) ist aus-
schließlich auf einer von der Neckarstraße abgewand-
ten Gebäudeseite anzuordnen, d. h. vor einer in den 
Grafiken von Anhang 1, jeweils unten, in Grüntönen ge-
kennzeichneten Fassade. Von dieser Forderung kann 
abgewichen werden, wenn der Außenwohnbereich ob-
jektspezifisch geschützt wird, z. B. durch eine Teilver-
glasung von Balkon, Dachterrasse o. ä. 
 
 

  
10. Oberflächenwasser Flachdachbegrünung zur Retention von Oberflächen-

wasser und zur Verbesserung des Mikroklimas. 
Für das Grundstück ist eine Oberflächenwasserrückhal-
tung mittels Retentionsdach und Dachbegrünung mit ei-
ner gedrosselten Wasserabgabe in den bestehenden 
Kanal herzustellen. 
 
 
 

11. Pflanzgebote 
§ 9 Abs. 1 Nr. 25a und b BauGB  

Pflanzgebot 1: Einzelbäume auf privaten  
Grundstücksflächen 
Gemäß der nachfolgenden Pflanzliste sind in Summe 
mindestens 6 heimische Bäume sowie 20 Sträucher an-
zupflanzen und dauerhaft zu unterhalten. Die Lage der 
Pflanzstandorte sind auf den Flächen zum Anpflanzen 
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von freiwachsenden Hecken, Sträuchern und Bäumen 
zu wählen.  
 
 
 
Pflanzliste: 
Es sind gebietsheimische Gehölze Baden- Württem-
bergs zu verwenden mit Beachtung der Herausforde-
rungen des Klimawandels.  
 
z.B. 
Carpinus betulus, Hainbuche 
Cornus sanguinea, Roter Hartriegel 
Corylus avellana, Haselnuss 
Crataegus laevigata, Zweigriffeliger Weißdorn 
Crataegus monogyna, Eingriffeliger Weißdorn 
Euonymus europaeus, Pfaffenhütchen 
Ligustrum vulgare, Rainweide/Liguster 
Lonicera xylosteum, Rote Heckenkirsche 
Ostrya carpinifolia, Europäische Hopfenbuche 
Prunus spinosa, Schlehe 
Rosa canina, Hunds-Rose 
Salix caprea, Sal-Weide 
Salix cinerea, Grauweide 
Salix purpurea, Purpurweide 
Sambucus nigra, Schwarzer Holunder 
Sambucus racemosa, Trauben Holunder 
Viburnum opulus, Gewöhnlicher Schneeball 
Qualitäten Sträucher, mindestens 1 x verpflanzt, Höhe: 
60 - 100 cm 
 
Fraxinus ornus – Blumenesche 
Fraxinus angustifolie Raywood – Schmalblättrige Erle 
Robinia pseudoaccacia – Akazie 
Quercus robur Fastigiata – Säuleneiche 
Quercus frainetto– Ungarische Eiche 
 
 
Pflanzgebot 2: Tiefgaragendecke 
Die Decken der Tiefgaragen sind außerhalb der Ge-
bäude, Terrassen sowie Licht- und Lüftungsschächten 
mit mindestens 30 cm Bodenaufbau auszuführen. Für 
Gehölz- und Baumpflanzungen ist punktuell ein Boden-
aufbau von mindestens 50 cm bzw. 90 cm vorzusehen. 
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Sonstige Festsetzungen 
 
1. Abgrenzungen 

§ 9 Abs. 7 BauGB 
 

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes. 

2. Vorhaben- und Erschließungsplan 
 

Der Vorhaben- und Erschließungsplan (Lage-
plan, Grundrisse, Ansichten, Schnitte) ist ver-
bindlicher Bestandteil des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes.  
 
Hinweis: Vor Satzungsbeschluss wird der Vor-
habenträger mit der Gemeinde einen Durchfüh-
rungsvertrag abschließen, in dem sich der Vor-
habenträger zur Durchführung des Vorhabens 
und der Erschließungsmaßnahmen innerhalb 
einer bestimmten Frist und zur Tragung der 
Planungs- und Erschließungskosten ganz oder 
teilweise verpflichtet. 
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II. Örtliche Bauvorschriften 
 

§ 74 LBO 
 
1. Dachgestaltung Zulässige Dachform: Flachdach (Neigung max. 

10°) 
 
Dachaufbauten und Dacheinschnitte sind nicht 
zulässig. Ausgenommen hiervon sind Anlagen 
und Bauteile für die technische Gebäudeaus-
rüstung einschließlich Photovoltaikanlagen und 
Fluchtwege. Eine Aufständerung von Photovol-
taikanlagen ist zulässig. 
 
Flachdächer sind überwiegend extensiv mit ei-
ner mindestens 8 cm dicken Substratschicht 
und zusätzlicher Isolier- / Drainageschicht ent-
sprechend dem Stand der Technik, sowie eines 
Kiesrandes zu begrünen, zu pflegen und dau-
erhaft zu erhalten. Ausfälle in der Begrünung 
sind zu ersetzen. Ausgenommen hiervon sind 
Flachdächer, die als Terrassen oder durch An-
lagen zur Nutzung der Solarenergie genutzt 
werden, sowie Fluchtwege über Dach und Ein-
gangsvordächer. 
 
Eventuell erforderliche Rettungsflächen kön-
nen als offener Plattenbelag innerhalb der Be-
grünung liegen. 
Für untergeordnete Bauteile und Anbauten ist 
darüber hinaus eine Metalleindeckung mit Be-
schichtung zulässig. 
 
 

2. Freiflächengestaltung Die unbebauten Grundstücksflächen sind gärt-
nerisch anzulegen. 
 
Hinweis: Auf den zukünftigen Freiflächen sind 
im Oberboden die der Nutzung entsprechen-
den Prüfwerte der Bundes-Bodenschutz- und 
Altlastenverordnung für den Wirkungspfad Bo-
den-Mensch einzuhalten. Für polyzyklische 
aromatische Kohlenwasserstoffe (PAK) und 
Benzo(a)pyren (BaP) gelten die vom Landes-
gesundheitsamt Baden-Württemberg 2019 
empfohlenen Prüfwertvorschläge des For-
schungs- und Beratungsinstitut Gefahrstoffe 
GmbH (FoBiG). 
 
 

3. Fassadengestaltung 
 

Die Fassaden sind zu verputzen. Gliederungs-
elemente sind aus Stahl, Glas, Kunststoff (z.B. 
Trespa), Holz, Klinker, Klinkerriemchen zuläs-
sig. Reines schwarz und reines weiß sind als 
Fassadenfarben nicht zulässig.  
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Das Anbringen von Photovoltaikanlagen an 
Fassaden ist zulässig. 
 
Ab einer geschlossenen Gebäudeaußenwand-
fläche von 50 m² (ohne Glasflächen ≥ 2,00 m²) 
an der Nord-Ost Fassade ist die Hälfte dieser 
Fläche mit Rankgerüsten bis 2,00 m unter 
Oberkante der Attika zu versehen und zu be-
pflanzen. 
 
 

4. Werbeanlagen 
§ 74 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 LBO 

 

Werbeanlagen sind nur an der Stätte der eige-
nen Leistung zulässig. Werbeanlagen sind am 
Gebäude und den Freiflächen vor den Gebäu-
dezugängen (Nord-West-Seite, Nord-Ost-
Seite, Neckarstraße) sowie vor der Tiefgara-
genzufahrt zulässig. 
 
 

5. Müllbehälter 
 

Die offene Unterbringung von Müllbehältern ist 
unzulässig. Sie sind in die Gebäude zu integ-
rieren. 
 
 

6. Stützmauern 
 

Niveauunterschiede des Geländes sind durch 
Stützmauern oder standsichere Böschungen 
auf den privaten Grundstücken abzufangen bis 
zu einer Höhe von 1,50 m. 
Die Mauern sind in Sichtbeton, als verputzte 
Mauern oder in heimischem Naturstein herzu-
stellen. Sofern auf Stützmauern eine Absturz-
sicherung erforderlich ist, darf diese 1 m über 
Oberkante der Stützmauer geführt werden. 
 

 
7. Einfriedungen 

§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO 
 

Einfriedungen sind bis zu einer Höhe von max. 
1,50 m, entlang der öffentlichen Verkehrsflä-
chen bis zu einer Höhe von max. 1,00 m zuläs-
sig. Erlaubt sind Einfriedungen aus Stein, Holz, 
Metall, Bepflanzungen (keine Kunststoffe). 
 
 

8. Abgrabungen und Aufschüttungen, Ge-
staltung der unbebauten Flächen 
§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO 

 

Die Herstellung des Geländes ist gemäß den 
Vorhaben- und Erschließungsplänen zulässig. 
Nicht bebaute bzw. nicht befestigte Freiflächen 
sind als Grünflächen gärtnerisch anzulegen 
und zu unterhalten. 
 
 

9. Stellplatzverpflichtung 
§ 37 LBO, § 74 Abs. 2 Nr. 1 LBO 

Stellplatzverpflichtung für Wohnungen nach § 
37 Abs. 1 LBO: 
 
Je Wohneinheit: 1,0 Stellplätze 

 
Für gemeinschaftliche Wohnformen (Wohn-
heime, Wohngemeinschaften) beträgt die Stell-
platzverpflichtung 1 Stellplatz je 5 Plätze. Er-
rechnet sich bei der Ermittlung der Zahl der not-
wendigen Kfz-Stellplätze eine Bruchzahl, ist 
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nach allgemeinem mathematischem Grund-
satz auf ganze Zahlen auf- bzw. abzurunden. 

 

III. Hinweise 
 
Bodenschutz (§ 202 BauGB) Zum Schutz des Bodens ist das Bundes-Bo-

denschutzgesetz und das Gesetz zum Schutz 
des Bodens Baden-Württemberg zu beachten. 
 
 

Denkmalpflege Wer Sachen, Sachgesamtheiten oder Teile von 
Sachen entdeckt, von denen anzunehmen ist, 
dass an ihrer Erhaltung aus wissenschaftli-
chen, künstlerischen oder heimatgeschichtli-
chen Gründen ein öffentliches Interesse be-
steht, hat dies unverzüglich einer Denkmal-
schutzbehörde oder der Gemeinde anzuzei-
gen. Der Fund und die Fundstelle sind bis zum 
Ablauf des vierten Werktages nach der An-
zeige in unverändertem Zustand zu erhalten, 
sofern nicht die Denkmalschutzbehörde mit ei-
ner Verkürzung der Frist einverstanden ist. 
Diese Verpflichtung besteht nicht, wenn damit 
unverhältnismäßig hohe Kosten oder Nachteile 
verbunden sind und die Denkmalschutzbe-
hörde es ablehnt, hierfür Ersatz zu leisten. Auf 
§ 20 Abs. 1 Denkmalschutzgesetz (DSchG) 
wird verwiesen. 
 
 

Altlasten Bodenbelastungen sind nicht bekannt. Beim 
Auffinden von Verunreinigungen des Unter-
grundes ist die zuständige Behörde (Amt für 
Bodenschutz und Gesundheitsamt) beim Land-
ratsamt Rhein-Neckar-Kreis einzubeziehen 
und ggf. Erkundungs- bzw. Sanierungsmaß-
nahmen durchzuführen. 
 
 

Kampfmittel Aktuell liegen keine Informationen vor. Es wird 
empfohlen, vor Eingriffen in den Untergrund 
den Kampfmittelbeseitigungsdienst zur Frei-
gabe der Flächen einzuschalten. 
 
 

Artenschutz Die Fällung der Gehölze und das Freiräumen 
des Baufeldes ist zwischen 01. Oktober und 28. 
Februar (außerhalb der Vogelbrutzeit) zuläs-
sig. Bei einer Baufeldfreimachung außerhalb 
des oben genannten Zeitraumes ist durch eine 
Fachperson zu prüfen, ob Vögel brüten oder 
Fledermäuse sich in Tagesquartieren aufhal-
ten.  
 
Als Ausgleich für bestehende Brutstätten am 
Gebäude bzw. in Nistkästen auf dem Gelände 
sind vor dem Abriss/ Gehölzfällung Nisthilfen in 
räumlicher Nähe anzubringen (CEF-
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Maßnahmen). Dies betrifft 1x Mauersegler, 1x 
Kohlmeise, 1x Blaumeise und 1x Nischenbrü-
ter. 
 
Ein Fledermausquartier wurde nicht festge-
stellt. 
 
Nisthilfen- und Fledermausquartiere sollten 
auch in die Neubauten integriert werden. Bei 
Brutnachweisen von Vögeln oder Vorkommen 
von Fledermäusen ist das weitere Vorgehen 
mit der unteren Naturschutzbehörde abzustim-
men. 
 
Die Umsetzung wird verbindlich im Durchfüh-
rungsvertrag geregelt. 
 

  
Wasserwirtschaft und Grundwasserschutz Jegliche Maßnahmen, die das Grundwasser 

berühren könnten, bedürfen einer wasserrecht-
lichen Genehmigung. 
Bauliche Anlagen sind so zu planen bzw. zu er-
stellen, dass keine wasserwirtschaftlichen Be-
einträchtigungen entstehen. Sofern bei Bau-
maßnahmen Grundwasser erschlossen wird, 
ist ein Wasserrechtsverfahren nach §§ 8, 9 und 
10 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) durchzu-
führen. 
Eine ständige Grundwasserabsenkung ist nicht 
zulässig. 
Vorübergehende Grundwasserabsenkungen 
sind erlaubnispflichtig und beim Landratsamt 
Rhein-Neckar-Kreis anzuzeigen. 
 
 

Trennsystem Die Abwasserbeseitigung muss auf dem Bau-
grundstück im Trennsystem erfolgen. Ein An-
schluss sowohl von Schmutzwasser wie Re-
genwasser an den bestehenden Mischwasser-
kanal darf interimsweise erfolgen, bis das öf-
fentliche Trennsystem eingerichtet ist. 
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ANHANG 1  
 
maßgebliche Außenlärmpegel nach DIN 4109-2 (2016) 
 
maßgebliche Außenlärmpegel des Verkehrslärms vor Fassaden der geplanten Bebauung in Höhe 
des Erdgeschosses (die Darstellung gilt näherungsweise auch für das Hanggeschoss) 
oben: für Schlafräume zum Schutz des Nachtschlafs (auf Basis der Lärmeinwirkung "nachts") 
unten: für sonstige schutzbedürftige Räume (auf Basis der Lärmeinwirkung "tags") 
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maßgebliche Außenlärmpegel des Verkehrslärms vor Fassaden der geplanten Bebauung in Höhe 
des 1. Obergeschosses  
oben: für Schlafräume zum Schutz des Nachtschlafs (auf Basis der Lärmeinwirkung "nachts") 
unten: für sonstige schutzbedürftige Räume (auf Basis der Lärmeinwirkung "tags") 
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maßgebliche Außenlärmpegel des Verkehrslärms vor Fassaden der geplanten Bebauung in Höhe 
des 2. Obergeschosses  
oben: für Schlafräume zum Schutz des Nachtschlafs (auf Basis der Lärmeinwirkung "nachts") 
unten: für sonstige schutzbedürftige Räume (auf Basis der Lärmeinwirkung "tags") 
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maßgebliche Außenlärmpegel des Verkehrslärms vor Fassaden der geplanten Bebauung in Höhe 
des 3. Obergeschosses  
oben: für Schlafräume zum Schutz des Nachtschlafs (auf Basis der Lärmeinwirkung "nachts") 
unten: für sonstige schutzbedürftige Räume (auf Basis der Lärmeinwirkung "tags") 
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Aufgestellt: 
Haslach, den 24.07.2024 

 
 

Dipl.-Ing.FH / M.Eng. Martin Eitel, M.Eng. Daria Shyian 
 
 
 
 

Ausfertigung 
 
Das Bebauungsplanverfahren wurde nach den gesetzlichen Bestimmungen gemäß §§ 1 – 10  
Baugesetzbuch aufgestellt. 
Die Übereinstimmung dieses Bebauungsplanes mit dem vom Gemeinderat beschlossenen  
Bebauungsplan wird bestätigt. 
 
 
Eberbach, ………………… 
Stadt Eberbach 
 
 
 
 
Peter Reichert  
Bürgermeister 
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Begründung zum Bebauungsplan Nr. 113 "Wohnquartier Neckarstraße" 
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Rhein-Neckar-Kreis 
       Stadt Eberbach 
 
 
 
 

 

 

Begründung 
 
 

zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 113 
„Wohnquartier Neckarstraße“  

ENTWURF 
 

Stand: 24.07.2024 
 
 

 
 
1. Inhalt des Flächennutzungsplans 

 
Im rechtsgültigen Flächennutzungsplan der vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft Eberbach-
Schönbrunn wird das Plangebiet als gemischte Baufläche (M) dargestellt. Für das Plangebiet sind 
derzeit keine Bebauungspläne vorhanden. 
Aufgrund der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes mit Ausweisung eines Allge-
meinen Wohngebiets (WA), ist der Flächennutzungsplan nach Rechtskraft des Bebauungsplans 
gemäß § 13 a Abs. 2 Nr. 2 BauGB zu berichtigen. 
 
 
2. Erfordernis der Planaufstellung 

 
Der Grundstückseigentümer als Vorhabenträger beabsichtigt, die Grundstücke Flst.-Nrn. 1234 und 
1227 neu zu bebauen. Die bestehende Bebauung wird dabei abgebrochen und entlang der Neckar-
straße durch  das „Wohnquartier Neckarstraße“ neu bebaut. 
Die Grundstücke sind derzeit dem unbeplanten Innenbereich nach § 34 BauGB zuzuordnen. 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan wird gemäß § 13 a BauGB als Bebauungsplan der Innen-
entwicklung im beschleunigten Verfahren aufgestellt. 
 
 
3. Art der Verfahrensbearbeitung 

 
Der Bebauungsplan wird als Vorhabenbezogener Bebauungsplan gem. § 12 und § 30 Abs. 2 
BauGB aufgestellt. Zur Anwendung kommt das beschleunigte Verfahren als Bebauungsplan der 
Innenentwicklung gem. § 13 a Abs. 2 Nr. 1 BauGB. 
 
Im beschleunigten Verfahren wird von einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem Um-
weltbericht nach § 2 a BauGB, von der Angabe über verfügbare umweltbezogene Informationen 
nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, von der zusammenfassenden Erklärung nach § 10a Abs. 1 BauGB 
sowie von der Überwachung der Umweltauswirkungen (Monitoring) nach § 4 c BauGB abgesehen. 
Ein Ausgleich für Eingriffe nach der Eingriffsregelung nach § 1 a Abs. 3 BauGB ist nicht erforderlich. 
Die Anwendungsvoraussetzungen für das beschleunigte Verfahren nach § 13 a BauGB liegen vor, 
weil der Bebauungsplan der Wiedernutzbarmachung von Flächen dient und weniger als 20.000 m² 
anrechenbare Grundfläche festgesetzt werden. 
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Durch den Bebauungsplan wird die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder 
nach Landesrecht unterliegen, nicht begründet. 
Es bestehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der Erhaltungsziele und Schutzzwecke 
von FFH-Gebieten oder europäischen Vogelschutzgebieten. 
 
Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans liegt nicht im Einwirkungsbereich 
eines Vorhabens nach § 50 S. 1 BImSchG. 
 
 
4. Lage und Beschreibung des Plangebiets 

 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt in direkter Nähe zur Kernstadt und in unmittelbarer 
Nähe zum Neckar-Ufer / Neckarbrücke. Das zu beplanende Gebiet umfasst die beiden Grundstücke 
Flst.-Nrn. 1234 und 1227 der Gemarkung Eberbach. 
Das Flurstück Nr. 1227 ist aktuell unbebaut und beinhaltet lediglich eine Böschungskante mit Ve-
getationsflächen zur angrenzenden Neckarstraße. Das Flurstück Nr. 1234 ist aktuell mit zwei Wohn-
häusern, die altersbedingt stark sanierungsbedürftig sind, sowie einer aufgegebenen und leerste-
henden Gewerbeeinheit bebaut. Eine Bereinigung des Grundstücks mit Abbruch der vorhandenen 
Bebauung ist Voraussetzung zur Umsetzung des Entwurfskonzeptes. 
Die Abgrenzung des Geltungsbereiches umfasst eine Fläche von ca. 0,13 ha. 
Der Geltungsbereich umfasst die Grundstücke Flst.-Nrn. 1234 und 1227 der Gemarkung Eberbach. 
Das Gebiet ist umgeben von der Neckarstraße und der Zwingerstraße. Diese Umgebung ist geprägt 
durch Wohnbebauung unterschiedlicher Körnung sowie der Mehrzweckhalle der Stadt Eberbach. 
 
 
5. Ziele der Planung, Städtebauliches Konzept 

 
Anlass für die Aufstellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans und die örtlichen Bauvorschrif-
ten „Wohnquartier Neckarstraße“ bildete das Bebauungskonzept vom 26.05.2021 des Vorhaben-
trägers gemeinsam mit der Pro Immo, Projektentwicklungs- und Immobilienmanagement GmbH & 
Co.KG. Die aktuelle Planung sieht vor, in dem bestehenden Quartier eine verdichtete Wohnbebau-
ung mit einem Mehrfamilienhaus, das auch gemeinschaftliches Wohnen (Wohngemeinschaften für 
Studierende und sonstiges ausbildungsbedingtes Wohnen (etwa für Auszubildende, Praktikanten 
und/oder Senioren) sowie möglicherweise auch wohngebietsverträgliche Gewerbeeinheiten bein-
haltet, auszuführen (zur näheren Vorhabenbeschreibung vgl. unten Ziff. 8). 
Die Gebäudetypologie ist dem Ziel der Innenentwicklung vor Außenentwicklung und dem sparsa-
men Umgang mit Grund und Boden verpflichtet. Dies wird mit einer städtebaulich verträglichen 
Nachverdichtung im Bestand erzielt. 
 
Die Höhenentwicklung des Gebäudes soll sich sowohl der Topografie, dem bestehenden Straßen-
niveau der Neckarstraße als auch der Umgebungsbebauung einerseits anpassen, gleichwohl an-
dererseits dem Nachverdichtungsgedanken Rechnung tragen. Dies wird neben der Dichte der Be-
bauung auch mit einer abweichend von der Umgebungsbebauung üblichen Flachdachgestaltung 
erzielt. Mit einer Flachdachausformung kann die Kubatur des Baukörpers vor allem im obersten 
Geschoss deutlich effizienter zu Wohnzwecken genutzt werden, als dies bei einer Satteldachform 
der Fall wäre. Gleichwohl wird mit einer teilweisen Staffelung der obersten Geschosse einer massi-
ven Optik entgegengewirkt. Besondere Berücksichtigung gilt dem technischen und gestalterischen 
Einfügen in die bestehende Geländesituation. 
 
 
5.1. Infrastrukturversorgung 

 
Die technische Ver- und Entsorgung des Gebietes ist über das bestehende Leitungsnetz gesichert. 
Leitungsstränge für Anschlüsse an Abwasser- und Frischwasserleitungen sind in der Neckarstraße 
in ausreichender Dimension vorhanden. Die Grundzüge der Entwässerung wurden bereits abge-
stimmt; sie erfolgt über das bestehende Kanalnetz. Es wird für das Oberflächenwasser eine Rück-
haltung mittels Dachbegrünung erfolgen und eine gedrosselte Abgabe an den bestehenden Misch-
wasserkanal. Eine Mehrbelastung gegenüber dem heutigen Zustand ist zu vermeiden. 
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Das Schmutzwasser wird in den bestehenden Mischwasserkanal abgeleitet. Im Plangebiet selbst 
ist ein Trennsystem vorgesehen. Da im öffentlichen Straßenraum jedoch noch kein Trennsystem 
vorliegt, muss das Trennsystem des Plangebietes interimsweise an den Mischwasserkanal im öf-
fentlichen Raum angeschlossen werden. Es sind jedoch die Voraussetzungen für einen Anschluss 
an ein zukünftiges öffentliches Trennsystem geschaffen. 
Der Anschluss an die Leitungslinien für Strom und Telekommunikation wird im Baugenehmigungs-
verfahren festgelegt. 
 
 
6. Umweltbelange 
 
6.1. Naturschutzrechtliche Regelungen 

 
Da der Vorhabenbezogene Bebauungsplan “Wohnquartier Neckarstraße“ im beschleunigten Ver-
fahren nach § 13 a BauGB aufgestellt wird, wird von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, 
von dem Umweltbericht nach § 2 a BauGB, von der zusammenfassenden Erklärung nach § 10a 
Abs. 1 BauGB sowie von der Überwachung der Umweltauswirkungen (Monitoring) nach § 4 c 
BauGB abgesehen. Ein Ausgleich für Eingriffe in Natur und Landschaft nach der Eingriffsregelung 
nach § 1 a Abs. 3 BauGB ist ebenfalls nicht erforderlich. Es besteht aber weiterhin die Verpflichtung, 
die von der Planung berührten Umweltbelange nach § 1 Abs. 7 BauGB zu ermitteln, zu bewerten 
und gerecht abzuwägen. Zudem ist zu berücksichtigen, dass § 13 a Abs. 2 Nr. 4 i.V.m. § 1 a Abs. 3 
S. 6 BauGB zwar von der Ausgleichspflicht für Eingriffe in Natur und Landschaft befreit, nicht jedoch 
von dem weiterhin zu beachtenden Vermeidungsgebot. 
 
Die Auswirkungen der Planung auf die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts wur-
den im Rahmen der Abwägung ermittelt und bewertet. Hierzu wird auf den in Anhang 1 beigefügten 
Landschaftspflegerischen Fachbeitrag des Büros Bioplan vom 13.03.2023 verwiesen, der Bestand-
teil der vorliegenden Begründung ist.  
 
6.2. Artenschutz 
 
Die gesamte Bestandsbebauung im Plangebiet wird abgebrochen. 
 
Die Bedeutung des Plangebiets für den Arten- und Biotopschutz und den Naturhaushalt wurde un-
tersucht. In einer Voruntersuchung wurden Ergebnisse zusammengefasst: 
 
In der artenschutzrechtlichen Potenzialanalyse vom 24.03.2021 konnte Habitatpotenzial für Vor-
kommen von Fledermausarten und Vögel festgestellt werden. Diese sind aufgrund der Habitataus-
stattung möglich. Daher wurde für diese Arten eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung durch-
geführt.  Das Gutachten zur speziellen artenschutzrechtlichen Untersuchung des Büros BIOPLAN 
vom 20.10.2021 kommt zu dem Ergebnis, dass Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 
(Tötung, erhebliche Störung/Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen Population, 
Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) i. V. m. Abs. 5 BNatSchG unter Beachtung fol-
gender Maßnahmen nicht ausgelöst werden. 
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6.3. Lärmschutz 

 
Das geplante „Wohnquartier Neckarstraße“ wird auf dessen Nordwest- und Nordostseite durch die 
Landesstraße L 595 (Neckarstraße) begrenzt; im Süden grenzt ein öffentlicher Parkplatz an. Unmit-
telbar südlich dieses Parkplatzes verläuft die Bundesstraße B 37. Deshalb liegt eine erhebliche 
Verkehrslärmeinwirkung auf das Bauvorhaben vor. In dem vom Büro für Schallschutz Dr. Jans, 
Ettenheim, erstellten Gutachten Nr. 6621/1366C vom 07.12.2022 wurde die zu erwartende Ver-
kehrslärmeinwirkung auf das geplante Gebäude prognostiziert und durch Vergleich mit den Orien-
tierungswerten von Beiblatt 1 zu DIN 18 005 Teil 1 und den Immissionsgrenzwerten der Verkehrs-
lärmschutzverordnung - 16. BImSchV beurteilt. Da diese Orientierungswerte bzw. Immissionsgrenz-
werte vor einzelnen Fassaden des geplanten Gebäudes zum Teil erheblich überschritten werden, 
sind Schallschutzmaßnahmen erforderlich.  
 
 
6.3.1 Erforderliche Luftschalldämmung der Gebäudeaußenbauteile  
 
Zum Schutz der Aufenthaltsräume vor Straßenverkehrslärmeinwirkungen sind die Außenbauteile 
von Aufenthaltsräumen entsprechend den Anforderungen der DIN 4109-1 vom Januar 2018 auszu-
bilden. 
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6.3.2 Öffenbarkeit der Fenster von schutzbedürftigen Räumen  
 
Dem Nachtschlaf dienende Räume (z. B. Schlafzimmer, Kinderzimmer, Übernachtungsräume) dür-
fen in der Nordwest- und Nordostfassade (d. h. in Richtung Neckarstraße) keine öffenbaren Fenster 
aufweisen; Schlafräume dürfen deshalb nicht zur Neckarstraße hin orientiert werden. Von dieser 
Forderung kann im 3. Obergeschoss (Attikageschoss) eventuell abgewichen werden, wenn der 
Schlafraum durch eine hinreichend hohe Attikabrüstung (eventuell auch durch eine auf die Atti-
kabrüstung aufgesetzte Glasscheibe o. ä.) ausreichend von Verkehrslärm abgeschirmt wird, so 
dass der Immissionsgrenzwert "nachts" von 49 dB(A) eingehalten bzw. unterschritten wird. 
 
 
6.3.3 Einsatz von Lüftungsanlagen 
 
Für alle schutzbedürftigen Räume (Schlafzimmer, Kinderzimmer, Wohn-/Esszimmer, Wohnküche, 
Büro usw.) sowie für Räume mit Sauerstoff verbrauchender Energiequelle ist eine kontrollierte Be- 
und Entlüftung vorzusehen. 
 
 
6.3.4 Außenwohnbereiche 
 
Ein Außenwohnbereich (Terrasse, Balkon) ist ausschließlich auf einer von der Neckarstraße abge-
wandten Gebäudeseite anzuordnen. Von dieser Forderung kann abgewichen werden, wenn der 
Außenwohnbereich objektspezifisch geschützt wird, z. B. durch eine Teilverglasung von Balkon, 
Dachterrasse o. ä. 
 
 
6.4. Lage im Überschwemmungsgebiet (HQ 50/HQ100) 
 
Teile des Plangebiets liegen innerhalb von Flächen, die in der Hochwassergefahrenkarte als Über-
schwemmungsgebiete (HQ50 bzw. HQ100) dargestellt werden. Da das Plangebiet im unbeplanten 
Innenbereich i.S.d. § 34 BauGB liegt, besteht trotz der Lage im Überschwemmungsgebiet kein Pla-
nungsverbot (vgl. 78 Abs. 1 WHG). Die Gemeinde hat allerdings gemäß § 78 Abs. 3 WHG im Rah-
men der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB insbesondere die Vermeidung nachteiliger Auswirkun-
gen auf Ober- und Unterlieger, die Vermeidung einer Beeinträchtigung des bestehenden Hochwas-
serschutzes und die hochwasserangepasste Errichtung von Bauvorhaben zu berücksichtigen.  
 
Zudem ist nach § 78 Abs. 4 WHG in festgesetzten Überschwemmungsgebieten die Errichtung oder 
Erweiterung baulicher Anlagen nach den §§ 30, 34 BauGB untersagt. Unter den Voraussetzungen 
des § 78 Abs. 5 WHG kann die zuständige Behörde jedoch die Errichtung oder Erweiterung einer 
baulichen Anlage im Einzelfall genehmigen, wenn  
1. das Vorhaben 

a) die Hochwasserrückhaltung nicht oder nur unwesentlich beeinträchtigt und der Verlust von 
verloren gehendem Rückhalteraum umfang-, funktions- und zeitgleich ausgeglichen wird, 
b) den Wasserstand und den Abfluss bei Hochwasser nicht nachteilig verändert, 
c) den bestehenden Hochwasserschutz nicht beeinträchtigt und 
d) hochwasserangepasst ausgeführt wird oder 

2. die nachteiligen Auswirkungen durch Nebenbestimmungen ausgeglichen werden können. 
Bei der Prüfung dieser Voraussetzungen sind auch die Auswirkungen auf die Nachbarschaft zu 
berücksichtigen. 
 
Auch wenn sich das Bauverbot nach § 78 Abs. 4 WHG erst auf die Genehmigung/Umsetzung eines 
Bauvorhabens bezieht und dort unmittelbare Geltung beansprucht, ist doch im Zuge des vorliegen-
den Bebauungsplanverfahrens zu prüfen, ob das Bauvorhaben überhaupt umsetzbar ist, d.h. ob für 
das Bauvorhaben trotz Lage im Überschwemmungsgebiet eine Ausnahmegenehmigung nach § 78 
Abs. 5 WHG erteilt werden kann. Denn kann nicht mit hinreichender Sicherheit davon ausgegangen 
werden, dass das Bauvorhaben später unter Erteilung einer wasserrechtlichen Ausnahmegeneh-
migung realisierbar ist, ist die Aufstellung eines Bebauungsplans nicht erforderlich i.S.d. § 1 Abs. 3 
BauGB. Der Bebauungsplan wäre unwirksam. 
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Zur Prüfung des Vorliegens der Ausnahmevoraussetzungen des § 78 Abs. 5 WHG hat der Vorha-
benträger bei dem Büro Willaredt Ingenieure ein Gutachten in Auftrag gegeben (August 2022). Bei 
der Bearbeitung wurde festgestellt, dass in der Vergangenheit – Näheres ist nicht bekannt –, süd-
westlich des Grundstücks Flst. Nr. 1234 ein Damm zurückgebaut und eine Mauer errichtet wurde. 
Weder der Stadt Eberbach noch der unteren Wasserbehörde liegen nähere Informationen zu dieser 
Mauer vor. Sie wurde bei der Erstellung der Hochwassergefahrenkarten durch die LUBW nicht als 
Hochwasserschutzeinrichtung erfasst. Von Angrenzern wurde im Zuge der frühzeitigen Bürgerbe-
teiligung dagegen vorgebracht, dass dieser Mauer eine Hochwasserschutzfunktion zukommen 
würde. Da eine weitere Aufklärung bislang nicht möglich war wurde das Vorhaben so umgeplant, 
dass die Mauer erhalten bleibt. Sollte ihr tatsächlich eine (wirksame) Hochwasserschutzfunktion 
zukommen, könnte dies bedeuten, dass die Flächen innerhalb des Vorhabengebiets tatsächlich 
nicht in einem festgesetzten Überschwemmungsgebiet lägen. Für den Fall, dass der Mauer keine 
Hochwasserschutzfunktion zukommen sollte, wurde durch das Ingenieurbüro Willaredt der erfor-
derliche Retentionsausgleich berechnet. Der durch die planmäßige Umsetzung des Vorhabens er-
folgende Retentionsraumverlust von 43,50 m³ kann durch eine planmäßige Teilflutung der geplan-
ten Tiefgarage ausgeglichen werden. Der Wasserstand und Abfluss des Hochwassers wird laut 
Gutachten ebenfalls nicht beeinträchtigt bzw. können vernachlässigt werden. Eine Beeinträchtigung 
bestehenden Hochwasserschutzes erfolgt nicht, insbesondere bleibt die erwähnte Mauer erhalten 
für den Fall, dass dieser eine Hochwasserschutzfunktion zukommen sollte. Die hochwasserange-
passte Ausführung des Vorhabens ist im Baugenehmigungsverfahren bzw. im Verfahren auf Ertei-
lung der wasserrechtlichen Ausnahmegenehmigung nachzuweisen. 
 
Insgesamt geht die Stadt Eberbach daher davon aus, dass das Vorhaben trotz Lage innerhalb eines 
festgesetzten Überschwemmungsgebiets realisierbar ist. Da durch die Realisierung des Vorhabens 
keine erheblichen Nachteile für den Wasserhaushalt oder für Anlieger drohen, räumt die Stadt Eber-
bach auch im Rahmen der Abwägung der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 
gegenüber möglicherweise entgegenstehenden wasserwirtschaftlichen Belangen oder Bedenken 
der Anwohner den Vorrang ein. 
 
7. Planinhalt 
 
7.1. Art der baulichen Nutzung 
 
Die Art der baulichen Nutzung im Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird entsprechend der 
vorgesehenen Nutzungen als allgemeines Wohngebiet (WA) gemäß § 4 der Baunutzungsverord-
nung (BauNVO) festgesetzt. Diese Nutzung fügt sich in die vorhandene Nutzungsstruktur der Um-
gebung ein. Gartenbaubetriebe und Tankstellen werden ausgeschlossen. Die Festsetzung eines 
allgemeinen Wohngebiets wird dergestalt mit einem sog. bedingten Baurecht i.S.d. § 9 Abs. 2 
BauGB verbunden, dass nur solche Vorhaben zulässig sind, zu deren Durchführung sich der Vor-
habenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet (§ 12 Abs. 3a BauGB). Die zum Zeitpunkt des 
Satzungsbeschlusses vorgesehene Nutzung wird unter 8. näher erläutert.  
 
 
 
7.2. Maß der baulichen Nutzung 
 
Das Maß der baulichen Nutzung wird im textlichen Teil der Festsetzungen in Verbindung mit der 
Planzeichnung und die Schnitte und Ansichten des Vorhaben- und Erschließungsplans durch die 
maximal zulässige Höhe der baulichen Anlagen (OK der baulichen Anlagen, ggf. einschließlich Ab-
sturzsicherung) der baulichen Anlagen bestimmt. Die in den Schnitten des Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplans dargestellten Geschossdecken und damit einhergehend der Geschosshöhen innerhalb 
der festgelegten Gebäudekubatur sind dagegen nicht verbindlich, damit in der weiteren Vorhaben-
planung insoweit eine gewisse Flexibilität besteht. 
 
Eine zulässige Grundfläche oder GRZ wird für das Plangebiet – insoweit abweichend von § 16 
Abs. 3 BauNVO – nicht festgesetzt. Die Gemeinde macht insoweit von dem ihr bei Erlass eines 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans zukommenden „Festsetzungserfindungsrecht“ Gebrauch. 
Die Grundfläche der baulichen Anlagen (Haupt- und Nebenanlagen) wird durch den Vorhaben- und 
Erschließungsplan in einer dem Bestimmtheitsgrundsatz Rechnung tragenden Weise festgelegt. 
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Für ein allgemeines Wohngebiet (WA) ermöglicht der vorhabenbezogene Bebauungsplan eine re-
lativ hohe Ausnutzung. Die Grundfläche, die durch Haupt- und Nebenanlagen überbaut werden darf, 
ergibt sich aus dem Vorhaben- und Erschließungsplan. Diese im Vorhaben- und Erschließungsplan 
vorgesehene Bebauung entspricht – bezogen auf die beiden Vorhabengrundstücke Flst. Nrn. 1234 
und 1227 – bei einer Berechnung entsprechend § 19 Abs. 1-4 BauNVO (einschließlich Anlagen 
nach § 19 Abs. 4 S. 1 BauNVO) einer GRZ von ca. 0,81. Ohne Anlagen nach § 19 Abs. 4 S. 1 
BauNVO entspricht die vorgesehene Bebauung einer GRZ von 0,628. Diese für ein WA vergleichs-
weise hohe Ausnutzung ist in dieser innerstädtischen Lage angemessen. Gleiches gilt für die ins-
gesamt entstehende Dichte („GFZ“) – auch wenn keine GFZ im Plangebiet festgesetzt wird. Hinter-
grund ist die städtebauliche Zielsetzung, das Plangebiet angemessen nachzuverdichten, wobei eine 
hohe Aufenthalts- und Wohnqualität im privaten Innenbereich geschaffen werden soll. Dazu ist es 
notwendig, diesen von parkenden Fahrzeugen freizuhalten und die notwendigen Stellplätze unter-
irdisch in einer Tiefgarage unterzubringen. Bei Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans ist die Stadt Eberbach nicht an die Festsetzungsmöglichkeiten der BauNVO gebunden (vgl. 
§ 12 Abs. 3 BauGB). Die Orientierungswerte des § 17 BauNVO, die für ein allgemeines Wohngebiet 
eine GRZ von 0,4 als Obergrenze vorsehen, sind somit nicht verbindlich. Gleichwohl muss die Stadt 
Eberbach im Rahmen der Abwägung sicherstellen, dass die allgemeinen Anforderungen an ge-
sunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewährleistet bleiben. Dies ist bei der vorgesehen Bebau-
ungskonzeption der Fall. Die Belichtung und Besonnung sowohl der Bebauung im Plangebiet als 
auch der Umgebung ist gewährleistet. Das Bauvorhaben ist auf drei Seiten von freien Flächen (Er-
schließungsstraßen, öffentlicher Parkplatz im Süden) umgeben. In südöstlicher Richtung schließt 
sich eine im Wesentlichen nur mit untergeordneten Anlagen bebaute Fläche an. Das Plangebiet 
selbst ist somit gut belichtet und belüftet. Für die südöstlichen Angrenzer gibt es keine unzumutbare 
Beeinträchtigung der Belichtungs- und Besonnungssituation. Das unmittelbar südöstlich angren-
zende Grundstück erfährt insbesondere bei Sonneneinstrahlung aus Osten, Süden und Südwesten 
durch die geplante Bebauung keinerlei Einschränkungen. Lediglich bei Sonnenstand im Westen 
und somit in den Abendstunden ist ein Schattenwurf möglich, der über die derzeit bestehende Situ-
ation hinausgehen dürfte. Aufgrund der im Übrigen aber als gut eingestuften Belichtungs- und Be-
sonnungssituation wird dieser Nachteil im Rahmen der Abwägung als hinnehmbar bewertet. Hin-
sichtlich des Verkehrslärms hat das Lärmgutachten Lösungen aufgezeigt, die im Plangebiet selbst 
gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse sicherstellen. Durch die entstehende Riegelwirkung dürfte 
sich für das unmittelbar südöstlich angrenzende Grundstück sogar eine Verbesserung bei der Ab-
schirmung vor Verkehrslärm auf der nordwestlich des geplanten Vorhabens verlaufenden Neckar-
straße ergeben. Die hohe Flächenversiegelung wird, soweit möglich, durch die Festsetzung um-
fangreicher Begrünungsmaßnahmen auf den Flachdächern und den nicht überbauten Freiflächen 
kompensiert. 
Die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse werden bei Umsetzung 
der städtebaulichen Konzeption somit gewahrt. 
 
Die maximale Gebäudehöhe wird durch ein Maß in Meter ü. Straßenniveau im Planteil festgesetzt. 
Diese maximale Gebäudehöhe wird als Oberkante Attika / Absturzsicherung definiert. Eine Über-
schreitung der festgesetzten Höhe durch mögliche technische Aufbauten einschließlich – auch auf-
geständert zulässiger – Photovoltaikanlagen ist zulässig. Der städtebaulichen Ausgestaltung der 
Staffelgeschosse wird durch unterschiedliche Höhenfestsetzungen Rechnung getragen. Damit ist 
das zulässige Bauvolumen hinreichend definiert 
Die Festsetzung zur Höhe der Gebäude orientiert sich an dem vorhandenen Straßenniveau 
(Neckarstraße). Die gewählte Gebäudetypologie lehnt sich vor allem an die Körnigkeit der Umge-
bungsbebauung an. 
Mit den Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung wird eine angemessene Neuordnung und 
Aufwertung des Plangebietes ermöglicht. 
 
7.3. Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen 
 
Die überbaubare Grundstücksfläche wird durch die Festsetzung von Baugrenzen bestimmt; für die 
Fläche der Tiefgarage (einschließlich dort zulässiger Nebenräume und Erschließungseinrichtun-
gen) wird eine gesonderte Baugrenze definiert. Nebenanlagen i.S.d. § 14 BauNVO sind auch ohne 
behördliche Ermessensentscheidung außerhalb der festgesetzten Baugrenzen zulässig. Insoweit 
macht die Stadt von ihrem Festsetzungserfindungsrecht Gebrauch, das ihr bei Aufstellung eines 
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vorhabenbezogenen Bebauungsplans zusteht. § 23 Abs. 5 S. 1 BauNVO kommt hinsichtlich der 
Überschreitung der Baugrenzen durch Nebenanlagen nicht zur Anwendung. 
 
Die Bauweise wird entsprechend der geplanten Bebauung als abweichende Bauweise festgesetzt. 
Dabei ist innerhalb der Baugrenzen eine Bebauung ohne Grenzabstände zulässig, und dies auch 
unabhängig von einer Bebauung auf dem Nachbargrundstück. 
Die gemäß § 5 Abs. 7 LBO vorgegebenen Tiefen der Abstandsflächen für ein allgemeines Wohn-
gebiet von 0,4 der anrechenbaren Wandhöhe können durch die Planung eingehalten werden. Bei 
der nord-östlichen Fassade des Gebäudes entlang der Neckarstraße handelt es sich um eine 
Grenzbebauung zum Nachbargebäude Neckarstraße Nr. 41 mit einer Brandschutzwand, die auf-
grund der festgesetzten abweichenden Bauweise keine Abstandsflächen auslöst. Da es sich dabei 
um die Giebelseiten der Gebäude handelt, ist eine ausreichende Belichtung und Belüftung ebenfalls 
sichergestellt. Aufgrund der abweichenden Bauweise ist auch in südwestlicher Richtung zum öf-
fentlichen Parkplatz hin keine Abstandsfläche erforderlich.  
 
7.4. Verkehrserschließung 

 
Die Verkehrserschließung des Planbereiches ist über das bestehende Straßennetz gegeben. Die 
Zufahrt zur Tiefgarage erfolgt von der Zwingerstraße / Parkplatz „Grüner Baum“ aus. Entsprechende 
Festsetzungen sind im Bebauungsplan vorgesehen. Die Anbindung an den öffentlichen Personen-
nahverkehr ist durch die nahe gelegene  Bushaltestelle „Neckarbrücke“ gegeben. Die Linie 801 stellt 
die Anbindung an die Eberbacher Innenstadt und den Bahnhof sicher. 
 
7.5. Grünordnerische Festsetzungen 
 
Das Plangebiet liegt im Bereich des fast vollständig versiegelten Stadtkerns von Eberbach. Der 
Geltungsbereich ist im Bestand mit Ausnahme der Böschung zur Neckarstraße fast vollständig ver-
siegelt. 
 
Durch Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
wird der hohe Versiegelungsgrad kompensiert. Insbesondere ist eine intensive Begrünung von Teil-
bereichen der Tiefgarage, eine extensive Begrünung der Flachdächer sowie eine Bepflanzung im 
Bereich zwischen Gebäude und Straße sowie auf der Südostseite des Gebäudes verbindlich vor-
gegeben. 
 
Ergänzende Maßnahmen, die aus artenschutzrechtlichen Gründen zur Vermeidung des Eintritts 
eines artenschutzrechtlichen Verbotstatbestands (i.S.d. § 44 BNatSchG) erforderlich werden bzw. 
die vom Artenschutzgutachten empfohlen werden, werden im Durchführungsvertrag, ggf. ergän-
zend mit Dritten vertraglich und soweit möglich und rechtlich erforderlich dinglich gesichert. 
 
7.6. Örtliche Bauvorschriften 
 
Zur Sicherstellung der gestalterischen Zielsetzungen im Plangebiet werden örtliche Bauvorschriften 
nach § 74 der Landesbauordnung Baden-Württemberg (LBO-BW) als eigenständiger Satzungsteil 
festgesetzt. Die Gestaltungsanforderungen werden für die Dach-, Fassaden- und Freiflächengestal-
tung (einschließlich der Zulässigkeit von Abgrabungen und Aufschüttungen, Stützmauern und Ein-
friedungen), für Werbeanlagen und für Müllbehälter definiert.  
 
Hinsichtlich der Kfz-Stellplatzverpflichtung bleibt es für Wohnungen bei 1 Stellplatz/Wohneinheit. 
Für gemeinschaftliche Wohnformen (Wohnheime, Wohngemeinschaften) wir die Kfz-Stellplatzver-
pflichtung auf 1 Stellplätze je 5 Plätze reduziert. Dies ist gerechtfertigt, da bei diesen Wohnformen, 
die überwiegend von Studierenden und Auszubildenden, aber auch immer häufiger von Senioren 
genutzt werden, von einem reduzierten Kfz-Besitz ausgegangen werden kann und die ÖPNV-An-
bindung des Standorts einen entsprechenden Ausgleich schafft.  
 
Die geplante Tiefgarage verfügt mit den maximal möglichen 25 Kfz-Stellplätzen über eine ausrei-
chende Anzahl von Stellplätzen, um das geplante Vorhaben zu realisieren. Die genaue Berechnung 
der erforderlichen Kfz-Stellplätze hängt von der genauen Nutzungsstruktur im künftigen Gebäude 
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ab, die im Durchführungsvertrag näher festgelegt wird. Der konkrete Stellplatznachweis ist im Bau-
genehmigungsverfahren zu führen. 
 
 
8. Konkrete Vorhabenbeschreibung 

 
8.1. Allgemeines 

 
Die Nutzung des Grundstückes und der Gebäude Neckarstraße 39 bedarf einer Neubewertung. Die 
vorhandenen gewerblichen Nutzungsflächen stehen leer und entsprechen keinen heutigen und zu-
künftigen Anforderungen. Die beiden Wohngebäude mit insgesamt nur 4 Wohnungen sind stark 
sanierungsbedürftig und zur langfristigen Nutzung sind ebenfalls umfangreiche Erneuerungsinves-
titionen erforderlich. Für das Plangebiet wurde ein Konzept mit dem Eigentümer und Vorhabenträ-
ger gemeinsam mit der ProImmo GmbH & Co.KG, 77716 Haslach im Kinzigtal entwickelt, das eine 
dem bestehenden baulichen Charakter, der topografischen Situation und der Innenbereichslage 
angepasste Wohnbebauung beinhaltet. Das Bebauungskonzept sieht derzeit vor, auf dem Grund-
stück eine Wohnanlage mit Wohnungen, gemeinschaftlichen Wohnformen (Wohngemeinschaften, 
Wohnheim) sowie möglicherweise zwei gebietsverträglichen Gewerbeeinheiten (z.B. “Fahrrad-
Cafe“) zu realisieren. Die konkrete Nutzung wird im Durchführungsvertrag verbindlich mit der Ge-
meinde vereinbart. 

 
Hieraus ergeben sich Anforderungen an den Städtebau und an das Raumprogramm: 

 
Städtebau:  
• Abschluss zur Verkehrsseite 
• Fassung des Kreisverkehrs 
• Bildung einer Raumkante 
• Höhenentwicklung zur Brücke und zum Bestand 
• Schaffung von ruhiger Innenzone 
• Fassadengestaltung nach Orientierung und Nutzung 
• Nutzung eines Innenentwicklungspotenzials 
 
Raumprogramm: 
• Vielfalt 
• Flexibel 
• Robust für Veränderungen 
 

 
8.2. Baubeschreibung  

 
Es ist eine Wohnanlage geplant, in der ca. 20 bis 26 Wohneinheiten, möglicherweise auf zwei Teil-
flächen auch Gewerbeeinheiten sowie eine gemeinsame Tiefgarage Platz finden. Die Nutzung soll 
möglichst viele Bevölkerungskreise ansprechen, die Wohnungsgrößen werden entsprechend diffe-
renziert entwickelt: Junges Wohnen / Single – Paar - Familie / Wohnen für Senioren. Hierzu werden 
neben den verschiedenen Größen der Einheiten, die sich jeweils in verschiedenen Ebenen im Ob-
jekt wiederfinden, sowie Wohngemeinschaften mit Möblierung entstehen. Diese können dann zum 
Beispiel von Studierenden, Auszubildenden oder als Senioren-Wohngemeinschaften genutzt wer-
den. Alle Wohnungen erhalten einen privaten Freibereich und werden so die unterschiedlichsten 
Zielgruppen (wie z.B.: Junges Wohnen / Single – Paar - Familie / Wohnen für Senioren) ansprechen. 
 
Alle Wohnungen mit Ausnahme einer Wohnung im 3.OG sind bis zur Wohnungsabschlusstür gem. 
LBO § 35 barrierefrei zugänglich. Die Barrierefreiheit für alle Wohnbereiche wird durch Aufzüge 
über alle Geschosse erreicht. 
 
Derzeit ist für die verschiedenen Bereiche des Vorhaben- und Erschließungsplans folgende Nut-
zung vorgesehen (insg. ca. 24 Wohneinheiten): 
 
• Bereich 1: 3 Wohngemeinschaften mit insgesamt 10 Plätzen. Diese Wohnungen sollen 
dem studentischen/ausbildungsbedingten Wohnen und/oder dem Seniorenwohnen dienen 
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• Bereich 2: 1 Wohnung 
• Bereich 3: 6 Wohnungen 
• Bereich 4: 1 Wohnung 
• Bereich 5: 7 Wohnungen 
• Bereich 6: 4 Wohnungen 
• Bereich 7: 1 Wohnung 
• Bereich 8: 1 Wohnung 
 
Der ruhende Verkehr wird in einer Tiefgarage auf dem Grundstück untergebracht. Der Vorhaben-
träger hat die Anregung des Gemeinderates bezüglich eines Stellplatzschlüssels von 1,5 Kfz-Stell-
plätzen pro Wohneinheit aufgenommen und überprüft. Die Umsetzung ist in der Tiefgarage jedoch 
nicht möglich und die Anlage von Außenstellplätzen im Bereich des Brückenkopfes ist nicht ge-
wünscht. Für Wohneinheiten soll daher die gesetzliche Mindestvorgabe von 1 Kfz-Stellplatz je 
Wohneinheit gelten. Für gemeinschaftliche Wohnformen (studentisches Wohnen/ausbildungsbe-
dingtes Wohnen, Seniorenwohnen in Wohnheimen oder Wohngemeinschaften) wird die Stellplatz-
verpflichtung auf 1 Kfz-Stellplatz je 5 Plätze reduziert, was durch den geringeren Stellplatzbedarf 
dieser Nutzergruppen und die gute ÖPNV-Anbindung des Vorhabengebiets gerechtfertigt ist. Der 
Vorhabenträger erreicht, bei optimaler Ausnutzung der Fläche, eine maximale Anzahl von 25 Kfz-
Stellplätzen in der Tiefgarage. Diese Anzahl ist ausreichend, um den durch das Vorhaben erzeugten 
Stellplatzbedarf aufzunehmen. Die Einzelheiten sind abhängig von der konkreten Ausgestaltung 
und Anzahl der einzelnen Einheiten. Der Kfz-Nachweis ist im Baugenehmigungsverfahren zu füh-
ren. Im Außenbereich im Bereich des Brückenkopfes ist eine Fahrradabstellfläche vor dem Ge-
bäude geplant.  
 
Die Struktur der umgebenden Bebauung soll sich in Körnung und Höhe der Neubebauung wieder-
finden. 
Das Baugrundstück wird südlich durch einen Parkplatz (Grüner Baum) und die Uferstraße zum 
Neckar abgegrenzt. Im Westen grenzt das Grundstück direkt an die Neckarstraße mit der gegen-
überliegenden Mehrzweckhalle. Die Nordseite grenzt wieder direkt an die Neckarstraße mit gegen-
überliegender Wohnbebauung, die etwa die gleiche Höhenentwicklung entlang der Straße aufweist. 
Auf der Ostseite wird das Gebäude direkt an das Nachbarhaus Neckarstraße 41 (Grenzbebauung) 
mit einer abgetreppten Höhenentwicklung anschließen. 
Der Zugang zum Gebäude erfolgt von der Straßenseite (Neckarstraße) im Erdgeschoss, sowie über 
die Tiefgarage im Tiefgaragengeschoss, welches durch die Hanglage des Objektes ebenfalls  
ebenerdig angefahren werden kann. Im Hanggeschoss sind derzeit Wohngemeinschaften geplant, 
in den darüberliegenden Geschossen (Erdgeschoss bis 3. Obergeschoss) sind Wohnungen oder 
möglicherweise Gewerbeeinheiten geplant. Eine mögliche zweigeschossige Gewerbeeinheit läge 
im Hang- und im Erdgeschoss und könnte mit einem internen Aufzug (Lastenaufzug) von der Tief-
garage bis zum Erdgeschoss zusätzlich erschlossen werden. 

 
 

8.3. Klimaneutralität  
 

Das Vorhaben leistet einen Beitrag auf dem Weg zur Klimaneutralität in Eberbach am Neckar. Das 
energetische Konzept sieht vor, einen hohen Wärmedämmstandard (KfW55 oder besser), unter 
Einbindung von erneuerbaren Energien z.B. über eine Wärmepumpenanlage, PV-Anlagen mit Ei-
genstromversorgung und einer Gas-Brennwertanlage für Spitzenlasten zu realisieren. 

 
9. Flächen- und Kostenangaben 
 
9.1. Flächenbilanz 
 
Gesamtfläche Geltungsbereich                      ca. 1.360 m² (100,0 %) 
davon: allgemeines Wohngebiet (WA)           ca. 1.360 m² 
 
 
9.2. Kosten 
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Der Stadt entstehen für die Erstellung des Bebauungsplanes keine Kosten. Diese werden von dem 
Vorhabenträger getragen. 
 
 
Aufgestellt: 
Haslach, den 24.07.2024 
Dipl.-Ing.FH / M.Eng. Martin Eitel, M.Eng. Daria Shyian  
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Anlage 1 
 
Diese Seite wird mit PDF-Dokument Landschaftspflegerischer Fachbeitrag ausgetauscht 
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ANLAGE 3 

Landschaftspflegerischer Fachbeitrag der Bioplan Gesellschaft für 
Landschaftsökologie und Umweltplanung GbR – Heidelberg – vom 13.03.2023 
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zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 113 
„Wohnquartier Neckarstraße“ 
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Stand: 13.03.2023 
 

Bearbeitung: M. Sc. Elena Schuster 
 
 

http://www.bioplan-landschaft.de/


BIOPLAN Gesellschaft für Landschaftsökologie und Umweltplanung GbR, St.-Peter-Str. 2, 69126 Heidelberg, Tel. 06221/4160730 

 

 



Landschaftspflegerischer Fachbeitrag zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 113  
„Wohnquartier Neckarstraße“ in Eberbach 

 3 

 

BIOPLAN Gesellschaft für Landschaftsökologie und Umweltplanung GbR, St.-Peter-Str. 2, 69126 Heidelberg, Tel. 06221/4160730 

 

Inhaltsverzeichnis 

1.0 Anlass und Aufgabenstellung .............................................................................................. 4 

1.1 Planerische Vorgaben ......................................................................................................... 5 

2.0 Schutzgutbezogene Bestandsaufnahme und Bewertung sowie potentielle 
Auswirkungen durch das Vorhaben .................................................................................... 5 

2.1 Schutzgut Pflanzen und Tiere, biologische Vielfalt ........................................................... 5 

2.1.1 Schutzgebiete nach Naturschutzrecht .............................................................................. 5 

2.1.2 Biotope ................................................................................................................................. 6 

2.1.3 Artenschutz .......................................................................................................................... 7 

2.2 Schutzgut Landschaftsbild.................................................................................................. 9 

2.3 Schutzgut Fläche/Boden ..................................................................................................... 9 

2.4 Schutzgut Wasser .............................................................................................................. 10 

2.5 Schutzgut Klima/Luft ......................................................................................................... 10 

2.6 Schutzgut Mensch, Gesundheit und Bevölkerung .......................................................... 11 

2.6.1 Erholung/Wohnumfeld ..................................................................................................... 11 

2.6.2 Lärm ................................................................................................................................... 11 

2.6.3 Verkehr .............................................................................................................................. 12 

2.6.4 Kultur- und sonstige Sachgüter, kulturelles Erbe ........................................................... 12 

3.0 Zusammenfassende Beurteilung ...................................................................................... 12 

 

 

 

Abbildungsverzeichnis 

 
Abbildung 1:  Auszug aus dem Einheitlichen Regionalplan Rhein-Neckar, verändert .............. 5 

Abbildung 2:  Übersicht geschützte Biotope ................................................................................ 6 

 
  



Landschaftspflegerischer Fachbeitrag zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 113  
„Wohnquartier Neckarstraße“ in Eberbach 

 4 

 

BIOPLAN Gesellschaft für Landschaftsökologie und Umweltplanung GbR, St.-Peter-Str. 2, 69126 Heidelberg, Tel. 06221/4160730 

 

1.0 Anlass und Aufgabenstellung 

Anlass Der Grundstückeigentümer als Vorhabenträger beabsichtigt gemeinsam mit 
Pro Immo GmbH & Co. KG auf dem Gelände der Neckarstraße 39 in Eber-
bach einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan aufzustellen. Das Vorha-
ben sieht den Abriss der bestehenden Gebäude sowie eine Neubebauung 
der Flurstücke 1234 und 1227 durch ein Wohn- und Geschäftshaus vor. Um 
die planungsrechtlichen Voraussetzungen für das Vorhaben zu erlangen, 
wird ein Bebauungsplan der Innenentwicklung im beschleunigten Verfah-
ren nach § 13 a Abs. 2 Nr. 1 BauGB durchgeführt. 

Eingriffsregelung Im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB und einer zulässigen 
Grundfläche von weniger als 20.000 m² gelten Eingriffe, die auf Grund der 
Aufstellung des Bebauungsplans zu erwarten sind, vor der planerischen Ent-
scheidung als erfolgt oder zulässig. Ein Ausgleich ist gem. § 1 a Abs. 3 Satz 6 
BauGB nicht erforderlich. 

Umweltprüfung Von der Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB und 
Erstellung eines förmlichen Umweltberichts kann im beschleunigten Verfah-
ren abgesehen werden. Jedoch müssen auch im vereinfachten Verfahren 
die umweltrelevanten Belange ermittelt, bewertet und in die Abwägung ein-
bezogen werden. 

Aufgabenstellung Die BIOPLAN Gesellschaft für Landschaftsökologie und Umweltplanung 
GbR, Heidelberg wurde daher mit der Erstellung eines „Umweltfachbei-
trags“ in Form eines Landschaftsplanerischen Fachbeitrags beauftragt, wel-
cher die Auswirkungen des Vorhabens auf Natur und Landschaft aufzeigt. 
Es werden Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung des Eingriffs er-
arbeitet und dargestellt. 
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1.1 Planerische Vorgaben 

Regionalplan In der Raumnutzungskarte des Einheitlichen Regionalplans Rhein-Neckar1 
ist das Vorhabengebiet als „Siedlungsfläche Wohnen (N) – Bestand“ darge-
stellt (vgl. Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden werden.).  

Abbildung 1:  
Auszug aus dem Einheit-
lichen Regionalplan 
Rhein-Neckar2, verän-
dert  
(Planungsgebiet gelb 
umkreist) 

 

Flächennutzungsplan3 Das Plangebiet wird im rechtsgültigen Flächennutzungsplan der vereinbar-
ten Verwaltungsgemeinschaft Eberbach-Schönbrunn als gemischte Bauflä-
che (M) dargestellt. Für das Plangebiet sind derzeit keine Bebauungspläne 
vorhanden. Aufgrund der Aufstellung eines Bebauungsplanes für den Vor-
haben- und Erschließungsplan mit Ausweisung eines Allgemeinen Wohnge-
biets (WA) in dem Plangebiet ist der Flächennutzungsplan im Zuge der Be-
richtigung nach Rechtskraft des Bebauungsplans nach § 13 a Abs. 2 Nr. 2 
BauGB anzupassen. 

 

2.0 Schutzgutbezogene Bestandsaufnahme und Bewertung sowie 

potentielle Auswirkungen durch das Vorhaben  

2.1 Schutzgut Pflanzen und Tiere, biologische Vielfalt 

2.1.1 Schutzgebiete nach Naturschutzrecht 

NSG / LSG / Natura 2000 Von der Umsetzung der Planung sind keine Landschafts-, Naturschutz- und 
Natura 2000-Gebiete direkt betroffen. Etwa 150 m östlich und 300 m west-
lich befindet sich das Landschaftsschutzgebiet „Neckartal II – Eberbach“ 
(Schutzgebiets-Nr. 2.26.021). Das FFH-Gebiet „Odenwald Eberbach“ (Schutz-
gebiets-Nr. 6520341) liegt ca. 70 m westlich des Vorhabengebiets.  

Gesetzlich geschützte  
Biotope 

Innerhalb des Planungsgebiets befinden sich keine gesetzlich geschützten 
Biotope. In der näheren Umgebung des Baugebiets befinden sich folgende 
gesetzlich geschützte Biotope (siehe Fehler! Verweisquelle konnte nicht 

gefunden werden.): 

 
1 Verband Region Rhein-Neckar, Mannheim 2013: Einheitlicher Regionalplan Rhein-Neckar 2013 

2 Verband Region Rhein-Neckar, Mannheim 2013: Einheitlicher Regionalplan Rhein-Neckar 2013 

3 Pro Immo GmbH & Co. KG, Haslach 2022: Begründung zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 113 „Wohn- und Ge-
werbequartier Neckarstraße“ - Vorentwurf 
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• „Auwald, Gebüsch und Röhricht nordöstlich Neckarwimmersbach“, ca. 
170 m südwestlich (Biotop-Nr. 165192260252) 

• „Feldgehölz südöstlich Eberbach – Neckarhälde“, ca. 180 m südöstlich 
(Biotop-Nr. 165192260253) 

• „Feldhecken Neckarhälde SE Eberbach, ca. 290 m südöstlich (Biotop-Nr. 
165192260335) 

• „ND Löwenfelsen SO Eberbach, ca. 210 m östlich (Biotop-Nr. 
265192267830) 

• „Trockenmauergebiet am Löwenstein SO Eberbach“, ca. 180 m östlich 
(Biotop-Nr. 265192267830) 

Abbildung 2:  
Übersicht geschützte Bi-
otope  
(Planungsgebiet gelb 
umrandet), (LUBW 2023, 
verändert) 

 

Naturpark Das Planungsgebiet liegt innerhalb des Naturparks „Neckartal-Odenwald“ 
(Schutzgebiets-Nr. 3). 

 

2.1.2 Biotope 

Bestand Das Vorhabengebiet umfasst eine ca. 1400 m² große Fläche. Das Gelände 
beherbergt zwei aneinander anschließende Wohngebäude sowie einen ge-
pflasterten Parkplatz mit Zufahrt, welche zu Garagengebäuden und einem 
Schuppen führt. Im Nordwesten und Südwesten ist das Gelände durch eine 
gehölzbestandene Böschung zur Straße bzw. dem südlich anschließenden 
Parkplatz abgegrenzt. An der südöstlichen Grundstücksgrenze befindet sich 
ein Gemüsebeet sowie eine Sichtschutzhecke. 

Auswirkungen Gegen Überbauung / Zerstörung sind alle Biotope hoch empfindlich. Das 
Plangebiet ist bereits fast vollständig bebaut und versiegelt. Die einzigen Bi-
otoptypen mit einer gewissen Bedeutung sind die Gehölzbestände auf der 
Böschung bzw. die Sichtschutzhecke im Südosten des Grundstücks. Diese 
gehen bei Umsetzung des Vorhabens vollständig verloren.  
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Vermeidung/ 
Minimierung 

Folgende Maßnahmen zur Vermeidung bzw. Minimierung der Eingriffe in 
das Schutzgut Pflanzen und Tiere sind in die Baugebietsplanung eingeflos-
sen:  

 • Intensive Begrünung von Teilbereichen der Tiefgarage 

• Extensive Begrünung der Flachdächer 

• Bepflanzung entlang der Gebäudevorzonen (Neckarstraße und Südost-
seite des Gebäudes) 

 

2.1.3 Artenschutz 

Rechtliche Grundlagen 
§§ 44 und 45 BNatSchG4 

Für Planungsvorhaben ist im Bundesnaturschutzgesetz § 44 ff (Vorschriften 
für besonders geschützte und bestimmte andere Tier- und Pflanzenarten) 
und § 45 ff (Ausnahmen) des Bundesnaturschutzgesetztes zu beachten. 

Ökologische Übersichts-
begehung 

Im Rahmen der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
wurde am 18.03.2021 eine ökologische Übersichtsbegehung durchgeführt. 
Ziel der Untersuchung war es festzustellen, ob von der Planung arten- oder 
naturschutzrechtlich relevante Tier- oder Pflanzenarten betroffen sein 
könnten. Hierfür wurden die Habitatstrukturen im Vorhabengebiet und der 
angrenzenden Umgebung begutachtet. 

Spezielle  
artenschutzrechtliche 
Untersuchung 

Es wurde weiterer Untersuchungsbedarf bei den Arten/Artengruppen Rep-
tilien, Brutvögel und Fledermäuse festgestellt und spezielle artenschutz-
rechtliche Untersuchungen durchgeführt. 

 Die detaillierten Ergebnisse können der speziellen artenschutzrechtlichen 
Untersuchung5 entnommen werden. Nachfolgend sind die Ergebnisse für 
die relevanten Arten zusammenfassend dargestellt: 

Fledermäuse Aufgrund der Habitatstrukturen im Plangebiet konnte eine Betroffenheit 
streng geschützter Fledermäuse nicht ausgeschlossen werden. 

Ergebnis Bei der akustischen Erfassung konnten sechs Fledermausarten(-gruppen) 
festgestellt werden. Vorhabenbedingt sind die zwei Arten Großes Mausohr 
und Zwergfledermaus besonders zu berücksichtigen.  

Gebäude Bei der Untersuchung des Gebäudebestands wurden keine direkten (Anwe-
senheit von Fledermäusen oder das Verhören von Soziallauten) oder indi-
rekten Hinweise auf Fledermausquartiere (Urinspuren, Fledermauskot) fest-
gestellt. Die Gebäude bieten jedoch potentiell als Sommerquartier geeig-
nete Spalten, welche grundsätzlich auch in milden Witterungsphasen im 
Winter von Einzeltieren kälteharter Arten (Zwergfledermaus) genutzt wer-
den könnten. 

Nahrungshabitat Trotz der Versiegelung wurde der Innenhof des Geländes bei den Begehun-

gen von zeitweise mehreren Zwergfledermäusen (Pipistrellus pipistrellus) 
intensiv bejagt. 

 
4 "Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. September 

2017 (BGBl. I S. 3434) geändert worden ist" Stand: Zuletzt geändert durch Art. 3 G v. 30.6.2017 I 2193 

5 BIOPLAN Ges. f. Landschaftsökologie und Umweltplanung, 2021: Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung zum Bebauungs-
planverfahren „Neckarstraße 39“ in Eberbach 
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Leitstrukturen Aufgrund der Lage des Vorhabengebiets zwischen Neckar, nahrungsreichen 
Waldhabitaten im Osten und in der (Alt-)Stadt gelegenen Quartieren im 
(Nord-)Westen kommt ihm als Teil eines Flugkorridors zwischen Quartieren 
und Jagdgebieten eine Bedeutung zu. Während der abendlichen Untersu-
chung konnten zahlreiche Transferflüge von Zwergfledermäusen festge-
stellt werden, die den offenen Luftraum des Geländes von Westen bzw. Süd-
westen kommend in Richtung Osten zum Wald hin durchflogen. Bei der 
Schwärmkontrolle konnten morgens auch Große Mausohren auf dem Rück-
flug vom Jagdhabitat in Richtung Quartier beobachtet werden. 

Artenschutzrechtliche 
Beurteilung 

Um das Auslösen von Verbotstatbeständen nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 - 3 
BNatSchG zu vermeiden sind Vermeidungsmaßnahmen zu treffen. 

Vermeidung/  
Minimierung 

• Bauzeitenregelung 

• Ökologische Baubegleitung 

• Lichtmanagement 

Avifauna Entsprechend der EU-Vogelschutzrichtlinie sind alle einheimischen Vogelar-
ten gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatSchG besonders geschützt, zusätzlich sind 
Arten wie Greifvögel, Falken, Eulen, seltene Spechtarten, Eisvogel oder sel-
tene Singvogelarten gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 14 BNatSchG streng geschützt. Es 
wurden spezielle artenschutzrechtliche Begehungen gemacht. 

Ergebnis Mit 17 nachgewiesenen Vogelarten zeigte sich das Untersuchungsgebiet 
und seine Umgebung hinsichtlich der Artenzahl im Siedlungsbereich als re-
lativ durchschnittlich. Die überwiegende Zahl der festgestellten Vogelarten 
sind als Nahrungsgäste oder Brutvögel der Umgebung zu werten.   

 Als Arten der Roten Liste (inkl. Vorwarnliste) und an streng geschützten Ar-
ten sind unter den Brutvögeln des Untersuchungsgebietes eine Art her-
vorzuheben: 

Mauersegler Ein Brutpaar des Mauerseglers brütet am Ortgang des zum Verkehrskreisel 
zeigenden Giebels des Hauptgebäudes an der Neckarstraße. Die jährlich 
wiederkehrend genutzte Fortpflanzungs- und Ruhestätte der extrem brut-
platztreuen Art liegt somit innerhalb des Vorhabenbereichs und wird im 
Zuge des Gebäudeabbruchs zerstört werden. 

Artenschutzrechtliche 
Beurteilung 

Um das Auslösen von Verbotstatbeständen nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 - 3 
BNatSchG zu vermeiden sind Vermeidungs- und vorgezogene Ausgleichs-
maßnahmen zu treffen. 

Vermeidung/ 

Minimierung 
Folgende Maßnahmen zur Vermeidung bzw. Minimierung der Eingriffe in 
das Schutzgut Pflanzen und Tiere sind in die Baugebietsplanung eingeflos-
sen:  

 • Bauzeitenregelung 

CEF-Maßnahmen Folgende vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen zur Kompensation der Ein-
griffe in das Schutzgut Pflanzen und Tiere sind in die Baugebietsplanung 
eingeflossen: 

Mauersegler • Anbringung von vier Mauerseglerkästen in räumlicher Nähe 

Höhlenbrüter • Anbringung von vier Nisthilfen für Höhlenbrüter in räumlicher Nähe 
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Nischenbrüter • Anbringen von vier Halbhöhlen/Nischenbrüterkästen in räumlicher 
Nähe 

Weitere empfohlene 

Maßnahmen 

• Anbringung von min. vier Fledermausquartieren an den Neubauten, al-
ternativ individuelle Lösungen 

• Pflanzung heimischer Sträucher und Bäume auf dem Gelände 

• Anbringung von min. fünf Nisthilfen für Haussperlinge/Mauersegler an 
den Neubauten 

• Vogelfreundliche Bauweise 

 

2.2 Schutzgut Landschaftsbild 

Bestand Das Landschaftsbild ist aufgrund der Lage in direkter Nähe zur Kernstadt 
mit vorrangig Wohnbebauung in der Umgebung bereits stark anthropogen 
überformt. Daher besitzt die Untersuchungsfläche eine geringe Bedeutung 
und ist kaum empfindlich gegenüber dem geplanten Vorhaben.  

Auswirkungen Die nord- und südwestliche sowie südöstliche Eingrünung wird durch die 
Umsetzung der Planung wegfallen, jedoch sind keine weithin sichtbaren ne-
gativen Auswirkungen auf das Landschaftsbild zu erwarten. 

Vermeidung/ 
Minimierung 

Folgende Maßnahmen zur Vermeidung bzw. Minimierung der Eingriffe in 
das Schutzgut Landschaftsbild sind in die Baugebietsplanung eingeflossen:  

 • Anpassung der Höhenentwicklung des Gebäudes an Topografie, beste-
hendes Straßenniveau und Umgebungsbebauung 

• Staffelung der obersten Geschosse 

• Intensive Begrünung von Teilbereichen der Tiefgarage 

• Extensive Begrünung der Flachdächer 

• Bepflanzung entlang der Gebäudevorzonen  

 

2.3 Schutzgut Fläche/Boden  

Bestand Aufgrund der bereits bestehenden Nutzung als gemischtes Baugebiet ist das 
Planungsgebiet bereits gemäß § 34 BauGB bebaut und die Hofflächen be-
reits größtenteils versiegelt. Auch im Bereich der noch unversiegelten Bö-
schung ist eine anthropogene Überformung, durch die angrenzenden Bau-
maßnahmen (Straßen-/Gebäudebau), anzunehmen. 

Vorbelastungen Das Planungsgebiet ist durch die vorhandene Versieglung durch die beste-
henden Gebäude und Hofflächen bereits stark vorbelastet. Auf der Pla-
nungsgebietsfläche sind nach derzeitigem Kenntnisstand keine Altlasten 
oder altlastenverdächtige Flächen vorhanden. 

Bewertung Aufgrund der hohen Vorbelastung besitzt das Planungsgebiet eine geringe 
Bedeutung für das Schutzgut Boden. 

Auswirkungen Mit Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans wird eine maxi-
male Versiegelung von 95 % der Fläche festgesetzt. Durch Umsetzung des 
Vorhabens kann nahezu das gesamte Grundstück versiegelt werden. Auf-
grund der Vorbelastung sind jedoch keine erheblichen Auswirkungen auf 
das Schutzgut zu erwarten. 
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Vermeidung/ 
Minimierung 

Folgende Maßnahmen zur Vermeidung bzw. Minimierung der Eingriffe in 
das Schutzgut Boden sind die Baugebietsplanung eingeflossen:  

 • Nachverdichtung / Innenentwicklung vor Außenentwicklung (Sparsa-
mer Umgang mit Grund und Boden) 

• Dichtere Bebauung als in der Umgebung 

• Flachdachgestaltung (Effizientere Nutzung der obersten Geschosse) 

• Intensive Begrünung von Teilbereichen der Tiefgarage 

• Extensive Begrünung der Flachdächer 

• Bepflanzung entlang der Gebäudevorzonen (Begrenzung der Versiege-
lung) 

 

2.4 Schutzgut Wasser 

Oberflächengewässer Ständig wasserführende Oberflächengewässer sind innerhalb des Vorha-
bengebiets nicht vorhanden. Etwa 70 m südwestlich fließt der Neckar. Aus-
wirkungen auf Oberflächengewässer sind durch das Vorhaben nicht zu er-
warten. 

Grundwasser Aufgrund der hohen Vorbelastung durch die bereits bestehende gemischte 
Baufläche und den daraus folgenden hohen Versiegelungsgrad besitzt das 
Planungsgebiet nur eine geringe Bedeutung für die Grundwasserneubil-
dung und ist kaum empfindlich gegenüber der Umnutzung. Aufgrund der 
bereits hohen Vorbelastung sind durch die Umsetzung der Planung keine 
weiteren erheblichen Auswirkungen auf das Grundwasser zu erwarten.  

WSG Das Gebiet liegt in keinem festgesetzten oder geplanten Wasserschutzge-
biet. 

Hochwassergefahren-
karte 

Das Vorhabengebiet liegt gemäß Hochwassergefahrenkarte in den Überflu-
tungsflächen HQ extrem, HQ 100 und HQ 50. Aufgrund einer angepassten 
Planung sind keine erheblichen Auswirkungen auf Retentionsraum, Wasser-
stand und Abfluss sowie den bestehenden Hochwasserschutz zu erwarten. 

Vermeidung/ 
Minimierung 

Folgende Maßnahmen zur Vermeidung bzw. Minimierung der Eingriffe in 
das Schutzgut Wasser sind in die Baugebietsplanung eingeflossen:  

 • Rückhaltung des Oberflächenwassers mittels Dachbegrünung 

• Bepflanzung entlang der Gebäudevorzonen (Offenhaltung versicke-
rungsfähiger Böden) 

• Gedrosselte Abgabe an den bestehenden Mischwasserkanal 

• Keine Mehrbelastung der bestehenden Abwasserkanäle 

 

2.5 Schutzgut Klima/Luft 

Bestand Das Planungsgebiet ist bereits überwiegend bebaut und versiegelt. 

Vorbelastung Aufgrund des bestehenden hohen Versieglungsgrads des Planungsgebiets 
besitzt die Fläche eine hohe Vorbelastung.  

Bewertung Angesichts dieser hohen Vorbelastung hat das Vorhabengebiet keine Be-
deutung für das Siedlungsklima von Eberbach. 
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Auswirkungen Durch die Umsetzung der Planung sind keine erheblichen Auswirkungen auf 
das Siedlungsklima von Eberbach zu erwarten. 

Vermeidung/ 
Minimierung 

Folgende Maßnahmen zur Vermeidung bzw. Minimierung der Eingriffe in 
das Schutzgut Klima/Luft sind die Baugebietsplanung eingeflossen: 

 • Intensive Begrünung von Teilbereichen der Tiefgarage 

• Extensive Begrünung der Flachdächer 

• Bepflanzung entlang der Gebäudevorzonen 

 

2.6 Schutzgut Mensch, Gesundheit und Bevölkerung 

2.6.1 Erholung/Wohnumfeld 

Bestand Das Gebiet bietet aufgrund seiner derzeitigen Nutzung und der privaten Be-
sitzverhältnisse keine Erholungsflächen. 

Auswirkungen Es sind keine Auswirkungen auf die Erholungseignung zu erwarten. 

Vermeidung/ 
Minimierung 

Folgende Maßnahmen zur Vermeidung bzw. Minimierung der Eingriffe in 
das Schutzgut Mensch sind die Baugebietsplanung eingeflossen: 

 • Schaffung einer hohen Aufenthalts- und Wohnqualität im privaten In-
nenbereich (Stellplätze in unterirdischer Tiefgarage) 

• Intensive Begrünung von Teilbereichen der Tiefgarage 

• Extensive Begrünung der Flachdächer 

• Bepflanzung entlang der Gebäudevorzonen 

 

2.6.2 Lärm 

Bestand6 Das geplante Wohn- und Geschäftshaus wird auf dessen Nordwest- und 
Nordostseite durch die Landesstraße L 595 (Neckarstraße) begrenzt; im Sü-
den grenzt ein öffentlicher Parkplatz an. Unmittelbar südlich dieses Park-
platzes verläuft die Bundesstraße B 37. Deshalb liegt eine erhebliche Ver-
kehrslärmeinwirkung auf das Bauvorhaben vor. 

Auswirkungen7 Das vom Büro für Schallschutz Dr. Jans, Ettenheim erstellte Gutachten zeigt, 
dass Orientierungswerte bzw. Immissionsgrenzwerte vor einzelnen Fassa-
den des geplanten Gebäudes zum Teil erheblich überschritten werden. Es 
sind Schallschutzmaßnahmen erforderlich. 

Vermeidung/ 
Minimierung 

Folgende Maßnahmen zur Vermeidung bzw. Minimierung der Eingriffe in 
das Schutzgut Mensch sind die Baugebietsplanung eingeflossen: 

 • Luftschalldämmung der Gebäudeaußenbauteile 

• Öffenbarkeit der Fenster von schutzbedürftigen Räumen 

• Einsatz von Lüftungsanlagen 

• Anordnung der Außenwohnbereiche  

 
6 Pro Immo GmbH & Co. KG, Haslach 2022: Begründung zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 113 „Wohn- und Ge-

werbequartier Neckarstraße“ - Vorentwurf 

7 Pro Immo GmbH & Co. KG, Haslach 2022: Begründung zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 113 „Wohn- und Ge-
werbequartier Neckarstraße“ - Vorentwurf 
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2.6.3 Verkehr 

Bestand Die Verkehrserschließung des Planbereiches ist über das bestehende Stra-
ßennetz gegeben. Die Zufahrt zur Tiefgarage erfolgt von der Zwingerstraße 
/ Parkplatz „Grüner Baum“ aus. 

Auswirkungen Aufgrund der bestehenden verkehrlichen Anbindung und der auch zukünf-
tigen Nutzung der Fläche für ein Wohn- und Geschäftshaus ist mit keiner 
Erhöhung des Verkehrsaufkommens zu rechnen. Es sind keine erheblichen 
Auswirkungen auf das Schutzgut zu erwarten.  

 

2.6.4 Kultur- und sonstige Sachgüter, kulturelles Erbe 

Bestand Kulturgüter und kulturelles Erbe wie Bodendenkmale oder Baudenkmale 
sind innerhalb des Planungsgebiets nicht bekannt. 

Auswirkungen Es sind keine Auswirkungen auf Kultur- oder Sachgüter zu erwarten. 

 

3.0 Zusammenfassende Beurteilung 

Planung: Der Grundstückeigentümer als Vorhabenträger beabsichtigt gemeinsam mit 
Pro Immo GmbH & Co. KG auf dem Gelände der Neckarstraße 39 in Eber-
bach einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan aufzustellen. Das Vorha-
ben sieht den Abriss der bestehenden Gebäude sowie eine Neubebauung 
der Flurstücke 1234 und 1227 durch ein Wohn- und Geschäftshaus vor. Um 
die planungsrechtlichen Voraussetzungen für das Vorhaben zu erlangen, 
wird ein Bebauungsplan der Innenentwicklung im beschleunigten Verfah-
ren nach § 13 a Abs. 2 Nr. 1 BauGB durchgeführt. 

Bestandsbewertung: Durch das geplante Vorhaben werden ausschließlich bereits nach § 34 
BauGB bebaute Flächen in Anspruch genommen. Aufgrund der hohen Vor-
belastung sind die Schutzgüter geringwertig einzustufen. 

Auswirkungen: Durch das Vorhaben sind folgende Auswirkungen zu erwarten: 

Schutzgut Pflanzen und 
Tiere 

Die sich auf der Fläche befindlichen Gehölzbestände werden durch Umset-
zung der Planung vollständig in Anspruch genommen. 

Artenschutz Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 BNatSchG (Tötung, Störung des Erhal-
tungszustandes der lokalen Population, Zerstörung von Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten) werden unter Beachtung entsprechender Maßnahmen nicht 
ausgelöst. 

Schutzgut 
Landschaftsbild 

Durch die geplante Bebauung mit einem Wohn- und Geschäftshaus nahe 
der Kernstadt von Eberbach sind keine weithin sichtbaren negativen Aus-
wirkungen auf das Schutzgut Landschaftsbild zu erwarten. 

Schutzgut Fläche/Boden Mit Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans wird eine maxi-
male Versiegelung von 95 % der Fläche festgesetzt. Durch Umsetzung des 
Vorhabens kann nahezu das gesamte Grundstück versiegelt werden. Auf-
grund der bereits bestehenden hohen Vorbelastung sind dennoch keine 
weiteren erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Boden zu erwarten. 
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Schutzgut Wasser Aufgrund der hohen Vorbelastung sind keine erheblichen Auswirkungen auf 
das Schutzgut Wasser zu erwarten.  

Schutzgut Klima/Luft Aufgrund der hohen Vorbelastung sind keine erheblichen Auswirkungen auf 
das Schutzgut Klima zu erwarten. 

Schutzgut Mensch Es sind keine erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch zu er-
warten. 

Schutzgut Kultur- und 
Sachgüter 

Es sind keine erheblichen Auswirkungen auf Kultur oder Sachgüter zu er-
warten. 

Wechselwirkungen  
zwischen den  
Schutzgütern: 

Es sind keine erheblichen Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern zu 
erwarten. 

Eingriffsregelung Im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB und einer zulässigen 
Grundfläche von weniger als 20.000 m² gelten Eingriffe, die auf Grund der 
Aufstellung des Bebauungsplans zu erwarten sind, vor der planerischen Ent-
scheidung als erfolgt oder zulässig. Ein Ausgleich ist gem. § 1 a Abs. 3 Satz 6 
BauGB nicht erforderlich. 

 
 
Heidelberg, den 08.03.2023 
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1.0 Vorbemerkungen 

Anlass  Die ARGE Lucas Epp plant gemeinsam mit Pro Immo GmbH & Co. auf dem 
Gelände der „Neckarstraße 39“ in Eberbach (Abbildung 1) einen 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan aufzustellen und den vorhandenen 
Gebäudebestand rückzubauen.  
Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplans wurden spezielle artenschutz-
rechtliche Untersuchungen durchgeführt. Ziel der Untersuchungen war es, 
festzustellen, ob von der Planung arten- oder naturschutzrechtlich relevante 
Tier- oder Pflanzenarten betroffen sein könnten. Untersucht wurden die Ar-
tengruppen Brutvögel und Fledermäuse.  

Abbildung 1:  
Hellblau hinterlegter 
Vorhabenbereich 
(Quelle: Architekturbüro 
Martin Eitel). 
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Abbildung 2:  
Untersuchungsgebiet in 
Eberbach 
(Luftbild: verändert nach 
LUBW) 

 

Artenschutzrechtliche 
Voruntersuchung 
 

Am 18.03.2021 wurde eine ökologische Übersichtsbegehung durchgeführt. 
Ziel der Untersuchung war es festzustellen, ob von der Planung arten- oder 
naturschutzrechtlich relevante Tier- oder Pflanzenarten betroffen sein 
könnten. Eine Betroffenheit relevanter Arten konnte nicht ausgeschlossen 
werden, daher wurden spezielle artenschutzrechtliche Untersuchungen 
durchgeführt. 

Spezielle artenschutz-
rechtliche Untersuchun-
gen 

Es wurden spezielle artenschutzrechtliche Untersuchungen zu den 
Arten/Artengruppen Reptilien, Brutvögel und Fledermäuse durchgeführt. 
Ergebnisse finden sich in Kapitel 4.0 des vorliegenden Berichts. 
 

2.0 Bestandsbeschreibung der Biotoptypen 

Untersuchungsgebiet Das Untersuchungsgebiet befindet sich direkt nach dem Neckarübergang 
auf östlicher Seite der L595/Neckarstraße. Es umfasst eine etwa 1.500 m² 
große Fläche (Abbildung 2). Betroffen sind die Flurstücke 1234, 1227 und 
1226/2. 

 Das Gelände beherbergt zwei aneinander anschließende Wohngebäude so-
wie einen gepflasterten Parkplatz mit Zufahrt, welche zu Garagengebäuden 
und einem Schuppen führt. Im Nordwesten und Südwesten ist das Gelände 
durch eine gehölzbestandene Böschung zur Straße resp. dem südlich an-
schließenden Parkplatz abgegrenzt. An der südöstlichen Grundstücksgrenze 
befindet sich ein Gemüsebeet sowie eine Sichtschutzhecke.  
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Foto 1:  
Blick auf die Wohnge-
bäude sowie die vorge-
lagerte Garage und den 
Schuppen von dem süd-
westlich des Grund-
stücks gelegenen Trep-
penaufgang aus.  

 

  

Foto 2: 
An die Hofeinfahrt 
schließt nordwestlich 
eine bewachsene Bö-
schung an. Am Ende der 
Einfahrt befinden sich 
Garagen und ein offe-
ner Schuppen. 
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Foto 3: 
Die Gehölze auf der Bö-
schung können freibrü-
tenden Vogelarten als 
Nistplatz dienen. Einer 
der Bäume weist auch 
Potential für Höhlenbrü-
ter auf. 

 

  

Foto 4: 
Der offene Schuppen 
könnte von nischenbrü-
tenden Vogelarten als 
Nistplatz genutzt wer-
den. Zahlreiche Spalten 
eignen sich grundsätz-
lich als Einzelquartier 
für Fledermäuse.  
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Foto 5: 
An der Garage bieten 
geschützte Nischen 
Nistpotential für Vögel. 
Der Dachkasten an dem 
angrenzenden Gebäude 
im Hintergrund ist an 
Schadstellen potenziell 
für gebäudebrütende 
Vögel zugänglich.  

 

Foto 6: 
Amselnest in einer der 
überdachten Nischen 
an der Garage. 
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Foto 7: 
Der Dachfirst der Ga-
rage ist offen und 
könnte somit von Fle-
dermäusen als Quartier 
genutzt werden. Der 
Hohlraum unter dem 
Firstziegel wäre grund-
sätzlich auch als Brut-
platz für Haussperlinge 
geeignet.  

 

Foto 8: 
Eine Schnitthecke grenzt 
die Neckarstraße 39 
vom Nachbargrund-
stück ab. Sie könnte 
freibrütenden Vogelar-
ten als Brutplatz dienen. 
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Foto 9: 
Das Wohngebäude bie-
tet zahlreiche günstige 
Strukturen für Vögel 
und Fledermäuse. Dach-
kästen und Ortgang 
sind durch schadhafte 
Stellen für Vögel und 
Fledermäuse zugäng-
lich.  
Für Fledermäuse be-
steht auch in Rollladen- 
und Markisenkästen so-
wie hinter Fensterläden 
Quartierpotential.  

 

  

Foto 10: 
Der Ortgang wird insbe-
sondere gerne von 
Haussperlingen als 
Brutstandort genutzt. 
Das Nistmaterial lässt 
auf mindestens ein Nest 
schließen.  
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Foto 11: 
Fledermäuse beziehen 
gelegentlich auch Quar-
tier in Markisenkästen 
oder unter Verblechun-
gen, wie der den Balkon 
umfassenden Regen-
rinne.    

 

Foto 12: 
Blick auf die Wohnge-
bäude von der Neckar-
straße aus.  
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Foto 13: 
Auch zur Neckarstraße 
hin bieten die Gebäude 
Vögeln und Fledermäu-
sen zugängliche Struktu-
ren.   
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3.0 Artenschutzrechtliche Grundlage 

3.1 Gesetzliche Vorschriften 

§ 44 BNatSchG  
(Fassung 01.03.2010) 
Zugriffsverbote 

(1) Es ist verboten, 
1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie 
zu fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der 
Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören (Tötungsverbot), 

 2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen 
Vogelarten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinte-
rungs- und Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung 
liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen 
Population einer Art verschlechtert (Störungsverbot während bestimm-
ter Zeiten), 

 3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders 
geschützten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu 
zerstören (Beschädigungsverbot geschützter Lebensstätten), 

 4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Ent-
wicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu 
beschädigen oder zu zerstören (Schutz von Pflanzen gegen Zugriff). 

relevante Arten Nach § 44 Abs. 5 BNatSchG sind für Planungsvorhaben alle Arten der FFH-
Richtlinie-Anhang-IV sowie alle europäische Vogelarten Gegenstand der 
artenschutzrechtlichen Untersuchung (Trautner 2008). Zusätzlich kann die 
Naturschutzbehörde Untersuchungen zu weiteren besonders und streng 
geschützten Arten vorschreiben. 

 

3.2 Ablaufschema artenschutzrechtliche Prüfung 

 Das folgende Schema stellt in aller Kürze den Ablauf einer artenschutzrecht-
lichen Prüfung und die möglicherweise daraus folgenden Aspekte dar: 
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3.3 Maßnahmen zur Vermeidung der Verbotstatbestände  
und zur Kompensation des Eingriffs 

 § 44 Abs.5 BNatSchG regelt für nach § 15 BNatSchG zulässige Eingriffe und 
für Vorhaben nach den §§ 30, 33 oder 34 BauGB, dass durch diese Vorhaben 
keine Verstöße gegen § 44 Abs.1 Nr.1 und 3 BNatSchG erfolgen, soweit die 
ökologische Funktion der vom Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder 
Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang weiter erfüllt wird - ggf. auch 
durch die Festsetzung vorgezogener Ausgleichsmaßnahmen. 

 Maßnahmen zur Vermeidung der o.g. Verbotstatbestände müssen lt. Leitfa-
den der EU-Kommission (EU-KOMMISSION 2007b) grundsätzlich den Cha-
rakter von schadensbegrenzenden Maßnahmen haben. 

 Grundsätzlich kann zwischen folgenden Maßnahmentypen unterschieden 
werden: 

A) Vermeidungsmaß-
nahmen 

Projektbezogene Vermeidungsmaßnahmen zielen auf die Schonung der 
Fortpflanzungs- und Ruhestätte oder auf den Schutz vor Störungen ab. Pro-
jekt- oder bauwerksbezogene Vermeidungsmaßnahmen umfassen Vorkeh-
rungen, die dafür sorgen, dass sich bestimmte Wirkungen gar nicht erst ent-
falten können. Dazu zählen z.B. anlagenbezogene Maßnahmen wie Que-
rungshilfen, frühzeitige Baufeldräumung außerhalb der Aktivitätszeit be-
troffener Arten sowie Bauen außerhalb von Brutzeiten als baubezogene 
Maßnahmen. 

B) Vorgezogene Aus-
gleichs- bzw. CEF-
Maßnahmen 

CEF-Maßnahmen („Measures to ensure the „continued ecological functio-
nality of breeding sites or resting places“ zielen auf eine aktive Verbesserung 
oder Erweiterung einer Fortpflanzungs- oder Ruhestätte ab. Dies bedeutet, 
dass durch Planungsvorhaben die ökologische Funktion von Brutplätzen 
und Ruhestätten relevanter Arten (FFH-Anhang IV und europäische Vogelar-
ten) gesichert sein muss (Guidance document der NATURA-2000-Richtlinie, 
2007). Dabei ist zu beachten, dass die ökologische Funktion von Fortpflan-
zungs- oder Ruhestätten dauerhaft und bruchlos gewährleistet sein muss, 
d.h., der Eintritt des Verbotstatbestandes kann nur vermieden werden, 
wenn die CEF-Maßnahmen zum Zeitpunkt des Eingriffs bereits vollumfäng-
lich funktionstüchtig sind! 

 Diese Maßnahmen können z.B. die Erweiterung der Stätte oder die Schaf-
fung neuer Habitate innerhalb oder in direkter funktioneller Verbindung zu 
einer Fortpflanzungs- oder Ruhestätte umfassen. Sie ergänzen das Habi-
tatangebot der lokal betroffenen Teilpopulation um die eingriffsbedingt ver-
loren gehenden Flächen bzw. Funktionen. Hinsichtlich der Wirksamkeit 
möglicher Maßnahmen und ihrer Eignung als CEF-Maßnahmen geben 
Runge et al. 2010 wertvolle Hinweise, bei denen gerade die erforderlichen 
Entwicklungszeiten von Habitaten bzw. Biotoptypen untersucht werden. 

C) Eingriffs-Ausgleich § 15 des BNatSchG fordert, dass erhebliche Beeinträchtigungen von Natur 
und Landschaft vom Verursacher vorrangig zu vermeiden sind. Allerdings 
sind natürlich nicht alle erheblichen Beeinträchtigungen zu vermeiden. 
Diese nicht-vermeidbaren erheblichen Beeinträchtigungen sind daher 
durch Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen zu kompensieren. Ausgleichs-
maßnahmen im Sinne der Eingriffsregelung umfassen z. B. die 



Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung zum Bebauungsplanverfahren „Neckarstraße 39“ in Eberbach 14 

 

BIOPLAN Gesellschaft für Landschaftsökologie und Umweltplanung GbR, St.-Peter-Str. 2, 69126 Heidelberg, Tel. 06221/4160730 
 

Kompensation einer von Brutvögeln genutzten Hecke, die im Zuge einer Pla-
nung entfernt werden muss oder die Neuanlage eines Gewässers für Am-
phibien. 

3.4 Schutzgebiete 

 In Tabelle 1 sind alle Schutzgebiete und geschützten Landschaftsbestand-
teile aufgeführt, die in der Umgebung des Eingriffsbereichs liegen. Abbil-
dung 5 zeigt eine Übersicht im Satellitenbild (die dem FFH-Gebiet zugehö-
rige Grundschule im Nordwesten der Abbildung ist allerdings nicht als 
Schutzgebiet farblich markiert). 

Tabelle 1: Schutzgebiete in der Umgebung des Eingriffsbereichs 

Schutzgebietskategorie Name (und Nr.) des Schutzgebiets 
Lage relativ 
zum Eingriff 

Betroffenheit 
zu erwarten 

FFH-Gebiet (Natura 2000) 
Dr. Weiss-Grundschule im FFH-Gebiet 
Odenwald Eberbach (Nr. 6520-341) 

70 m nordwest-
lich 

- 

Vogelschutzgebiet (Natura 2000) - - - 

Naturschutzgebiet (NSG) - - - 

Gesetzlich geschütztes Biotop 

Auwald, Gebüsch und Röhricht nord-
östlich Neckarwimmersbach (Nr. 
165192260252) 

170 m südwest-
lich (anderes 
Neckarufer) 

nein 

Feldgehölz südöstlich Eberbach – 
Neckarhälde (Nr. 165192260253) 

180 m östlich 
nein 

ND Löwenfelsen SO Eberbach (Nr. 
265192267830) 

 
nein 

Ufer-Weidengebüsch nördlich 
Neckarwimmersbach - Wasen (Nr. 
165192260225) 

220 m südlich 
(anderes 
Neckarufer) 

nein 

Naturdenkmal 
Rotbuche "Neckarhälde" 
(Nr. 82260130010) 

330 m südöst-
lich 

nein 

Landschaftsschutzgebiet 
Neckartal II – Eberbach 
(Nr. 2.26.021) 

150 m östlich 
sowie 300 m 
westlich 

nein 
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Abbildung 5:  
Schutzgebiete in der 
Umgebung des Ein-
griffsbereichs. 

 

  

Betroffenheit Im Eingriffsbereich befinden sich keine Schutzgebiete (s. Tabelle 1 und 
Abbildung 3). Das am nächsten befindliche Schutzgebiet ist die dem FFH-
Gebiet Odenwald Eberbach zugehörige Dr. Weiss-Grundschule, welche seit 
Jahrzehnten eine Wochenstube des Großen Mausohrs beherbergt. Eine 
vorhabensbedingte Beeinträchtigung der Kolonie ist auszuschließen.  
Die am Neckarufer ausgewiesenen gesetzlich geschützten Biotope sind 
ebensowenig wie die dem Landschaftsschutzgebiet zugehörigen 
Waldgebiete oder andere Schutzgebiete vom geplanten Eingriff betroffen. 
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3.5 Geschützte Arten 

3.5.1 Fachgutachterliche Einschätzung 

 Die Einschätzung von Vorkommen europarechtlich geschützter Arten im Un-
tersuchungsgebiet basiert auf drei Säulen: 

Vorkommen in Baden-
Württemberg 

Die erste Säule ist die Liste von in Baden-Württemberg bekannten Tier- und 
Pflanzenarten, die in den Anhängen II und/oder IV der FFH-Richtlinie aufge-
führt (LUBW 2014) bzw. der Vogelschutzrichtlinie gelistet sind. 

Verbreitung in Baden-
Württemberg 

Die zweite Säule ist die Verbreitung der Arten in Baden-Württemberg ent-
sprechend den Angaben aus den Grundlagenwerken Baden-Württembergs, 
dem Atlas Deutscher Brutvogelarten sowie weiterer Quellen. 

Kenntnis der Lebens-
raumansprüche 

Die dritte Säule ist die Kenntnis der artspezifischen Standort- und Lebens-
raumansprüche der planungsrelevanten Tier- und Pflanzenarten sowie der 
Biotopausstattung des Plangebiets. Die in Tabelle 2 aufgeführten Arten wur-
den hinsichtlich potentieller Vorkommen im Vorhabensbereich abgeprüft. 

 Zur Einschätzung und Bewertung des Planungsgebietes als Lebensraum für 
die artenschutzrechtlich relevanten Arten wurden die Habitatstrukturen im 
Vorhabensgebiet und der angrenzenden Umgebung bei der Begehung am 
18.03.2021 begutachtet. Dabei wurden Sträucher und Gebäude auf poten-
zielle Niststandorte kontrolliert. Säume und Randlinien wurden hinsichtlich 
ihrer Eignung als Reptilienhabitate bewertet. Senken wurden auf ihre Eig-
nung als Habitate für Amphibien und streng geschützte Wirbellose kontrol-
liert und Gebäude wurden von außen auf mögliche Fledermausquartiere 
bzw. Spuren und Hinweise auf Fledermäuse überprüft. 
 

3.5.1.1 FFH-Arten 

 

Tabelle 2: Ermittlung potentiell betroffener Arten der Anhänge II bzw. IV- 
der FFH-Richtlinie durch Abschichtung (ausgehend von den Arten mit Vorkommen in 
Baden-Württemberg)  

Arten, bei denen ein Vorkommen nicht ausgeschlossen werden kann, sind farblich hervorge-
hoben. 

Wissenschaftlicher Name Deutscher Name FFH-
Anh. 

Vorkommen im Untersuchungsgebiet? 

Fauna 

Mammalia pars  Säugetiere (Teil)   

Castor fiber  Biber II, IV  
 
 
Ein Vorkommen der Arten ist aufgrund der 
landesweiten Verbreitung und / oder der Bi-
otopausstattung des Plangebiets auszu-
schließen. 
 
 

Cricetus cricetus  Feldhamster IV 

Felis silvestris  Wildkatze IV 

Lynx lynx  Luchs II, IV 

Muscardinus avellanarius  Haselmaus 
IV 
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Tabelle 2: Ermittlung potentiell betroffener Arten der Anhänge II bzw. IV- 
der FFH-Richtlinie durch Abschichtung (ausgehend von den Arten mit Vorkommen in 
Baden-Württemberg)  

Arten, bei denen ein Vorkommen nicht ausgeschlossen werden kann, sind farblich hervorge-
hoben. 

Wissenschaftlicher Name Deutscher Name FFH-
Anh. 

Vorkommen im Untersuchungsgebiet? 

Chiroptera  Fledermäuse   

Barbastella barbastellus  Mopsfledermaus II; IV 

Ein Vorkommen von Fledermausarten ist ins-
besondere an und in den Gebäuden der Flä-
che möglich. Zahlreiche Strukturen an den 
Haupt- und Behelfsgebäuden weisen hohes 
Quartierpotential auf. 
Spezielle artenschutzrechtliche Untersu-
chungen wurden durchgeführt (siehe Kap. 
4.1). 

Eptesicus nilssonii  Nordfledermaus IV 

Eptesicus serotinus Breitflügelfledermaus IV 

Myotis alcathoe Nymphenfledermaus IV 

Myotis bechsteinii  Bechsteinfledermaus II, IV 

Myotis brandtii  Große Bartfledermaus IV 

Myotis daubentonii  Wasserfledermaus IV 

Myotis emarginatus  Wimperfledermaus II, IV 

Myotis myotis  Großes Mausohr II, IV 

Myotis mystacinus  Kleine Bartfledermaus IV 

Myotis nattereri  Fransenfledermaus IV 

Nyctalus leisleri  Kleiner Abendsegler IV 

Nyctalus noctula  Abendsegler IV 

Pipistrellus kuhlii  Weißrandfledermaus IV 

Pipistrellus nathusii  Rauhautfledermaus IV 

Pipistrellus pipistrellus  Zwergfledermaus IV 

Pipistrellus pygmaeus  Mückenfledermaus IV 

Plecotus auritus  Braunes Langohr IV 

Plecotus austriacus  Graues Langohr IV 

Rhinolophus ferrumequinum  Große Hufeisennase II, IV 

Vespertilio murinus  Zweifarbfledermaus IV 
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Reptilia  Kriechtiere   

Coronella austriaca  Schlingnatter IV 

Ein Vorkommen der Arten ist aufgrund der 
landesweiten Verbreitung und / oder der Bi-
otopausstattung des Plangebietes auszu-
schließen bzw. nicht zu erwarten. 

Emys orbicularis  Europäische Sumpfschild-
kröte 

II, IV 

Lacerta agilis  Zauneidechse IV 

Lacerta bilineata  Westliche Smaragdeidechse IV 

Podarcis muralis Mauereidechse IV 

Zamenis longissimus  Äskulapnatter IV 

Amphibia  Lurche   

Alytes obstetricans  Geburtshelferkröte IV 

Eine Fortpflanzung der Arten ist aufgrund 
der landesweiten Verbreitung und / oder der 
Biotopausstattung des Plangebiets auszu-
schließen.  

Bombina variegata  Gelbbauchunke II, IV 

Bufo calamita  Kreuzkröte IV 

Bufo viridis  Wechselkröte IV 

Hyla arborea  Laubfrosch IV 

Pelobates fuscus  Knoblauchkröte IV 

Rana arvalis  Moorfrosch IV 

Rana dalmatina  Springfrosch IV 

Rana lessonae  Kleiner Wasserfrosch IV 

Salamandra atra  Alpensalamander IV 

Titurus cristatus  Kammmolch II, IV 

Pisces Fische   

Alosa alosa Maifisch II 

Ein Vorkommen der Arten ist aufgrund der 
landesweiten Verbreitung und / oder der Bi-
otopausstattung des Plangebiets auszu-
schließen.  

Alosa fallax Finte II 

Aspius aspius Rapfen II 

Cobitis taenia Steinbeißer II 

Cottus gobio Groppe, Mühlkoppe II 

Hucheo hucho Huchen II 

Leuciscus souffia agassizzii Strömer II 

Misgurnus fossilis Schlammpeitzger II 

Rhodeus amarus Bitterling II 

Salmo salar Atlantischer Lachs II 

Zingel streber Streber II 

Petromyzontidae Rundmäuler   

Lampetra fluviatilis Flussneunauge II 
Ein Vorkommen der Art ist aufgrund der lan-
desweiten Verbreitung und der Biotopaus-
stattung des Plangebiets auszuschließen. 

Lampetra planeri Bachneunauge II 

Petromyzon marinus Meerneunauge II 

Decapoda Krebse   

Austropotamobius pallipes Dohlenkrebs II Ein Vorkommen der Arten ist aufgrund der 
landesweiten Verbreitung und der Bio-
topausstattung des Plangebiets auszuschlie-
ßen. 

Austropotamobius torrentium Steinkrebs 
II* 
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Coleoptera  Käfer   

Bolbelasmus unicornis  Vierzähniger Mistkäfer IV 

Ein Vorkommen der Arten ist aufgrund der 
landesweiten Verbreitung und / oder der Bi-
otopausstattung des Plangebiets auszu-
schließen. 

Buprestis splendens Goldstreifiger Prachtkäfer II, IV 

Cerambyx cerdo  Heldbock IV 

Cucujus cinnaberinus   Scharlachkäfer IV 

Dytiscus latissimus  Breitrand IV 

Graphoderus bilineatus  Schmalbindiger Breitflügel-
Tauchkäfer 

IV 

Lucanus cervus Hirschkäfer II 

Osmoderma eremita Juchtenkäfer/Eremit IV 

Rosalia alpina  Alpenbock II, IV 

Lepidoptera  Schmetterlinge   

Callimorpha quadripunctaria Spanische Fahne II* 

Ein Vorkommen dieser Schmetterlingsarten 
ist aufgrund der landesweiten Verbreitung 
und / oder der Biotopausstattung des Plan-
gebiets auszuschließen.  

Coenonympha hero  Wald-Wiesenvögelchen IV 

Eurodryas aurinia  Goldener Scheckenfalter II 

Euphydryas maturna Eschen-Scheckenfalter II, IV 

Gortyna borelii  Haarstrangwurzeleule II, IV 

Lopinga achine  Gelbringfalter IV 

Lycaena dispar  Großer Feuerfalter II, IV 

Lycaena helle  Blauschillernder Feuerfalter II, IV 

Parnassius apollo  Apollofalter IV 

Parnassius mnemosyne  Schwarzer Apollofalter IV 

Phengaris arion  Schwarzfleckiger Ameisen-
Bläuling 

IV 

Phengaris nausithous  Dunkler Wiesenknopf-Amei-
senbläuling 

II, IV 

Phengaris teleius  Heller Wiesenknopf-Amei-
senbläuling 

II, IV 

Proserpinus proserpina Nachtkerzenschwärmer IV 

Odonata  Libellen   

Coenagrion mercuriale  Helm-Azurjungfer II 

Ein Vorkommen der Arten ist aufgrund der 
landesweiten Verbreitung und / oder der Bi-
otopausstattung des Plangebiets auszu-
schließen. 

Coenagrion ornatum  Vogel-Azurjungfer II 

Gomphus flavipes Asiatische Keiljungfer IV 

Leucorrhinia caudalis  Zierliche Moosjungfer IV 

Leucorrhinia pectoralis  Große Moosjungfer II, IV 

Ophiogomphus cecilia  Grüne Keiljungfer II, IV 

Sympecma paedisca Sibirische Winterlibelle IV 

Arachnida Spinnentiere   

Anthrenochernes stellae  Stellas Pseudoskopion 

II Ein Vorkommen der Arten ist aufgrund der 
landesweiten Verbreitung und / oder der Bi-
otopausstattung des Plangebiets auszu-
schließen. 
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Mollusca  Weichtiere   

Anisus vorticulus  Zierliche Tellerschnecke II, IV 

Ein Vorkommen der Arten ist aufgrund der 
landesweiten Verbreitung und / oder der Bi-
otopausstattung des Plangebiets auszu-
schließen. 

Unio crassus  Gemeine Flussmuschel II, IV 

Vertigo angustior  Schmale Windelschnecke II 

Vertigo geyeri  Vierzähnige Windelschnecke II 

Vertigo moulinsiana  Bauchige Windelschnecke II 

Flora 

Pteridophyta et Spermato-
phyta 

Farn- und Blütenpflanzen   

Apium repens Kriechender Scheiberich II, IV 

Ein Vorkommen der Arten ist aufgrund der 
landesweiten Verbreitung und / oder der Bi-
otopausstattung des Plangebiets auszu-
schließen. 

Bromus grossus  Dicke Trespe II, IV 

Cypripedium calceolus  Frauenschuh II, IV 

Gladiolus palustris  Sumpf-Gladiole II, IV 

Jurinea cyanoides  Sand-Silberscharte II*, IV 

Lindernia procumbens  Liegendes Büchsenkraut IV 

Liparis loeselii  Sumpf-Glanzkraut II, IV 

Marsilea quadrifolia  Kleefarn II, IV 

Myosotis rehsteineri  Bodensee-Vergissmeinnicht II, IV 

Najas flexilis  Biegsames Nixenkraut II, IV 

Spiranthes aestivalis Sommer-Schraubenstendel IV 

Trichomanes speciosum Prächtiger Dünnfarn II, IV 

Bryophyta Moose   

Buxbaumia viridis  Grünes Koboldmoos II 
Ein Vorkommen der Arten ist aufgrund der 
landesweiten Verbreitung und / oder der Bi-
otopausstattung des Plangebiets auszu-
schließen. 

Dicranum viride  Grünes Besenmoos II 

Hamatocaulis vernicosus Firnisglänzendes Sichelmoos II 

Orthotrichum rogeri  Rogers Goldhaarmoos II 

 
Fazit Im Untersuchungsgebiet befinden sich geeignete Habitatstrukturen für V 

Fledermäuse. Es wurden daher spezielle artenschutzrechtliche Untersu-
chungen dieser Artengruppen durchgeführt, deren Ergebnisse in Kapitel 4.1 
dargestellt sind. 
 

3.5.1.2 Europäische Vogelarten 

Europäische Vogelarten Entsprechend der Richtlinie über die Erhaltung der wild lebenden Vo-
gelarten (Richtlinie 2009/147/EG) oder kurz Vogelschutzrichtlinie sind ge-
mäß § 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatSchG alle einheimischen Vogelarten besonders 
geschützt. Zudem sind Arten wie etwa Eisvogel und Weißstorch, aber auch 
Taxa wie Greifvögel, Falken und Eulen gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 14 BNatSchG 
streng geschützt. In Baden-Württemberg sind 142 streng geschützte Arten 
heimisch. 

 Nachfolgend werden die Ansprüche an die Habitate verschiedener Vogelar-
ten in Bezug auf die Strukturen im Untersuchungsgebiet näher betrachtet. 
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Tabelle 3: Ermittlung potentiell betroffener Artengruppen der Vogelschutzricht-
linie durch Abschichtung (ausgehend von den Strukturen im Gebiet). 

Artengruppen, bei denen ein Vorkommen nicht ausgeschlossen werden kann, sind farblich hervorge-
hoben. 

Brutplatz Strukturbeispiele Einschätzung 

Gebäude Gebäude, Behelfsbauten, 
Stallungen 

Die Gebäude im Untersuchungsgebiet bieten ge-
nerell ein sehr hohes Habitatpotenzial für Gebäu-
debrüter. Spezielle artenschutzrechtliche Unter-
suchungen wurden durchgeführt (siehe Kap.4.2). 

Höhlen Baumhöhlen, Nistkästen, 
Höhlen in Felswänden 

Aufgehängte Nistkästen bieten ebenso wie eine 
Baumhöhle Brutplätze für Höhlenbrüter wie 
Kohl- oder Blaumeise. Spezielle artenschutzrecht-
liche Untersuchungen wurden durchgeführt 
(siehe Kap.4.2). 

Nischen-/Halbhöhlen Felswände, Balkenkon-
struktionen, Strommas-
ten, Nistkästen, Baum-
halbhöhlen/Nischen 

Die Behelfsgebäude (Schuppen, Garage) im Un-
tersuchungsgebiet bieten mit offenen Balkenkon-
struktionen und zugänglichen Nischen hohes Po-
tenzial für Nischen und Halbhöhlenbrüter. Spezi-
elle artenschutzrechtliche Untersuchungen wur-
den durchgeführt (siehe Kap.4.2). 

Gehölze Bäume, Hecken, Sträu-
cher 

Es sind einige Gehölze im Untersuchungsgebiet 
vorhanden, die Habitatpotenzial für Frei- und He-
ckenbrüter wie z.B. die Amsel bieten. Spezielle ar-
tenschutzrechtliche Untersuchungen wurden 
durchgeführt (siehe Kap.4.2). 

Boden (Feldvögel) Äcker, Wiesen, Weiden Das Untersuchungsgebiet ist für bodenbrütende 
Feldvögel wie z.B. die Feldlerche aufgrund von 
Struktur und Nutzung ungeeignet. 

Boden (ohne Feldvögel 
und Heckenbrüter) 

Feuchtgrünland, Wiesen, 
Krautige Vegetation 

Das Untersuchungsgebiet ist für andere boden-
brütende Vogelarten wie z.B. die Schafstelze auf-
grund von Struktur und Nutzung ungeeignet. 

Brutschmarotzer Brutvorkommen der 
Wirtsvogelarten 

Ein Brutvorkommen des Kuckucks im Untersu-
chungsgebiet ist aufgrund von Struktur und Lage 
auszuschließen. 

Wasser Gewässer und Gewässer-
randstrukturen 

Ein Vorkommen von gewässergebundenen Brut-
vogelarten wie z.B. dem Eisvogel im Untersu-
chungsgebiet ist aufgrund fehlender Gewässer 
auszuschließen. 

 
Fazit Im Untersuchungsgebiet sind Arten der Siedlungsbereiche und Gehölz-

strukturen sowie Gebäudebrüter zu erwarten. Es wurden daher spezielle ar-
tenschutzrechtliche Untersuchungen zur Artengruppe der Vögel durchge-
führt, deren Ergebnisse in Kapitel 4.2 dargestellt sind. 
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4.0 Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung 

4.1 Fledermäuse  

Spezielle artenschutz-
rechtliche Untersuchun-
gen 

Aufgrund der Habitatstrukturen im Plangebiet konnte eine Betroffenheit 
streng geschützter Fledermäuse nicht ausgeschlossen werden. Daher 
wurde diese Gruppe am 23.05.2021 und 20.07.2021 im Rahmen von Detek-
torbegehungen von bis zu zwei erfassenden BiologInnen bei günstigen Wit-
terungsbedingungen untersucht. Außerdem wurden drei Dauererfassungs-
geräte über jeweils mehrere Nächte (16.-20.07.2021) innerhalb der Ge-
bäude (Dachböden und Schuppen) exponiert, um Fledermausaktivität über 
längere Zeiträume zu erfassen. 

4.1.1 Methodik 

Quartiersuche  
& Aktivitätserfassung 

Am 18.03.2021 und 20.07.2021 wurde der Gebäudebestand des 
Untersuchungsgebietes auf potentiell geeignete Fledermausquartiere sowie 
auf die Anwesenheit von Fledermäusen und indirekte Hinweise 
(Fledermauskot, Urinverfärbungen, Fraßreste) hin untersucht. Gehölze mit 
Quartierpotential sind auf dem Gelände nicht vorhanden, wodurch sich eine 
Untersuchung erübrigte.  
Die Detektorbegehungen zielten auf die Erfassung aus- bzw. einfliegender 
oder am Gebäude schwärmender Fledermäuse ab. Da das 
Schwärmverhalten am Quartier bei den meisten gebäudebesiedelnden 
Arten morgens deutlich stärker ausgeprägt ist als abends, fand eine der zwei 
Erfassungen früh morgens in den letzten beiden Stunden vor 
Sonnenaufgang statt. Dabei wurden die Gebäude im Plangebiet mithilfe 
eines Handdetektors (Echometer Touch 2 Pro) abgegangen, wobei 
potentielle Einflüge und Quartierstrukturen besonders im Fokus standen.  
Da Fledermäuse regelmäßig ihre Quartiere wechseln, sind ergänzende 
Erfassungen über mehrere Nächte erforderlich, um die Quartiernutzung zu 
unterschiedlichen Zeitpunkten zu erfassen. Dazu wurden akustische 
Dauererfassungsgeräte (Song Meter Mini Bat von Wildlife Acoustics, Inc.) zu 
unterschiedlichen Zeitpunkten innerhalb und außerhalb der Gebäude 
ausgebracht. Die anschließende Auswertung aller Rufaufnahmen erfolgte 
mithilfe der Software Kaleidoscope Pro Analysis (Wildlife Acoustics, Inc.). 
Neben der Artbestimmung anhand der Rufe wurde insbesondere auf 
Sozialrufe und Aktivitätsmuster sowie weitere akustische Hinweise im 
Hinblick auf nahe gelegene Quartiere geachtet. 

4.1.1 Ergebnisse und Bewertung 

Ergebnisse der akusti-
schen Erfassungen 

Die Auswertungsergebnisse der akustischen Aufnahmen sind in Tabelle 4 
aufgeführt. Die überwiegende Mehrheit der bei den Detektor- und Dauerer-
fassungen aufgezeichneten Rufe stammt von der Zwergfledermaus. Deut-
lich seltener wurde die besonders gewässeraffine Rauhautfledermaus regis-
triert – vermutlich auf Transferflügen zwischen Quartier und dem Jagdhabi-
tat am Neckar. Es wurden auch zahlreiche Rufsequenzen nyctaloider Arten 
(Großer/Kleiner Abendsegler, Breitflügelfledermaus, Zweifarbfledermaus) 
aufgenommen – von diesen konnten der Große Abendsegler und die Breit-
flügelfledermaus auf Artniveau bestimmt werden. Außerdem wurden gele-
gentlich einzelne Rufsequenzen überfliegender Myotis Fledermäuse regis-
triert. Die meisten dieser Rufe stammen vom Großen Mausohr; Einzelrufse-
quenzen sind dem Formenkreis der Fransenfledermaus zuzuordnen, 
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anhand der wenigen Rufsequenzen mit suboptimaler Rufqualität jedoch 
nicht sicher auf Artniveau zu bestimmen. 

Tabelle 4: Liste der im Plangebiet nachgewiesenen Fledermausarten und de-
ren Schutz- sowie Gefährdungsstatus (mit farblicher Hervorhebung 
vorhabensbedingt besonders zu berücksichtigender Arten) 

Deutscher  Wissenschaftlicher  Rote Liste  Rote Liste FFH BNatSchG 

Name Name BW D  Status 
Breitflügelfledermaus Eptesicus serotinus 2 3 IV §§ 

Myotis Art  
(vermutl. Fransenfledermaus) 

Myotis (nattereri) 2 * IV §§ 

Großes Mausohr Myotis Myotis 2 * II, IV §§ 

Großer Abendsegler Nyctalus noctula i V IV §§ 

Rauhautfledermaus Pipistrellus nathusii i * IV §§ 

Zwergfledermaus Pipistrellus pipistrellus 3 * IV §§ 

 
Erläuterungen zur Tabelle RL = Rote Liste, D = Deutschland (Meinig et al. 2020), BW = Baden-Württemberg (Braun & Diet-

erlen 2003), FFH = Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie; IV = Anhang IV-Art, §§ = streng geschützt 

 0 = ausgestorben, ausgerottet oder verschol-
len 
1 = vom Aussterben bedroht 
2 = stark gefährdet 
3 = gefährdet 
R = extrem selten (rar) 

G = Gefährdung anzunehmen, aber Status un-
bekannt 
i = gefährdete wandernde Art 
V = Vorwarnliste 
D = Daten ungenügend 
* = ungefährdet 

 
Bedeutung der Ge-
bäude als Fledermaus-
quartiere 
 

Bei der Untersuchung des Gebäudebestands wurden keine direkten (Anwe-
senheit von Fledermäusen oder das Verhören von Soziallauten) oder indi-
rekten Hinweise auf Fledermausquartiere (Urinspuren, Fledermauskot) fest-
gestellt. Die Gebäude bieten jedoch potentiell als Sommerquartier geeig-
nete Spalten, welche grundsätzlich auch in milden Witterungsphasen im 
Winter von Einzeltieren kälteharter Arten (Zwergfledermaus) genutzt wer-
den könnten. Insbesondere Spaltenquartiere lassen sich häufig nur durch 
gezielte Erfassungen zur Aktivitätszeit der Fledermäuse nachweisen. Bei der 
abendlichen Ausflugkontrolle und der morgendlichen Schwärmkontrolle 
waren keine ein- oder ausfliegenden bzw. am Gebäude schwärmenden Fle-
dermäuse festzustellen. Aufgrund der häufigen Quartierwechsel von Fleder-
mäusen und der Vielzahl günstiger Strukturen ist eine gelegentliche Nut-
zung von Einzelquartieren am Gebäude dennoch denkbar. Dies ist insbe-
sondere im Hinblick auf die auf dem Gelände sehr präsente Zwergfleder-
maus denkbar. Deren Sommerquartiere und Wochenstuben wie auch Win-
terquartiere befinden sich in einem breiten Spektrum von Spalträumen an 
Gebäuden sowie hinter Verkleidungen und Zwischendächern (Dietz et al., 
2007). In der ca. 70 m nordwestlich gelegenen Dr. Weiss-Grundschule be-
findet sich eine Wochenstubenkolonie der Art. 

Bedeutung der Fläche 
als Nahrungshabitat 
 

Trotz der Versiegelung wurde der Innenhof des Geländes bei den Begehun-
gen von zeitweise mehreren Zwergfledermäusen (Pipistrellus pipistrellus) 
intensiv bejagt. Auch zur Straße hin war an den Straßenlaternen rege 
Jagdaktivität von Zwergfledermäusen zu verzeichnen. Lineare Vegetations-
strukturen wie die Baumreihe im Westen des Plangebiets bieten der bevor-
zugt in halboffenen Habitaten jagenden Art günstige Bedingungen zur Nah-
rungssuche. Im Gegensatz zu zahlreichen anderen Fledermausarten 
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profitiert die Zwergfledermaus bei der Nahrungssuche auch von durch Stra-
ßenbeleuchtung angezogenen Insekten. Das Gelände wird vermutlich als 
quartiernahes Jagdhabitat von Individuen der Kolonie der Dr. Weiss-Grund-
schule genutzt. Die Zwergfledermaus ist hinsichtlich der Ansprüche an ihr 
Jagdhabitat eine sehr flexible Art, die eine Vielzahl verschiedenartiger Habi-
tate zum Beuteerwerb zu nutzt (Dietz et al., 2007). Die im Radius von bis zu 
4 km um das Quartier gelegenen Teiljagdhabitate sind daher im Einzelnen 
von untergeordneter Bedeutung.  
Die Rufaufnahmen nyctaloider Arten deuten darauf hin, dass das Gelände 
bzw. der darüber befindliche offene Luftraum auch von weiteren Fleder-
mausarten wie dem Großen Abendsegler unregelmäßig als Teil deutlich grö-
ßerer Jagdhabitate genutzt wird. Sichtbeobachtungen jagender Fleder-
mäuse gelangen nur von Zwergfledermäusen. Im Hinblick auf die weiteren 
akustisch registrierten Arten ist mehrheitlich von Transferflügen auszuge-
hen.  

Bedeutung potentiel-
ler Leitstrukturen 
 

Das Plangebiet liegt unmittelbar oberhalb der Neckarbrücke und wird im 
Westen durch eine Baumreihe gesäumt, welche das Gelände gegen die Be-
leuchtung der Straße etwas abschirmt. Aufgrund seiner Lage zwischen 
Neckar, nahrungsreichen Waldhabitaten im Osten und in der (Alt-)Stadt ge-
legenen Quartieren im (Nord-)Westen kommt ihm als Teil eines Flugkorri-
dors zwischen Quartieren und Jagdgebieten eine Bedeutung zu. Während 
der abendlichen Untersuchung konnten zahlreiche Transferflüge von 
Zwergfledermäusen festgestellt werden, die den offenen Luftraum des Ge-
ländes von Westen bwz. Südwesten kommend in Richtung Osten zum Wald 
hin durchflogen. Aufgrund der frühen Uhrzeit und Richtung aus der die 
überfliegenden Tiere kamen, ist anzunehmen, dass sie aus dem Wochenstu-
benquartier der ca. 70 m nordwestlich gelegenen Dr. Weiss-Grundschule 
stammen.  
Bei der Schwärmkontrolle konnten morgens auch Große Mausohren auf 
dem Rückflug vom Jagdhabitat in Richtung Quartier beobachtet werden. 
Quartiere der Art befinden sich in der ca. 70 m entfernten Dr. Weiss-Grund-
schule sowie in der ca. 200 m nordwestlich gelegenen Michaelskirche. Die 
beobachteten Individuen der grundsätzlich strukturgebunden fliegenden 
Art überflogen das Gelände quer in wenigen Metern Höhe oberhalb der 
Häuser und Bäume. Dies zeigt, dass das Gelände auf einer Flugroute zu 
nächtlichen Jagdrevieren liegt, der straßenbegleitenden Baumreihe im be-
bauten Siedlungsbereichs aber scheinbar keine herausragende Bedeutung 
als Leitlinie zukommt. Es ist bekannt, dass lichtscheue Fledermausarten wie 
das Große Mausohr möglichst dunkle Flugrouten auf ihrem Weg ins Jagdha-
bitat und zurück nutzen. Daher ist anzunehmen, dass die von der Grund-
schule kommenden Mausohren das unbeleuchtete Gelände der Neckarstr. 
39 im Gegensatz zu der hell bestrahlten Neckarstraße und dem südlich an-
grenzenden beleuchteten Parkplatz bevorzugt überfliegen. 

4.1.2 Maßnahmen zur Vermeidung von Verbotstatbeständen 

Vermeidungsmaß-
nahme:  
Bauzeitenregelung & 
ökologische Baubeglei-
tung 

Zur Vermeidung von Verbotstatbeständen nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 
BNatSchG (Tötung, Störung des Erhaltungszustandes der lokalen Popula-
tion, Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) ist das Gebäude ent-
weder im Herbst (ab 1. Oktober) oder während Frostperioden im Winter 
rückzubauen. Im Herbst ist die Quartierbindung am geringsten und die 
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 Tiere befinden sich noch nicht in Winterlethargie, wodurch sie bei Störun-
gen eine gewisse Reaktionsfähigkeit aufweisen. Da viele der potentiellen 
Spaltenquartiere an den Gebäuden nicht frostsicher sind, ist eine Anwesen-
heit von Fledermäusen während Frostperioden im Winter unwahrschein-
lich.  
Um das Risiko einer unabsichtlichen Tötung oder Verletzung von Fleder-
mäusen bei den Abbrucharbeiten weiter zu reduzieren, ist der Gebäudebe-
stand im Rahmen der ökologischen Baubegleitung unmittelbar vor dem Ab-
bruch auf Besatzfreiheit zu überprüfen. 

Vermeidungsmaß-
nahme: Lichtmanage-
ment 

Das Gelände der Neckarstraße 39 liegt auf einem Flugkorridor zwischen Wo-
chenstubenquartieren der Arten Großes Mausohr und Zwergfledermaus 
und deren Jagdgebieten. Insbesondere im Hinblick auf die lichtscheue Art 
Großes Mausohr ist daher auf nicht notwendige Außen- und Fassadenbe-
leuchtungen zu verzichten. Bei der notwendigen Außenbeleuchtung ist 
Lichtverschmutzung folgendermaßen zu vermeiden (Voigt et al. 2019): 

1. Dimmung des Lichts entsprechend dem tatsächlichen menschli-
chen Bedarf 

2. Nur notwendigen Bereich mit nach unten gerichteter Beleuchtung 
und angepasster Lampenhöhe beleuchten 

3. Verwendung vollständig abgeschirmter Leuchten, die kein Licht 

oberhalb der Horizontalen abstrahlen 
4. Vermeidung reflektierender Oberflächen 

Außerdem sind insektenfreundliche Leuchtmittel und Lampen gemäß dem 
aktuellen Stand der Technik zu verwenden (z. B. Natriumdampf oder LED, 
insektendichte Gehäuse mit eine Oberflächentemperatur < 60 °). Lampen 
mit Wellenlängen unter 540 nm und mit einer korrelierten Farbtemperatur 
> 2700 K sollten nicht eingesetzt werden. Die Vermeidung von Eingriffen in 
die Insektenfauna durch künstliche Beleuchtung im Außenbereich ist durch 
die letztjährige Novellierung des Landenaturschutzgesetzes im BW NatSchG 
§ 21 gesetzlich verankert.  

Artenschutzrechtliche 
Beurteilung 

Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 (Tötung, erhebliche Stö-
rung/Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen Population, 
Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) i. V. m. Abs. 5 BNatSchG 
werden unter Beachtung entsprechender Maßnahmen nicht ausgelöst. 

4.1.3 Weitere empfohlene Maßnahmen 

Fledermauskästen Da die Gebäude im Plangebiet zahlreiche grundsätzlich als Quartier nutz-
bare Strukturen für Fledermäuse aufweisen und derartige Strukturen in-
folge von Gebäudeabbrüchen und Sanierungen zunehmend verschwinden, 
wird empfohlen mind. 4 Fledermausquartiere in die zukünftigen Neu-
bauten zu integrieren. Dafür eignen sich beispielsweise in die Fassade in-
tegrierbare Fledermauskästen, wie z. B. der „Hasselfeldt Fledermaus Ganz-
jahres Fassadenkasten Unterputz mit Blende“ oder Fledermauseinbau-
steine von Hasselfeldt resp. Fledermaus-Fassadenröhren von Schwegler. 
Diese können wärmebrückenfrei in die Außendämmung eingearbeitet wer-
den und sind nach dem Einbau lediglich durch einen kleinen Einflugschlitz 
ersichtlich. 
Es sind aber auch individuelle Lösungen, wie etwa Quartiere unter Attika-
verblechungen möglich. Diese können durch rauen Verputz unter dem 1,5-
2,5 cm breiten Spalt der Attikaverblechung ohne nennenswerten 
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finanziellen Mehraufwand integriert werden. Es können spezifische Berei-
che für die Fledermäuse zugänglich gemacht werden (u. a. durch Verzicht 
auf Insektengitter), welche zur Seite und nach oben zum Dach hin durch 
Lochblech abgedichtet werden. Bereiche über Fenstern und Balkonen wer-
den somit ausgespart. Auf diese Weise können optisch nicht ausmachbare, 
großflächige – und im Optimalfall – fassadenumlaufende Quartiere, ge-
schaffen werden, die bei wechselnden Witterungsverhältnissen unter-
schiedlich temperierte Hangplätze bieten.  
Da Fledermäuse je nach Witterung unterschiedlich exponierte Quartiere mit 
geeignetem Mikroklima benötigen, sind die Quartiere optimalerweise an 
verschieden exponierten Fassadenseiten zu schaffen. Die Anbringung sollte 
bevorzugt an vertikalen (Gebäudeecken) und horizontalen Gebäudekanten 
(unter Dachtraufe) erfolgen, da die Annahmewahrscheinlichkeit dort am 
höchsten ist. Eine Anbringung in direkter Fensternähe – insbesondere über 
Fenstern – sollte vermieden werden. Außerdem muss ein hindernisfreier 
Anflug (kein Baum, Efeu etc.) gewährleistet sein. 

4.2 Avifauna (Vögel) 

Spezielle artenschutz-
rechtliche Untersuchun-
gen 

Im Rahmen der artenschutzrechlichen Voruntersuchung konnte eine 
Betroffenheit streng geschützter Vogelarten nicht ausgeschlossen werden. 
Daher wurde diese Artengruppe am 01.04., 21.04., 23.05. und 20.07.2021 
untersucht. Die Erfassung im Juli zielte insbesondere auf den Nachweis von 
Mauerseglern ab, da die Fütterungsfrequenz bei älteren Jungtieren am 
höchsten ist und somit die Nachweiswahrscheinlichkeit steigt. 

Rote Liste Brutvögel Ba-
den-Württembergs 

Nach § 44 Abs. 5 BNatSchG sind alle europäischen Vogelarten Gegenstand 
der artenschutzrechtlichen Untersuchung. Planungsrelevant sind insbeson-
dere die gefährdeten Brutvogelarten der Bundesländer. Für das Untersu-
chungsgebiet liefert das Dokument „Rote Liste und kommentiertes Ver-
zeichnis der Brutvogelarten Baden-Württembergs“ entsprechende art-
bezogene Informationen (Bauer et al. 2016)1. 

4.2.1 Methodik 

 Die Erfassung der Brutvögel erfolgte anhand der Methode der Revierkartie-
rung nach Südbeck et. al (2005). Dabei wurden drei morgendliche Begehun-
gen und eine abendliche Begehung zwischen April und Ende Juli durchge-
führt. Die abendliche Begehung diente insbesondere dem Nachweis von 
Mauerseglern. Auf eine Kontrolle im März wurde aufgrund der Habitataus-
stattung (Siedlungsraum) verzichtet. Die Kartierungen wurden grundsätzlich 
nur bei gutem Wetter durchgeführt und das gesamte Untersuchungsgebiet 
begangen. Während der Begehungen wurden alle akustisch oder optisch 
wahrnehmbaren, an die Fläche gebundenen Vögel punktgenau erfasst. Ent-
sprechendes revieranzeigendes Verhalten oder andere Verhaltensweisen 
wurden notiert. Nach Abschluss der Kartierung wurden die sich abzeichnen-
den Gruppierungen nach Südbeck et. al (2005) sogenannte Papierreviere 
gebildet. Die angenommenen Revierzentren wurden dann auf Basis der Be-
obachtungen und typischen Habitatansprüche der jeweiligen Art verortet. 

 
1 Bauer, H.-G., M. Boschert, M. I. Förschler, J. Hölzinger, M. Kramer & U. Mahler (2016): Rote Liste und kommentiertes Ver-
zeichnis der Brutvogelarten Baden-Württembergs.6. Fassung. Stand 31. 12. 2013. – Naturschutz-Praxis Artenschutz 11. 
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4.2.2 Ergebnisse und Bewertung 

Ergebnisse Die Ergebnisse der Untersuchungen finden sich in Tabelle 5 (mit farblicher 
Hervorhebung vorhabensbedingt besonders zu berücksichtigender Arten) 
und den Abbildung 6 und Abbildung 7. 

Tabelle 5:  Im Untersuchungsgebiet und seiner Umgebung nachgewiesene Vogelarten 

Nr Art wiss. Name Status Rote Liste EU- G 

       B-W D WVA VRL  

1 Amsel Turdus merula BV * *   § 

2 Bachstelze Motacilla alba BV * *   § 

3 Blaumeise Parus caeruleus BV * *   § 

4 Buchfink Fringilla coelebs BV (U) * *   § 

5 Elster Pica pica BV (U) * *   § 

6 Grünling Carduelis chloris BV (U) 
NG 

* * 
  § 

7 Hausrotschwanz Phoenicurus ochruros BV (U) 
NG 

* * 
  § 

8 Haussperling Passer domesticus BV (U) 
NG 

V *     § 

9 Kohlmeise Parus major BV * *   § 

10 Mauersegler Apus apus BV V *   § 

11 Mönchsgrasmücke Sylvia atricapilla BV (U) * *   § 

12 Rabenkrähe Corvus corone BV (U) * *   § 

13 Ringeltaube Columba palumbus BV (U) * *   § 

14 Rotkehlchen Erithacus rubecula BV * *   § 

15 Stieglitz Carduelis carduelis BV (U) 
NG 

* * 
  § 

16 Zaunkönig Troglodytes troglodytes BV (U) * *   § 

17 Zilpzalp Phylloscopus collybita BV (U) 
NG 

* * 
  § 

 
Erläuterungen zur Tabelle Status: BV – Brutvogel, NG – Nahrungsgast, DZ – Durchzügler, U - Umgebung 

RL: Rote Liste 
BW: Rote Liste Baden-Württemberg (Bauer et al. 2016) 
D: Rote Liste Deutschland (Ryslavy et al. 2020) 
WVA: Rote Liste wandernder Vogelarten Deutschlands (Hüppop et al. 2012) 
EU-VRL: EU-Vogelschutzrichtlinie 
G: Gesetzlicher Schutz nach BNatSchG 

 Schutzstatus nach § 7 BNatSchG 
§§ streng geschützt 
§ besonders geschützt 
 
RL  Rote Liste Deutschlands und der 
 Bundesländer 
0 Bestand erloschen bzw. verschollen 
1 Bestand vom Erlöschen bedroht 

 2 Bestand stark gefährdet 
3 Bestand gefährdet 
* ungefährdet 
 

 
V Arten der Vorwarnliste 
R Arten mit geographi- 
 scher Restriktion 

 EU-VRL: 
I: Vogelart des Anhangs I 
4,2: Vogelart geführt unter Artikel 4 Absatz 2 
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Abbildung 6:  Nachweise aller Vögel im Untersuchungsgebiet und seiner Umgebung 

 
 
Erläuterung zu den  
Ergebnissen 

Mit 17 nachgewiesenen Vogelarten zeigen sich das Untersuchungsgebiet 
und seine unmittelbare Umgebung hinsichtlich der Artenzahl im Siedlungs-
raum als durchschnittlich (Tabelle 5). Es ist durch die typischen Arten des 
Siedlungsbereiches charakterisiert. (siehe Abbildung 6). Die festgestellten 
Vogelarten brüten mehrheitlich in der unmittelbaren Umgebung des Unter-
suchungsgebietes und/ oder nutzen dieses als Nahrungshabitat. Sie sind da-
her als Nahrungsgäste oder Brutvögel der Umgebung zu werten. 
Im Vorhabensbereich fehlt es an geeigneten Gehölzen für höhlenbrütende 
Arten, es stehen aber Nistkästen zur Verfügung. Freibrütenden und gebäu-
debrütenden Arten stehen an den Gehölzen im Nordwesten des Plangebiets 
und am Gebäudebestand geeignete Brutmöglichkeiten zur Verfügung.  
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Abbildung 7:  Revierzentren der Brutvögel im Untersuchungsgebiet und seiner Umgebung 

 
 
Erläuterung zu 
Brutvögeln des Untersu-
chungsgebietes und 
dessen Umgebung  

Insgesamt 12 Vogelarten konnten im Untersuchungsgebiet und dessen un-
mittelbarer Umgebung als Brutvögel nachgewiesen werden (siehe Abbil-
dung 7).  
Am Ortgang des Hauptgebäudes der Neckarstraße 39 konnte ein Brutpaar 
des Mauerseglers nachgewiesen werden.  
Blau- und Kohlmeise nutzten an Gehölzen auf dem Gelände befestigte Nist-
kästen zur Brut. Außerdem konnte ein besetztes Amselnest am Werkstatt-
gebäude nachgewiesen werden. Ein aktiv genutzter Brutplatz des Hausrot-
schwanzes wurde am überdachten Balkon der Neckarstraße 41 festgestellt. 
Aufgrund der Vielzahl vorhandener Nischenstrukturen ist denkbar, dass die-
ser grundsätzlich auch Brutplätze an den Gebäuden der Neckarstr. 39 nut-
zen könnte. Dies betrifft auch die auf dem Gelände bzw. in unmittelbarer 
Nachbarschaft nachgewiesenen nischenbrütenden Arten Rotkehlchen und 
Bachstelze. Im Hinblick auf das Rotkehlchen wäre auch eine Brut in Sträu-
chern des Plangebiets möglich. 
 



Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung zum Bebauungsplanverfahren „Neckarstraße 39“ in Eberbach 30 

 

BIOPLAN Gesellschaft für Landschaftsökologie und Umweltplanung GbR, St.-Peter-Str. 2, 69126 Heidelberg, Tel. 06221/4160730 
 

Foto 14: 
Amselnest am Werk-
stattgebäude 

 

Arten mit hoher Schutz-
würdigkeit 

Der Mauersegler und der Haussperling werden als einzige der festgestellten 
Vogelarten auf der Roten Liste geführt (siehe Tabelle 5 und Abbildung 8). 
Die weiteren festgestellten Arten sind regional und lokal weit verbreitet und 
allesamt nicht bestandsbedroht. Mauersegler und Haussperling werden 
aufgrund der starken Bestandsrückgänge in den letzten Jahrzehnten in 
Baden-Württemberg auf der Vorwarnliste der bedrohten Arten geführt.  
 

Abbildung 8:  Nachweise von Arten der Roten Liste im Plangebiet und seiner Umgebung 
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Mauersegler Ein Brutpaar des Mauerseglers brütet am Ortgang des zum Verkehrskreisel 
zeigenden Giebels des Hauptebäudes an der Neckarstraße (s. Abbildung 7 
und Abbildung 8). Die jährlich wiederkehrend genutzte Fortpflanzungs- und 
Ruhestätte der extrem brutplatztreuen Art liegt somit innerhalb des 
Vorhabensbereichs und wird im Zuge des Gebäudeabbruchs zerstört 
werden.  

Haussperling Die zwei Brutpaare des Haussperlings brüten an einem Gebäude auf dem 
südlich angrenzenden Nachbargrundstück (s. Abbildung 7 und Abbildung 
8). Die aktuellen Brutplätze sind somit außerhalb des Eingriffsbereichs 
verortet und daher nicht vom Vorhaben betroffen. Am Ortgang des 
Hauptgebäudes der Neckarstraße 39 konnte ein altes Haussperlingsnest 
festgestellt werden, welches in der Brutsaison 2021 nicht besetzt war – eine 
zukünftige Nutzung wäre aber denkbar.  
Die Schnitthecke im Südosten des Grundstücks der Neckarstraße 39 wird 
von den auf dem Nachbargrundstück brütenden Haussperlingen als 
Schutzhecke, Schlafplatz und Nahrungshabitat genutzt. Die Brutsätten der 
Art sind nachweislich auf das Vorhandensein geeigneter 
Vegetationsstrukturen in unmittelbarer Umgebung angewiesen. Ein Verlust 
solcher regelmäßig genutzter Habitatstrukturen kann zur Beschädigung der 
Fortpflanzungs- und Ruhestätte führen. Da auf dem Nachbargrundstück 
aber weitere Sträucher und Bäume vorhanden sind, die den Haussperlingen 
auch zukünftig zur Verfügung stehen werden, bleibt die Funktion der 
Fortpflanzungs- und Ruhestätte trotz des Entfalls der Hecke gewahrt.  
 

Foto 15: 
Altes Haussperlingsnest 
im Ortgang der Neckar-
straße 39 
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Foto 16: 
Kot des Haussperlings 
an der Schnitthecke be-
legt regelmäßige Nut-
zung als Ruhestätte der 
Art 

 

 

4.2.3 Maßnahmen zur Vermeidung von Verbotstatbeständen 

Vermeidungsmaß-
nahme: Bauzeitenrege-
lung 

Zur Vermeidung von Verbotstatbeständen nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 
BNatSchG darf die Fällung von Gehölzen und der Abriss von Gebäuden nur 
außerhalb der Brutzeit im Zeitraum vom 01. Oktober bis zum 28. Februar 
erfolgen. 

CEF-Maßnahme 
Mauersegler 

Für den entfallenden Brutplatz des Mauerseglers sind vier Mauersegler-
kästen fachgerecht in räumlicher Nähe an Gebäuden anzubringen und dau-
erhaft zu erhalten. Es sind Einfachkästen (nur 1 Bruthöhle) zu verwenden 
und bei der Anbringung mind. 50 cm Abstand zwischen den Kästen zu be-
lassen. Anzubringen sind die Kästen noch vor dem Gebäudeabbruch in ei-
ner Höhe von mind. 4 m an Gebäuden.  
Die Anbringung sollte bevorzugt an vertikalen (Gebäudeecken) und horizon-
talen Gebäudekanten (unter Dachtraufe) erfolgen, da die Annahmewahr-
scheinlichkeit dort am höchsten ist. Eine Anbringung in direkter Fenster-
nähe sollte vermieden werden. Außerdem muss ein hindernisfreier Anflug 
(kein Baum, Efeu etc.) gewährleistet sein. 

CEF-Maßnahmen 
Höhlenbrüter 

Für die Höhlenbrüter Kohl- und Blaumeise sind insgesamt vier Nisthilfen 
(z. B. Nisthöhle 2GR von Schwegler) als Ersatz für die entfallenden, nach-
weislich genutzten Nistkästen fachgerecht in räumlicher Nähe anzubringen 
und dauerhaft zu erhalten. Aufgrund der Lage im Siedlungsraum sind Käs-
ten mit Katzen- und Marderschutz zu verwenden.  

CEF-Maßnahmen 
Nischenbrüter 

Vorhabensbedingt wird der in einer Nische befindliche Brutplatz der Amsel 
entfallen. Auch im Hinblick auf Rotkehlchen, Bachstelze und Hausrot-
schwanz sind Fortpflanzungs- und Ruhestätten am Gebäudebestand der 
Neckarstr. 39 anzunehmen bzw. möglich. Als Ausgleich für die entfallenden 
Nischenstrukturen sind daher insgesamt vier Halbhöhlen/ Nischenbrü-
terkästen fachgerecht in räumlicher Nähe anzubringen und dauerhaft zu 
erhalten. Geeignet ist beispielsweise der Hasselfeldt „Nistkasten für Ni-
schenbrüter“. Anzubringen sind die Kästen noch vor dem Rückbau in einer 
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Höhe von ca. 2 bis 3 m an Gebäuden oder Bäumen. Der Standort sollte mög-
lichst geschützt vor Niederschlägen, Wind und direkter Sonneneinstrahlung 
sowie vor Prädatoren wie Katzen, Mardern oder Rabenvögeln sein. Beson-
ders gut eignen sich südlich oder südöstlich exponierte ruhige Winkel unter 
Haus- oder Vordächern, z. B. im Giebelbereich, unter Balkonen oder Vor-
sprüngen. 

Artenschutzrechtliche 
Beurteilung 

Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 (Tötung, erhebliche Stö-
rung/Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen Population, 
Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) i. V. m. Abs. 5 BNatSchG 
werden unter Beachtung entsprechender Maßnahmen nicht ausgelöst. 

4.2.1 Weitere empfohlene Maßnahmen 

Gehölzpflanzungen Die Gehölze im Plangebiet bieten freibrütenden Vogelarten potentielle Brut-
plätze und stellen Nahrungsquellen für Vögel und Insekten sowie günstige-
Jagdhabitatstrukturen für Fledermäuse dar. Dem landesweit auf der Vor-
warnliste geführten Haussperling dient die Schnitthecke im Südosten des 
Plangebiets als Schutzhecke und Schlafplatz. Als Ausgleich für den Entfall 
der Gehölze wird daher die Pflanzung heimischer Sträucher auf dem Ge-
lände empfohlen. Geeignet sind beispielsweise Wildrose, Weißdorn, 
Schlehe, Hartriegel, Liguster und Haselnuss. Der Entfall von Bäumen sollte 
ebenfalls durch Neupflanzungen mit heimischen Baumarten ausgeglichen 
werden.  

Weitere Nistkästen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Obgleich keine aktuellen Nistplätze von Haussperlingen im Plangebiet fest-
gestellt wurden, konnte ein altes Sperlingsnest am Ortgang des Wohnge-
bäudes festgestellt werden. Erfahrungsgemäß kann nur ein Bruchteil der 
Nistplätze ohne weitere Inspektion vom Boden aus festgestellt werden. Es 
ist daher anzunehmen, dass sich weitere Nester versteckt unter Ziegeln und 
anderen für Sperlinge zugänglichen Strukturen befinden. Haussperlinge 
sind für ihre Nistplätze auf Hohlräume an Gebäuden angewiesen. Diese 
werden infolge von Gebäudeabbrüchen und Sanierungen sowie der moder-
nen Bauweise jedoch immer seltener. Es wird daher empfohlen mindes-
tens fünf Nisthilfen für Haussperlinge/Mauersegler in die zukünftigen 
Neubauten zu integrieren. Dazu bieten verschiedene Hersteller ein brei-
tes Sortiment geeigneter Nistkästen, die in die Fassade eingebaut oder au-
ßen an diese angebrachte werden können. Durch eine Anbringung unter 
der Dachkante (optimalerweise an den Hausecken oder an einem Regenfall-
rohr) sind die Nisthilfen auch für Mauersegler attraktiv. Da diese hitzeemp-
findlich sind, sollten südexponierte Gebäudeseiten gemieden werden. Au-
ßerdem ist ein freier Anflug und ein Abstand von mindestens 50 cm zwi-
schen den Kästen zu gewährleisten.  

Vogelfreundliche Bau-
weise 

Anlagebedingt können Tiere durch technische Anlagen, Barrieren oder Fal-
len (z. B. offene Kellerschächte) geschädigt oder getötet werden – dies ist 
soweit möglich zu vermeiden. Insbesondere für Vögel ist das Risiko beson-
ders hoch, an Glasflächen aufgrund von Durchsicht oder Spiegelung (v. a. 
der Vegetation) sowie angelockt durch zusätzliche Lichteffekte, zu Tode zu 
kommen. Rechtlich stellt der Vogelschlag einen Verbotstatbestand nach § 
44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) dar, soweit eine "signifikante Er-
höhung des Tötungsrisikos" vorliegt. Dieser Tatbestand ist erfüllt, wenn es 
bezogen auf die natürliche Situation zuvor mit hoher Wahrscheinlichkeit zu 



Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung zum Bebauungsplanverfahren „Neckarstraße 39“ in Eberbach 34 

 

BIOPLAN Gesellschaft für Landschaftsökologie und Umweltplanung GbR, St.-Peter-Str. 2, 69126 Heidelberg, Tel. 06221/4160730 
 

gehäuften Opfern kommt. Dies kann schon bei wenigen Tieren der Fall sein. 
Auch Fledermäuse sind kollisionsgefährdet, da die glatten Oberflächen Ult-
raschalllaute von den sich nähernden Tieren weg reflektieren. Aufgrund der 
nicht zu ihnen zurückgeworfenen Echos nehmen sie Fensterscheiben oder 
andere glatte, senkrechte Flächen daher häufig nicht als Hindernisse wahr.    
Am wirksamsten kann das Kollisionsrisiko sowohl für Vögel wie Fleder-
mäuse durch den Verzicht auf übermäßige Verbauung von Glas oder ande-
ren stark reflektierenden Oberflächen gesenkt werden. Insbesondere im 
Hinblick auf Vogelschlag bestehen diverse weitere Möglichkeiten das Tö-
tungsrisiko – z. B. durch großflächige, dichte Markierungen – zu reduzieren. 
Es sollten geprüfte und als hoch wirksam eingestufte Vogelschutzmuster 
verwendet werden. Diese sind ebenso wie weitere Maßnahmen zur vogel-
freundlichen Bauweise dem aktuellen Stand der Technik entsprechenden 
Leitfaden „Vogelfreundliches Bauen mit Glas und Licht" (Schmid et. al, 2012) 
zu entnehmen. 

5.0 Tabellarische Maßnahmenübersicht  

 Eine Übersicht über die für die einzelnen Arten bzw. Artengruppen erforder-
lichen CEF-Maßnahmen und die sonstigen Maßnahmen gibt Tabelle 6. 

Tabelle 6:  Übersicht über die erforderlichen Vermeidungs- und CEF-Maßnahmen sowie 
weitere gutachterlich empfohlene Maßnahmen 

Abkürzungen: V: Vermeidungsmaßnahme; MI: Minimierungsmaßnahme;  
CEF: CEF-Maßnahme; GE: Gutachterliche Empfehlung;  

Nr. 

Maß-

nah-

menart 

Maßnahme Bemerkungen Gruppe 

1 V 

Fällung von Gehölzen und Abriss von Bestands-
gebäuden im Herbst ab 01. Oktober oder im 
Winter während Frostperioden (bis spätestens 
Ende Februar) nach vorheriger Besatzfreiheits-
kontrolle  

Bauzeitenregelung, 
Ökologische Baube-

gleitung 
Brutvögel, Fledermäuse 

2 V 
Fledermaus- und insektenfreundliche Beleuch-
tung 

Minimierung der Be-
einträchtigung durch 

Licht  
Fledermäuse, Insekten 

3 CEF 

Insgesamt  
- 4 Höhlenbrüterkästen für Meisen 
- 4 Nistkästen Nischen-/Halbhöhlenbrüter 
- 4 Nistkästen Mauersegler 
als vorgezogener Ausgleich für entfallende/ent-
wertete Quartiere und Niststätten 

 Brutvögel 

4 GE 
Integration von Fledermausquartieren auf ver-
schieden exponierten Gebäudeseiten an den 
Neubauten 

 Fledermäuse 

5 GE 

Schaffung weiterer Nistmöglichkeiten an den 
Neubauten:- 
- Mind. 5 in/ auf die Fassade integrierbare 

Kästen für Haussperlinge und Mauersegler 

  

6 GE 
Anlage von Hecken mit heimischen Gehölzen 
sowie Pflanzung weiterer heimischer Sträucher 
und Bäume auf dem Gelände 

 
Brutvögel, Fledermäuse, 

Insekten 

7 GE Vogelfreundliche Bauweise 
Vermeidung von Vo-

gelschlag 
Vögel 
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6.0 Gesamtfazit 

Fledermäuse Im Plangebiet wurden keine Fledermausquartiere festgestellt, grundsätzlich 
bietet der Gebäudebestand aber zahlreiche Strukturen mit Quartierpoten-
tial. Das Untersuchungsgebiet wird als quartiernahes Jagdhabitat von 
Zwergfledermäusen genutzt. Das Gelände liegt auf einer Flugroute zwischen 
Quartieren im Siedlungsraum und Jagdhabitaten im Wald. Bei Transferflü-
gen wird das Gelände auch von lichtscheuen Arten wie dem Großen Maus-
ohr überflogen. Zur Vermeidung von Beeinträchtigungen der Fledermaus-
fauna wurden daher Maßnahmenvorschläge definiert.  

Brutvögel Es konnten Fortpflanzungs- und Ruhestätten von Mauersegler, Amsel, Blau- 
und Kohlmeise im Plangebiet festgestellt werden. Auch im Hinblick auf Rot-
kehlchen, Bachstelze und Hausrotschwanz ist eine Betroffenheit möglich. 
Als Ausgleich für die entfallenden Höhlen und Nischen wurden daher CEF-
Maßnahmen definiert.  

Weitere besonders ge-
schützte Arten 

Im Untersuchungsgebiet konnten keine weiteren besonders geschützter Ar-
ten nachgewiesen werden, welche im Rahmen der Eingriffsregelung zu be-
rücksichtigen wären. 

Artenschutzrechtliche 
Beurteilung 

Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 (Tötung, erhebliche Stö-
rung/Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen Population, 
Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) i. V. m. Abs. 5 BNatSchG  
werden unter Beachtung entsprechender Maßnahmen nicht ausgelöst. 
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1.0 Vorbemerkungen 

Anlass und Ziel Die ARGE Lucas Epp plant gemeinsam mit Pro Immo GmbH & Co. auf dem 
Gelände der „Neckarstraße 39“ in Eberbach (Abbildung 1) einen vorhaben-
bezogenen Bebauungsplan aufzustellen und den vorhandenen 
Gebäudebestand rückzubauen.  
Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplans wurden spezielle artenschutz-
rechtliche Untersuchungen durchgeführt. Ziel der Untersuchungen war es, 
festzustellen, ob von der Planung arten- oder naturschutzrechtlich relevante 
Tier- oder Pflanzenarten betroffen sein könnten. Untersucht wurden die Ar-
tengruppen Brutvögel und Fledermäuse. 

Abbildung 1:  
Hellblau hinterlegter 
Vorhabenbereich 
(Quelle: Architekturbüro 
Martin Eitel). 
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Abbildung 2:  
Untersuchungsgebiet in 
Eberbach 
(Luftbild: verändert 
nach LUBW) 

 

 
Artenschutzrechtliche 
Voruntersuchung 

Am 18.03.2021 wurde eine ökologische Übersichtsbegehung durchgeführt. 
Ziel der Untersuchung war es festzustellen, ob von der Planung arten- oder 
naturschutzrechtlich relevante Tier- oder Pflanzenarten betroffen sein 
könnten. Eine Betroffenheit relevanter Arten konnte nicht ausgeschlossen 
werden, daher wurden spezielle artenschutzrechtliche Untersuchungen 
durchgeführt. 

Spezielle 
artenschutzrechtliche 
Untersuchungen 

Im Frühjahr/Sommer 2021 wurden anschließend spezielle artenschutz-
rechtliche Untersuchungen vorgenommen. Im Rahmen dieser Unter-
suchungen wurden Brutvorkommen von Mauersegler, Amsel, Blau- und 
Kohlmeise im Plangebiet gefunden; Fledermausquartiere wurden nicht 
festgestellt.  
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2.0 Nachgewiesene Gruppen/Arten und entsprechende 

Maßnahmen 

2.1 Brutvögel 

 Insgesamt 12 Vogelarten konnten im Untersuchungsgebiet und dessen un-
mittelbarer Umgebung als Brutvögel nachgewiesen werden (siehe Abbil-
dung 3 und Tabelle 1).  
Es konnte jeweils eine Fortpflanzungs- und Ruhestätte von Mauersegler, 
Amsel, Blau- und Kohlmeise im Plangebiet festgestellt werden. Auch im Hin-
blick auf Rotkehlchen, Bachstelze und Hausrotschwanz ist eine Betroffen-
heit möglich. Als Ausgleich für die entfallenden Höhlen und Nischen wurden 
daher CEF-Maßnahmen definiert. 

Tabelle 1:  Im Untersuchungsgebiet und seiner Umgebung nachgewiesene Vogelarten 

Nr Art wiss. Name Status Rote Liste EU- G 

       B-W D WVA VRL  

1 Amsel Turdus merula BV * *   § 

2 Bachstelze Motacilla alba BV * *   § 

3 Blaumeise Parus caeruleus BV * *   § 

4 Buchfink Fringilla coelebs BV (U) * *   § 

5 Elster Pica pica BV (U) * *   § 

6 Grünling Carduelis chloris BV (U), NG * *   § 

7 Hausrotschwanz Phoenicurus ochruros BV (U), NG * *   § 

8 Haussperling Passer domesticus BV (U), NG V *     § 

9 Kohlmeise Parus major BV * *   § 

10 Mauersegler Apus apus BV V *   § 

11 Mönchsgrasmücke Sylvia atricapilla BV (U) * *   § 

12 Rabenkrähe Corvus corone BV (U) * *   § 

13 Ringeltaube Columba palumbus BV (U) * *   § 

14 Rotkehlchen Erithacus rubecula BV * *   § 

15 Stieglitz Carduelis carduelis BV (U), NG * *   § 

16 Zaunkönig Troglodytes troglodytes BV (U) * *   § 

17 Zilpzalp Phylloscopus collybita BV (U), NG * *   § 

 
Erläuterungen zur Tabelle 

 
Status: BV – Brutvogel, NG – Nahrungsgast, DZ – Durchzügler, U - Umgebung 
RL: Rote Liste 
BW: Rote Liste Baden-Württemberg (Bauer et al. 2016) 
D: Rote Liste Deutschland (Ryslavy et al. 2020) 
WVA: Rote Liste wandernder Vogelarten Deutschlands (Hüppop et al. 2012) 
EU-VRL: EU-Vogelschutzrichtlinie 
G: Gesetzlicher Schutz nach BNatSchG 

 Schutzstatus nach § 7 BNatSchG 
§§ streng geschützt 
§ besonders geschützt 
 
RL  Rote Liste Deutschlands und der 
 Bundesländer 
0 Bestand erloschen bzw. verschollen 
1 Bestand vom Erlöschen bedroht 

 2 Bestand stark gefährdet 
3 Bestand gefährdet 
* ungefährdet 
 

 
V Arten der Vorwarnliste 
R Arten mit geographi- 
 scher Restriktion 

 EU-VRL: 
I: Vogelart des Anhangs I 
4,2: Vogelart geführt unter Artikel 4 Absatz 2 
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Abbildung 3:  Revierzentren der Brutvögel im Untersuchungsgebiet und seiner Umgebung 

 
 
Erläuterung zu den 
Brutvögeln des Untersu-
chungsgebietes 

Am Ortgang des Hauptgebäudes der Neckarstraße 39 konnte ein Brutpaar 
des Mauerseglers nachgewiesen werden.  
Blau- und Kohlmeise nutzten an Gehölzen auf dem Gelände befestigte Nist-
kästen zur Brut. Außerdem konnte ein besetztes Amselnest am Werkstatt-
gebäude nachgewiesen werden. Ein aktiv genutzter Brutplatz des Hausrot-
schwanzes wurde am überdachten Balkon der Neckarstraße 41 festgestellt. 
Aufgrund der Vielzahl vorhandener Nischenstrukturen ist denkbar, dass die-
ser grundsätzlich auch Brutplätze an den Gebäuden der Neckarstr. 39 nut-
zen könnte. Dies betrifft auch die auf dem Gelände bzw. in unmittelbarer 
Nachbarschaft nachgewiesenen nischenbrütenden Arten Rotkehlchen und 
Bachstelze. Im Hinblick auf das Rotkehlchen wäre auch eine Brut in Sträu-
chern des Plangebiets möglich. 
 

2.1.1 Maßnahmen Brutvögel 

Vermeidungs- 
maßnahmen 

Zur Vermeidung von Verbotstatbeständen nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 
BNatSchG darf die Rodung von Gehölzen und der Abriss von Gebäuden nur 
außerhalb der Brutzeit im Zeitraum vom 01. Oktober bis zum 28. Februar 
erfolgen. 

CEF-Maßnahme 
Mauersegler 

Für den entfallenden Brutplatz des Mauerseglers sind vier Mauersegler-

kästen fachgerecht in räumlicher Nähe an Gebäuden anzubringen und dau-
erhaft zu erhalten. Es sind Einfachkästen (nur 1 Bruthöhle) zu verwenden 
und bei der Anbringung mind. 50 cm Abstand zwischen den Kästen zu 
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belassen. Anzubringen sind die Kästen noch vor dem Gebäudeabbruch in 
einer Höhe von mind. 4 m an Gebäuden.  
Als Standort für die dauerhafte Anbringung der Kästen ist ein Gebäude in 
der Carl-Benz-Str. 5 in Eberbach vorgesehen, welches knapp 900 m vom 
Projektgebiet entfernt liegt. Bei der Standortprüfung war eine hohe Mauer-
segleraktivität in der Luft sowie an umliegenden Gebäuden festzustellen, 
insbesondere an der gegenüberliegenden Theodor-Frey-Schule. Dies erhöht 
die Annahmewahrscheinlichkeit auch für neu angebrachte Mauerseglerkäs-
ten in der Umgebung.  

Abbildung 4:  
Gebäude in der Carl-
Benz-Str. 5 (rot) zur 
dauerhaften Anbrin-
gung der 4 Mauerseg-
lerkästen 

 

 Da das Gebäude einen Dachvorsrpung aufweist (s. Fotos 1-3), sind 
grundsätzlich alle Fassadenseiten zur Anbringung der Kästen geeignet. Auch 
auf der südöstlich exponierten Rückseite des Gebäudes gewährleistet der 
Dachüberhang eine Beschattung des Nistkastens, wodurch eine 
Überhitzung junger Mauersegler vermieden wird. Aufgrund des 
Suchschematas adulter Mauersegler sollten die Kästen direkt unter dem 
Dach, an den Gebäudeecken angebracht werden. Die Anbringungshöhe von 
>4m ist ebenso wie ein hindernisfreier Anflug gewährleistet.  
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Foto 1:  
Mögliche Anbringung-
sorte für Mauersegler-
kästen an der nordwest-
lich sowie südwestlich 
exponierten Fassaden-
seite  
 
 

 

  

Foto 2: 
Möglicher Anbringungs-
ort für Mauerseglerkas-
ten an der südöstlich 
exponierten Gebäude-
rückseite 
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Foto 3: 
Mögliche Anbringung-
sorte für Mauersegler-
kästen an der nordöst-
lich exponierten Giebel-
seite 
 

 

CEF-Maßnahmen für 
Höhlen- und Nischen-
brüter 

Für die Höhlenbrüter Kohl- und Blaumeise sind insgesamt vier Nisthilfen 
(z. B. Nisthöhle 2GR von Schwegler) als Ersatz für die entfallenden, nach-
weislich genutzten Nistkästen fachgerecht in räumlicher Nähe anzubringen 
und dauerhaft zu erhalten. Außerdem sind insgesamt vier Halbhöhlen/ 

Nischenbrüterkästen als Ausgleich für die entfallenden Nischenstrukturen 
fachgerecht in räumlicher Nähe anzubringen und dauerhaft zu erhalten. Ge-
eignet ist beispielsweise der Hasselfeldt „Nistkasten für Nischenbrüter“. 
Anzubringen sind die Kästen noch vor dem Rückbau in einer Höhe von ca. 2 
bis 3 m an Gebäuden oder Bäumen. Der Standort sollte möglichst geschützt 
vor Niederschlägen, Wind und direkter Sonneneinstrahlung sowie vor 
Prädatoren wie Katzen, Mardern oder Rabenvögeln sein. Besonders gut eig-
nen sich südlich oder südöstlich exponierte ruhige Winkel unter Haus- oder 
Vordächern, z. B. im Giebelbereich, unter Balkonen oder Vorsprüngen. Auf-
grund der Lage im Siedlungsraum sind Kästen mit Katzen- und Marder-
schutz zu verwenden.  

Standorte für Höhlen- 
und Nischenbrüterkäs-
ten 

Nach Fertigstellung des Neubaus und der Pflanzung von Gehölzen sind die 
Nisthilfen dauerhaft im Plangebiet anzubringen. In der Zwischenzeit ist eine 
temporäre Aufhängung der 4 Höhlenbrüter- und 4 Nischen-/Halbhöhlen-
brüterkästen im 150 m Umkreis nordwestlich, westlich und südlich des 
Plangebiets vorgesehen. Geeignete Bäume sind auf den städtischen Grund-
stücken vorhanden (s. Abbildung 5). 
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Abbildung 5:  
Standorte für die tem-
poräre Anbringung der 
Höhlen- und Nischen-
brüterkästen an städti-
schen Bäumen (rot)  
 

 

Weitere gutachterliche 
Empfehlungen 

Es wird empfohlen mindestens fünf Nisthilfen für Haussperlinge/Mauerseg-
ler in die zukünftigen Neubauten zu integrieren sowie als Ausgleich für den 
Entfall von Gehölzen heimische Sträucher und Bäume auf dem Gelände zu 
pflanzen.  
Außerdem sollte beim Neubau auf den übermäßigen Einsatz von Licht und  
Verbau von Glas oder anderen stark reflektierenden Oberflächen im Sinne 
einer vogel- und fledermausfreundlichen Bauweise verzichtet werden. Der 
aktuelle Stand der Technik ist dem Leitfaden „Vogelfreundliches Bauen mit 
Glas und Licht" (Rössler et. al, 2022) zu entnehmen 

 

2.2 Fledermäuse 

 Im Plangebiet wurden keine Fledermausquartiere festgestellt, CEF-
Maßnahmen sind daher nicht erforderlich. 
Da der Gebäudebestand im Plangebiet jedoch zahlreiche grundsätzlich als 
Quartier nutzbare Strukturen für Fledermäuse aufweist und derartige Struk-
turen infolge von Gebäudeabbrüchen und Sanierungen zunehmend ver-
schwinden, wird empfohlen mind. 4 Fledermausquartiere in die zukünf-

tigen Neubauten zu integrieren. 
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1. VORBEMERKUNGEN 
 

1.1 Aufgabenstellung 
 
Die Gemeinde Eberbach plant die Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungs-

plans für das Objekt Neckarstraße 39. Derzeit befinden sich auf dem Grundstück 

Neckarstraße 39 (Flurstücke Nr. 1227 und 1234) sanierungsbedürftige Wohngebäude 

(mit insgesamt 4 Wohnungen) sowie leerstehende gewerblich nutzbare Gebäude. Die 

aktuelle Planung sieht nun für das Grundstück eine Wohnanlage mit Tiefgarage vor; 

eventuell wird im Hang- und Erdgeschoss eine kleine Gewerbeeinheit realisiert 

werden.  

 

Das Plangebiet ist im Nordwesten und Nordosten durch die Neckarstraße 

(Landesstraße L 595) begrenzt; im Süden grenzt ein öffentlicher Parkplatz an 

(Parkplatz P6). Unmittelbar südlich dieses Parkplatzes verläuft die Bundesstraße B 37. 

Deshalb ist die durch die genannten Verkehrswege und durch den öffentlichen 

Parkplatz verursachte Lärmeinwirkung auf die geplante Wohnanlage zu 

prognostizieren und durch Vergleich mit einschlägigen Referenzwerten zu beurteilen. 

Erforderlichenfalls sind Schallschutzmaßnahmen zu dimensionieren mit dem Ziel, eine 

unzulässige Verkehrslärmeinwirkung zu vermeiden. 

 

Nordwestlich des Plangebiets befindet sich eine Mehrzweckhalle. Aufgrund des nur 

geringen Abstands von ca. 35 m zwischen dieser Halle und der geplanten Wohnanlage 

ist auch zu prüfen, welche Lärm-Immissionen die bestimmungsgemäße Nutzung der 

Mehrzweckhalle verursacht. Ggf. sind auch hier Schallschutzmaßnahmen zur 

Reduzierung der Lärmeinwirkung festzulegen. 

 
 
1.2 Ausgangsdaten 
 
Von der Stadt Eberbach und von der mit der Aufstellung des Bebauungsplans 

befassten ProImmo GmbH & Co. KG, Haslach, wurden u. a. die nachfolgend 

aufgelisteten Unterlagen übermittelt:  
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 Vorhabenbezogener Bebauungsplan für das Objekt Neckarstraße 39, 
zeichnerischer Teil im Maßstab 1 : 500 (Vorentwurf vom 11.11.2021); als pdf- 
und dwg-Datei per e-mail vom 10.05.2022 

 Vorentwurf "Vorhaben- und Erschließungsplan 'Wohn- und Gewerbequartier 
Neckarstraße' " mit Beschreibung des Bauvorhabens sowie mit Grundriss- und 
Ansichtsplänen; Stand: 11.11.2021; als pdf-Datei per e-mail vom 25.03.2022 

 vom Vermessungsbüro Dold, Schramberg, gefertigte Lagepläne mit 
Eintragung von Höheninformationen (Geländehöhen, Trauf- und Firsthöhen) 
und Geländeschnitte; Plandatum: jeweils 05.11.2021; als pdf- und dxf-Dateien 
per e-mail vom 10.05.2022  

 Schreiben des Landratsamts Rhein-Neckar-Kreis, Gesundheitsamt, vom 
27.01.2022 an die Stadtverwaltung Eberbach; gemäß diesem Schreiben sind 
"besonders die Bereiche Verkehrslärm und Anlagenlärm" beim hier 
interessierenden vorhabenbezogenen Bebauungsplan "Wohn- und Gewerbe-
quartier Neckarstraße" zu beachten. 

 vom Ingenieurbüro für Statik und Bauausführung Brich und Walter-Brich, 
Eberbach, gefertigter Grundrissplan der Mehrzweckhalle auf Flurstück Nr. 117 
im Maßstab 1 : 100 (Plandatum: 01.09.2004); als pdf-Datei per e-mail vom 
10.05.2022 

 Auflistung der Veranstaltungen in der Mehrzweckhalle (zusätzlich zum 
normalen Schul- und Vereinssport) in den Jahren 2017 bis 2021; als excel-
Datei per e-mail vom 11.05.2022 

 vom Ingenieurbüro für Verkehrswesen Koehler & Leutwein, Karlsruhe, für die 
Stadt Eberbach erstellte "Untersuchung zur Fortschreibung des Lärm-
aktionsplans - Neukartierung Straßenverkehrslärm 2020"  vom 30.06.2020 

 e-mail des Stadtbauamts Eberbach vom 05.12.2022 zur zulässigen 
Fahrzeughöchstgeschwindigkeit auf der Neckarstraße 

 
Die örtlichen und baulichen Gegebenheiten in der Umgebung des Baugrundstücks 

sowie die verkehrstechnischen Randbedingungen wurden bei einem Ortstermin am 

17.05.2022 durch Augenschein erfasst und teilweise fotografisch dokumentiert.  

 
 
1.3 Quellen 
 

 [1]  Verkehrsmonitoring 2019 
   "Amtliches Endergebnis für einbahnige, zweistreifige Landesstraßen und  
   Bundesstraßen in Baden-Württemberg" 
   - hrsg. vom Regierungspräsidium Tübingen, Abteilung 9,  
     Landesstelle für Straßentechnik, Stand 08/2020 
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 [2]  BImSchG (2013-05/2022-10) 
   "Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
   Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge 
   (Bundes-Immissionsschutzgesetz)" 
 
 [3]  Beiblatt 1 zu DIN 18 005 Teil 1 (1987-05) 

 "Schallschutz im Städtebau; Berechnungsverfahren;  
 Schalltechnische Orientierungswerte für die städtebauliche Planung" 
 
[4] Sportanlagenlärmschutzverordnung - 18. BImSchV (1991-07/2017-06) 
 "Achtzehnte Verordnung zur Durchführung des Bundes- 
 Immissionsschutzgesetzes" 
 
[5] TA Lärm (2017-06) 
 "Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum 
 Bundes-Immissionsschutzgesetz 
 (Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm - TA Lärm)" 
 
[6] Freizeitlärm-Richtlinie (2015-03) 
 "Freizeitlärm-Richtlinie des Länderausschusses für Immissionsschutz (LAI)" 
 
[7] Verkehrslärmschutzverordnung - 16. BImSchV (1990-06/2020-11) 
 "Sechzehnte Verordnung zur Durchführung des Bundes- 
 Immissionsschutzgesetzes" 
 
[8] Lärmfibel (2018-11) 
 "Städtebauliche Lärmfibel, Hinweise für die Bauleitplaung" 
 (www.staedtebauliche-laermfibel.de) - Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und 
 Wohnungsbau Baden-Württemberg 
 
[9] Verwaltungsvorschrift des Umweltministeriums und des Wirtschaftsministeriums 
  Baden-Württemberg über Technische Baubestimmungen – VwV TB (2017-12); 
 hier: A 5 Schallschutz  
 
[10] DIN 4109-1 (2016-07) 
 "Schallschutz im Hochbau -  
 Teil 1: Mindestanforderungen" 
 
[11] DIN 4109-2 (2016-07) 
  "Schallschutz im Hochbau - 
  Teil 2: Rechnerische Nachweise der Erfüllung der Anforderungen" 
 
[12] Entwurf DIN 4109-1/A1 (2017-01) 
  "Schallschutz im Hochbau - 
  Teil 1: Mindestanforderungen; Änderung A1" 
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[13] Sächsische Freizeitlärmstudie (2006-04) 
  "Handlungsleitfaden zur Prognose und Beurteilung von  
  Geräuschbelastungen durch Veranstaltungen und Freizeitanlagen" 
  - herausgegeben vom Sächsischen Landesamt für Umwelt und Geologie 

  
[14] VDI-Richtlinie 3770 (2012-09) 
 "Emissionskennwerte von Schallquellen; Sport- und Freizeitanlagen" 
 
[15] DIN 18 041 (2016-03) 
 "Hörsamkeit in Räumen -  
  Anforderungen, Empfehlungen und Hinweise für die Planung" 

 
 [16] DIN ISO 9613-2 (1999-10) 

 "Dämpfung des Schalls bei der Ausbreitung im Freien; 
 Teil 2: Allgemeines Berechnungsverfahren" 
 
[17] RLS-19 (2019-08) 
 "Richtlinien für den Lärmschutz an Straßen" 
 - Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen e. V., Köln; 
   ISBN 978-3-86446-256-6 
 
[18] DIN 4109-4 (2016-07) 
 "Schallschutz im Hochbau - 
 Teil 4: Bauakustische Prüfungen" 
 
[19] Verkehrswege-Schallschutzmaßnahmenverordnung - 24. BImSchV (1997-02) 

"Vierundzwanzigste Verordnung zur Durchführung des Bundes- 
Immissionsschutzgesetzes" 

  
 [20] BauGB (2004-09/2022-04) 
  "Baugesetzbuch" 
 
  
2. AUSGANGSSITUATION 
 

2.1 Örtliche und planungsrechtliche Gegebenheiten 
 
In Anlage 1 ist ein Auszug aus dem zeichnerischen Teil des vorhabenbezogenen 

Bebauungsplans wiedergegeben. Da innerhalb des Baugrundstücks überwiegend 

Wohnen vorgesehen ist, wird nach Rücksprache mit der ProImmo GmbH & Co. KG, 

Herrn Eitel, von einer Schutzbedürftigkeit vor Lärmeinwirkung wie in einem 

"allgemeinen Wohngebiet" ausgegangen. 
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Die dem Vorentwurf des Vorhaben- und Erschließungsplans entnommenen 

Grundrisse der geplanten Wohnanlage (inklusive möglicher Gewerbeeinheiten in 

Hang- und Erdgeschoss) sind in den Plänen der Anlagen 2 bis 4 wiedergegeben. 

 

Gemäß Schreiben des Landratsamts Rhein-Neckar-Kreis, Gesundheitsamt, vom 

27.01.2022 an die Stadtverwaltung Eberbach sind beim hier interessierenden 

vorhabenbezogenen Bebauungsplan "besonders die Bereiche Verkehrslärm und 

Anlagenlärm zu beachten". Gemäß Augenschein beim Ortstermin am 17.05.2022 

sowie gemäß fernmündlicher Rücksprache mit der Stadtverwaltung Eberbach, Herrn 

Völker, befinden sich keine schalltechnisch relevanten gewerblichen Anlagen in der 

Nachbarschaft des Plangebiets. Zu berücksichtigen sind aber eventuell die der Dr. 

Weiß-Grundschule zuzuordnende Mehrzweckhalle (Brückenstraße 20) sowie der 

öffentliche Parkplatz P6 ("Grüner Baum") an der Zwingerstraße unmittelbar südlich des 

Plangebiets. Die weiteren Parkplätze am Neckarufer (zwischen B 37 und Neckar) sind 

bereits hinreichend weit entfernt und können außer Betracht bleiben. 

 
Anmerkung: 
Unmittelbar südlich des Parkplatzes P6 befindet sich die Gaststätte "Grüner Baum", Neckarstraße 51, 
mit einer nach Südwesten orientierten, an der B 37 gelegenen Außenbewirtungsfläche. Die Gaststätte 
ist gemäß Aushang bis maximal 22.00 Uhr geöffnet. Aufgrund dieser Öffnungszeiten sowie aufgrund 
des Abstands zur geplanten Wohnanlage von s > 80 m kann eine unzulässige Lärmeinwirkung auf das 
Bauvorhaben ausgeschlossen werden.  
 
 
2.2 Mehrzweckhalle   
 
Die Mehrzweckhalle in der Brückenstraße 20 ist eine Einfeldhalle. Der Hallengrundriss 

ist in Anlage 5, oben, wiedergegeben. Die Belüftung der Halle erfolgt vorwiegend durch 

Öffnen der Dachoberlichter sowie der Fenster in der Nordwestfassade. In der Halle 

findet Schulsport und Vereinssport (z. B. Tischtennis, Eltern-Kind-Turnen) statt. 

Vereinssport endet dabei spätestens um 22.00 Uhr. 

 

Eine Auflistung "sonstiger" Veranstaltungen ist in Anlage 5, unten, wiedergegeben. Zu 

diesen Veranstaltungen wurde von der Stadtverwaltung Eberbach, Herr Wäsch, 

fernmündlich mitgeteilt: 
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­ Zur Kategorie "sportliche Veranstaltungen" gehören Punktspiele des TV Eber-
bach im Tischtennis, der Konficup (Jugendfußballturnier der Konfirmanden) 
oder auch ein Selbstverteidigungskurs. Diese Veranstaltungen enden vor 22.00 
Uhr. 

­ In die Kategorie "nicht-sportliche Veranstaltungen" sind Blutspendetermine, 
Kindermusical (1x pro Jahr durch Schüler der Dr. Weiß-Grundschule) sowie 
Übernachtungen in der Halle (Kinder, Jugendliche) einzustufen. Konzerte, 
Theater u. ä. sowie private Veranstaltungen wie Hochzeiten, Geburtstagsfeiern 
usw. finden in der Halle nicht statt. Für derartige Veranstaltungen steht die 
Stadthalle zur Verfügung. 

 

 
2.3 Parkplatz P6  
 
Der Parkplatz P6 bei der Gaststätte "Grüner Baum" ist ein gebührenfreier, öffentlicher 

Parkplatz und weist ca. 80 Pkw-Stellplätze auf. Die geometrische Anordnung des 

Parkplatzes relativ zum Plangebiet ist dem Plan in Anlage 1 zu entnehmen.  

 
 
2.4 Straßenverkehr 
 
Im "Verkehrsmonitoring 2019" [1] werden für die B 37 im Streckenabschnitt unmittelbar 

westlich von Eberbach und für die L 595 im Bereich der Neckarstraße unmittelbar 

südwestlich der in Anlage 1 eingetragenen Kreisverkehrsanlage Verkehrsdaten 

angegeben. Für die genannten Streckenabschnitte können folgende, auf das Jahr 

2019 bezogene Werte der durchschnittlichen täglichen Verkehrsstärke (DTV), der 

maßgebenden stündlichen Verkehrsstärken "tags" (Mt) und "nachts" (Mn) sowie - 

gemittelt über 24 Stunden - der durchschnittlichen Anzahl von Pkw (einschließlich Pkw 

mit Anhänger und Lieferwagen), von Motorrädern (Mot) und von Fahrzeugen der 

Fahrzeuggruppe "Lkw1" (Lkw ohne Anhänger ≥ 3,5 t und Busse) und der 

Fahrzeuggruppe "Lkw2" (Lkw mit Anhänger und Sattelzüge) entnommen werden: 

 
Verkehrsmonitoring 2019 

Straße  DTV Mt Mn Pkw Mot Lkw1 Lkw2 
 Kfz/24h Kfz/h Kfz/h /24 h /24 h /24 h /24 h 

B 37 13056 748 138 11982 440 291 343 

L 595 12260 723 85 11761 246 228 25 
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Anmerkung: 
Die Daten des "Verkehrsmonitoring 2020" für das Jahr 2020 werden hier nicht verwendet, da die dort 
angegebenen Verkehrsbelastungen aufgrund des Einflusses der Corona-Pandemie geringer sind. 
 

Das Ingenieurbüro Koehler & Leutwein hat in der "Untersuchung zur Fortschreibung 

des Lärmaktionsplans - Neukartierung Straßenverkehrslärm 2020" auf der Grundlage 

einer am 21.01.2020 (und somit vor der Corona-Pandemie) durchgeführten 

Verkehrszählung für die hier interessierenden Straßen folgende Werte der 

durchschnittlichen täglichen Verkehrsstärke (DTV) und der Lkw-Anteile "tags" (pt) und 

"nachts" (pn) bestimmt: 

 

Neukartierung Straßenverkehrslärm 2020 (Koehler & Leutwein) 

Straßenabschnitt DTV pt pn 
 Kfz/24 h % % 

B 37 (nordwestl. Einmündung Neckarstraße) 10200 6,5 6,5 

Brückenstraße 9300 2,1 0,6 

Neckarstraße (L 595, zwischen Kreisel u. B 37) 9200 2,1 1,0 

Neckarstraße (L 595, südwestlich Kreisel) 12700 2,1 1,0 

 

Die zulässige Fahrzeughöchstgeschwindigkeit betrug beim Ortstermin am 17.05.2022: 

Brückenstraße:  vzul = 30 km/h 

B 37 (nordwestl. Einmündung Neckarstraße) sowie Neckarstraße südöstlich  
und südwestlich des Kreisels:  vzul = 50 km/h 

innerhalb der Kreisverkehrsanlage:  vzul = 50 km/h 

 

Laut Mitteilung des Auftraggebers wurde Ende November 2022 die gesamte 

Neckarstraße als "Tempo 30 Zone" ausgewiesen. Gemäß e-mail des Stadtbauamts 

Eberbach vom 05.12.2022 erfolgte die Anordnung zu Tempo 30 im Rahmen der 

Umsetzung des Lärmaktionsplans. Die Anordnung ist gemäß dieser e-mail zeitlich 

nicht begrenzt.  

 

Das Verkehrsaufkommen auf dem Ast der Neckarstraße nördlich der Kreisverkehrs-

anlage ist vernachlässigbar gering. Dieser Ast ist als "Spielstraße" sowie als 

Einbahnstraße (befahrbar nur von Nord nach Süd) ausgewiesen.  



 

 

 

Büro für Schallschutz Dr. Jans                   Gutachten Nr. 6621/1366C 
 

8 

Innerhalb der Kreisverkehrsanlage kann auf der Grundlage der o. g. Untersuchung zur 

Fortschreibung des Lärmaktionsplans näherungsweise von der folgenden durch-

schnittlichen täglichen Verkehrsstärke (DTV) ausgegangen werden: 

Kreiselsegmente Süd und West: DTV ≈ 8000 Kfz/24 h   

Kreiselsegment Nord/Nordost: DTV ≈ 7000 Kfz/24 h   

 
 
3. SCHALLTECHNISCHE BEURTEILUNGSKRITERIEN 

 
3.1 Schalltechnische Größen 
 
Als wichtigste Größe für die rechnerische Prognose, die messtechnische Erfassung 

und/oder die Beurteilung einer Lärmeinwirkung auf den Menschen dient der A-be-

wertete Schalldruckpegel - meist vereinfachend als "Schallpegel" (L) bezeichnet. 

 

Um auch zeitlich schwankende Schallvorgänge mit einer Einzahlangabe hinreichend 

genau kennzeichnen zu können, wurde der "Mittelungspegel" (Lm bzw. LAeq) definiert, 

der durch Integration des momentanen Schalldruckpegels über einen bestimmten Zeit-

raum gewonnen wird. 

 

Die in verschiedenen Regelwerken definierten Orientierungswerte, Immissionsricht-

werte und Immissionsgrenzwerte für den durch fremde Verursacher hervorgerufenen 

Lärm beziehen sich meist auf einen "Beurteilungspegel" (Lr) am Ort der 

Lärmeinwirkung (Immissionspegel). Der Beurteilungspegel wird in aller Regel 

rechnerisch aus dem Mittelungspegel bestimmt, wobei zusätzlich eine eventuelle 

erhöhte Störwirkung von Geräuschen (wegen ihres besonderen Charakters oder 

wegen des Zeitpunkts ihrer Einwirkung) durch entsprechend definierte Zuschläge 

berücksichtigt wird. 

 

Außerdem werden meist Anforderungen an den momentanen Schalldruckpegel in   der 

Weise gestellt, dass auch durch kurzzeitig auftretende Schallereignisse hervorge-

rufene Momentan- oder Spitzenpegel den jeweiligen Immissionsrichtwert nur um einen 

entsprechend vorgegebenen Betrag überschreiten dürfen. 
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Der "Schall-Leistungspegel" (LW) gibt die gesamte von einem Schallemittenten ausge-

hende Schall-Leistung, der "längenbezogene Schall-Leistungspegel" (L'W) die im Mittel 

je Meter Strecke, der "flächenbezogene Schall-Leistungspegel" (L"W) die im Mittel je 

Quadratmeter Fläche abgestrahlte Schall-Leistung an. 

 

Die Eigenschaft eines Bauelements, den Schalldurchgang zu behindern, wird durch 

das frequenzabhängige "Schalldämm-Maß" (R) beschrieben; das "bewertete Schall-

dämm-Maß" (Rw bzw. R'w) stellt einen Einzahl-Kennwert für die Luftschalldämmung 

eines Bauteils dar. 

 
 
3.2 Schalltechnische Anforderungen 
 
Gemäß Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG [2] sind "Anlagen" im Sinne die-

ses Gesetzes derart zu errichten und zu betreiben, dass keine Immissionen auftreten, 

die "... nach Art, Ausmaß und Dauer geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile 

oder erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft ..." herbei-

zuführen. Als Maß für die im BImSchG als "schädliche Umwelteinwirkungen" be-

schriebenen Geräusche sind die in einschlägigen Regelwerken definierten Referenz-

werte heranzuziehen. 

 
  
 3.2.1 Beiblatt 1 zu DIN 18 005 Teil 1 
 

In Beiblatt 1 zu DIN 18 005 Teil 1 [3] werden - abhängig von der Art der baulichen 

Nutzung am Einwirkungsort - "Orientierungswerte" angegeben, deren Einhaltung oder 

Unterschreitung als "wünschenswert" bezeichnet wird, "... um die mit der Eigenart des 

betreffenden Baugebietes oder der betreffenden Baufläche verbundene Erwartung auf 

angemessenen Schutz vor Lärmbelastungen zu erfüllen". 

 

U. a. für die hier interessierende Gebietskategorie "allgemeines Wohngebiet" werden 

diese Orientierungswerte in Anlage 6, oben, aufgelistet. 
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Weiter wird im o. g. Beiblatt [3] ausgeführt, dass bei zwei angegebenen Nachtwerten 

der niedrigere für Industrie-, Gewerbe- und Freizeitlärm sowie für Geräusche von ver-

gleichbaren öffentlichen Betrieben gelten soll. Der höhere Orientierungswert für die 

Nachtzeit ist maßgebend für die Beurteilung von Verkehrslärmeinwirkungen. 

 

 Die in Beiblatt 1 zu DIN 18 005 Teil 1 genannten Orientierungswerte 

"... haben vorrangig Bedeutung für die Planung von Neubaugebieten mit 
schutzbedürftigen Nutzungen und für die Neuplanung von Flächen, von denen 
Schallemissionen ausgehen und auf vorhandene oder geplante schutzbe-
dürftige Nutzungen einwirken können." 

 
Zur Anwendung der Orientierungswerte wird in Beiblatt 1 zu DIN 18 005 Teil 1 weiter 

ausgeführt: 

"Der Belang des Schallschutzes ist bei der in der städtebaulichen Planung 
erforderlichen Abwägung der Belange als ein wichtiger Planungsgrundsatz 
neben anderen Belangen - z. B. dem Gesichtspunkt der Erhaltung überkom-
mener Stadtstrukturen - zu verstehen. Die Abwägung kann in bestimmten Fäl-
len bei Überwiegen anderer Belange - insbesondere in bebauten Gebieten - 
zu einer entsprechenden Zurückstellung des Schallschutzes führen."  

 und 

"Die Beurteilungspegel der Geräusche verschiedener Arten von Schallquellen 
(Verkehr, Industrie und Gewerbe, Freizeitlärm) sollen wegen der unterschied-
lichen Einstellungen der Betroffenen zu verschiedenen Arten von Geräusch-
quellen jeweils für sich allein mit den Orientierungswerten verglichen und nicht 
addiert werden." 

 

 
3.2.2 Sportanlagenlärmschutzverordnung 

 
Die Sportanlagenlärmschutzverordnung - 18. BImSchV [4] 

"… gilt für die Errichtung, die Beschaffenheit und den Betrieb von Sportanlagen, 
soweit sie zum Zwecke der Sportausübung betrieben werden und einer 
Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes nicht bedürfen. 
… Sportanlagen sind ortsfeste Einrichtungen im Sinne des § 3 Abs. 5 Nr. 1 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes, die zur Sportausübung bestimmt sind …"  

 
In dieser Verordnung werden Immissionsrichtwerte speziell zur Beurteilung der durch 

die Nutzung von Sportanlagen verursachten Geräusche angegeben.  
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Dabei sind der betrachteten Sportanlage sämtliche bei deren bestimmungsgemäßer 

Nutzung auftretende Geräusche zuzurechnen; gemäß dem Anhang 1 zur 18. 

BImSchV, Ziff. 1.1, sind dies Geräusche, welche verursacht werden durch 

 technische Einrichtungen und Geräte, 
 die Sporttreibenden, 

 die Zuschauer und sonstige Nutzer, 

 die Nutzung von Parkplätzen auf dem Anlagengelände. 
 
"Verkehrsgeräusche einschließlich der durch den Zu- und Abgang der Zuschauer 
verursachten Geräusche auf öffentlichen Verkehrsflächen außerhalb der Sport-
anlage durch das der Anlage zuzuordnende Verkehrsaufkommen sind bei der 
Beurteilung gesondert von den anderen Anlagengeräuschen zu betrachten und 
nur zu berücksichtigen, sofern sie nicht im Zusammenhang mit seltenen Ereig-
nissen (Nummer 1.5) auftreten und im Zusammenhang mit der Nutzung der 
Sportanlage den vorhandenen Pegel der Verkehrsgeräusche rechnerisch um 
mindestens 3 dB(A) erhöhen. Hierbei ist das Berechnungs- und Beurteilungs-
verfahren der 16. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes (Verkehrslärmschutzverordnung - 16. BImSchV) vom 12. Juni 1990 
(BGBl. I S. 1036) sinngemäß anzuwenden."  
(Abschnitt 1.1 aus Anhang 1 der Sportanlagenlärmschutzverordnung) 
 

In § 2 Abs. 2 der Sportanlagenlärmschutzverordnung werden - in Abhängigkeit von der 

jeweiligen baulichen Nutzung am Einwirkungsort - die in Anlage 7, oben, aufgelisteten 

Immissionsrichtwerte festgelegt; die Definition der maßgebenden Zeiträume und die 

bei der Ermittlung des jeweiligen, mit dem korrespondierenden Immissionsrichtwert zu 

vergleichenden Beurteilungspegels zu berücksichtigenden Bezugszeiten werden 

ebenfalls dort angegeben (Anlage 7, Mitte und unten). 

 

Die für die Einhaltung der jeweiligen Immissionsrichtwerte maßgebenden Lärmeinwir-

kungsorte werden in Abschnitt 1.2 von Anhang 1 zur Sportanlagenlärmschutzverord-

nung angegeben:  

 
"Der für die Beurteilung maßgebliche Immissionsort liegt 
a) bei bebauten Flächen 0,5 m außerhalb, etwa vor der Mitte des geöffneten, 

vom Geräusch am stärksten betroffenen Fensters eines zum dauernden Auf-
enthalt von Menschen bestimmten Raumes einer Wohnung, eines Kranken-
hauses, einer Pflegeanstalt oder einer anderen ähnlich schutzbedürftigen 
Einrichtung; 
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b) bei unbebauten Flächen, die aber mit zum Aufenthalt von Menschen be-
stimmten Gebäuden bebaut werden dürfen, an dem am stärksten betroffenen 
Rand der Fläche, wo nach dem Bau- und Planungsrecht Gebäude mit zu 
schützenden Räumen erstellt werden dürfen …" 

 

Der Beurteilungspegel Lr ist nach folgender Gleichung zu ermitteln: 

          

     Lr = 10 lg 
 1   

Tr  Ti · 10 
0,1 (LAm,i + KI,i + KT,i)    dB(A) 

     i      
mit  

Tr =  Ti = Beurteilungszeit entsprechend der Tabelle in Anlage 7, unten 

LAm,i  = Mittelungspegel in der Teilzeit i 

KI,i  = Zuschlag für Impulshaltigkeit und/oder auffällige Pegeländerungen  

KT,i  = Zuschlag für Ton- und Informationshaltigkeit 

 

In Anhang 1, Abschnitt 1.3.3, der Sportanlagenlärmschutzverordnung wird zum 

Impulszuschlag KI,i ausgeführt: 

"Bei Geräuschen durch die menschliche Stimme ist, soweit sie nicht technisch 
verstärkt sind, kein Zuschlag KI,i anzuwenden …" 

  

 Zusätzlich wird in der Sportanlagenlärmschutzverordnung gefordert: 

"... einzelne kurzzeitige Geräuschspitzen sollen die Immissionsrichtwerte ... 
tags um nicht mehr als 30 dB(A) sowie nachts um nicht mehr als 20 dB(A) über-
schreiten ..." 

 

In § 5 Abs. 2 der Sportanlagenlärmschutzverordnung wird ausgeführt, dass bei einer 

Überschreitung der Immissionsrichtwerte von der zuständigen Behörde Betriebszeiten 

für die Sportanlage festgesetzt werden können. 

 

Gemäß § 5 Abs. 5 soll die zuständige Behörde jedoch  

"... von einer Festsetzung von Betriebszeiten absehen, wenn infolge des 
Betriebs einer oder mehrerer Sportanlagen bei seltenen Ereignissen nach Nr. 
1.5 des Anhangs ...  
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1. die Geräuschimmissionen außerhalb von Gebäuden die Immissionsrichtwer-
te nach § 2 Abs. 2 um nicht mehr als 10 dB(A), keinesfalls aber die folgenden 
Höchstwerte überschreiten: 

tags, außerhalb der Ruhezeiten  70 dB(A), 
tags, innerhalb der Ruhezeiten  65 dB(A), 
nachts     55 dB(A). 

und 

2. einzelne kurzzeitige Geräuschspitzen die nach Nummer 1 für seltene Ereig-
nisse geltenden Immissionsrichtwerte tags um nicht mehr als 20 dB(A) und 
nachts um nicht mehr als 10 dB(A) überschreiten." 

 

Nach Abschnitt 1.5 von Anhang 1 zur Sportanlagenlärmschutzverordnung gelten Über-

schreitungen der Immissionsrichtwerte durch besondere Ereignisse und Veranstaltun-

gen dann als selten, wenn sie an nicht mehr als 18 Kalendertagen eines Jahres auf-

treten.  

 
 

3.2.3 Freizeitlärm-Richtlinie 
 
Für Freizeitanlagen (ausgenommen sind Sportanlagen oder Anlagen, die der TA Lärm 

[5] unterliegen) sind die Regelungen der Freizeitlärm-Richtlinie [6] heranzuziehen. In 

Abschnitt 4.1 der Freizeitlärm-Richtlinie werden in Abhängigkeit von der Art der bau-

lichen Nutzung am Lärmeinwirkungsort die in Anlage 8, oben, aufgelisteten Immis-

sionsrichtwerte "außen" angegeben; die Definition der maßgebenden Zeiträume und 

die bei der Ermittlung des jeweiligen Beurteilungspegels zu berücksichtigenden Be-

zugszeiten werden in derselben Anlage, Mitte und unten, gezeigt. 

 

Hinsichtlich der Ermittlung und Beurteilung der von Freizeitanlagen ausgehenden 

Geräusche kann gemäß Abschnitt 3 der Freizeitlärm-Richtlinie [6] "…auf die allgemein 

anerkannten akustischen Grundregeln, wie sie in der TA Lärm und in der Sport-

anlagenlärmschutzverordnung festgehalten sind, zurückgegriffen werden". Wie bei der 

Sportanlagenlärmschutzverordnung ist der maßgebliche Immissionsort 0,5 m außen 

vor dem geöffneten Fenster des schutzbedürftigen Raums anzusetzen bzw. - bei 

unbebauten Flächen - an dem Ort, wo Gebäude mit schutzbedürftigen Räumen erstellt 

werden dürfen. 
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Bei der Ermittlung der Beurteilungspegel ist gemäß Freizeitlärm-Richtlinie, Abschnitte 

3.1 und 3.2, die besondere Störwirkung von Geräuschen mit Impulshaltigkeit, 

auffälligen Pegeländerungen, Ton- und/oder Informationshaltigkeit zu berücksichtigen: 

 "Enthält das zu beurteilende Geräusch Impulse und/oder auffällige 
Pegeländerungen, ist dem Mittelungspegel ein Zuschlag für die Zeit, während 
der die Impulse und/oder auffällige Pegeländerungen auftreten, 
hinzuzurechnen… Als Impulszuschlag gilt die Differenz zwischen dem 
Mittelungspegel LAeqi und dem Wirkpegel nach dem Taktmaximalverfahren 
LAFTeqi  
  KIi = LAFTeqi - LAeqi  

Für die von Freizeitanlagen hervorgerufenen Geräusche (z. B. auch für 
Musik) ist im Allgemeinen ein Impulszuschlag erforderlich." [6] 

 "Wenn sich aus dem Geräusch von Freizeitanlagen ein Einzelton heraushebt, 
ist ein Tonzuschlag KTon von 3 dB(A) oder 6 dB(A) zu dem Mittelungspegel 
… hinzuzurechnen. ... Wegen der erhöhten Belästigung beim Mithören 
ungewünschter Informationen ist je nach Auffälligkeit ein Infor-
mationszuschlag KInf von 3 dB(A) oder 6 dB(A) zu berücksichtigen … Die hier 
genannten Zuschläge sind so zusammenzufassen, dass der Gesamtzu-
schlag auf max. 6 dB(A) begrenzt bleibt." [6] 

 

Ergänzend zur Einhaltung der in Anlage 8, oben, aufgelisteten Immissionsrichtwerte 

durch den jeweiligen Beurteilungspegel wird in Abschnitt 4.3 der Freizeitlärm-Richtlinie 

gefordert:  

"Einzelne Geräuschspitzen sollen die Immissionsrichtwerte 'Außen' tags um 
nicht mehr als 30 dB(A) sowie nachts um nicht mehr als 20 dB(A) überschrei-
ten." 

 

In Sonderfällen ist durch einzelne Veranstaltungen auch eine Überschreitung der o. g. 

Immissionsrichtwerte zulässig, wenn entsprechende Veranstaltungen "eine hohe 

Standortgebundenheit oder soziale Adäquanz und Akzeptanz aufweisen und zudem 

zahlenwertmäßig eng begrenzt durchgeführt werden" [6]. Voraussetzung für die 

Zumutbarkeit der Immissionen bei derartigen "Sonderfällen" ist gemäß Abschnitt 4.4.2 

der Freizeitlärm-Richtlinie: 

 "a) Sofern bei seltenen Veranstaltungen Überschreitungen des Beurteilungs-
pegels vor den Fenstern im Freien von 70 dB(A) tags und/oder 55 dB(A) 
nachts zu erwarten sind, ist deren Zumutbarkeit explizit zu begründen. 
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b) Überschreitungen eines Beurteilungspegels nachts von 55 dB(A) nach 24 Uhr 
sollten vermieden werden. 

c) In besonders gelagerten Fällen kann eine Verschiebung der Nachtzeit von bis 
zu zwei Stunden zumutbar sein. 

d) Die Anzahl der Tage (24 Stunden-Zeitraum) mit seltenen Veranstaltungen soll 
18 pro Kalenderjahr nicht überschreiten. 

e) Geräuschspitzen sollen die Werte von 90 dB(A) tags und 65 dB(A) nachts 
einhalten." 

 
Kriterium für die Zumutbarkeit seltener, die Immissionsrichtwerte der Anlage 8 

überschreitender Veranstaltungen ist somit vor allem die Einhaltung der "erhöhten" 

Richtwerte von 70 dB(A) "tags" und 55 dB(A) "nachts", die Beschränkung dieser 

Veranstaltungen auf seltene Ereignisse (maximal 18 Ereignisse pro Jahr) sowie die 

Begrenzung der Geräuschspitzen auf 90 dB(A) "tags" und  65 dB(A) "nachts". 

 

In der Freizeitlärm-Richtlinie wird nicht präzisiert, ob und ggf. in welchem Umfang 

außerhalb der Freizeiteinrichtung, jedoch in unmittelbarem Zusammenhang mit deren 

Betrieb entstehende Verkehrsgeräusche bei der Ermittlung und Beurteilung der Lärm-

einwirkung zu berücksichtigen sind; es wird lediglich ausgeführt:  

"An- und Abfahrtswege sowie Parkplätze sind durch betriebliche und organisa-
torische Maßnahmen des Betreibers so zu gestalten, dass schädliche Umwelt-
einwirkungen durch Geräusche auf ein Mindestmaß beschränkt werden…"  

 

 
3.2.4 Verkehrslärmschutzverordnung 
 
In der Verkehrslärmschutzverordnung - 16. BImSchV [7] werden Immissionsgrenzwer-

te festgelegt, welche beim Bau oder der wesentlichen Änderung von Straßen und 

Schienenwegen anzuwenden sind. 

 

In der vom Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg herausgegebenen "städtebau-

lichen Lärmfibel" [8] wird ausgeführt, dass bei Überschreitung der in Beiblatt 1 zu DIN 

18 005 Teil 1 [3] genannten Orientierungswerte durch Verkehrslärm auch im Rahmen 

der Bauleitplanung zumindest die Einhaltung der in der Verkehrslärmschutz-

verordnung [7] definierten Immissionsgrenzwerte anzustreben ist, da diese die 
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Schwelle zur "schädlichen Umwelteinwirkung" gemäß Bundes-Immissionsschutzge-

setz [2] kennzeichnen; wörtlich heißt es: 

"In diesem Bereich zwischen dem in der Bauleitplanung nach dem Verursacher-
prinzip möglichst einzuhaltenden schalltechnischen Orientierungswert nach DIN 
18 005-1 Beiblatt 1 und dem entsprechenden Grenzwert nach der 16. BImSchV 
besteht für die Gemeinden bei plausibler Begründung ein Planungsspielraum.  
 
Eine Überschreitung der Grenzwerte ist grundsätzlich denkbar, da der sachliche 
Geltungsbereich der 16. BImSchV den Fall einer an eine bestehende Straße 
heranrückenden Bebauung nicht umfasst und die städtebauliche Planung 
erheblichen Spielraum zur Verfügung hat.  
 

In der Verkehrslärmschutzverordnung werden die in Anlage 6, unten, aufgelisteten 

Immissionsgrenzwerte angegeben. Der maßgebende Immissionsort befindet sich an 

Gebäuden auf Höhe der Geschossdecke direkt vor der Außenfassade; bei 

Außenwohnbereichen wird der Immissionsort in 2,0 m Höhe über der Mitte der als 

Außenwohnbereich definierten Fläche angenommen.  

 
 
3.2.5 DIN 4109  
 
Entsprechend Abschnitt A 5 der baden-württembergischen Verwaltungsvorschrift über 

Technische Baubestimmungen vom 20.12.2017 [9] sind die Anforderungen bei der 

Planung, Bemessung und Ausführung des Schallschutz im Hochbau gemäß der DIN 

4109-1 in der Fassung vom Juli 2016 [10] zu bestimmen. In Tabelle 7 dieser Norm (DIN 

4109-1:2016-07) werden für die Festlegung der erforderlichen Luftschalldämmung von 

Außenbauteilen gegenüber Außenlärm unterschiedliche Lärmpegelbereiche definiert. 

Die Zuordnung der Außenbauteile zu diesen Lärmpegelbereichen erfolgt auf der Basis 

der jeweils vorhandenen oder zu erwartenden "maßgeblichen Außenlärmpegel". Diese 

maßgeblichen Außenlärmpegel sind gemäß DIN 4109-1:2016-07 entsprechend den 

Regelungen der DIN 4109-2:2016-07 [11] zu bestimmen. 

 

Im Januar 2017 wurde der Entwurf der Änderung A1 zur DIN 4109-1 [12] veröffentlicht. 

In der o. g. Verwaltungsvorschrift über Technische Baubestimmungen [9] wird zu 

dieser Änderung A1 ausgeführt: "E-DIN 4109-1/A1:2017-1 darf für bauaufsichtliche 

Nachweise herangezogen werden". In dieser Entwurfsfassung [12] wird die 
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Anforderung an die Luftschalldämmung von Außenbauteilen nicht mehr auf der 

Grundlage der Lärmpegelbereiche, sondern unmittelbar auf der Grundlage der 

maßgeblichen Außenlärmpegel berechnet. Diese maßgeblichen Außenlärmpegel sind 

ebenfalls entsprechend DIN 4109-2:2016-07 [11] zu bestimmen. 
 
Anmerkung: 
Im Januar 2018 wurde erneut eine geänderte Fassung der DIN 4109-1 veröffentlicht; da diese aber nicht 
bauordnungsrechtlich eingeführt wurde, bleibt diese Neufassung hier außer Betracht. Es wird aber 
darauf hingewiesen, dass diese Neufassung bezüglich Straßenverkehrslärmeinwirkungen nur 
unwesentlich von der Entwurfsfassung E-DIN 4109-1/A1:2017-1 abweicht. 
 

Gemäß Abschnitt 4.4.5.2 der DIN 4109-2 [11] werden die maßgeblichen Außenlärm-

pegel des Straßenverkehrs wie folgt bestimmt:  

"Bei Berechnungen sind die Beurteilungspegel für den Tag (6:00 Uhr bis 22:00 
Uhr) bzw. für die Nacht (22:00 Uhr bis 6:00 Uhr) nach der 16. BImSchV zu 
bestimmen, wobei zur Bildung des maßgeblichen Außenlärmpegels zu den 
errechneten Werten jeweils 3 dB(A) zu addieren sind. 
 
Beträgt die Differenz der Beurteilungspegel zwischen Tag minus Nacht weniger 
als 10 dB(A), so ergibt sich der maßgebliche Außenlärmpegel zum Schutz des 
Nachtschlafes aus einem 3 dB(A) erhöhten Beurteilungspegel für die Nacht und 
einem Zuschlag von 10 dB(A)." 

 

In Abschnitt 4.4.5.1 der DIN 4109-2 wird hinsichtlich der Ermittlung des maßgeblichen 

Außenlärmpegels ausgeführt: 

"Maßgeblich ist die Lärmbelastung derjenigen Tageszeit, die die höhere 
Anforderung ergibt." 

 

Anmerkung: 
Eine Ermittlung des maßgeblichen Außenlärmpegels für Sport- oder Freizeitlärm sieht die DIN 4109-2 
nicht vor. 
 

Nachfolgend werden die beiden unterschiedlichen Verfahren zur Ermittlung der 

erforderlichen Luftschalldämmung von Außenbauteilen schutzbedürftiger Räume 

gemäß DIN 4109-1 (2016) [10] bzw. gemäß E-DIN 4109-1/A1 (2017) [12] beschrieben. 
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Ermittlung der erforderlichen Luftschalldämmung von Außenbauteilen gemäß  
DIN 4109-1 (2016) 
 
In Tabelle 7 der DIN 4109-1 (2016) wird der maßgebliche Außenlärmpegel in Klassen 

mit einer Klassenbreite von 5 dB(A), die sogenannten "Lärmpegelbereiche", eingeteilt. 

Die für die Luftschalldämmung der Gebäudeaußenbauteile verschiedener Raumarten 

geforderten Werte werden in Abhängigkeit von der Zuordnung des betreffenden 

Fassadenabschnitts zu einem der Lärmpegelbereiche in der Tabelle in Anlage 9 

angegeben.  

 

Die dort genannten Mindestwerte für die Luftschalldämmung von Außenbauteilen (erf. 

R'w,ges) kennzeichnen jeweils das gesamte bewertete Schalldämm-Maß der meist aus 

verschiedenen (z. B. opaken und transparenten) Teilflächen bestehenden Außen-

fläche eines Raums. Wenn das Verhältnis der gesamten Außenfläche eines Raums 

(SS) zu seiner Grundfläche (SG) einen Wert von SS/SG  0,8 aufweist, so ist zum Wert 

für das erforderliche resultierende Schalldämm-Maß (erf. R'w,ges) der mit nachfolgender 

Gleichung (Gleichung 33 aus DIN 4109-2 [11]) ermittelte Korrekturwert zu addieren: 

KAL = 10  lg (SS/(0,8  SG)) in dB 

 
Ermittlung der erforderlichen Luftschalldämmung von Außenbauteilen gemäß  
E-DIN 4109-1/A1 (2017) 
 
Auf der Grundlage des maßgeblichen Außenlärmpegels errechnet sich das 

erforderliche bewertete Schalldämm-Maß R'w,ges der gesamten Außenfläche eines 

schutzbedürftigen Raums wie folgt: 

   R'w,ges  = La - KRaumart + KAL 

und  KAL        = 10  lg (SS/(0,8  SG)) in dB (Gleichung 33 der DIN 4109-2 [11]) 

mit 
  La  = maßgeblicher Außenlärmpegel in dB(A) 

  KRaumart = 25 dB für Bettenräume in Krankenanstalten und Sanatorien 

     = 30 dB für Aufenthaltsräume in Wohnungen,  
     Übernachtungsräume in Beherbergungsstätten,  
     Unterrichtsräume und Ähnliches 

  = 35 dB für Büroräume und Ähnliches 
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 SS  = vom Raum aus gesehene gesamte Außenfläche in m² 

 SG = Grundfläche des Raums in m² 

 

Für beide Fassungen der DIN 4109-1 (2016 und Entwurf/A1 2017) gilt: 
 
Sofern vor einzelnen Außenflächen eines Raums unterschiedliche maßgebliche 

Außenlärmpegel (E-DIN 4109-1/A1:2017-01) bzw. unterschiedliche Lärmpegel-

bereiche (DIN 4109-1:2016-07) vorliegen, ist gemäß dem in Abschnitt 4.4.1 der DIN 

4109-2:2016-07 beschriebenen Verfahren noch ein Korrekturwert KLPB zu berück-

sichtigen. Dieser Korrekturwert "… berechnet sich aus der Differenz des höchsten an 

der Gesamtfassade des betrachteten Empfangsraums vorhandenen maßgeblichen 

Außenlärmpegels und des auf die jeweils betrachtete Fassadenfläche einwirkenden 

geringeren maßgeblichen Außenlärmpegels". 

 
 
3.3 Vorgehensweise im vorliegenden Fall 
 
3.3.1 Sport- und Freizeitlärm 
 
Im Rahmen der Bauleitplanung sind zunächst die Orientierungswerte von Beiblatt 1 zu 

DIN 18 005 Teil 1 heranzuziehen. Im Zuge von Baugenehmigungsverfahren sind 

jedoch die für die spezielle Lärmart jeweils maßgebenden Regelwerke (hier: 

Freizeitlärm-Richtlinie oder Sportanlagenlärmschutzverordnung) anzuwenden. Da die 

Immissionsrichtwerte der Freizeitlärm-Richtlinie und der Sportanlagenlärmschutz-

verordnung aber bei der hier interessierenden Gebietseinstufung ("allgemeines 

Wohngebiet") zahlenwertmäßig identisch mit den Orientierungswerten von Beiblatt 1 

zu DIN 18 005 Teil 1 bzw. - je nach Beurteilungszeitraum und Regelwerk  - um 5 dB(A) 

"strenger" sind, bleiben die Orientierungswerte von Beiblatt 1 zu DIN 18 005 Teil 1 

außer Betracht. 

 

Die Mehrzweckhalle wird überwiegend im Rahmen von Schul- und Vereinssport 

genutzt. In diesem Zusammenhang gilt zunächst die Sportanlagenlärmschutz-

verordnung. Schulsport kann jedoch außer Betracht bleiben. Gemäß § 5 Abs. 3 der 

Sportanlagenlärmschutzverordnung soll die zuständige Behörde nämlich 
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"... von einer Festsetzung von Betriebszeiten absehen, soweit der Betrieb einer 
Sportanlage dem Schulsport … dient. Dient die Anlage auch der allgemeinen 
Sportausübung, sind bei der Ermittlung der Geräuschimmissionen die dem 
Schulsport … zuzurechnenden Teilzeiten … außer Betracht zu lassen; die 
Beurteilungszeit wird um die dem Schulsport … tatsächlich zuzurechnenden 
Teilzeiten verringert." 

 

Für kulturelle oder gesellige Veranstaltungen innerhalb der Mehrzweckhalle ist 

entweder die TA Lärm oder die Freizeitlärm-Richtlinie maßgebend. Entsprechend 

einem Urteil des VGH Mannheim vom 26.06.2002 (AZ: 10 S 1559/01) im 

Zusammenhang mit Lärm-Immissionen aus kommunalen Einrichtungen ist aber davon 

auszugehen, dass die aus der bestimmungsgemäßen Nutzung der Mehrzweckhalle 

resultierende Lärmeinwirkung auf die Umgebung entsprechend den Festlegungen in 

der Freizeitlärm-Richtlinie zu beurteilen ist, wobei diese Richtlinie allerdings gemäß 

den Formulierungen in diesem Urteil lediglich eine "Entscheidungshilfe mit 

Indizcharakter" darstellt. In jedem Fall sollte gemäß diesem Urteil zur Ermittlung und 

Beurteilung der Lärmimmissionen öffentlicher Einrichtungen (hier: Mehrzweckhalle) 

nur ein einziges Regelwerk herangezogen werden. 

 

Um die Mehrzweckhalle anhand eines (1) Regelwerks beurteilen zu können, wird im 

Folgenden der Einfachheit halber ausschließlich die Freizeitlärm-Richtlinie heran-

gezogen. Dies erscheint gerechtfertigt, da die Anforderungen der Sportanlagenlärm-

schutzverordnung im Tagzeitraum generell nicht strenger sind als die Anforderungen 

der Freizeitlärm-Richtlinie. Während der Nachtzeit gelten für die hier interessierende 

Gebietseinstufung identische Beurteilungszeiträume und Immissionsrichtwerte.  

 

Um aber der aus der Sportanlagenlärmschutzverordnung abzuleitenden Privilegierung 

von Sportlärm gegenüber Freizeitlärm Rechnung zu tragen, wird für die Emissionen 

aus der Mehrzweckhalle, soweit dort Sport getrieben wird, die Regelung der 

Sportanlagenlärmschutzverordnung berücksichtigt, dass die durch die menschliche 

Stimme erzeugten Geräusche (sofern nicht technisch verstärkt) nicht mit einem 

Impulszuschlag versehen werden. Im Sinne einer einheitlichen Betrachtungsweise 

erfolgt aber die Beurteilung der Immissionen der Mehrzweckhalle sowohl bei 
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Freizeitlärm als auch bei Sportnutzung durch Vergleich mit den Immissionsrichtwerten 

der Freizeitlärm-Richtlinie.  

 

Eventuell werden auf dem Schulhof der Dr. Weiß-Grundschule maßgebliche Lärm-

emissionen erzeugt. Diese sind in der Regel jedoch sozialadäquat und unterliegen 

keinen Immissionsricht- oder -grenzwerten. Gemäß § 22 BImSchG [2] gilt beispiels-

weise: "Geräuscheinwirkungen, die von Kindertageseinrichtungen, Kinderspielplätzen 

und ähnlichen Einrichtungen wie beispielsweise Ballspielplätzen durch Kinder 

hervorgerufen werden, sind im Regelfall keine schädliche Umwelteinwirkung. Bei der 

Beurteilung der Geräuscheinwirkungen dürfen Immissionsgrenz- und -richtwerte nicht 

herangezogen werden". Als "Kind" gelten dabei Personen, die noch nicht 14 Jahre alt 

sind. In Anlehnung an diese Regelung können auch die Geräusche vom Schulhof der 

Grundschule außer Betracht bleiben. 

 
 
3.3.2 Verkehrslärm 
 
Die Beurteilung der Geräusche des Fahrzeugverkehrs auf öffentlichen Straßen erfolgt 

durch Vergleich mit den für "allgemeine Wohngebiete" maßgebenden Orientierungs-

werten von Beiblatt 1 zu DIN 18 005 Teil 1 und den Immissionsgrenzwerten der 

Verkehrslärmschutzverordnung. 

 

Im Falle einer Überschreitung dieser Referenzwerte wäre zunächst die Durchführung 

"aktiver" Schallschutzmaßnahmen zu prüfen, d. h. im vorliegenden Fall z. B. die 

Errichtung eines Schallschirms (Lärmschutzwand oder Lärmschutzwall) entlang der 

Neckarstraße. Diese Maßnahme scheidet aber bei der vorgesehenen innerörtlichen 

Bebauung u. a. aus städtebaulichen Gründen mutmaßlich aus. Deshalb ist zumindest 

durch "passive" Schallschutzmaßnahmen sicherzustellen, dass der ins Gebäude-

innere übertragene Verkehrslärm auf ein zumutbares Maß begrenzt wird. Die als 

Grundlage für die Ermittlung der erforderlichen Luftschalldämmung der Außenbauteile 

dienenden maßgeblichen Außenlärmpegel gemäß DIN 4109-2 sind zu bestimmen. 

Dabei bleibt die gemäß Abschnitt 3.3.1 ermittelte Außenlärmeinwirkung durch Sport- 

und Freizeitlärm außer Betracht. 
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Vorstehende Ausführungen bezogen sich auf die Verkehrslärmeinwirkung unmittelbar 

auf die Fassaden des geplanten Gebäudes bzw. auf Maßnahmen zur Vermeidung 

einer erheblichen Schallübertragung ins Gebäudeinnere. Hinsichtlich des 

maßgeblichen Immissionsortes bei Außenwohnbereichen wird in den RLS-19 

ausgeführt: "Bei Außenwohnbereichen (zum Beispiel Terrassen) wird der 

Immissionsort in 2,00 m Höhe über der Mitte der als Außenwohnbereich definierten 

Fläche angenommen". In der bereits o. g. Städtebaulichen Lärmfibel [8] des 

Wirtschaftsministeriums Baden-Württemberg wird bezüglich des Schutzes von 

Außenwohnbereichen ausgeführt: 

"Außenwohnflächen (z. B. Balkone und Terrassen) sind daher auch zu schützen, 
damit sie ihrer Zweckbestimmung gemäß genutzt werden können. So sollte 
spätestens ab Beurteilungspegeln von 64 dB(A) für Balkone z. B. eine 
Verglasung (die geöffnet werden kann) vorgesehen werden".  

 

 
4. SPORT- UND FREIZEITLÄRM 
 
 4.1 Schallemissionen der Mehrzweckhalle 

  
 4.1.1 Schallabstrahlung aus Gebäude  
 
 4.1.1.1 Raumschallpegel 
 

Als Grundlage für die rechnerische Ermittlung der durch die Nutzung der Mehrzweck-

halle in der schutzbedürftigen Nachbarschaft verursachten Schallimmissionen muss 

zunächst die schalltechnische Situation innerhalb der Halle definiert werden. Dabei 

wird vereinfachend von einem diffusen Schallfeld ausgegangen, d. h. dem Schallpegel 

in der Halle wird ein örtlicher und zeitlicher Mittelwert zugeordnet, welcher selbstver-

ständlich im Nahbereich einzelner Schallquellen (z. B. Musikinstrument, Lautsprecher, 

rufende Person bei Sportbetrieb) überschritten und in deren Fernbereich unterschritten 

wird. Eine derartige Einzahl-Angabe zur Kennzeichnung der schalltechnischen 

Situation im jeweiligen Raum ist jedoch im Zusammenhang mit der rechnerischen 

Prognose der Schallimmissionen in der Nachbarschaft hinreichend genau. 

 

Der Schallpegel im jeweiligen Raum wird dabei wesentlich abhängig sein von der Art 

der Nutzung bei maßgebenden Veranstaltungen und damit auch von der Anzahl der 
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agierenden bzw. im jeweiligen Raum sich aufhaltenden Personen. Um wenigstens 

größenordnungsmäßig einen mittleren Raumschallpegel für die lärmintensive Nutzung 

angeben zu können, wird auf Angaben in der einschlägigen Fachliteratur 

zurückgegriffen. In der Sächsischen Freizeitlärmstudie [13] wird beispielsweise für 

Chorproben (ca. 50 Personen) in "Vereins- und Bürgerhäusern" ein Mittelungspegel 

von LAFm = 81 dB(A) und ein Impulszuschlag von KI = 5,3 dB genannt. Wird zusätzlich 

ein Zuschlag von KT = 3 dB für eine Ton- und Informationshaltigkeit angesetzt, so 

resultiert einschließlich dieser Zuschläge ein Raumschallpegel von Li ≈ 90 dB(A). Diese 

Situation mag beispielsweise beim Kindermusical vorliegen.  
 

Anmerkung: 
Bei Musikdarbietungen und Musikwiedergaben ist auch ein Zuschlag von KT = 6 dB möglich. Wie in 
Abschnitt 5 ausgeführt, übersteigt aber die Verkehrslärmeinwirkung an den maßgeblichen 
Immissionsorten die hier interessierenden Lärm-Immissionen durch die Mehrzweckhalle  erheblich; 
deshalb wird am jeweiligen Immissionsort aufgrund der Verdeckung durch die Verkehrsgeräusche nur 
eine geringe Impuls-, Ton- oder Informationshaltigkeit vorliegen. Daher kann rechnerisch - einschließlich 
der genannten Zuschläge - von einem Raumschallpegel von Li ≤ 90 dB(A) ausgegangen werden. 
 

Für Sportbetrieb (Training und Wettkämpfe) in der Halle wird nachfolgend der 

Raumschallpegel rechnerisch abgeschätzt. Bei Mannschaftssport werden die 

Schallemissionen maßgeblich durch Kommunikation der Spieler untereinander 

verursacht. Beispielsweise wird in VDI-Richtlinie 3770 [14] ausgeführt, dass für 

Fußballtraining ein Schall-Leistungspegel von LW ≈ 98 dB(A) und für Fußballspielen 

auf einem Bolzplatz ein Wert von LW = 101 dB(A) angesetzt werden kann, wobei beim 

zuletzt genannten Wert von der schalltechnisch extrem ungünstigen Anzahl von 25 

Spielern ausgegangen wird.  
 
Anmerkung: 
Dieser Schall-Leistungspegel wird in VDI-Richtlinie 3770 wie folgt ermittelt. "Kinderschreien" ist gemäß 
Tabelle 1 dieser Richtlinie mit LW = 87 dB(A) zu berücksichtigen. Wenn 25 Kinder gleichzeitig schreien, 
resultiert der o. g. Wert von LW = 101 dB(A). Auch bei einem Fußballspiel von Jugendlichen oder 
Erwachsenen ist gemäß VDI-Richtlinie 3770 kein höherer Schall-Leistungspegel anzusetzen. 
 

Im vorliegenden Fall wird beispielhaft der Schall-Leistungspegel von LW = 101 dB(A) 

angenommen. Dieser Wert gilt z. B. während des Fußballturniers der Konfirmanden 

(Konficup). Es sei aber darauf hingewiesen, dass sonstige Mannschaftssportarten, 

Eltern-Kind-Turnen, Tischtennis, Gymnastik usw. im Regelfall leiser sind als das hier 
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berücksichtigte, durch das Geschrei von 25 Kindern dominierte ungeordnete 

Fußballspiel. 

 

Der Raumschallpegel innerhalb der Halle lässt sich mit Hilfe folgender Gleichungen 

rechnerisch ermitteln:  

 Li = LW + 6 - 10 lg A 

und A = 0,163 V/T   

mit 
 Li  =  Raumschallpegel in dB(A) 
 LW  =  Schall-Leistungspegel in dB(A) 
 A  =  äquivalente Absorptionsfläche in m²  
 V  =  Raumvolumen in m³ 
 T =  Nachhallzeit in s 
 
Die Nachhallzeit in einer Sporthalle mit einem Raumvolumen in der Größenordnung 

von 4000 bis 5000 m³ beträgt - unter Berücksichtigung der Empfehlungen in DIN 

18 041 [14] - im unbesetzten Raum üblicherweise 1,5 ≤ T ≤ 2 s. 

 

Unter Anwendung der obigen Gleichungen errechnet sich ausgehend von einem 

Schall-Leistungspegel von LW = 101 dB(A) ein Raumschallpegel von Li ≤ 82 dB(A). 

Sicherheitshalber wird im Folgenden vereinfachend für jede Art von Übungs-

/Trainingsbetrieb in der Halle ein auf Li = 85 dB(A) erhöhter Raumschallpegel 

angesetzt. In diesem Raumschallpegel seien die eventuell für eine Ton-, Informations- 

und Impulshaltigkeit zu vergebenden Zuschläge bereits enthalten. 

 

D. h., rechnerisch wird im Folgenden für die Mehrzweckhalle im Regelbetrieb ein 

Raumschallpegel von Li = 85 dB(A) angenommen; lediglich für die Sonder-

veranstaltung "Kindermusical" kann ein auf Li = 90 dB(A) erhöhter Raumschallpegel 

angesetzt werden. 

 
 
4.1.1.2 Schallabstrahlung über Bauteilöffnungen 
 
Die maßgebliche Schallabstrahlung aus der Halle ins Freigelände findet über geöffnete 

Bauteile statt. Im Vergleich zu diesen Bauteilöffnungen ist die Schallabstrahlung über 
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die massiven Außenwände, über die Dachfläche, die Profilverglasung in der Nordwest-

fassade sowie über geschlossene Fenster und Oberlichter vernachlässigbar gering.  

 

Die aus einem Raum über eine Öffnung mit der Fläche S ins Freie abgestrahlte Schall-

Leistung LW errechnet sich gemäß folgender Gleichung: 

  LW = Li - 6 + 10 lg S 

     mit 
LW  = Schall-Leistungspegel in dB(A) 
Li = Raumschallpegel in dB(A) 
S = Öffnungsfläche in m² 

 

Rechnerisch wird davon ausgegangen, dass die 3 öffenbaren Fensterelemente in der 

Nordwestfassade der Halle gekippt sind (angenommene freie Öffnungsfläche je 

Fensterelement 2 m²). Außerdem seien die 6 Dachoberlichter der Halle geöffnet. Für 

diese Oberlichter wird eine freie Öffnungsfläche von insgesamt 10 m² angesetzt. 

Ausgehend von einem Raumschallpegel von Li = 85 dB(A) im Regelbetrieb errechnen 

sich dann für die über diese Öffnungen abgestrahlte Schall-Leistung folgende Werte 

LW: 

geöffnete Fenster in NW-Fassade (Öffnungsfläche insgesamt 6 m²):  LW = 87 dB(A) 

geöffnete Dachoberlichter (Öffnungsfläche insgesamt 10 m²):   LW = 89 dB(A) 

 
Für den Sonderfall "Kindermusical" sind aufgrund des um 5 dB(A) höheren 

Raumschallpegels Li auch um 5 dB(A) höhere Werte des Schall-Leistungspegels LW 

anzusetzen. 

 
 
4.1.2 Zu- und Abgang 
 
Der Halleneingang befindet sich auf der vom Plangebiet abgewandten Nordwestseite 

der Mehrzweckhalle. Der Zu- und Abgang der Hallenbesucher kann deshalb außer 

Betracht bleiben.  
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 4.2 Schallausbreitung 
  
 4.2.1 Rechenverfahren  

 
Der durch einen lärmemittierenden Vorgang an einem bestimmten Einwirkungsort her-

vorgerufene Immissionspegel ist abhängig vom jeweiligen Emissionspegel und den 

Schallausbreitungsbedingungen auf der Ausbreitungsstrecke zwischen den Schall-

quellen und dem betrachteten Einwirkungsort. Einflussgrößen auf die Schallausbrei-

tungsbedingungen im allgemeinen Fall sind: 

 Länge des Schallausbreitungsweges 

 Luft- und Bodenabsorption sowie Witterung 

 Schallabschirmung durch Bebauung auf dem Schallausbreitungsweg 

 Schallreflexionen an Gebäudefassaden in der Umgebung des 
Schallausbreitungsweges 

 

Die Berechnung der Schallausbreitung erfolgt mit Hilfe des entsprechend den Rechen-

vorschriften der DIN ISO 9613-2 [16] von der SoundPLAN GmbH, Backnang, ent-

wickelten Rechenprogramms SOUNDPLAN. 

 

Längen- und Flächenschallquellen werden mit diesem Programm in Teile zerlegt, de-

ren Abmessungen klein gegenüber ihrem Abstand zum jeweils nächstgelegenen inter-

essierenden Immissionsort sind. Anhand der entsprechend den vorliegenden Plänen 

in den Rechner eingegebenen Koordinaten wird dort ein Geländemodell simuliert. Für 

jeden zu untersuchenden Immissionsort werden zunächst die maßgeblich zur Lärm-

einwirkung beitragenden Schallquellen erfasst und anschließend die durch Direkt-

schallausbreitung verursachten sowie durch Beugung bzw. Reflexionen beeinflussten 

Immissionsbeiträge dieser Schallquellen bestimmt. Durch Aufsummieren dieser Im-

missionsanteile ergibt sich jeweils der am Einwirkungsort durch die berücksichtigten 

Schallquellen verursachte Immissionspegel. 

 
 
4.2.2 Randbedingungen 
 
Bei der vorliegenden Untersuchung werden die nachfolgend skizzierten Randbedin-

gungen vereinfachend festgelegt:  
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 Zur Ermittlung der Bodendämpfung A BgrB wird das in DIN ISO 9613-2 [16] be-
schriebene "alternative Verfahren" angewandt.  

 Für alle Gebäudefassaden wird in Anlehnung an die Angaben in Tabelle 4 der 
DIN ISO 9613-2 ein Reflexionsgrad von  = 0,8 angenommen.  

 

Die im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung berücksichtigten Schallquellen 

sowie die die Schallausbreitung mutmaßlich beeinflussenden Objekte sind im Lage-

plan in Anlage 10 grafisch dargestellt.  

 
 
4.2.3 Lärmeinwirkungsorte 
 
Zur rechnerischen Prognose der durch die Nutzung der Mehrzweckhalle verursachten 

Lärmimmissionen auf die geplante Bebauung werden beispielhaft die in Anlage 10 ein-

getragenen Immissionsorte 1 und 2 definiert.  

 

Die Fahrbahnoberfläche der Neckarstraße im Streckenabschnitt entlang der 

Nordwestseite des Plangebiets befindet sich auf einem Niveau zwischen 132,3 m ü. 

NN (nahe Kreisel) und 133,1 m ü. NN (auf Höhe Südwestrand des Plangebiets). Die 

Erdgeschossfußbodenhöhe der geplanten Wohnanlage wird unter Berücksichtigung 

der Angaben in den Ansichtsplänen des Vorhaben- und Erschließungsplans mit 133,1 

m ü. NN angesetzt. Die jeweilige Immissionsorthöhe wird mit 1,5 m über Fußboden im 

Erdgeschoss sowie auf der Grundlage einer Geschosshöhe von jeweils 3,0 m 

angenommen (d. h. hEG = 134,6 m ü. NN, h1.OG = 137,6 m ü. NN, h2.OG = 140,6 m ü. 

NN). 

 
 

  4.3 Schallimmissionen 
 

4.3.1 Beurteilungspegel 
 

Bei der Berechnung der Beurteilungspegel an den in Anlage 10 eingetragenen Immis-

sionsorten wird vereinfachend davon ausgegangen, dass während des jeweils 

betrachteten Beurteilungszeitraums ständig die in Abschnitt 4.1.1 ermittelte Schall-

Leistung über die Bauteilöffnungen der Mehrzweckhalle abgestrahlt wird. 
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In der Tabelle in Anlage 11 werden die an den Immissionsorten 1 und 2 zu erwartenden 

Beurteilungspegel geschossweise rechnerisch nachgewiesen. Folgende Beurteilungs-

pegel wurden für die jeweils ungünstigste Geschosslage (oberstes Geschoss) 

ermittelt: 

Immissionsort 1 2 

Beurteilungspegel in dB(A) 46,4 47,1 
 

Der Vergleich mit den für "allgemeine Wohngebiete" maßgebenden Immissionsricht-

werten der Freizeitlärm-Richtlinie zeigt: 

­ Die Immissionsrichtwerte "tags an Werktagen außerhalb der Ruhezeit" von 55 
dB(A) und "tags an Werktagen innerhalb der Ruhezeit und an Sonn- und 
Feiertagen" von 50 dB(A) werden eingehalten bzw. unterschritten. D. h., im 
gesamten Tagzeitraum (werktags von 6.00 bis 22.00 Uhr, sonn- und feiertags 
von 7.00 bis 22.00 Uhr) führt die bestimmungsgemäße Nutzung der 
Mehrzweckhalle auch bei ständig geöffneten Außenbauteilen zu keiner 
unzulässigen Lärmeinwirkung auf die geplante Bebauung. 

­ Während der Nachtzeit würde zwar gemäß den Berechnungen in Anlage 11 
eine Überschreitung des dann maßgebenden Immissionsrichtwerts von 40 
dB(A) resultieren. Da aber die Veranstaltungen mit Ausnahme der nachfolgend 
genannten Übernachtungen von Kindern und Jugendlichen vor 22.00 Uhr 
enden, entfällt diese Immissionsrichtwert-Überschreitung. 

­ Nach 22.00 Uhr wird die Halle gemäß den Angaben in Abschnitt 2.2 in 
Ausnahmefällen noch für Übernachtungen von Kindern und Jugendlichen 
genutzt. Dabei ist aber davon auszugehen, dass bei diesen Veranstaltungen ab 
22.00 Uhr zumindest die Oberlichter geschlossen sind oder dass nach 22.00 
Uhr ein wesentlich geringerer Rauschallpegel vorliegt als der rechnerisch 
angesetzte Wert von 85 dB(A). Eventuell können diese Übernachtungen auch 
als "Sonderfall" im Sinne der Freizeitlärm-Richtlinie eingestuft werden; 
beispielsweise wäre bei Übernachtungen von Kindern der Dr. Weiß-
Grundschule von einer "hohen Standortgebundenheit oder sozialen Adäquanz 
und Akzeptanz" (Abschnitt 4.4 der Freizeitlärm-Richtlinie) auszugehen. In 
diesem Fall kann der für diese "seltenen" Veranstaltungen maßgebende 
Immissionsrichtwert "nachts" von 55 dB(A) angesetzt werden. Dieser erhöhte 
Immissionsrichtwert wird auch bei geöffneten Oberlichtern nicht überschritten. 

­ 1-mal pro Jahr findet das Kindermusical der Dr. Weiß-Grundschule statt. Dabei 
ist von einem erhöhten Raumschallpegel auszugehen (Li ≈ 90 dB(A) anstatt Li 
= 85 dB(A) in den obigen Berechnungen). Rechnerisch resultiert deshalb auch 
ein um 5 dB(A) höherer Beurteilungspegel als in der Tabelle in Anlage 11 
nachgewiesen, d. h. am ungünstigsten Immissionsort (Immissionsort 2) ein 
Beurteilungspegel von ca. 52 dB(A). Der für "allgemeine Wohngebiete" 
maßgebende Immissionsrichtwert von 50 dB(A) innerhalb der abendlichen 
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Ruhezeit wird somit überschritten, sofern das Kindermusical innerhalb dieser 
Ruhezeit stattfindet. Allerdings kann diese Veranstaltung mit Sicherheit als eine 
"sozial adäquate und akzeptierte" Sonderveranstaltung im Sinne von Abschnitt 
4.4 der Freizeitlärm-Richtlinie eingestuft werden. Der für derartige Veranstal-
tungen geltende erhöhte Immissionsrichtwert "tags" der Freizeitlärm-Richtlinie 
von 70 dB(A) wird nicht überschritten. Maßnahmen zur Reduzierung der 
Lärmeinwirkung auf die geplante Bebauung sind deshalb nicht erforderlich. 

 

Aus vorstehenden Ausführungen folgt somit, dass die bestimmungsgemäße Nutzung 

der Mehrzweckhalle keine unzulässige Lärmeinwirkung auf die geplante Bebauung 

verursachen wird. 

 
 
4.3.2 Spitzenpegel 
 
In Abschnitt 4.1 wurde für Fußballspielen in der Halle ein Schall-Leistungspegel von 

LW = 101 dB(A) angegeben und hieraus ein Raumschallpegel von Li = 82 dB(A) 

ermittelt. Gemäß Tabelle 1 der VDI-Richtlinie 3770 ist beispielsweise der Vorgang 

"Torschrei sehr laut" mit einem maximalen Schall-Leistungspegel von LW,max = 115 

dB(A) zu berücksichtigen. Ausgehend von der Differenz von 14 dB(A) zwischen 

diesem Wert LW,max = 115 dB(A) und dem o. g. Schall-Leistungspegel von LW = 101 

dB(A) ist auch der maximale Raumschallpegel Li,max um 14 dB(A) höher als der mittlere 

Raumschallpegel von Li = 82 dB(A). D. h., in der Halle sind Pegelspitzen von etwa 96 

dB(A) zu erwarten. Da diese Pegelspitzen aber den rechnerisch angesetzten 

Mittelungspegel von 85 dB(A) in der Halle nur um 11 dB(A) überschreiten, können auch 

in der Nachbarschaft nur Pegelspitzen resultieren, die den berechneten 

Beurteilungspegel nur um etwa 11 dB(A) übersteigen. Eine Überschreitung des jeweils 

zulässigen Spitzenpegels von 80 bzw. 85 dB(A) im Tagzeitraum und von 60 dB(A) 

während der Nachtzeit kann ausgeschlossen werden.   
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5. STRASSENVERKEHRSLÄRM 
 

 5.1 Schallemissionen  
 
 5.1.1 Straßenverkehr 
  
 5.1.1.1 Rechenverfahren 
 

Der durch den Kraftfahrzeugverkehr auf einer öffentlichen Straße verursachte längen-

bezogene Schall-Leistungspegel L'W wird entsprechend den Vorgaben der 16. 

BImSchV [7] gemäß den Richtlinien für den Lärmschutz an Straßen - RLS-19 [17] 

ermittelt. Dabei wird zunächst ein Grundwert (LW0,FzG(vFzG)) des Schall-Leistungs-

pegels für die einzelnen Fahrzeuggruppen "Pkw", "Lkw1" und "Lkw2" in Abhängigkeit 

von der jeweiligen Geschwindigkeit dieser Fahrzeuggruppen bestimmt. Die Kategorie 

"Pkw" umfasst neben Pkw auch Pkw mit Anhänger sowie Lieferwagen. Zur Kategorie 

"Lkw1" gehören Lkw ohne Anhänger mit zulässigem Gesamtgewicht ≥ 3,5 t sowie 

Busse. Die Kategorie "Lkw2" enthält Lkw mit Anhänger und Sattelzüge; Motorräder 

werden der Kategorie "Lkw2" hinzugerechnet oder als eigene Kategorie definiert.  

 

Bei der Ermittlung des o. g. Grundwerts der einzelnen Fahrzeuggruppen wird von 

einem Straßenbelag aus "nicht geriffeltem Gussasphalt" und einer Fahrbahnlängs-

neigung von g = 0 % ausgegangen.  

 

Durch Korrekturwerte werden abweichende Randbedingungen bezüglich Straßen-

deckschicht (DSD,SDT) und Fahrbahnlängsneigung (DLN) berücksichtigt. Außerdem wird 

bei lichtzeichengeregelten Knotenpunkten und bei Kreisverkehren eine Knotenpunkt-

korrektur (DK,KT) gemäß Abschnitt 3.3.7 der RLS-19 in Ansatz gebracht. Der um diese 

Korrekturwerte berichtigte Grundwert kennzeichnet den Schall-Leistungspegel des 

Fahrzeugs der jeweils betrachteten Fahrzeuggruppe (LW,FzG(vFzG)).  

 

Ausgehend von diesen Werten des Schall-Leistungspegels für Fahrzeuge der 

jeweiligen Fahrzeuggruppe mit der Geschwindigkeit vFzG wird anschließend unter 

Berücksichtigung der maßgebenden stündlichen Verkehrsstärken und des Anteils der 

einzelnen Fahrzeuggruppen an diesem Verkehrsaufkommen der längenbezogene 
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Schall-Leistungspegel der Quelllinie bestimmt. Dabei wird für jede Fahrtrichtung der 

betrachteten Straße eine eigene Quelllinie definiert. 

 
 
5.1.1.2 Randbedingungen 
 
Gemäß dem Rechenverfahren der RLS-19 sind die Emissionspegel der einzelnen 

Fahrstreifen (Quelllinien) getrennt für die Zeiträume "tags" (6.00 bis 22.00 Uhr) und 

"nachts" (22.00 bis 6.00 Uhr) zu bestimmen. 

 

Laut Abschnitt C.1 der DIN 4109-4 [18] ist der maßgebliche Außenlärmpegel "unter 

Berücksichtigung der künftigen Verkehrsentwicklung (10 bis 15 Jahre)" zu bestimmen. 

In der Städtebaulichen Lärmfibel [8] wird ausgeführt, dass "üblicherweise mit einer 

jährlichen Verkehrszunahme von 1 % gerechnet" wird. Bei einem Prognosejahr 2035 

sind deshalb die in Abschnitt 2.4 angegebenen, der Verkehrsuntersuchung des 

Ingenieurbüros Koehler & Leutwein entnommenen durchschnittlichen täglichen 

Verkehrsstärken (DTV) des Jahres 2020 mit dem Faktor 1,0115 = 1,161 zu 

multiplizieren. 

 

Die Verhältnisse der stündlichen Verkehrsstärken "tags" (Mt) und "nachts" (Mn) zur 

durchschnittlichen täglichen Verkehrsstärke (DTV) werden aus den in Abschnitt 2.4 

angegebenen Daten des Verkehrsmonitoring 2019 [1] ermittelt. Auch die prozentualen 

Anteile der einzelnen Fahrzeuggruppen am Gesamtverkehrsaufkommen werden aus 

diesen Daten des Verkehrsmonitorings bestimmt. Für die B 37 im hier interessierenden 

Streckenabschnitt der Uferstraße ist dabei die Zeile "B 37" der in Abschnitt 2.4 

angegebenen Tabelle "Verkehrsmonitoring 2019" relevant, für die Neckarstraße, die 

Kreisverkehrsanlage und die Brückenstraße werden die jeweiligen Verhältnisse der 

Zeile "L 595" entnommen. 

 

Bei den in der Tabelle "Verkehrsmonitoring 2019" in Abschnitt 2.4 angegebenen 

Motorrädern wird vereinfachend angenommen, dass diese ausschließlich im 

Tagzeitraum verkehren.  
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Die Verteilung der Fahrzeuge der Fahrzeuggruppen Lkw1 und Lkw2 auf den Tag- und 

Nachtzeitraum erfolgt unter Berücksichtigung der aus Tabelle 2 der RLS-19 für die 

jeweilige Straßenart zu entnehmenden Verhältnisse der Lkw-Anteile "tags" (p1t für 

Lkw1, p2t für Lkw2) und "nachts" (p1n für Lkw1, p2n für Lkw2); d. h. es gilt:  

"Bundesstraßen" (B 37):  
 p1t/p1n =  3/7 bei Fahrzeuggruppe Lkw1; p2t/p2n = 7/13 bei Fahrzeuggruppe Lkw2 

"Landes-, Kreis- und Gemeindeverbindungsstraßen"  (L 595, Neckarstraße) 
 p1t/p1n =  3/5 bei Fahrzeuggruppe Lkw1; p2t/p2n = 5/6 bei Fahrzeuggruppe Lkw2 

"Gemeindestraßen"  (Brückenstraße) 
 p1t/p1n = 1 bei Fahrzeuggruppe Lkw1; p2t/p2n = 1 bei Fahrzeuggruppe Lkw2 

 

Bei der Festlegung des Korrekturwerts für unterschiedliche Straßendeckschichttypen 

wird von einem Fahrbahnbelag aus "nicht geriffeltem Gussasphalt" gemäß Tabelle 4a 

der RLS-19 ausgegangen; diesem Fahrbahnbelag ist unabhängig von der 

Fahrzeuggeschwindigkeit und von der Fahrzeuggruppe ein Korrekturwert von DSD = 

0 dB(A) zuzuordnen. 

 

Die zulässige Fahrzeughöchstgeschwindigkeit auf B 37, Neckarstraße, Brückenstraße 

und innerhalb der Kreisverkehrsanlage wird gemäß den Angaben in Abschnitt 2.4 

angenommen. 

 
 

5.1.1.3 Emissionspegel 
 

Folgende Werte für die maßgebende stündliche Verkehrsstärke (M), für den Anteil an 

Fahrzeugen der Fahrzeuggruppen Motorrad (pMot), Lkw1 (p1) und Lkw2 (p2) während 

der Tageszeit (t) und der Nachtzeit (n) werden angesetzt. Unter Anwendung der in den 

RLS-19 angegebenen Gleichungen sowie unter Berücksichtigung der zulässigen 

Fahrzeughöchstgeschwindigkeit vzul errechnen sich dann die längenbezogenen 

Schall-Leistungspegel L'W des jeweils betrachteten Streckenabschnitts: 
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Straße Mt Mn pMot,t pMot,n p1t p1n p2t p2n vzul L'W,t L'W,n 

 Kfz/h Kfz/h % % % % % % km/h dB(A) dB(A) 

B 37 (Uferstr.) 678 125 3,7 0 2,0 4,7 2,4 4,5 50 83,1 75,7 

Neckarstr. SO* 630 74 2,1 0 1,8 3,0 0,2 0,2 30 79,0 69,0 

Neckarstr. SW* 869 102 2,1 0 1,8 3,0 0,2 0,2 30 80,4 70,4 

Brückenstraße 637 75 2,1 0 1,9 1,9 0,2 0,2 30 79,1 68,9 

Kreisel            
- Segment West 548 64 2,1 0 1,8 3,0 0,2 0,2 30 78,4 68,4 

- Segment Süd 548 64 2,1 0 1,8 3,0 0,2 0,2 30 78,4 68,4 

- Segment NO 479 56 2,1 0 1,8 3,0 0,2 0,2 30 77,8 67,8 

* Neckarstraße SO = Neckarstraße südöstlich des Kreisels  
  Neckarstraße SW = Neckarstraße südwestlich des Kreisels 
 

Die hier angegebenen Verkehrsbelastungen und längenbezogenen Schall-Leistungs-

pegel gelten bei B 37, Neckarstraße und Brückenstraße für beide Fahrtrichtungen 

zusammen. Die längenbezogenen Schall-Leistungspegel für eine (1) Richtungsfahr-

bahn auf diesen Straßen sind um 3 dB(A) geringer als die in der Tabelle aufgeführten 

Werte L'W.  

 

Außerdem wird darauf hingewiesen, dass in den obigen Werten L'W noch nicht der 

Korrekturwert DLN für Steigungen von g > 2 % und Gefälle von g < -4 % sowie die 

Knotenpunktkorrektur DK,KT für die Kreisverkehrsanlage enthalten sind. Rechnerisch 

werden bei den im Folgenden beschriebenen Rechenergebnissen diese Korrektur-

werte selbstverständlich berücksichtigt. 

 
 

 5.1.2 Öffentlicher Parkplatz P6 
  

Die durch Kfz-Bewegungen auf dem öffentlichen Parkplatz P6 ("Grüner Baum") 

hervorgerufenen Geräusche werden ebenfalls mit Hilfe des in den RLS-19 [17] 

beschriebenen Rechenverfahrens bestimmt. Demnach ist der durch Parkbewegungen 

hervorgerufene flächenbezogene Schall-Leistungspegel L''W entsprechend der in den 

RLS-19 angegebenen Gleichung 10 wie folgt zu ermitteln: 

L''W = 63 + 10 lg (N  n) + DP,PT - 10 lg S 
mit 
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N  = Anzahl der Fahrzeugbewegungen je Stellplatz und Stunde 

n  = Anzahl der Stellplätze auf der Parkplatzfläche 

DP,PT = Zuschlag nach Tabelle 6 der RLS-19 für verschiedene Parkplatztypen 

S  = Fläche des Parkplatzes in m² 

 
Für den hier interessierenden Parkplatztyp "Pkw-Parkplatz" gilt DP,PT = 0 dB. In Tabelle 

7 der RLS-19 werden für "P+R-Parkplätze" Bewegungshäufigkeiten von Nt = 0,3 Pkw-

Bewegungen je Stellplatz und Stunde "tags" und von Nn = 0,06 Pkw-Bewegungen je 

Stellplatz und Stunde "nachts" angegeben. Diese Frequentierung wird für den 

öffentlichen Pkw-Parkplatz P6 angenommen. 

 

Mit der o. g. Gleichung sowie der Beziehung LW = L''W + 10 lg S errechnen sich 

folgende Schall-Leistungspegel LW des Parkplatzes P6: 
 

  

 

 

Diese Schall-Leistungspegel werden dem im Lageplan in Anlage 12 eingetragenen 

öffentlichen Parkplatz P6 zugeordnet. 

 
 

 5.2 Schallausbreitung 
 
Die Berechnung der Schallausbreitung erfolgte gemäß dem Rechenverfahren der 

RLS-19 wiederum mit dem von der SoundPLAN GmbH, Backnang, entwickelten 

Rechenprogramm SOUNDPLAN.  

 

Die bei der Prognose der Verkehrslärmeinwirkung berücksichtigten Objekte werden im 

Lageplan in Anlage 12 grafisch dargestellt. Außerdem sind dort die Immissionsorte 1 

bis 5 definiert. Die jeweilige Immissionsorthöhe wird mit 2,5 m über Fußboden im 

Erdgeschoss (angenommene Erdgeschossfußbodenhöhe 133,1 m ü. NN) sowie auf 

der Grundlage einer Geschosshöhe von jeweils 3,0 m angenommen (d. h. hEG = 135,6 

m ü. NN, h1.OG = 138,6 m ü. NN, h2.OG = 141,6 m ü. NN, h3.OG = 144,6 m ü. NN). 

 
 

Parkplatztyp Anzahl (n) Nt Nn LW  in dB(A) 
 Stellplätze Bew/Stp. und h tags nachts 
Pkw-Parkplatz 80 0,3 0,06 76,8 69,8 



 

 

 

Büro für Schallschutz Dr. Jans                   Gutachten Nr. 6621/1366C 
 

35 

Anmerkung: 
Gemäß den RLS-19 befindet sich bei Gebäuden der maßgebende Immissionsort "auf Höhe der 
Geschossdecke 5 cm vor der Außenfassade". Deshalb werden bei der Ermittlung der Verkehrslärm-
einwirkung die Immissionsorte um 1 m höher angeordnet als bei der in Abschnitt 4 vorgenommenen 
Ermittlung der Freizeitlärmeinwirkung, da für diese Lärmart der maßgebliche Immissionsort gemäß den 
Regelungen in der Freizeitlärm-Richtlinie in Höhe der Fenstermitte definiert ist.  
 

 
 5.3 Schallimmissionen  

 
Die durch den Kraftfahrzeugverkehr auf den o. g. Verkehrswegen und dem öffentlichen 

Parkplatz verursachte Lärmeinwirkung auf die geplante Bebauung wurde zunächst für 

die in Anlage 12 eingetragenen Immissionsorte ermittelt. Die berechneten 

Beurteilungspegel "tags" (Lr,t) und "nachts" (Lr,n) werden in den Spalten 3 und 4 der 

Tabelle in Anlage 13 jeweils mit einer Nachkommastelle angegeben; auf die gemäß 

RLS-19 vorzunehmende Aufrundung auf ganzzahlige dB-Werte wird verzichtet. 

 

Ergänzend zur punktweisen Auflistung der Beurteilungspegel in der Tabelle in Anlage 

13 sind in den Plänen in den Anlagen 14 und 15 die Beurteilungspegel "tags" und 

"nachts" beispielhaft für das Erd- und 2. Obergeschoss grafisch dargestellt. 

 

Gemäß den Rechenergebnissen in den Anlagen 13 bis 15 werden die für "allgemeine 

Wohngebiete" maßgebenden Orientierungswerte von Beiblatt 1 zu DIN 18 005 

Teil 1 [3] von 55 dB(A) "tags" und 45 dB(A) "nachts" vor allen Fassaden überschritten. 

Auch die Immissionsgrenzwerte (IGW) der Verkehrslärmschutzverordnung [7] von 59 

dB(A) "tags" und 49 dB(A) "nachts" werden im Regelfall überschritten, ausgenommen 

sind lediglich die in den Anlagen 14 und 15 grün gekennzeichneten 

Fassadenabschnitte. Entlang der zur Neckarstraße orientierten Nordost- und 

Nordwestfassade (Immissionsorte 1, 2 und 5) werden die Immissionsgrenzwerte "tags" 

und "nachts" um bis zu 11 dB(A) überschritten.  

 

Aufgrund dieser erheblichen Überschreitung der Immissionsgrenzwerte sind Schall-

schutzmaßnahmen zwingend erforderlich. Verantwortlich für diese Überschreitung der 

Immissionsgrenzwerte ist allein der Fahrzeugverkehr auf den betrachteten Verkehrs-

wegen und nicht der Parkverkehr auf dem öffentlichen Parkplatz P6. Beispielhaft für 
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die Immissionsorte 3 und 4 werden in der folgenden Tabelle die ermittelten 

Immissionsanteile "tags" und "nachts" von Straßenverkehr und Parkplatz einander 

gegenübergestellt: 
 

Immissionsort Immissionsanteil "tags" in dB(A) Immissionsanteil "nachts" in dB(A) 

- Geschoss Straße Parkplatz gesamt Straße Parkplatz gesamt 

3 - UG 62,8 39,1 62,8 53,8 32,1 53,9 

3 - EG 64,3 38,8 64,3 55,4 31,8 55,4 

3 - 1. OG 64,5 38,2 64,5 55,8 31,2 55,8 

4 - UG 56,9 32,8 56,9 48,6 25,8 48,6 

4 - EG 58,0 34,2 58,0 49,5 27,2 49,5 

4 - 1. OG 58,6 34,2 58,7 50,2 27,2 50,2 

4 - 2. OG 59,3 34,5 59,3 50,9 27,5 50,9 

4 - 3. OG 59,6 34,3 59,7 51,2 27,3 51,2 

 

 
5.4 Schallschutzmaßnahmen 
   
5.4.1 "Aktive" Schallschutzmaßnahmen 
 
Eine zu erwartende Überschreitung von Referenzwerten kann z. B. durch Abschirm-

maßnahmen wirksam verhindert werden. Hierfür kommt generell die Errichtung eines 

Schallschirms (z. B. in Form einer Lärmschutzwand oder eines Lärmschutzwalls) 

zwischen der jeweiligen Lärmquelle und der zu schützenden Bebauung in Frage.  

 

Auch wenn aufgrund der innerörtlichen Situation nicht realistisch, könnte theoretisch 

eine Lärmschutzwand entsprechend der Darstellung in Anlage 16 entlang des 

nordöstlichen und nordwestlichen Plangebietsrands errichtet werden. Um an den 

Immissionsorten 1, 2 und 5 die Immissionsgrenzwerte der Verkehrslärmschutz-

verordnung einzuhalten, muss diese Wand in den Wandabschnitten Nordwest und 

Nordost - zumindest lokal - folgende Höhenabmessungen h relativ zum Niveau der 

angrenzenden Neckarstraße im jeweiligen Querschnitt aufweisen: 
 

erforderliche Wandhöhe für Einhaltung der 
Immissionsgrenzwerte im Geschoss EG 1. OG 2. OG 

Wand entlang NW-Seite des Plangebiets 
Wand entlang NO-Seite des Plangebiets 

4,0 m 
4,5 m 

6,5 m 
7,5 m 

9,0 m 
10,0 m 
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Um auch die Orientierungswerte von Beiblatt 1 zu DIN 18 005 Teil 1 einzuhalten bzw. 

zu unterschreiten, wäre eine noch höhere Lärmschutzwand erforderlich. 

 

Das 3. Obergeschoss wurde in obiger Tabelle nicht untersucht; dort könnte eine 

Einhaltung der Immissionsgrenzwerte oder Orientierungswerte durch eine erhöhte, als 

Schallschirm dienende Attikabrüstung erzielt werden. 

 

Aus obiger Tabelle folgt, dass die Wand bis in Höhe des zu schützenden 

Immissionsorts oder sogar höher ausgebildet werden müsste, um eine Einhaltung bzw. 

Unterschreitung der Immissionsgrenzwerte sicherzustellen. Aus städtebaulichen 

Gesichtspunkten ist aber davon auszugehen, dass bei dem hier geplanten 

innerörtlichen Bauvorhaben eine derartige Wand ausscheidet.  

 
 
5.4.2 "Passive" Schallschutzmaßnahmen  
 
Im Folgenden wird angenommen, dass die vorstehend beschriebene "aktive" 

Schallschutzmaßnahme in Form eines Schallschirms nicht realisiert wird; dann ist 

zumindest durch geeignete "passive" Maßnahmen, d. h., durch den Einsatz von 

Gebäudeaußenbauteilen mit einer hinreichend hohen Luftschalldämmung sicher-

zustellen, dass der ins Gebäudeinnere übertragene Verkehrslärm auf ein zumutbares 

Maß begrenzt wird.  

 
 
5.4.2.1 Maßgebliche Außenlärmpegel 
 
Da im vorliegenden Fall die Differenz der Beurteilungspegel "tags" und "nachts" gemäß 

der Tabelle in Anlage 13 an den betrachteten Immissionsorten zwischen 8,3 und 10,0 

dB(A) und somit generell nicht mehr als 10 dB(A) beträgt, ergibt sich gemäß Abschnitt 

4.4.5.2 der DIN 4109-2 (2016) der maßgebliche Außenlärmpegel zum Schutz des 

Nachtschlafs aus dem um 13 dB(A) erhöhten Beurteilungspegel "nachts". In den 

Anlagen 17 bis 20, jeweils oben, ist der auf diese Weise ermittelte maßgebliche 

Außenlärmpegel "nachts" für das Erdgeschoss und die drei Obergeschosse grafisch 

dargestellt.  
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Für schutzbedürftige Räume, die nicht überwiegend zum Schlafen genutzt werden, ist 

der maßgebliche Außenlärmpegel auf der Grundlage der Lärmeinwirkung "tags" zu 

ermitteln, und zwar durch Zuschlag von 3 dB(A) zum Beurteilungspegel "tags". Dieser 

maßgebliche Außenlärmpegel "tags" ist bei Wohnungen beispielsweise für Wohn- und 

Esszimmer heranzuziehen, nicht aber für Schlaf- und Kinderzimmer. In den Anlagen 

17 bis 20, jeweils unten, ist der maßgebliche Außenlärmpegel "tags" wiederum für die 

o. g. Geschosse grafisch dargestellt.  

 
Anmerkung: 
Auf eine Darstellung für das Hanggeschoss (1. Untergeschoss) wird verzichtet. Vereinfachend können 
hier die Werte für das Erdgeschoss angesetzt werden. 
 
Außerdem wird darauf hingewiesen, dass auf der Grundlage der grafischen Darstellung in den Anlagen 
17 bis 20 auch die Zuordnung einzelner Fassadenabschnitte zum jeweiligen Lärmpegelbereich gemäß 
Tabelle 7 der DIN 4109-1 (2016) ermittelt werden kann. 
 

Entsprechend der Zuordnung der Fassaden zum jeweiligen maßgeblichen Außen-

lärmpegel und unter Berücksichtigung der geplanten Raumnutzung sowie der 

Raumgeometrie ist die erforderliche Luftschalldämmung der Gebäudeaußenbauteile 

schutzbedürftiger Räume gemäß dem Rechenverfahren der DIN 4109-1 ([10] oder 

[12]) zu bestimmen. 

 
 
5.4.2.2 Einsatz von Lüftungsanlagen 
 
Die DIN 4109-1 gewährleistet einen hinreichenden Schutz vor Außenlärmeinwirkung 

nur bei geschlossenen Außenbauteilen. In Anlehnung an die im vorliegenden Fall zwar 

nicht maßgebende, jedoch in etwa die "allgemein anerkannten Regeln der Technik" 

repräsentierende 24. BImSchV [19] gehört bei einer Überschreitung der Immissions-

grenzwerte zu den Schallschutzmaßnahmen "... auch der Einbau von Lüftungs-

einrichtungen in Räumen, die überwiegend zum Schlafen benutzt werden, und in 

schutzbedürftigen Räumen mit Sauerstoff verbrauchender Energiequelle". D. h., zum 

Schlafen genutzte Räume sowie Räume mit Sauerstoff verbrauchender Energiequelle, 

welche sich in den von einer Überschreitung des Immissionsgrenzwerts "nachts" 

betroffenen Fassadenabschnitten befinden und nur über diese Fassadenabschnitte 

natürlich belüftet werden können, müssen mittels einer mechanischen Lüftungsanlage 

belüftet werden.  
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Im vorliegenden Fall wird gemäß der Darstellung in den Anlagen 14 und 15, jeweils 

oben, der Immissionsgrenzwert "nachts" im Regelfall überschritten, so dass für alle 

zum Schlafen genutzten Räume und für Räume mit Sauerstoff verbrauchender 

Energiequelle eine kontrollierte Be- und Entlüftung vorzusehen ist. 

 
 
5.4.2.3 Grundrisslösungen 
 
Vor den zur Neckarstraße orientierten Fassaden (gekennzeichnet durch die 

Immissionsorte 1, 2 und 5) werden die Immissionsgrenzwerte "tags" von 59 dB(A) und 

"nachts" von 49 dB(A) gemäß der Tabelle in Anlage 13 je nach Geschoss um 8 bis 11 

dB(A) überschritten. Aufgrund dieser erheblichen Immissionsgrenzwertüberschreitung 

werden folgende Schallschutzmaßnahmen empfohlen: 

­ Zum Schlafen genutzte Räume (z. B. Schlafzimmer, Kinderzimmer, sonstige 
Übernachtungsräume) dürfen in der Nordwest- und Nordostfassade (d. h. in 
Richtung Neckarstraße) keine öffenbaren Fenster aufweisen. Von dieser 
Empfehlung kann im 3. Obergeschoss (Attikageschoss) abgewichen werden, 
wenn der Schlafraum durch eine hinreichend hohe Attikabrüstung (eventuell 
auch durch eine auf die Attikabrüstung aufgesetzte Glasscheibe o. ä.) 
ausreichend von Verkehrslärm abgeschirmt wird. Eine ausreichende 
Abschirmung liegt dann vor, wenn der Immissionsgrenzwert "nachts" von 49 
dB(A) eingehalten wird. 

­ Sonstige Aufenthaltsräume (z. B. Wohn-/Esszimmer, Wohnküche, Büro) dürfen 
zwar in Richtung Neckarstraße orientiert sein und in diesen Fassaden auch 
öffenbare Fenster aufweisen, sind aber mit einer kontrollierten Be-/Entlüftung 
auszustatten. 

 
 
5.4.2.4 Außenwohnbereiche 
 
Gemäß den Ausführungen in Abschnitt 3.3.2 sollte im Außenwohnbereich ein 

Beurteilungspegel "tags" von 64 dB(A) nicht überschritten werden. Der Immissionsort 

befindet sich dabei "in 2,00 m Höhe über der Mitte der als Außenwohnbereich 

definierten Fläche"; d. h., der Immissionsort ist nicht der Fassade zugeordnet. Deshalb 

können auch Reflexionen an der eigenen Fassade zu einer Erhöhung des 

Beurteilungspegels beitragen. Durch diese Reflexionen sind im ungünstigsten Fall 

Pegelerhöhungen bis zu 3 dB(A) möglich. Wenn somit an einem Fassadenpunkt ein 

Beurteilungspegel "tags" von 61 dB(A) ermittelt wird, resultiert für die Mitte des 
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Außenwohnbereichs (Balkon, Terrasse, Loggia) vor diesem Fassadenpunkt ein 

Beurteilungspegel "tags" von Lr,t ≤ 64 dB(A).  

 

In den Anlagen 17 bis 20, jeweils unten, sind die einem maßgeblichen Außenlärmpegel 

"tags" von La,tags ≤ 64 dB(A) zuzuordnenden Fassaden in Grüntönen dargestellt. Der 

maßgebliche Außenlärmpegel "tags" wird ermittelt durch Addition von 3 dB(A) zum 

Beurteilungspegel "tags". D. h., ein Außenlärmpegel "tags" von La,tags ≤ 64 dB(A) 

entspricht einem Beurteilungspegel "tags" von Lr,t ≤ 61 dB(A). Da der Beurteilungspegel 

"tags" im Außenwohnbereich um maximal 3 dB(A) höher ist als der Beurteilungspegel 

"tags" unmittelbar an der Fassade, folgt somit: Innerhalb der in den Anlagen 17 bis 20, 

jeweils unten, in Grüntönen dargestellten Fassadenabschnitte ist im vorgelagerten 

Außenwohnbereich von einem Beurteilungspegel "tags" von Lr,t ≤ 64 dB(A) 

auszugehen. Der für den Außenwohnbereich maßgebende Referenzwert "tags" von 

64 dB(A) wird deshalb vor den von der Neckarstraße abgewandten Gebäudefassaden 

nicht überschritten. 

 

Folgende Schallschutzmaßnahme zum Schutz des Außenwohnbereichs wird 

empfohlen: 

­ Ein Außenwohnbereich (Terrasse, Balkon) ist ausschließlich auf einer von der 
Neckarstraße abgewandten Gebäudeseite anzuordnen. Von dieser Forderung 
kann abgewichen werden, wenn der Außenwohnbereich objektspezifisch 
geschützt wird, z. B. durch eine Teilverglasung von Balkon, Loggia, 
Dachterrasse o. ä. 

 
 

6.  KONSEQUENZEN UND EMPFEHLUNGEN 
 

Im Bebauungsplan können gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 24 des Baugesetzbuchs – BauGB 

[20] die "… zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes … zu treffenden baulichen und sonstigen technischen 

Vorkehrungen …" festgesetzt werden; in Anlehnung an § 9 Abs. 5 Nr. 1 des BauGB 

sollen die Flächen bzw. Fassaden der geplanten Bebauung gekennzeichnet werden, 

bei denen "… besondere bauliche Vorkehrungen gegen äußere Einwirkungen … 

erforderlich sind". 
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6.1 Sport- und Freizeitlärm 
 
Gemäß den in Abschnitt 4.3 wiedergegebenen Rechenergebnissen verursacht die 

Nutzung der Mehrzweckhalle keine Überschreitung der jeweils maßgebenden 

Immissionsrichtwerte der Freizeitlärm-Richtlinie. Schallschutzmaßnahmen mit dem 

Ziel einer Reduzierung der dieser Halle zuzuordnenden Geräusche sind somit nicht 

erforderlich. 

 
 
6.2 Verkehrslärm 
 
Gemäß den Ausführungen in Abschnitt 5.3 verursacht der Kraftfahrzeugverkehr auf 

den jeweils angrenzenden Straßen eine Überschreitung der Orientierungswerte von 

Beiblatt 1 zu DIN 18 005 Teil 1 und der Immissionsgrenzwerte der Verkehrslärmschutz-

verordnung. Entsprechend den Ausführungen in Abschnitt 5.4.1 besteht zwar die 

Möglichkeit, durch die Errichtung einer Lärmschutzwand die Verkehrslärmeinwirkung 

auf die Fassaden des geplanten Gebäudes maßgeblich zu reduzieren. Aufgrund der 

innerörtlichen Situation wird aber davon ausgegangen, dass diese Maßnahme nicht in 

Frage kommt. Dann muss aber zumindest der ins Gebäudeinnere übertragene 

Verkehrslärm auf ein zumutbares Maß beschränkt werden. Folgende Maßnahme ist 

zu berücksichtigen: 

a) Als Grundlage für die Ermittlung der erforderlichen Luftschalldämmung von 
Gebäudeaußenbauteilen gegen Außenlärm ist im Bebauungsplan die 
Zuordnung potentieller Fassaden zum maßgeblichen Außenlärmpegel gemäß 
DIN 4109-2 [11] bzw. zu den in DIN 4109-1 [10] definierten Lärmpegelbereichen 
anzugeben bzw. festzusetzen. In den Anlagen 17 bis 20 werden die 
maßgeblichen Außenlärmpegel geschossweise grafisch dargestellt, und zwar 
jeweils oben für zum Schlafen genutzte Räume und jeweils unten für sonstige 
schutzbedürftige Räume. 
 
Anmerkung: 
Die Darstellung in Anlage 17 gilt näherungsweise auch für Einwirkungsorte in Höhe des 
Hanggeschosses (1. Untergeschoss). Außerdem sei darauf hingewiesen, dass aus der 
Darstellung in den Anlagen 17 bis 20 mit Hilfe der Tabelle in Anlage 9 unmittelbar auf die in DIN 
4109-1 (2016) [10] definierten Lärmpegelbereiche geschlossen werden kann. 

 

Aufgrund der z. T. erheblichen Überschreitung der Immissionsgrenzwerte sollten im 

Bebauungsplan außerdem folgende Schallschutzmaßnahmen festgesetzt werden: 
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b) Dem Nachtschlaf dienende Räume (z. B. Schlafzimmer, Kinderzimmer, Über-
nachtungsräume) dürfen in der Nordwest- und Nordostfassade (d. h. in 
Richtung Neckarstraße) keine öffenbaren Fenster aufweisen; Schlafräume 
dürfen deshalb nicht zur Neckarstraße hin orientiert werden. Von dieser 
Forderung kann im 3. Obergeschoss (Attikageschoss) eventuell abgewichen 
werden, wenn der Schlafraum durch eine hinreichend hohe Attikabrüstung 
(eventuell auch durch eine auf die Attikabrüstung aufgesetzte Glasscheibe o. ä.) 
ausreichend von Verkehrslärm abgeschirmt wird, so dass der Immissions-
grenzwert "nachts" von 49 dB(A) eingehalten bzw. unterschritten wird.  

c) Für alle schutzbedürftigen Räume (Schlafzimmer, Kinderzimmer, Wohn-
/Esszimmer, Wohnküche, Büro usw.) sowie für Räume mit Sauerstoff 
verbrauchender Energiequelle ist eine kontrollierte Be- und Entlüftung 
vorzusehen.  

 
Zum Schutz des Außenwohnbereichs ist außerdem folgende Schallschutzmaßnahme 

festzusetzen: 

d) Ein Außenwohnbereich (Terrasse, Balkon) ist ausschließlich auf einer von der 
Neckarstraße abgewandten Gebäudeseite anzuordnen, d. h. vor einer in den 
Anlagen 17 bis 20, jeweils unten, in Grüntönen gekennzeichneten Fassade. Von 
dieser Forderung kann abgewichen werden, wenn der Außenwohnbereich 
objektspezifisch geschützt wird, z. B. durch eine Teilverglasung von Balkon, 
Dachterrasse o. ä.  

 

 
7. ZUSAMMENFASSUNG 

 
Die Gemeinde Eberbach plant die Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungs-

plans für das Objekt Neckarstraße 39. Derzeit befinden sich auf dem Grundstück 

Neckarstraße 39 (Flurstücke Nr. 1227 und 1234) sanierungsbedürftige Wohngebäude 

(mit insgesamt 4 Wohnungen) sowie leerstehende gewerblich nutzbare Gebäude. Die 

aktuelle Planung sieht nun für das Grundstück eine Wohnanlage mit Tiefgarage vor; 

eventuell wird in Hang- und Erdgeschoss auch eine kleine Gewerbeeinheit realisiert 

werden.  

 

In der Nachbarschaft des Plangebiets befindet sich die der Dr. Weiß-Grundschule 

zuzuordnende Mehrzweckhalle. Deshalb wurde in Abschnitt 4 der vorliegenden 
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Ausarbeitung untersucht, welche Lärm-Immissionen die bestimmungsgemäße 

Nutzung der Mehrzweckhalle vor Fassaden der geplanten Wohnanlage verursachen 

wird. Auf der Grundlage von Informationen zur Nutzung dieser Halle wurde in Abschnitt 

4.3 nachgewiesen, dass die jeweils maßgebenden schalltechnischen Anforderungen 

der Freizeitlärm-Richtlinie eingehalten werden. 

 

Das zu überplanende Grundstück Neckarstraße 39 ist im Nordwesten und Nordosten 

durch die Neckarstraße (L 595) begrenzt; im Süden grenzt ein öffentlicher Parkplatz 

an. Unmittelbar südlich dieses Parkplatzes verläuft die Bundesstraße B 37. Deshalb 

wurde in Abschnitt 5 auch die durch die genannten Verkehrswege und durch den 

öffentlichen Parkplatz verursachte Lärmeinwirkung auf die geplante Wohnanlage 

prognostiziert und durch Vergleich mit einschlägigen Referenzwerten beurteilt. Dabei 

wurde nicht nur eine Überschreitung der für "allgemeine Wohngebiete" maßgebenden 

Orientierungswerte von Beiblatt 1 zu DIN 18 005 Teil 1 nachgewiesen, sondern auch 

der Immissionsgrenzwerte der Verkehrslärmschutzverordnung. Da die Errichtung 

einer Lärmschutzwand mit den erforderlichen Höhenabmessungen (siehe Abschnitt 

5.4.1) ausscheidet, ist zumindest der ins Gebäudeinnere übertragene Außenlärm 

hinreichend zu begrenzen. Als Grundlage für die Dimensionierung der erforderlichen 

Luftschalldämmung der Außenbauteile wurden in Abschnitt 5.4.2.1 die die Verkehrs-

lärmeinwirkung auf die geplante Wohnanlage kennzeichnenden maßgeblichen 

Außenlärmpegel bestimmt. Diese Außenlärmpegel sind in den Anlagen 17 bis 20 

grafisch dargestellt.  

 

Auf die weiteren Ausführungen in den Abschnitten 5.4.2.2 bis 5.4.2.4 bezüglich der 

Orientierung von Schlafräumen, des Einsatzes einer Lüftungsanlage sowie der 

Anordnung von Außenwohnbereichen wird hingewiesen. 

 

Büro für Schallschutz 
Dr. Wilfried Jans        

   (Dr. Jans) 



 

 

  

 

 

Anlage 1     Gutachten Nr. 6621/1366C 
Büro für Schallschutz 
Dr. Jans 

 Vorhabenbezogener Bebauungsplan für das Objekt Neckarstraße 19 in Eberbach 
 - Lageplan mit Eintragung des Plangebiets sowie der maßgeblichen Lärmemittenten in dessen  
  Nachbarschaft; modifizierter Auszug aus dem von der ProImmo GmbH & Co. KG, Haslach,  
  gefertigten Vorentwurf zum Bebauungsplan (Plandatum: 11.11.2021) 
 



 

 

  

 

 

Anlage 2     Gutachten Nr. 6621/1366C 
Büro für Schallschutz 
Dr. Jans 

 Vorhabenbezogener Bebauungsplan für das Objekt Neckarstraße 19 in Eberbach 
 - Grundriss Tiefgarage und Hanggeschoss; Auszug aus dem von der ProImmo GmbH & Co. KG,  
  Haslach, gefertigten "Vorhaben- und Erschließungsplan Wohn- und Gewerbequartier  
  Neckarstraße" (Vorentwurf mit Datum vom 11.11.2021) 



 

 

  

 

 

Anlage 3     Gutachten Nr. 6621/1366C 
Büro für Schallschutz 
Dr. Jans 

 Vorhabenbezogener Bebauungsplan für das Objekt Neckarstraße 19 in Eberbach 
 - Grundriss Erd- und 1. Obergeschoss; Auszug aus dem von ProImmo GmbH & Co. KG,  
  Haslach, gefertigten "Vorhaben- und Erschließungsplan Wohn- und Gewerbequartier  
  Neckarstraße" (Vorentwurf mit Datum vom 11.11.2021) 

  



 

 

  

 

 

Anlage 4     Gutachten Nr. 6621/1366C 
Büro für Schallschutz 
Dr. Jans 

 Vorhabenbezogener Bebauungsplan für das Objekt Neckarstraße 19 in Eberbach 
 - Grundriss 2. und 3. Obergeschoss; Auszug aus dem von der ProImmo GmbH & Co. KG,  
  Haslach, gefertigten "Vorhaben- und Erschließungsplan Wohn- und Gewerbequartier  
  Neckarstraße" (Vorentwurf mit Datum vom 11.11.2021) 

  



 

 

  

 

 

Anlage 5     Gutachten Nr. 6621/1366C 
Büro für Schallschutz 
Dr. Jans 

 Vorhabenbezogener Bebauungsplan für das Objekt Neckarstraße 19 in Eberbach 
 - Grundriss der Mehrzweckhalle; Auszug aus einem von der Stadtverwaltung Eberbach 
  überlassenen Plan (Plandatum: 01.09.2004) 

 
 
 
 - von der Stadtverwaltung Eberbach überlassene Auflistung von Veranstaltungen in der  
  Mehrzweckhalle in den Jahren 2017 bis 2021; Erläuterungen siehe Text, Abschnitt 2.2 
 

Veranstaltungen in der Mehrzweckhalle in den letzten 5 Jahren

sportliche Veranstaltungen nicht-sportliche Veranstaltungen Gesamt 

2017 13 4 17
2018 14 8 22
2019 13 8 21
2020 8 7 15
2021 6 6 12

Ø pro Jahr 10,8 6,6 17,4  



 

 

  

 

 

Anlage 6     Gutachten Nr. 6621/1366C 
Büro für Schallschutz 
Dr. Jans 

 Vorhabenbezogener Bebauungsplan für das Objekt Neckarstraße 19 in Eberbach 
  - Orientierungswerte von Beiblatt 1 zu DIN 18 005 Teil 1 sowie Immissionsgrenzwerte der 
   Verkehrslärmschutzverordnung; Erläuterungen siehe Text, Abschnitt 3.2 
 

Schalltechnische Orientierungswerte für die städtebauliche Planung  
gemäß Beiblatt 1 zu DIN 18 005 Teil 1 

Gebietskategorie Orientierungswerte in dB(A) 

 tags nachts 

a) reine Wohngebiete, Wochenendhausgebiete, 
 Ferienhausgebiete 

 
50 

 
40 bzw. 35 

b) allgemeine Wohngebiete, Kleinsiedlungsgebiete, 
 Campingplatzgebiete 

 
55 

 
45 bzw. 40 

c) Friedhöfe, Kleingartenanlagen und Parkanlagen 55 55 

d) besondere Wohngebiete 60 45 bzw. 40 

e) Dorfgebiete, Mischgebiete 60 50 bzw. 45 

f) Kerngebiete, Gewerbegebiete 65 55 bzw. 50 

g) Sondergebiete, "soweit sie schutzbedürftig sind,  
 je nach Nutzungsart" 

 
45 bis 65 

 
35 bis 65 

 
 
 
 

Immissionsgrenzwerte gemäß Verkehrslärmschutzverordnung § 2  

Schutzkategorie Immissionsgrenzwerte  
in dB(A) 

 tags nachts 

1. an Krankenhäusern, Schulen, Kurheimen und  
 Altenheimen 

 
57 

 
47 

2. in reinen und allgemeinen Wohngebieten, 
 Kleinsiedlungsgebieten 

 
59 

 
49 

3. in Kern-, Dorf-, Mischgebieten und urbanen Gebieten 64 54 

4. in Gewerbegebieten 69 59 

 
  



 

 

  

 

 

Anlage 7     Gutachten Nr. 6621/1366C 
Büro für Schallschutz 
Dr. Jans 

 Vorhabenbezogener Bebauungsplan für das Objekt Neckarstraße 19 in Eberbach 
- Auszug aus der Sportanlagenlärmschutzverordnung; Erläuterungen siehe Text, Abschnitt 3.2.2 
   

Immissionsrichtwerte "außen" gem. Sportanlagenlärmschutzverordnung § 2 

Gebietskategorie Immissionsrichtwerte in dB(A) 
  tags tags nachts 
  außerhalb der innerhalb der   
  Ruhezeiten 

(taR) 
Ruhezeiten 

(tiR) 
 

(n) 

   morgens sonst  

1. Gewerbegebiete 65 60 65 50 

 1a. urbane Gebiete 63 58 63 45 

2. Kern-, Dorf- und  Mischgebiete 60 55 60 45 

3. allgemeine Wohngebiete und     
 Kleinsiedlungsgebiete 55 50 55 40 

4. reine Wohngebiete 50 45 50 35 

5. Kurgebiete sowie Kranken- 
häuser und Pflegeanstalten 

 
45 

 
45 

 
45 

 
35 

 

 Die Immissionsrichtwerte beziehen sich auf folgende Zeiträume: 

Wochentag tags tags nachts 
 (taR) (tiR) (n) 

werktags  8.00 - 20.00 Uhr  6.00 - 8.00 Uhr   0.00 - 6.00 Uhr 
   20.00 - 22.00 Uhr   22.00 - 24.00 Uhr 

sonn- und feiertags  9.00 - 13.00 Uhr  7.00 - 9.00 Uhr   0.00 - 7.00 Uhr 
  15.00 - 20.00 Uhr  13.00 - 15.00 Uhr*   22.00 - 24.00 Uhr 
   20.00 - 22.00 Uhr  

* "Die Ruhezeit von 13.00 bis 15.00 Uhr an Sonn- und Feiertagen ist nur zu berücksichtigen, wenn 
 die Nutzungsdauer der Sportanlage an Sonn- und Feiertagen in der Zeit von 9.00 bis 22.00 Uhr  
 4 Stunden oder mehr beträgt." 

 

Bei der Ermittlung des jeweiligen Beurteilungspegels innerhalb dieser Zeiträume sind  
 folgende Werte für die Beurteilungszeit Tr zu berücksichtigen: 

Wochentag tags tags nachts 
 (taR) (tiR) (n) 

werktags  12 h je 2 h 1 h* 

sonn- und feiertags  9 h je 2 h 1 h* 

* maßgebend ist die "ungünstigste volle Stunde" 

 
  



 

 

  

 

 

Anlage 8     Gutachten Nr. 6621/1366C 
Büro für Schallschutz 
Dr. Jans 

 Vorhabenbezogener Bebauungsplan für das Objekt Neckarstraße 19 in Eberbach 
 - Auszug aus der Freizeitlärm-Richtlinie; Erläuterungen siehe Text, Abschnitt 3.2.3 
 

Immissionsrichtwerte "außen" gemäß Freizeitlärm-Richtlinie, Abschnitt 4.1 

Gebietskategorie Immissionsrichtwerte in dB(A) 
 tags an 

Werktagen 
außerhalb der  

Ruhezeit 
 
 

(taR) 

tags an 
Werktagen 

innerhalb der 
Ruhezeit und an 

Sonn- und 
Feiertagen 

(tiR) 

nachts 
 
 
 
 
 

(n) 

a) Industriegebiete 70 70 70 

b) Gewerbegebiete 65 60 50 

c)  Kern-, Dorf- und  
 Mischgebiete 

 
60 

 
55 

 
45 

d) allgemeine Wohngebiete, 
 Kleinsiedungsgebiete 

 
55 

 
50 

 
40 

e) reine Wohngebiete 50 45 35 

f) Kurgebiete, Krankenhäu-    
 ser und Pflegeanstalten 45 45 35 

  
  Diese Immissionsrichtwerte beziehen sich auf folgende Zeiträume: 
 

Wochentag tags tags nachts 
 (taR) (tiR) (n) 

werktags  8.00 - 20.00 Uhr   6.00 - 8.00 Uhr 
 20.00 - 22.00 Uhr  

  0.00 -   6.00 Uhr 
 22.00 - 24.00 Uhr 

sonn- und feiertags 7.00 bis 22.00 Uhr   0.00 - 7.00 Uhr 
 22.00 - 24.00 Uhr 

 
 Bei der Ermittlung des jeweiligen Beurteilungspegels innerhalb dieser Zeiträume sind  
  folgende Werte für die Beurteilungszeit Tr zu berücksichtigen: 

 

Wochentag tags tags nachts 
 (taR) (tiR) (n) 

werktags 12 h             je 2 h 1 h* 

sonn- und feiertags 9.00 - 13.00  und 15.00 - 20.00 Uhr:     9 h 
7.00 - 9.00 Uhr, 13.00 - 15.00 Uhr,  
20.00 - 22.00 Uhr:                    je 2 h 

 
 

1 h*  

* maßgebend ist die "ungünstigste volle Stunde"  

 
 
  



 

 

  

 

 

Anlage 9     Gutachten Nr. 6621/1366C 
Büro für Schallschutz 
Dr. Jans 

 Vorhabenbezogener Bebauungsplan für das Objekt Neckarstraße 19 in Eberbach 
 - Anforderungen an die Luftschalldämmung von Außenbauteilen gemäß Tabelle 7 der  
  DIN 4109-1:2016-07; Erläuterungen siehe Text, Abschnitt 3.2.5 

 

Anforderungen an die Luftschalldämmung zwischen Außen und Räumen 
in Gebäuden gemäß DIN 4109-1 Tabelle 7 

Lärmpegelbereich I II III IV V VI VII 

"Maßgeblicher  56 61 66 71 76  
Außenlärmpegel" bis bis bis bis bis bis > 
in dB 55 60 65 70 75 80 80 

Raumarten:        
 Bettenräume in Krankenanstalten        
 und Sanatorien        
 erf. R'w,ges in dB 35 35 40 45 50 b b 

        
 Aufenthaltsräume in Wohnungen,        
 Übernachtungsräume in Beher-        
 bergungsstätten, Unterrichtsräume        
 und Ähnliches        
 erf. R'w,ges in dB 30 30 35 40 45 50 b 

        
 Büroräumea und Ähnliches        
 erf. R'w,ges - 30 30 35 40 45 50 
a An Außenbauteile von Räumen, bei denen der eindringende Außenlärm aufgrund der in den  
 Räumen ausgeübten Tätigkeiten nur einen untergeordneten Beitrag zum Innenraumpegel 
 leistet, werden keine Anforderungen gestellt. 
b Die Anforderungen sind hier aufgrund der örtlichen Gegebenheiten festzulegen. 

 

                      R'w,ges = erforderliches gesamtes bewertetes Bau-Schalldämm-Maß in dB 
 
 
  



 

 

  

 

 

Anlage 10     Gutachten Nr. 6621/1366C 
Büro für Schallschutz 
Dr. Jans 

 Vorhabenbezogener Bebauungsplan für das Objekt Neckarstraße 19 in Eberbach 
 - Lageplan mit Eintragung der berücksichtigten Objekte bei der Prognose der durch  
  Veranstaltungen in der Mehrzweckhalle verursachten Lärmeinwirkung;  
  Erläuterungen siehe Text, Abschnitt 4 
 

 
  



 

 

  

 

 

Anlage 11     Gutachten Nr. 6621/1366C 
Büro für Schallschutz 
Dr. Jans 

 Vorhabenbezogener Bebauungsplan für das Objekt Neckarstraße 19 in Eberbach 
 - Immissionstabelle für die Nutzung der Mehrzweckhalle;  
  Erläuterungen siehe Text, Abschnitt 4.3.1 

 

   Legende  

LW  =  Schall-Leistungspegel der Quelle in dB(A) 
K0 =  Zuschlag für gerichtete Abstrahlung in dB 
Adiv =  Dämpfung aufgrund geometrischer Ausbreitung in dB 
Agr =  Dämpfung aufgrund des Bodeneffekts in dB 
Abar =  Dämpfung aufgrund von Abschirmung in dB 
Aatm =  Dämpfung aufgrund von Luftabsorption in dB 
Re =  Pegelerhöhung durch Reflexionen in dB 
Ls = Immissionspegel in dB(A) 
LW  =  Korrektur zur Berücksichtigung von Dauer bzw. Häufigkeit der Lärmeinwirkung in dB 
Lr =  Beurteilungspegel für den betrachteten Zeitraum in dB(A) 

  



 

 

  

 

 

Anlage 12     Gutachten Nr. 6621/1366C 
Büro für Schallschutz 
Dr. Jans 

 Vorhabenbezogener Bebauungsplan für das Objekt Neckarstraße 19 in Eberbach 
 - Lageplan mit Eintragung der bei der Verkehrslärmprognose berücksichtigten Objekte; 
  Erläuterungen siehe Text, Abschnitt 5 
 

  



 

 

  

 

 

Anlage 13     Gutachten Nr. 6621/1366C 
Büro für Schallschutz 
Dr. Jans 

 Vorhabenbezogener Bebauungsplan für das Objekt Neckarstraße 19 in Eberbach 
 - Auflistung der durch den Straßenverkehr und die Nutzung des Parkplatzes P6 verursachten  
  Beurteilungspegel, der prognostizierten Überschreitung der Immissionsgrenzwerte (IGW) sowie 
  der maßgebenden Außenlärmpegel; Erläuterungen siehe Text, Abschnitt 5 
 

 
 
   



 

 

  

 

 

Anlage 14     Gutachten Nr. 6621/1366C 
Büro für Schallschutz 
Dr. Jans 

 Vorhabenbezogener Bebauungsplan für das Objekt Neckarstraße 19 in Eberbach 
 - grafische Darstellung der Verkehrslärmeinwirkung "nachts" (oben) und "tags" (unten) vor den 
  Fassaden der geplanten Bebauung in Höhe des Erdgeschosses; 
  Erläuterungen siehe Text, Abschnitt 5.3 
 

  



 

 

  

 

 

Anlage 15     Gutachten Nr. 6621/1366C 
Büro für Schallschutz 
Dr. Jans 

 Vorhabenbezogener Bebauungsplan für das Objekt Neckarstraße 19 in Eberbach 
 - grafische Darstellung der Verkehrslärmeinwirkung "nachts" (oben) und "tags" (unten) vor den 
  Fassaden der geplanten Bebauung in Höhe des 2. Obergeschosses; 
  Erläuterungen siehe Text, Abschnitt 5.3 
 

  



 

 

  

 

 

Anlage 16     Gutachten Nr. 6621/1366C 
Büro für Schallschutz 
Dr. Jans 

 Vorhabenbezogener Bebauungsplan für das Objekt Neckarstraße 19 in Eberbach 
 - Lageplan mit Eintragung der in Abschnitt 5.4.1 diskutierten Lärmschutzwand zum Schutz der 
  geplanten Wohnanlage vor Verkehrslärm; Erläuterungen siehe Text, Abschnitt 5.4.1 
 



 

 

  

 

 

Anlage 17     Gutachten Nr. 6621/1366C 
Büro für Schallschutz 
Dr. Jans 

 Vorhabenbezogener Bebauungsplan für das Objekt Neckarstraße 19 in Eberbach 
 - grafische Darstellung der maßgeblichen Außenlärmpegel des Verkehrslärms vor Fassaden der 
  geplanten Bebauung in Höhe des Erdgeschosses; 
  oben: für Schlafräume zum Schutz des Nachtschlafs (auf Basis der Lärmeinwirkung "nachts") 
  unten: für sonstige schutzbedürftige Räume (auf Basis der Lärmeinwirkung "tags") 
  Erläuterungen siehe Text, Abschnitt 5.4.2.1 

  



 

 

  

 

 

Anlage 18     Gutachten Nr. 6621/1366C 
Büro für Schallschutz 
Dr. Jans 

 Vorhabenbezogener Bebauungsplan für das Objekt Neckarstraße 19 in Eberbach 
 - grafische Darstellung der maßgeblichen Außenlärmpegel des Verkehrslärms vor Fassaden der 
  geplanten Bebauung in Höhe des 1. Obergeschosses; 
  oben: für Schlafräume zum Schutz des Nachtschlafs (auf Basis der Lärmeinwirkung "nachts") 
  unten: für sonstige schutzbedürftige Räume (auf Basis der Lärmeinwirkung "tags") 
  Erläuterungen siehe Text, Abschnitt 5.4.2.1 

  



 

 

  

 

 

Anlage 19     Gutachten Nr. 6621/1366C 
Büro für Schallschutz 
Dr. Jans 

 Vorhabenbezogener Bebauungsplan für das Objekt Neckarstraße 19 in Eberbach 
 - grafische Darstellung der maßgeblichen Außenlärmpegel des Verkehrslärms vor Fassaden der 
  geplanten Bebauung in Höhe des 2. Obergeschosses; 
  oben: für Schlafräume zum Schutz des Nachtschlafs (auf Basis der Lärmeinwirkung "nachts") 
  unten: für sonstige schutzbedürftige Räume (auf Basis der Lärmeinwirkung "tags") 
  Erläuterungen siehe Text, Abschnitt 5.4.2.1 

  



 

 

  

 

 

Anlage 20     Gutachten Nr. 6621/1366C 
Büro für Schallschutz 
Dr. Jans 

 Vorhabenbezogener Bebauungsplan für das Objekt Neckarstraße 19 in Eberbach 
 - grafische Darstellung der maßgeblichen Außenlärmpegel des Verkehrslärms vor Fassaden der 
  geplanten Bebauung in Höhe des 3. Obergeschosses; 
  oben: für Schlafräume zum Schutz des Nachtschlafs (auf Basis der Lärmeinwirkung "nachts") 
  unten: für sonstige schutzbedürftige Räume (auf Basis der Lärmeinwirkung "tags") 
  Erläuterungen siehe Text, Abschnitt 5.4.2.1 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

ANLAGE 6 

Gutachten Hochwasserschutz Retentionsvolumenbilanz im 
Überschwemmungsgebiet des Neckars der Willaredt Ingenieure PartGmbB 
vom August 2022 
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1 ALLGEMEINES UND VERANLASSUNG 
 
Der Bauherr Lucas Epp plant in der Neckarstraße in Eberbach auf dem Flurstück-Nr. 1234 
das „Wohnquartier Neckarstraße“. 
 
Zur Umsetzung der Maßnahme müssen vorab alle Bestandsgebäude entfernt werden. 
 
Um beurteilen zu können, ob die Voraussetzungen nach § 78 Abs. 3 in Verbindung mit § 78 
Abs. 5 Satz 1 Nr. 1a-c WHG zur unwesentlichen Beeinträchtigung der Hochwasserrückhal-
tung bei Umsetzung des Bauvorhabens eingehalten werden, benötigt Herr Epp für das ge-
plante Bauvorhaben ein entsprechendes Gutachten zum Hochwasserschutz. 
 

2 PLANUNGSGRUNDLAGEN 
 
Zur Bearbeitung des Gutachtens wurden folgende Unterlagen herangezogen: 
 

• Hochwasserrisikomanagement-Abfrage des Umweltinformationssystems der LUBW 
Baden-Württemberg 
Stand Juni 2022 

 
• Vermessungsdaten Flurstück-Nr. 1234, Gemarkung Eberbach – Vermessungsbüro 

Dipl. Ing. (FH) Oliver Dold, Schramberg 
Stand: November 2021 
 

• Vorhaben- und Erschließungsplan Flurstück-Nr. 1234 – PRO IMMO, Projektentwick-
lung und Immobilienmanagement GmbH & Co. KG 
Stand: März 2022 
 

• Vorhaben- und Erschließungsplan Flurstück-Nr. 1234, HQ100 und HQ50 Überflu-
tungsflächen – PRO IMMO, Projektentwicklung und Immobilienmanagement GmbH 
& Co. KG 
Stand: August 2022 
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3 BESCHREIBUNG 

 

3.1 Überschwemmungsgebiet – Neckaraue 
 
Das geplante „Wohnquartier Neckarstraße“ befindet sich innerhalb der ausgewiesenen HQ 
50 und HQ100 Überschwemmungsgebiete. Diese umfassen all jene Bereiche, die eine Über-
flutung mit einer statistischen Wiederkehrzeit von einmal in fünfzig und einmal in einhundert 
Jahren aufweisen. 
 
Gemäß Wasserhaushaltsgesetz (§ 78) ist es untersagt, neue Bauflächen innerhalb von Über-
schwemmungsgebieten auszuweisen. Ausnahmeregelungen sind jedoch unter Einhaltung 
bestimmter Kriterien möglich (siehe Kapitel 3.3). 
 
Die im vorliegenden Bericht enthaltenen Nachweise erfolgen für 50-jährliche (HQ50) und 100-
jährliche (HQ100) Hochwasserereignisse. 
 

3.2 Hochwassergefahrenkarte 
 
Die Hochwassergefahrenkarten (HWGK) des Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirt-
schaft Baden-Württemberg wurden für alle relevanten Gewässer in Baden-Württemberg er-
stellt, auch für die Neckar im Bereich der Ortslage Eberbach Diese gibt Auskunft über die 
mögliche Ausdehnung und Tiefe einer Überflutung in Abhängigkeit der jeweiligen Jährlichkeit. 
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Abbildung 1: Hochwasserrisikomanagement-Abfrage, Stand: Juni 2022 

 (Quelle: https://udo.lubw.baden-wuerttemberg.de) 
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3.3 Ausnahmeregelung 
 
Ausweisungen, Änderungen oder Ergänzungen von Baugebietsflächen innerhalb eines Über-
schwemmungsgebietes nach § 78 WHG sind zulässig, wenn nachfolgend aufgeführte Vo-
raussetzungen eingehalten werden: 
 

• Keine anderen Möglichkeiten der Siedlungsentwicklung bestehen oder geschaffen 
werden können, 

• das neu auszuweisende Gebiet unmittelbar an ein bestehendes Baugebiet angrenzt, 

• eine Gefährdung von Leben oder erhebliche Gesundheits- oder Sachschäden nicht 
zu erwarten sind, 

• der Hochwasserabfluss und die Höhe des Wasserstandes nicht nachteilig beeinflusst 
werden, 

• die Hochwasserrückhaltung nicht beeinträchtigt und der Verlust von verloren gehen-
dem Rückhalteraum umfang-, funktions- und zeitgleich ausgeglichen wird, 

• der bestehende Hochwasserschutz nicht beeinträchtigt wird, 

• keine nachteiligen Auswirkungen auf Oberlieger und Unterlieger zu erwarten sind, 

• die Belange der Hochwasservorsorge beachtet sind und 

• die Bauvorhaben so errichtet werden, dass bei dem Bemessungshochwasser, das 
der Festsetzung des Überschwemmungsgebietes zugrunde liegt, keine baulichen 
Schäden zu erwarten sind. 

 

3.4 Zielsetzung 
 
Nicht zuletzt die Hochwasser der vergangenen Jahre sowie insbesondere die „Jahrhundert-
hochwasser“ in West- und Mitteleuropa 2021 machen deutlich, wie wichtig vorbeugender 
Hochwasserschutz in hochwassergefährdeten Gebieten ist. 
 
Maßgabe muss generell sein, Fließgewässern wie im vorliegenden Fall dem Neckar, den 
notwendigen Platz in der Aue zu bewahren und Mensch und Bebauung vor Hochwasser zu 
schützen. 
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4 RETENTIONSVOLUMEN 
 

4.1 Vorgehensweise 
 
Die Untersuchung erfolgt auf Grundlage der vom Vermessungsbüro Dipl. Ing. (FH) Oliver 
Dold zur Verfügung gestellten Vermessungsdaten des Geländes. 
Ausgangswert für die Speicherinhaltslinie sind die vom Ministerium für Umwelt, Klima und 
Energiewirtschaft Baden-Württemberg vorgegebenen Wasserspiegellagen: 
 
WSP HQ50   = 128,2 m ü. NHN 

WSP HQ100 = 128,7 m ü. NHN 
 

Diese stellen in Verbindung mit der vorhandenen Geländetopographie die erforderlichen Be-
ziehungen zwischen Wasserstand HQ [m ü. NHN] und Speicherinhalt S [m³] der 50 jährlichen 
und 100 jährlichen Hochwasserereignisse her. 
 
Zunächst wird im Rahmen der folgenden Berechnungen der zur Verfügung stehende Spei-
cherinhalt zum jetzigen Zeitpunkt (= Bestand) ermittelt. 
 
Anschließend sind die Planungshöhen des Baukorridors für den Neubau der Gebäude zu 
betrachten (= Planung). 
 

4.2 Berechnung des Speicherrückhalts 
 
Die Bilanzierung des durch die Baumaßnahme tangierten Speicherinhalts erfolgt im Ver-
gleich der beiden Zustände „Bestand“ und „Planung“. 
 
Das bestehende Gelände des ca. 1.047 m² großen Flurstücks fällt gemäß Vermessung von 
Osten nach Westen ab. Linear interpoliert wird dabei eine mittlere Geländehöhe innerhalb 
der HQ100 Überflutungsfläche von 128,12 m ü NHN. 
 
HBestand,mittel = 128,12 m ü NHN 

 
angenommen. Hieraus resultiert eine mittlere Überflutungstiefe von 
 
HÜberflutung,mittel HQ100= 128,70 m ü. NHN – 128,12 m ü. NHN = 0,58 m 
 
Somit ergibt sich im Bestand ein Retentionsvolumen respektive Speicherinhalt SHQ100 für 
das Flurstück-Nr. 1234 von 
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SHQ100,Bestand = (390 m² [Überflutungsfläche HQ100 Flurstück-Nr. 1234] - 135 m² [Ge-
bäude innerhalb Überflutungsfläche HQ 100) x 0,58 m [mittlere Überflutungstiefe] = 
147,90 m³ 
Die Ermittlung des Retentionsvolumen im Planzustand erfolgt zunächst auf der Annahme, 
dass die Grundstücktopographie gegenüber dem ursprünglichen Bestand unverändert bleibt. 
In diesem Zusammenhang ergibt sich im Planstand ein Retentionsvolumen respektive Spei-
cherinhalt SHQ100,Planung für das Flurstück-Nr. 1234 von 
 
SHQ100,Planung = (390 m² [Überflutungsfläche HQ100 Flurstück-Nr. 1234] – 210 m² [Ge-
bäude „Wohnquartier Neckarstraße“ innerhalb Überflutungsfläche HQ 100] x 0,58 m 
[mittlere Überflutungstiefe] = 104,40 m³ 
 
Zusammenfassend ist durch das Bauvorhaben ein Retentionsraumverlust ∆S von 
 ∆S = 147,90 m³ [SHQ100,Planung] - 104,40 m³ [SHQ100,Bestand] = 43,50 m³ 
 
zu erwarten. 
 

4.3 Sonstiges 
 
Der Einfluss des Vorhabens auf Hochwasserströmungen respektive Abfluss bei Hochwasser  
gemäß § 78 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1b WHG wird bezugnehmend auf die bereits vorhandene Be-
bauung sowie die Lage des Flurstücks innerhalb der geschlossenen Ortschaft vernachlässigt. 

 

5 FAZIT 
In der räumlichen Umgebung des Plangebietes ist gemäß Hochwassergefahrenkarte der 
Landesanstalt für Umwelt Baden-Württemberg (LUBW) keine Hochwasserschutzeinrichtung 
verzeichnet. 

In der Vergangenheit wurde ohne Genehmigungsverfahren bei der Errichtung des Parkplat-
zes „Grüner Baum“ südwestlich des Flurstücks Nr. 1234 ein Damm zurückgebaut und eine 
Mauer errichtet. Weder dem Wasserrechtamt des Landratsamtes Rhein-Neckar-Kreis noch 
der Stadt Eberbach liegen Unterlagen zum Hergang vor. Gemäß Absprache mit dem Was-
serrechtsamt des Landratsamtes Rhein-Neckar-Kreis wurde für die Bearbeitung der Stellung-
nahme als Grundlage die aktuelle Hochwassergefahrenkarte der LUBW mit den dargestellten 
Überschwemmungsflächen verwendet. Die Mauer verläuft innerhalb der Überflutungsfläche 
HQ50 (siehe Anlage VEP 2-Tiefgarage) entlang der Grundstücksgrenze (Bereich Zufahrt Tief-
garage). Die Mauer ist in den Hochwassergefahrenkarten der LUBW nicht als Hochwasser-
schutzeinrichtung erfasst. Daher wurde die Mauer bei den durchgeführten Berechnungen im 
Rahmen der Erstellung des Gutachtens nicht berücksichtigt. Der Bauherr gewährleistet, dass 
die Mauer weiterhin bestehen bleibt. 
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Die Retentionsraumbilanzierung ergab, dass nach Abriss der Bestandsgebäude und Neu-
bau des geplanten „Wohnquartier Neckarstraße“ ein Retentionsraumverlust von 43,50 m³ 
zu erwarten ist.  
Das Defizit kann dabei allerdings durch eine planmäßige Teil-Flutung der geplanten Tiefga-
rage ausgeglichen werden. Grundsätzlich werden unterhalb der HQ100 Wasserspiegellinie 
ausschließlich hochwasserbeständige Baustoffe oder Baumaterialien eingesetzt. Die Ver-
wendung oder Lagerung von wassergefährdenden Stoffen ist nicht erlaubt. Alternativ wäre 
eine Anpassung der Freiraumplanung (Tieferlegung der Grünfläche) denkbar. 
Die Voraussetzungen des § 78 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1a-c WHG zur unwesentlichen Beeinträch-
tigung der Hochwasserrückhaltung bei Umsetzung des Bauvorhabens sind somit erfüllt. 
 
 
 
 

 
  

     Sinsheim, im August 2022 
     Ba 
 

 
 

 
 

 



Anlage - VEP 2-Tiefgarage 





Fachamt: Steueramt  Vorlage-Nr.: 2024-064 
     
   Datum: 29.08.2024 

 
 

Beschlussvorlage 
 
  
Satzung zur Änderung der Satzung der Stadt Eberbach über die Erhebung einer 
Hundesteuer 
 
 
Beratungsfolge: 
 

Gremium am  Zuständigkeit 

Verwaltungs- und Finanzausschuss 12.09.2024 nicht öffentlich Beratung 

Gemeinderat 23.09.2024 öffentlich 
Beratung und 

Beschlussfassung 

 
 
Beschlussantrag: 
Der Gemeinderat beschließt die als Anlage beigefügte Satzung zur Änderung der Satzung 
der Stadt Eberbach über die Erhebung einer Hundesteuer.  
 
 
Klimarelevanz: 
Keine Klimarelevanz. 
 
 
 
Sachverhalt / Begründung: 
Aufgrund des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg werden Kommunen 
verpflichtet eine Hundesteuer zu erheben. Dies geschieht mittels einer zu erlassenden 
kommunalen Hundesteuersatzung. 
Die Neufassung der Satzung der Stadt Eberbach über die Erhebung einer Hundesteuer, im 
Folgenden -Hundesteuersatzung- genannt, datiert auf den 18. Oktober 1996, mit einem 
Steuersatz für das Halten eines Hundes (Erst-Hund) i.H.v. 150,00 DM. Für das Halten jedes 
weiteren Hundes gilt der doppelte Steuersatz. Durch die Einführung der Euro-Währung zum 
01.01.2002 wurde die o.g. Hundesteuersatzung am 22. Mai 2001 geändert und sieht bis dato 
einen Steuersatz für das Halten eines Hundes i.H.v. 75,00 € vor. Für jeden weiteren Hund 
wird analog der Satzung der doppelte Steuersatz festgesetzt. 
Durch die Neufassung des Kommunalabgabengesetzes BW (KAG-Novelle vom 17.03.2005)  
war es erforderlich die Hundesteuersatzung der neuen Reihenfolge der Paragraphen des 
o.g. Gesetzes anzupassen, demnach wurde die Satzung zuletzt am 01.12.2005 geändert. 
 
Da die Steuersätze der Hundesteuersatzung seit nunmehr über 28 Jahren unverändert 
geblieben sind, schlägt die Verwaltung vor die Steuersätze nach oben anzupassen. 
Aufgrund der angespannten Haushaltslage der Stadt Eberbach ist es unerlässlich alle 
Einnahmequellen voll auszuschöpfen, eine solide Anpassung der Hundesteuersätze ist 
deshalb unerlässlich. 
 
Die Verwaltung schlägt vor die Hundesteuer für das Halten eines Hundes im Stadtgebiet für 
den ersten Hund von 75,00 € auf 99,00 € im Kalenderjahr zu erhöhen. Hält ein Hundehalter 
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im Stadtgebiet mehrere Hunde, so soll für den zweiten und jeden weiteren Hund die Steuer 
von 150,00 € auf 198,00 € erhöht werden (wie bisher: doppelter Steuersatz des Erst-
Hundes). Da die Steuerpflicht gemäß der Regelung im § 3 der Hundesteuersatzung am 
ersten Tag des auf den Beginn des Haltens folgenden Kalendermonats beginnt, muss der 
Steuerbetrag durch zwölf teilbar sein, deshalb der Vorschlag des Steuersatzes i.H.v. 99,00 € 
bzw. 198,00 € (ab Zweithund). 
Der Steuersatz für die Zwingersteuer (Hundezucht) soll, wie bisher, das Dreifache des 
Steuersatzes für den Erst-Hund, demnach 297,00 € (bis dato 225,00 €) betragen. 
Mit Änderung der Hundesteuersatzung soll auch der § 5 „Steuersatz“ auf das Halten von 
Kampfhunden erstmalig ausgedehnt werden. Laut dem Ordnungsamt sind bis dato fünf 
Kampfhunde in Eberbach gemeldet. Mit einem erhöhten Steuersatz von 450,00 € für die sog. 
Listenhunde nach der „Polizeiverordnung des Innenministeriums und des Ministeriums 
Ländlicher Raum über das Halten gefährlicher Hunde“ (PolVOgH B.-W.) vom 03. Aug. 2000 
sollen die Hundehalter dahingehend sensibilisiert werden, auf eine mögliche Anschaffung 
der nachfolgenden Hunderassen zu verzichten. Für einen zweiten und jeden weiteren 
Kampfhund wird der doppelte Steuersatz festgesetzt. Die Eigenschaft als Kampfhund wird 
aufgrund rassenspezifischer Merkmale bei Hunden der folgenden Rassen sowie deren 
Kreuzungen untereinander oder mit anderen Hunden gemäß o.g. VO vermutet 
- American Staffordshire Terrier 
- Bullterrier 
- Pit Bull Terrier 
Darüber hinaus wird die Eigenschaft als Kampfhund im Einzelfall insbesondere bei folgenden 
Rassen sowie der Kreuzungen untereinander oder mit anderen Hunden gemäß obiger VO 
vermutet 
- Bullmastif 
- Staffordshire Bullterrier 
- Dogo Argentino 
- Bordeaux Dogge 
- Fila Brasileiro 
- Mastin Espanol 
- Mastino Napoletano 
- Mastiff 
- Tosa Inu 
 
 
Bei einer Anzahl von derzeit 720 Erst-Hunden und 74 weiteren Hunden (Zweit-/Dritt-/Viert-
Hunde) sowie 2 Zwingerhaltungen und 5 Kampfhunden könnten dadurch ab dem Jahre 2025 
Mehreinnahmen i.H.v. 21.726 € gegenüber dem Jahr 2024 erzielt werden. 
 
Berechnung wie folgt: 
720 *   24,00 € Erhöhung = 17.280,00 € 
  74 *   48,00 € Erhöhung =   3.552,00 € 
    2 *   72,00 € Erhöhung =      144,00 € 
    2 * 375,00 € Erhöhung =      750,00 € 
      21.726,00 € 
 
Die Verwaltung ist der Auffassung, dass die neuen Steuersätze noch eine moderate 
Erhöhung für alle Hundehalter bedeutet. Die neuen Steuersätze ab 2025 sind durchaus 
vertretbar und haben keine Erdrosselungswirkung gegen die Hundehalter in ihrer 
steuerlichen Leistungsfähigkeit. 
 
 
 
Peter Reichert 
Bürgermeister 
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Anlage/n: 
Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung einer Hundesteuer 
 
 
 
 



STADT EBERBACH 
Rhein-Neckar-Kreis 
 

Satzung 
 
zur Änderung der Satzung der Stadt Eberbach über die Erhebung einer Hundesteuer vom 
18. Oktober 1996. 
 
Aufgrund von § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) i.d.F. vom 24. Juli 
2000 (GBl. S.581, ber. S.698) zuletzt geändert durch Gesetz vom 27. Juni 2023 (GBl. S. 
229, 231) und §§ 2, 8 Abs. 2 und 9 Abs. 3 des Kommunalabgabengesetzes für Baden-
Württemberg (KAG) in der Fassung vom 17. März 2005 (GBl. S.206) zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 17. Dezember 2020 (GBl. S. 1233, 1249) hat der Gemeinderat der Stadt 
Eberbach in seiner Sitzung vom ______________ folgende Satzung beschlossen: 
 
 

 

§ 1 
 

§ 5  Steuersatz 
erhält folgende neue Fassung: 

 
(1) Die Steuer beträgt im Kalenderjahr für jeden Hund 99 Euro. Für das Halten 

eines Kampfhundes gem. Abs. 3 beträgt der Steuersatz abweichend von Satz 1 
450,00 €. Beginnt oder endet die Steuerpflicht im Laufe des Kalenderjahres, beträgt 
die Steuer den der Dauer der Steuerpflicht entsprechenden Bruchteil der 
Jahressteuer. 

 
(2) Hält ein Hundehalter im Stadtgebiet mehrere Hunde, so erhöht sich der nach Abs.1 

Satz 1 geltende Steuersatz für den zweiten und jeden weiteren Hund auf 198 Euro. 
Die vorstehende Regelung gilt nicht für Kampfhunde. Für den zweiten und jeden 
weiteren Kampfhund erhöht sich der nach Abs. 1 Satz 2 geltende Steuersatz auf 
900,00 €. Werden neben Kampfhunden noch andere Hunde gehalten, so gelten diese 
als „weitere Hunde“. Hierbei bleiben steuerfreie Hunde (§ 6) und Hunde im Zwinger  
(§ 7) außer Betracht. 

 
(3) Kampfhunde sind Hunde, bei denen aufgrund rassespezifischer Merkmale, durch 

Zucht oder im Einzelfall wegen ihrer Haltung oder Ausbildung von einer gesteigerten 
Aggressivität und Gefährlichkeit gegenüber Menschen oder Tieren auszugehen ist. 
Die Eigenschaft als Kampfhund liegt insbesondere bei Hunden der folgenden Rassen 
und Gruppen sowie deren Kreuzungen untereinander oder mit anderen Hunden vor: 

 
1. Pit Bull Terrier 
2. Bullterrier 
3. American Staffordshire Terrier  
4. Bullmastiff 
5. Mastino Napolitano 
6. Fila Brasilerio 
7. Bordeaux-Dogge 
8. Mastin Espanol 
9. Staffordshire Bullterrier 
10. Dogo Argentino 
11. Mastiff 
12. Tosa Inu 
 



(4) Die Zwingersteuer für Zwinger im Sinne von § 7 Abs.1 beträgt das Dreifache des 
Steuersatzes nach Abs.1. 

 
 

§ 2  
 

§ 8  Allgemeine Bestimmungen über Steuervergünstigungen 
erhält folgende neue Fassung: 

 
(1) Für die Gewährung einer Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung 

(Steuervergünstigung) sind die Verhältnisse zu Beginn des Kalenderjahres, in den 
Fällen des § 3 Abs. 1 diejenigen bei Beginn der Steuerpflicht maßgebend. 

 
(2) Die Vergünstigung ist zu versagen, wenn 
 

1. die Hunde, für die eine Steuervergünstigung in Anspruch genommen wird, für 
den angegebenen Verwendungszweck nicht geeignet sind.  
 

2. in den Fällen des § 7 keine ordnungsmäßigen Bücher über den Bestand, den 
Erwerb und die Veräußerung der Hunde geführt werden oder wenn solche 
Bücher der Stadt nicht bis zum 31. März des jeweiligen Kalenderjahres 
vorgelegt werden. Wird der Zwinger erstmals nach dem Beginn des 
Kalenderjahres betrieben, so sind die Bücher bei Antragstellung der jeweiligen 
Ermäßigung vorzulegen.  
 

3. in den Fällen des § 6 Nr. 2 die geforderte Prüfung nicht innerhalb von zwölf 
Monaten vor dem in Abs. 1 bezeichneten Zeitpunkt von den Hunden mit Erfolg 
abgelegt wurde. 

 
(3) Für Kampfhunde im Sinne des § 5 Abs. 3 werden Steuervergünstigungen nicht 

gewährt. 
 
 

§ 3 
 

§ 10  Anzeigepflicht 
erhält folgende neue Fassung: 

 
(1) Wer im Stadtgebiet einen über drei Monate alten Hund hält, hat dies innerhalb eines 

Monats nach dem Beginn der Haltung oder nachdem der Hund das steuerbare Alter 
erreicht hat, der Stadt unter Angabe der Hunderasse schriftlich anzuzeigen. Bei 
Kampfhunden gem. § 5 Abs. 3 ist auch die Rasse (bei Kreuzungen die Rasse des 
Vater- und Muttertieres) anzuzeigen.  

 
(2) Endet die Hundehaltung oder entfallen die Voraussetzungen für eine gewährte 

Steuervergünstigung, so ist dies der Stadt innerhalb eines Monats anzuzeigen. 
 

(3) Eine Verpflichtung nach Abs. 1 und 2 besteht nicht, wenn feststeht, dass die 
Hundehaltung vor dem Zeitpunkt, an dem die Steuerpflicht beginnt, beendet wird. 

 
(4) Wird ein Hund veräußert, so ist in der Anzeige nach Abs. 2 der Name und die 

Anschrift des Erwerbers anzugeben. 
 
 
 
 



 

§ 4 
 

Inkrafttreten 
 

Die Änderungssatzung tritt am 01. Januar 2025 in Kraft. Gleichzeitig treten die von dieser 
Satzungsänderung betroffenen Regelungen früherer Satzungen außer Kraft.  
 
 
 
Eberbach, den 23.09.2024      Der Bürgermeister 
 
 
 
         Peter Reichert 
 
 
 
 
 
 
 
 
HINWEIS: 
 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
Baden-Württemberg (GemO) oder von aufgrund der GemO erlassener Verfahrens- und 
Formvorschriften beim Zustandekommen dieser Satzung ist nach § 4 Abs. 4 GemO 
unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich oder elektronisch und unter Bezeichnung des 
Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, innerhalb eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung gegenüber der Stadt Eberbach geltend gemacht worden ist.  
Wer die Jahresfrist verstreichen lässt, ohne tätig zu werden, kann eine etwaige 
Verletzung gleichwohl auch später geltend machen,  
wenn 

• die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die 

Bekanntmachung verletzt worden sind oder 

• der Bürgermeister dem Beschluss nach § 43 GemO wegen Gesetzwidrigkeit 

widersprochen hat oder 

• vor Ablauf der Jahresfrist die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet 

oder eine dritte Person die Verletzung gerügt hat. 

 
 



Fachamt: Stadtkasse  Vorlage-Nr.: 2024-190 
     
   Datum: 28.08.2024 

 
 

Beschlussvorlage 
 
  
Annahme von Geld- und Sachspenden 
 
 
Beratungsfolge: 
 

Gremium am  Zuständigkeit 

Gemeinderat 23.09.2024 öffentlich 
Beratung und 

Beschlussfassung 

 
 
Beschlussantrag: 
 
Der Gemeinderat stimmt der Annahme der Geld- und Sachspenden zu.  
 
 
Klimarelevanz: 
 
keine 
 
 
Sachverhalt / Begründung: 

Gemäß § 78 Abs. 4 GemO für Baden-Württemberg in Verbindung mit der Dienstanweisung 
über die Annahme und Behandlung von Spenden der Stadt Eberbach vom 17.02.2017 
müssen Spenden vom Gemeinderat angenommen werden. 
 
Der Stadt Eberbach wurden Spenden lt. beigefügter Liste zugewendet, 
bzw. sollen Spenden lt. beigefügter Liste zugewendet werden. 
 
Spender, die der Veröffentlichung Ihrer personenbezogenen Daten nicht zugestimmt haben, 
werden dem Gemeinderat im nichtöffentlichen Teil der Gemeinderatssitzung 
bekanntgegeben. 
 
 
 
 
Peter Reichert 
Bürgermeister 

  

 
 
 

Anlage/n: 
 
Spendenliste  
 
 



Spendenliste zur Gemeinderatsdrucksache Nr. 2024-190 

 

 

Datum Spender Betrag Spendensache 

Verwendungszweck 

    

21.05.24 Bürger- und Heimatverein e.V. und  

SSV 1487 Eberbach e.V.  

69412 Eberbach  

1.345,71 € 

Sachspende 

Sanierung des 

Carls-Thal-Stein  

April- 

Juni 

Diverse Spender/innen 252,79 € 

Sachspende 

Büchen und Medien für die  

Stadtbibliothek  

27.06.24 Franziska van Almsick Stiftung  

68766 Hockenheim  

3.360,00 € 

Geldspende  

Förderung des Schwimmunterrichts 

an Eberbacher Schulen  

28.06.24 Volksbank Neckartal eG 

Gewinnsparverein 

250,00 € 

Geldspende 

Dr. Weiß-Schule SBBZ 

04.07.24 Anonymer Spender 350,00 € 

Sachspende 

Gemälde des Malers Paul Schmohl 

von 1899 (Pulverturm) 

für das Stadtarchiv 

19.07.24 Volksbank Neckartal eG 

Gewinnsparverein  

350,50 € 

Geldspende  

Dr. Weiß-Grundschule  

 



Fachamt: Kämmerei  Vorlage-Nr.: 2024-180 
     
   Datum: 14.08.2024 

 
 

Beschlussvorlage 
 
  
Feststellung des Jahresabschlusses 2018 
 
 
Beratungsfolge: 
 

Gremium am  Zuständigkeit 

Verwaltungs- und Finanzausschuss 12.09.2024 nicht öffentlich Beratung 

Gemeinderat 23.09.2024 öffentlich 
Beratung und 

Beschlussfassung 

 
 
Beschlussantrag: 
 

1. Der Gemeinderat stellt den Jahresabschluss der Stadt Eberbach für das Jahr 2018 
fest. 
 

2. Soweit noch nicht geschehen werden die entstandenen über- und außerplanmäßigen 

Aufwendungen genehmigt. Gleichzeitig wird den nach § 84 Abs. 2 der 

Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) zulässigen überplanmäßigen 

Investitionsausgaben zugestimmt. 

 
3. Der Rechenschaftsbericht und die Ausführungen zu der Bilanz werden zur Kenntnis 

genommen. 
 
 
 
Klimarelevanz: 
 
Keine 
 
 
 
Sachverhalt / Begründung: 
 
Die Stadt Eberbach hat nach § 95 GemO zum Ende des Haushaltsjahres einen 
Jahresabschluss aufzustellen. Der Jahresabschluss stellt die tatsächliche Vermögens-, 
Ertrags- und Finanzlage der Gemeinde dar. Er besteht aus dem Rechenschaftsbericht, der 
Ergebnisrechnung, der Finanzrechnung und der Bilanz. Zusätzlich sind in den Anlagen zur 
Bilanz und zum Jahresabschluss weitere Auswertungen zur finanziellen und wirtschaftlichen 
Situation der Kommune darzustellen. 
 
Die Eckpunkte des Jahresabschlusses 2018 stellen sich wie folgt dar: 
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  EUR 

1. Ergebnisrechnung  

1.1 Summe der ordentlichen Erträge 40.528.864,46 

1.2 Summe der ordentlichen Aufwendungen     -37.601.780,71 

1.3 Ordentliches Ergebnis (Saldo aus 1.1 und 1.2)   2.927.083,75 

1.4 Außerordentliche Erträge 114.057,76  

1.5 Außerordentliche Aufwendungen -2.568,06 

1.6 Sonderergebnis (Saldo aus 1.4 und 1.5) 111.489,70  

1.7 Gesamtergebnis (Summe aus 1.3 und 1.6) 3.038.573,45 

   

2. Finanzrechnung  

2.1 Summe der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 39.232.653,82 

2.2 Summe der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit  -33.505.205,75 

2.3 Zahlungsmittelüberschuss/-bedarf der Ergebnisrechnung 

(Saldo aus 2.1 und 2.2)  

5.727.448,07 

2.4  2.4 Summe der Einzahlungen aus Investitionstätigkeit  2.052.314,47 

2.5  Summe der Auszahlungen aus Investitionstätigkeit  -5.111.378,07 

2.6  Finanzierungsmittelüberschuss/-bedarf aus 

Investitionstätigkeit (Saldo aus 2.4 und 2.5)  

-3.059.063,60 

2.7   Finanzierungsmittelüberschuss/-bedarf (Saldo aus 2.3 und 

2.6)  

2.668.384,47 

2.8  Summe der Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit  1.029.000,00  

2.9   Summe der Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit  -1.717.144,01  

2.10  Finanzierungsmittelüberschuss/-bedarf aus 

Finanzierungstätigkeit (Saldo aus 2.8 und 2.9)  

-688.144,01 

2.11  Änderung des Finanzierungsmittelbestands zum Ende 

des Haushaltsjahres (Saldo aus 2.7 und 2.10)   

1.980.240,46 

2.12  Zahlungsmittelüberschuss/-bedarf aus 

haushaltsunwirksamen Einzahlungen und Auszahlungen  

-1.207.734,41 

2.13  Anfangsbestand an Zahlungsmitteln  10.591.664,13  

2.14  Veränderung des Bestands an Zahlungsmitteln (Saldo 

aus 2.11 und 2.12)  

772.506,05  

2.15 Endbestand an Zahlungsmitteln am Ende des 

Haushaltsjahres (Saldo aus 2.13 und 2.14) 

11.364.170,18 

   

3. Bilanz  

3.1  Immaterielles Vermögen  8.452,47 

3.2 Sachvermögen   133.637.283,20  

3.3  Finanzvermögen 23.282.696,83  

3.4  Abgrenzungsposten  2.291.990,77  

3.5  Nettoposition  0,00  

3.6  Gesamtbetrag auf der Aktivseite (Summe aus 3.1 bis 3.5)   159.220.423,27 

3.7  Basiskapital -90.755.274,09 

3.8  Rücklagen  -10.874.228,92  

3.9  Fehlbeträge des ordentlichen Ergebnisses  0  

3.10  Sonderposten -31.378.572,49 

3.11  Rückstellungen  -1.682.971,95  

3.12  Verbindlichkeiten  -22.344.353,06 

3.13  Passive Rechnungsabgrenzungsposten  -2.185.022,76  

3.14  Gesamtbetrag auf der Passivseite (Summe aus 3.7 bis 

3.13)  

-159.220.423,27 
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Eine detaillierte Darstellung der tatsächlichen finanziellen Entwicklung des  
Haushaltsjahres 2018 ergibt sich aus dem Rechenschaftsbericht und den Erläuterungen  
zur Bilanz. 
 
Der Gemeinderat hat am 27.01.2022 beschlossen, dass der Planvergleich des 
Jahresabschlusses nach der Mindestgliederung der §§ 2-4 der 
Gemeindehaushaltsverordnung (GemHVO) aufgestellt wird (Vorlage 2021-359). Die 
Ergebnisrechnung und Finanzrechnung der beigefügten Jahresrechnung sind daher in dieser 
Gliederungstiefe dargestellt.  
 
 
 
 
Peter Reichert 
Bürgermeister 

  

 
 
 

Anlage/n: 
 
Jahresrechnung 2018 
 
 
 



  

Stadt 
Eberbach 
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I.  Der doppische Jahresabschluss 
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I. Der doppische Jahresabschluss 
 
Nach § 95 der Gemeindeordnung (GemO) ist zum Schluss eines jeden 
Haushaltsjahres ein Jahresabschluss aufzustellen.  
 
Die Bestandteile des Jahresabschlusses sind in § 95 Abs. 2 GemO benannt. Es 
handelt sich hierbei um das bekannte Drei-Komponenten-System des doppischen 
Rechnungswesens: 
 
- Die Ergebnisrechnung enthält die Erträge und Aufwendungen  
- Die Finanzrechnung umfasst Ein- und Auszahlungen  
- Die Bilanz: Auf Basis einer Vollvermögensrechnung wird der Vermögensstatus 
ermittelt und in der Bilanz dargestellt. 
 
 

 
Der Jahresabschluss ist gemäß § 95 Abs. 1 GemO nach den Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Buchführung unter Berücksichtigung der besonderen 
gemeindehaushaltsrechtlichen Bestimmungen aufzustellen und muss klar und 
übersichtlich sein. Er hat die tatsächliche Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage der 
Gemeinde darzustellen. 
 
Die besonderen gemeindehaushaltsrechtlichen Bestimmungen finden sich in den   
§§ 47 – 55 der Gemeindehaushaltsverordnung (GemHVO). Zu Ergebnisrechnung    
(§ 49), Finanzrechnung (§ 50), Planvergleich (§ 51), Bilanz (§ 52), Anhang (§ 53) und 
Rechenschaftsbericht (§ 54) sind hier weitere Vorgaben enthalten. 
 
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 27.01.2022 einstimmig beschlossen, dass 
der Planvergleich des Jahresabschlusses nach § 51 GemHVO nach der 
Mindestgliederung der §§ 2-4 Gemeindehaushaltsverordnung aufgestellt wird 
(Vorlage 2021-359). 
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II. Rechenschaftsbericht 
 
zum Jahresabschluss 31.12.2018 (§ 95 Abs. 2 Satz 2 GemO, § 54 GemHVO) 
 
1. Statistische Angaben 
 
 Einwohnerzahl  nach der Volkszählung am 17.05.39   7.265  Einwohner 

    dto.    am 13.09.50 11.038  Einwohner 

    dto.    am 06.06.61 12.492  Einwohner 

    dto.    am 27.05.70 13.998  Einwohner 

    dto.    am 25.05.87 15.063  Einwohner 

    dto.    am 09.05.11 14.464 Einwohner   

 

Einwohnerzahl  nach der Fortschreibung am 30.06.08 15.180  Einwohner 

    dto.    am 30.06.09 15.091  Einwohner 

    dto.    am 30.06.10 14.931  Einwohner 

    dto.    am 30.06.11 14.810  Einwohner 

    dto.    am 30.06.12 14.693  Einwohner 

    dto.    am 30.06.13 14.495  Einwohner 

    dto.    am 31.12.14 14.708  Einwohner 

    dto.    am 31.12.15 14.751  Einwohner 

    dto.    am 31.12.16 14.871 Einwohner 

    dto.    am 31.12.17 14.758 Einwohner 

    dto.    am 31.12.18 14.645 Einwohner 

 

Hiervon in den Stadtteilen: 

Igelsbach = 113 Einwohner  Lindach = 207  Einwohner  

Gaimühle = 68 Einwohner  Pleutersbach = 598  Einwohner  

Unterdielbach = 196 Einwohner  Brombach = 362  Einwohner  

Friedrichsdorf = 288 Einwohner  Rockenau = 742  Einwohner  

Schöllenbach = 26 Einwohner 

 

Gemarkungsfläche: 8.117 ha 

darunter städtischer Waldbesitz:  3.582 ha 
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Steuerkraftzahlen 2018 2017 

 € € 

Steuerkraftmesszahl 12.571.205 15.248.371 

Bedarfsmesszahl 22.118.112 21.054.386 

Schlüsselzahl 9.546.907 5.806.015 

Steuerkraftsumme für die Berechnung 

der Finanzausgleichsumlage u. Kreisumlage 17.372.050 21.101.498 

  

  

 

Schlüsselzahlen 2018 2017 

   

für Einkommensteueranteil (30/60.000 €) 0,0010859 0,0011339 

und Familienleistungsausgleich (2018-2020) (2015-2017) 

Umsatzsteueranteil  0,0012833 0,0015275 

 (GemFinRefGes) (2018-2020) (2015-2017) 

 

 
 

2. Gemeindeorgane 2018 (§ 52 Abs. 2 Nr. 8 GemHVO): 

 

1. Bürgermeister     REICHERT, Peter 

       gewählt am 21.10.2012 

 

2. 1. Ehrenamtl. Bgm.Stellvertreter  SCHIECK, Rolf 

 2. Ehrenamtl. Bgm.Stellvertreter  REINIG, Michael 

 3. Ehrenamtl. Bgm.Stellvertreter  KLEEBERGER, Wolfgang  
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Gemeinderat: 

Zusammensetzung des Gemeinderats im Jahre 2018: 

 

 CDU – Fraktion 
 Braun, Karl Sonderschullehrer i.R. 
 Kleeberger, Wolfgang Sparkassendirektor i.R. 
  Joho, Patrick Polizeikommissar   
 Hellmuth, Georg  Dipl.-Ingenieur 
 Stumpf, Heiko Bauingenieur 
 Schulz, Michael Oberstudienrat 
 

 SPD – Fraktion 
 Müller, Jens  Elektroinstallateur 
 Schieck, Rolf Realschullehrer 
 Eiermann, Klaus Ltd. Kreisverwaltungsdirektor a.D. 
  Huck, Peter Studiendirektor 
 Scheurich, Markus staatl. gepr. Techniker 
 Röderer, Jan-Peter Neurobiologe 

 

 FWV – Fraktion 
 Lehn, Susanne Krankenschwester 
 Lutzki, Ralf Konditormeister 
 Polzin, Dietmar Hochschulprofessor 
 Reinig, Michael Kfz.-Meister 
 Wessely, Peter Bankkaufmann 
 Müller, Benjamin Zimmerermeister 
 

 Alternative Grüne Liste (AGL) 
 Kaiser, Christian Student  
 Stumpf, Peter Gymnasiallehrer 
 Thomson, Kerstin Dipl.-Ing. 
 Jost, Lothar Jurist/Pensionär 
 

Ortsvorsteher 
 Brombach  Hartmann, Viktor 
 Friedrichsdorf Friedrich, Harald 
 Lindach Schwarz, Peter 
 Pleutersbach Rupp, Daniel  
 Rockenau Leistner, Johann 

 
 

Im Jahr 2018 wurden 50.624,96 € an Aufwandsentschädigungen („Sitzungsgeld“) ausgezahlt. 
 

 
 

Verwaltung 
 
10 Hauptamt  Steck, Anke   Hauptamtsleiterin  
20 Kämmerei Müller, Patrick  Stadtkämmerer 
30 Rechtsamt Dr. Oertel, Martin-Peter Oberrechtsrat bis 14.04.2018 
60 Bauamt  Koch, Steffen  Bauamtsleiter 
81 Stadtwerke Haag, Günther  Werkleiter 
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3. Haushaltssatzung 2018 
 
Aufgrund von § 79 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg hat der Gemeinderat am 
21.12.2017 folgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2018 beschlossen: 

 

§ 1 Ergebnishaushalt und Finanzhaushalt 

 

Der Haushaltsplan wird festgesetzt 

 

1.   im Ergebnishaushalt mit folgenden Beträgen 

1.1 Gesamtbetrag der ordentlichen Erträge von  39.972.910 € 

1.2 Gesamtbetrag der ordentlichen Aufwendungen von  34.795.201 € 

1.3 Ordentliches Ergebnis von   1.732.009 € 

1.4 Abdeckung von Fehlbeträgen aus Vorjahren von  0 € 

1.5 Veranschlagtes Ordentliches Ergebnis von  1.732.009 € 

1.6 Gesamtbetrag der außerordentlichen Erträge von  0 € 

1.7 Gesamtbetrag der außerordentlichen Aufwendungen von  0 € 

1.8 Veranschlagtes Sonderergebnis von   0 € 

1.9 Veranschlagtes Gesamtergebnis von   1.732.009 € 

2. im Finanzhaushalt mit den folgenden Beträgen 

2.1 Gesamtergebnis der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit von 38.758.610 € 

2.2 Gesamtergebnis der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit von 36.859.404 € 

2.3 Zahlungsmittelüberschuss aus laufender Verwaltungstätigkeit von 3.963.409 € 

2.4 Gesamtbetrag der Einzahlungen aus Investitionstätigkeit von  4.892.160 € 

2.5 Gesamtbetrag der Auszahlungen aus Investitionstätigkeit von  7.829.150 € 

2.6 Veranschlagter Finanzierungsmittelüberschuss /-bedarf  - 2.936.990 € 

  aus Investitionstätigkeit von 

2.7 Veranschlagter Finanzierungsmittelüberschuss /-bedarf von  1.026.419 € 

2.8 Gesamtbetrag der Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit von  0 € 

2.9 Gesamtbetrag der Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit von  690.650 € 

2.10 Veranschlagter Finanzierungsmittelüberschuss /-bedarf aus 

        aus Finanzierungstätigkeit von   - 690.650 € 

2.11 Veranschlagte Änderung des Finanzierungsmittelbestands,  335.769 € 

        Saldo des Finanzhaushalts (Saldo aus 2.7 und 2.10) 
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§ 2 Kreditermächtigung 

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitions- 
förderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird festgesetzt auf 0 EUR.  

 

§ 3 Verpflichtungsermächtigungen 

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Ermächtigungen zum Eingehen von Verpflichtungen, die 
künftige Haushaltsjahre mit Auszahlungen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 
belasten (Verpflichtungsermächtigung) wird festgesetzt 

auf 5.525.000 EUR. 

 

§ 4 Kassenkredite 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite wird festgesetzt auf 2.500.000 EUR. 

 

§ 5 Steuersätze 

 

Die Hebesätze wurden im Rahmen einer gesonderten Satzung über die Realsteuerhebesätze, 
beschlossen am 29.01.2015, festgesetzt: 

1.  für die Grundsteuer 

 a) für land- und forstwirtschaftliche Betriebe  

 (Grundsteuer A) auf 400 v. H.  

 b) für die übrigen Grundstücke (Grundsteuer B) auf 400 v. H. 

 

2. für die Gewerbesteuer 

 nach dem Gewerbeertrag auf 360 v. H. der   Steuermessbeträge 

 

Die Gesetzmäßigkeit der Haushaltssatzung mit Haushaltsplan wurde vom Landratsamt des Rhein- 
Neckar-Kreises als Rechtsaufsichtsbehörde durch Verfügung vom 24.01.2018 bestätigt. 

 
Die für den Gesamtbetrag der in städtischen Haushalt vorgesehenen Kreditaufnahmen für 
Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) erforderliche Genehmigung 
gemäß § 87 Abs. 2 der Gemeindeordnung wurde erteilt. 

 
Ebenso wurde die für den Gesamtbetrag der in städtischen Haushalt vorgesehenen 
Verpflichtungsermächtigungen erforderliche Genehmigung gemäß § 86 Abs. 4 der Gemeindeordnung 
erteilt. 
 
Der Haushaltsplan 2018 lag entspr. § 81 Abs. 3 GemO zur Einsichtnahme vom 12.02.2018 bis  
einschließlich 20.02.2018 bei der Stadtkämmerei öffentlich aus. 
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4. Gesamtergebnis 2018 
 
In die Gesamtergebnisrechnung fließen alle Erträge und Aufwendungen eines Haushalts- 
jahres ein.  
 
Sie schloss wie folgt:  
 
Summe der ordentlichen Erträge      40.528.864,46 €  
 
Summe der ordentlichen Aufwendungen    37.601.780,71 €  
ordentliches Ergebnis          2.927.083,75 €  
 
außerordentliche Erträge           114.057,76  €  
 
außerordentliche Aufwendungen                   2.568,06 €  
Sonderergebnis                 111.489,70 €  
 
Gesamtergebnis             3.038.573,45 € 
 
In den einzelnen Kostenartengruppen stellt sich das Ergebnis wie folgt dar:  
 

lfd. 
Nr. 

 Gesamtergebnisrechnung 
 

Ertrags- und Aufwandsarten 
 

Fortgeschriebener
Ansatz 2018 

 
EUR 

Ergebnis 
2018 

 
EUR 

Vergleich Ansatz-
Ergebnis 

 
EUR 

   2 3 4 

1 + Steuern und ähnliche 
Abgaben 

19.744.540 19.723.181,91 21.358 

2 + Zuweisungen und 
Zuwendungen, Umlagen 

11.243.780 12.050.823,95 807.044- 

3 + Aufgelöste 
Investitionszuwendungen und 
-beiträge 

1.214.300 1.381.079,66 166.780- 

4 + Sonstige Transfererträge 0 0,00 0 

5 + Entgelte für öffentliche 
Leistungen oder 
Einrichtungen 

3.743.700 3.144.135,22 599.565 

6 + Sonstige privatrechtliche 
Leistungsentgelte 

1.967.820 1.665.702,16 302.118 

7 + Kostenerstattungen und 
Kostenumlagen 

1.113.050 1.066.227,72 46.822 

8 + Zinsen und ähnliche Erträge 150 3.367,85 3.218- 

10 + Sonstige ordentliche Erträge 945.570 1.494.345,99 548.776- 

11 = Ordentliche Erträge 39.972.910 40.528.864,46 555.954- 

12 - Personalaufwendungen 8.815.119- 8.839.101,93- 23.983 

13 - Versorgungsaufwendungen 181.100- 1.120,98- 179.979- 

14 - Aufwendungen für Sach- und 
Dienstleistungen 

9.160.510- 7.679.010,42- 1.481.500- 

15 - Abschreibungen 3.445.700- 4.223.444,31- 777.744 

16 - Zinsen und ähnliche 
Aufwendungen 

632.650- 629.325,27- 3.325- 

17 - Transferaufwendungen 14.606.060- 14.880.522,74- 274.463 

18 - Sonstige ordentliche 
Aufwendungen 

1.399.762- 1.349.255,06- 50.507- 

19 = Ordentliche Aufwendungen 38.240.901- 37.601.780,71- 639.121- 
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lfd. 
Nr. 

 Gesamtergebnisrechnung 
 

Ertrags- und Aufwandsarten 
 

Fortgeschriebener
Ansatz 2018 

 
EUR 

Ergebnis 
2018 

 
EUR 

Vergleich Ansatz-
Ergebnis 

 
EUR 

   2 3 4 

20 = Ordentliches Ergebnis 1.732.009 2.927.083,75 1.195.075- 

21 + Außerordentliche Erträge 0 114.057,76 114.058- 

22 - Außerordentliche 
Aufwendungen 

0 2.568,06- 2.568 

23 = Sonderergebnis 0 111.489,70 111.490- 

24 = Gesamtergebnis 1.732.009 3.038.573,45 1.306.565- 

27  Zuführung zur Rücklage aus 
Überschüssen des 
ordentlichen Ergebnisses 

0 2.927.083,75- 2.927.084 

31  Zuführung zur Rücklage aus 
Überschüssen des 
Sonderergebnisses 

0 111.489,70- 111.490 

32  Verrechnung eines 
Fehlbetrags beim 
Sonderergebnis mit der 
Rücklage aus Überschüssen 
des Sonderergebnisses 

0 0,00 0 

 
 
Bei der Haushaltsplanaufstellung wurde für das Jahr 2018 ein positives Ergebnis in Höhe von 

1.732.009 € eingeplant. In der Ergebnisrechnung konnte das geplante Gesamtergebnis 

wesentlich verbessert werden. Bei einem ordentlichen Ergebnis von +3.038.573,45 € liegt die 

Stadt Eberbach  1,3 Mio. € über dem geplanten Ergebnis. Bei den Erträgen konnten 0,55 Mio. 

€ über dem Planansatz verbucht werden. Es konnten bessere Ergebnisse bei den 

Zuweisungen, Zuwendungen und Umlagen sowie bei den sonstigen ordentlichen Erträgen 

erzielt werden. Außerdem konnten wir durch Einsparungen bei den ordentlichen 

Aufwendungen in Höhe von 639.121 € dieses gute Ergebnis erreichen. 

 

Begründungen zu einzelnen wesentlichen Abweichungen:  

 

Zeile 1 Steuern: Bei der Rubrik Steuern gab es im Rechnungsjahr 2018 bei der 

Gewerbesteuer einen Rückgang von 186 T€ (Plan 8,5 Mio Ergebnis 8,3 Mio€) dies konnte 

kompensiert werden durch Mehrerträge bei dem Gemeindeanteil bei der Einkommensteuer 

mit + 140 T€.  

 

Zeile 2 und 3 Erträge aus Zuweisungen und Zuschüssen und aufgelöste 

Investitionszuwendungen und Beiträge: Die wesentlichen Abweichung gegenüber den 

Planansätzen ergaben sich bei folgenden Positionen: Die Schlüsselzuweisungen von Land in 

Höhe von  8,23 Mio € sind gegenüber dem Planansatz um +488.218 € gestiegen (Plan 7,74 

Mio €). Bei den Zuweisungen vom Land für laufende Zwecke ergab sich eine höhe Zuwendung 

bei dem Bereich Kinderbetreuung,  Bei den Erträgen aus der Auflösung der Zuwendungen und 
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Beiträge in Höhe von 1,381 Mio € (Plan 1,214 €) ergab sich durch die nachträglich 

eingebrachte Eröffnungsbilanz eine Abweichung von +166.780 €. Außerdem wurde eine 

Förderung vom Land ausgezahlt für ein Konzept Starkregenereignisse über 46,5 T€ welche 

nicht im Planansatz enthalten war und für den Bereich Integrationsmanager lag die 

Zuwendung + 50 T€ 

 

Zeile 5 Erträge aus öffentlich-rechtlichen Entgelten:  Bei den öffentlich-rechtlichen 

Entgelten wurde ein Ergebnis von 3,14 Mio € erzielt (Plan 3,74 Mio €), dies war ein Rückgang 

von -600 T€ €. Die Abweichung resultiert aus einem Rückgang der Erträge beim Bereich 

Bestattungswesen in Höhe von 115 T€ sowie eine Abweichung vom Plan im Bereich 

Abwasserbeseitigung – Kanal in Höhe von 510 T€.  

 

Zeile 6 Privatrechtliche Leistungsentgelte:  Im Jahr 2018 konnten bei den Privatrechtlichen 

Leistungsentgelten die Planansätze in Höhe von 1,9 Mio. € nicht erreicht werden. Am 

Jahresende haben wir ein Ergebnis von 1,6 Mio. € verbucht. Es wurden insgesamt -302 T€ 

weniger vereinnahmt. Dies ist auf den Rückgang der Erträge aus dem Bereich 

Nebenkostenersätze und Verkauf zurückzuführen. Der Haushaltsansatz von 464 T€ bei den 

Mieten und Pachten konnte übertroffen werden, am Jahresende waren 475 T€ verbucht, dies 

bedeutet mehr Einnahmen von +10 T€.  Der Haushaltsansatz von 1,38 Mio € aus dem Bereich 

Verkauf konnte nicht erreicht werden, am Jahresende waren 1,07 Mio € verbucht, dies 

bedeutet weniger Einnahmen von -305 T€ die zum größten Teil dem Rückgang der Erträge 

beim Holzverkauf zuzuschreiben sind. Im Bereich Nebenkostenersätze wurde ein 

Minderertrag von 15 T€ verbucht. Der Haushaltsansatz war 100 T€ und verbucht wurden 84 

T€. Ebenso im Bereich sonstige privatrechtliche Leistungsentgelte stiegen die Erträge um 8 

T€. Der Haushaltsansatz betrug 19 T€ und am Jahresende wurden 27 T€ verbucht. 

 

Zeile 7 Kostenerstattungen und Kostenumlagen: An Erstattungen von Landkreis und 

Gemeinden wurden +123 T€ mehr eingenommen als geplant. Bei den Erstattungen von 

übrigen Bereichen wurden 282 T € geplant, allerdings konnten hier nur Einnahmen in Höhe 

von 120 T € verbucht werden. Die Differenz zum Planansatz beträgt somit -162 T €. Insgesamt 

wurde im Bereich Kostenerstattungen und Kostenumlagen mit einem Planansatz von 1,1 Mio. 

€ gerechnet, im Ergebnis wurden 46 T€ weniger verbucht und somit wurde ein Ergebnis von 

1,06 Mio € erreicht.   

 

Zeile 8 Zinserträge: Die Zinserträge 2018 haben mit einem Ergebnis von 3.367,85 € (Plan 

150,00 €) den Planansatz übertroffen. Insgesamt konnten 3.218 € mehr Zinsen erwirtschaftet 

werden. 
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Zeile 10 sonstige ordentliche Erträge: Im Wesentlichen resultiert die Abweichung von 

Erträgen bei den Nachzahlungszinsen 472 T€  (Plan 50 T€) diese lagen mit 422 T€ weit über 

dem Planansatz. Die Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen waren nicht geplant und 

wurden in diesem Bereich in Höhe von 124 T€ verbucht.  

 

Zeile 12 Personalaufwendungen:  

 
Bei den Personalaufwendungen wurden in Summe Mehrausgaben in Höhe von 23 T€ 

getätigt. Dieser Betrag teilt sich wie folgt auf: 

 

Art Ansatz € Ergebnis € Differenz € 
Personalaufwendungen 8.815.119- 8.839.101,93- 23.983 
40110000 Beamte 581.306- 531.486,12- 49.820- 
40120000 Dienstaufwendungen tariflich 
Beschäftigt 

5.804.619- 5.761.835,83- 42.783- 

40210000 Beiträge Versorgungskasse 
Beamte 

629.129- 792.913,39- 163.785 

40220000 Beiträge zu Versorgungskasse 
tarifl. Bes 

623.419- 565.547,88- 57.871- 

40290000 Beiträge Versorgungskasse so. 
Besch. 

0 244,00- 244 

40320000 Sozialversicherungsbeiträge 
tariflich Be 

1.146.343- 1.189.570,98- 43.228 

40410000 Beihilfen, Unterstützungsl. 
Bedienstete 

30.304- 2.496,27 32.800- 

 

Zeile 13 Versorgungsaufwendungen:  

Die besondere Umlage für Versorgungsempfänger wurde zum 01.01.2018 in die allgemeine 

Umlage überführt. Diese Position ist nun in Zeile 12 Personalaufwendungen enthalten. 

 

Zeile 14 Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen: Der große Bereich der Sach- und 

Dienstleistungen schließt 2018 mit 7,67 Mio € ab (Plan 9,16 Mio €). Das ist 1,48 Mio € unter 

den Planansätzen. Die wesentlichen Abweichungen sind wie folgt:  

Art Ansatz Ergebnis Differenz 
Unterh. Grundst. und bauli.Anlagen 1.377.290- 1.275.307,90- 101.982- 
Unterh. des sonst. unbeweglichen Vermöge 1.041.500- 1.122.984,52- 81.485 
Unterhaltung des beweglichen Vermögens 1.640- 2.138,79- 499 
Erwerb GWG bewegliches Vermögen bis 1000 143.710- 143.318,26- 392- 
Mieten inkl. Nebenkosten und Pachten 157.450- 136.518,37- 20.932- 
Bew. Grundstücke, baul. Anlagen u. Infra 59.470- 47.461,06- 12.009- 
Aufwendungen Strom 715.200- 720.378,95- 5.179 
Aufwendungen Gas 278.000- 284.986,90- 6.987 
Aufwendungen Heizöl 52.900- 48.656,22- 4.244- 
Aufwendungen Fernwärme 249.100- 113.621,26- 135.479- 
Aufwendungen Wasserversorgung 54.000- 52.608,50- 1.392- 
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Art Ansatz Ergebnis Differenz 
Aufwendungen Abfallbeseitigung 327.340- 285.268,62- 42.071- 
Aufwendungen Abwasserbeseitigung 73.970- 77.134,06- 3.164 

 
Aufwendungen Gebäudereinigung 596.260- 575.879,54- 20.380- 
Aufwendungen für gebäudebezog. Versicher 115.300- 106.875,66- 8.424- 
Aufwendungen für gebäudebezog. Steuern 38.570- 37.512,25- 1.058- 
Haltung von Fahrzeugen 316.160- 252.647,00- 63.513- 
Besondere Aufwendungen für Beschäftigte 86.690- 76.012,72- 10.677- 
Besondere Verwaltungs- und Betriebsaufwe 2.947.720- 2.018.091,14- 929.629- 
Aufwendungen für EDV 0- 2.391,80- 2.392 
Aufwendungen f. bez. Waren und Leistungen 0- 5.950,00 5.950- 
Lehr- und Unterrichtsmaterial 85.060- 55.650,85- 29.409- 
Lernmittel 120.880- 142.247,89- 21.368 
Aufwendungen f.d. Verbrauch von sonstige 0- 69.127,20- 69.127- 
Planung Verbrauch Vorräte Bauhof nicht b 75.000- 0,00 75.000- 
Aufwendungen für Inventurdifferenz 0- 106,25 106- 
Aufwendungen f.so. Sach-u. Dienstlstg. 247.300- 38.247,21- 209.053- 

 

Zeile 15 Planmäßige Abschreibungen: Die planmäßigen Abschreibungen waren in allen 

Produktgruppen des Haushalts 2018 mit einem Planansatz von 3.445.700 € vorgesehen. 

Tatsächlich ergaben sich Abschreibung in Höhe von 4.223.444 € (+777.744 €). Zum Zeitpunkt 

der Haushaltplanaufstellung lag die Eröffnungsbilanz noch nicht vor und die Abschreibungen 

konnten nur auf der Grundlage der bis dahin auf der Basis der Kameralistik erstellten 

Anlagenbuchhaltung erfolgen.  

 

Zeile 16 Zinsen und ähnliche Aufwendungen: Die Zinsaufwendungen fallen mit 629.325,27 

€ um -3.325 € geringer aus als geplant.  

 

Zeile 17 Transferaufwendungen: Die Transferaufwendungen 2018 fielen um 274.463 € 

höher aus als geplant. Bei einem Volumen der Transferaufwendungen von 14,88 Mio € ist die 

Abweichung nur geringfügig im 4 % Bereich.  

 

Art Ansatz Ergebnis Differenz 
Zuweisungen an das Land 142.750- 116.353,29- 26.397- 
Zuweisungen an Gemeinden 0 4.833,50- 4.834 
Zuweisungen an Zweckverbände 32.000- 32.657,88- 658 
Zuschüsse an verbundene Unternehmen 150.000- 0,00 150.000- 
Zuschüsse an private Unternehmen 41.450- 42.080,01- 630 
Zuschüsse an übrige Bereiche 3.745.380- 3.628.369,14- 117.011- 
Schuldendiensthilfen an Land 0 0,00 0 
Gewerbesteuerumlage 1.617.360- 2.227.582,20- 610.222 
Allgemeine Umlagen an Land 3.839.220- 3.839.223,00- 3 
Allgemeine Umlagen an Gemeinden (GV) 5.037.900- 4.989.423,72- 48.476- 
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Zeile 18 sonstige ordentliche Aufwendungen: An sonstigen ordentlichen Aufwendungen 

wurden 50.507 € weniger als geplant ausgegeben. Die wesentlichen Abweichungen sind wie 

folgt: 

Art Ansatz Ergebnis Differenz 
Sonstige Personal- und Versorgungsaufw. 143.680- 145.336,91- 1.657 
Aufw. f. ehrenamtl.u. sonst.Tätigkeit 123.350- 112.580,66- 10.769- 
Verfügungsmittel (§13 Satz 1 Nr. 1 GemHV 800- 60,00- 740- 
So. Aufwendungen f.d.Inansp.v. Rechten u 136.827- 228.886,16- 92.059 
Gebühren und Entgelte 400- 242,26- 158- 
Rechts- und Beratungskosten 102.500- 90.651,92- 11.848- 
Geschäftsaufwendungen 456.885- 357.727,83- 99.157- 
Dienstfahrten, Reisekosten 4.790- 12.281,39- 7.491 
Steuern,Versicherungen,Schadensfälle,Son 178.700- 172.135,74- 6.564- 
Erstattungen an Kreis und Gemeinden 80.930- 70.949,01- 9.981- 
Erstattungen an verb. Unternehmen 64.000- 66.133,52- 2.134 
Erstattungen an private Unternehmen 2.500- 46.403,69- 43.904 
Erstattungen an übrige Bereiche 9.200- 10.519,60- 1.320 
Säumniszuschläge uä. 60.000- 33.439,00- 26.561- 
Sonstige. zw. Aufw.a. lfd.Vw-Tätigkeit 35.200- 1.537,50- 33.663- 
Zuf. Rückl. Stiftung a. Überschuss des o 0 369,87- 370 

 

Zeile 19 Gesamtsumme an ordentlichen Aufwendungen: Insgesamt wurden im 

Ergebnishaushalt 639.121 € weniger aufgewendet als geplant. Dies entspricht einer 

Abweichung von 1,67 %.  

 

Zeile 20 Ordentliches Ergebnis: Das geplante Ergebnis in Höhe von 1.732.009 € konnte das 

Jahr 2018 mit einem Plus von 2.927.083,75 € abgeschlossen werden. Dieser Überschuss wird 

der Rücklage des ordentlichen Ergebnisses zugeführt.  

 

Zeile 21 Außerordentliche Erträge: Die außerordentlichen Erträge in Höhe von 114.057,76 

€ resultieren im Wesentlichen aus sieben Grundstücksverkäufen. Hier konnten wir die 

Grundstücke über den bei uns gebuchten Anschaffungs- und Herstellungskosten mit einem 

Erlös von 84 T€ verkaufen. Außerdem konnten 3 Fahrzeuge über dem Buchwert mit einem 

Erlös von 29 T€ veräußert werden davon ein Feuerwehrfahrzeug (25 T€). 

 

Zeile 22 Außerordentliche Aufwendungen: Die außerordentlichen Aufwendungen 

resultieren aus Anlagenabgängen im Rahmen von Verschrottungen von Anlagenvermögen im 

Zusammenhang mit der Aktivierung des Kunststoffrasenplatz in der Au. Der Betrag von 

2.393,00 € ist als geringfügig zu betrachten.   

 

Zeile 23 Sonderergebnis: Das positive Sonderergebnis von 111.489,70 € wird der Rücklage 

aus Überschüssen des Sonderergebnisses zugeführt.  
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Zeile 24 Gesamtergebnis: Das Jahr 2018 konnte insgesamt mit einem Überschuss von 

3.038.573,45 € abgeschlossen werden. Die Abschreibungen konnten erwirtschaftet werden 

und der Überschuss im ordentlichen Ergebnis (2.927.083,75 €) und im Sonderergebnis 

(111.489,70 €) wird den Rücklagen aus Überschüssen zugeführt. Theoretisch mögliche 

Rückstellungen für künftige Zahlungen im Finanzausgleich (FAG) wurden nicht gebildet.   

 

Die Rechnungsergebnisse der Ergebnisrechnung der einzelnen Teilhaushalte 
 
§ 4 GemHVO gibt die Gliederung des Gesamthaushaltes in Teilhaushalte vor. Der 

Gemeinderat Eberbach hat in der Sitzung vom 27.09.2013 die Festlegung der 

Haushaltsstruktur als produktorientierten Haushalt und die Festlegung bei der 

Haushaltsgliederung auf neun Teilhaushalte beschlossen (Vorlage 2013-105). 

 

Der Haushalt 2018 enthält folgende neun Teilhaushalte (THH): 

 

THH1 Allgemeine Verwaltung  

THH2 Sicherheit und Ordnung  

THH3 Schulträgeraufgaben  

THH4 Kultur und Wissenschaft  

THH5 Sozialbereich  

THH6 Gesundheit und Sportförderung  

THH7 Planung, Bau, Naturschutz  

THH8 Wirtschaftliche Unternehmen und Touristik 

THH9 Allgemeine Finanzwirtschaft 

 

Ansätze und Rechnungsergebnisse der einzelnen Teilhaushalte sind unter III. 

Ergebnisrechnung und Finanzrechnung dieses Rechenschaftsberichts aufgeführt. 

 
5. Schlüsselprodukte im Haushalt 2018 
 

1. 21105101 Dr. Weiß Grundschule 

2. 21105110 Steige Grundschule 

3. 21105120 Grundschulförderklasse 

4. 21105201 Werkrealschule 

5. 21105401 Realschule 

6. 21105601 Hohenstaufen Gymnasium 

7. 21205201 Förderschule 

8. 214001 Schülerbeförderung 
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9. 214002 Fördermaßnahmen für Schüler 

 

6. Finanzrechnung (§ 95 Abs. 2 Nr. 2 GemO, § 50 GemHVO) 
 
Der Finanzhaushalt beinhaltet gem. § 50 GemHVO die im Haushaltsjahr eingegangenen und 

ausbezahlten Zahlungen. Alle 2018 getätigten Ein- und Auszahlungen finden Sie nachstehend 

zusammengefasst in der „Übersicht Gesamtfinanzrechnung“. 

1. Übersicht Gesamtfinanzrechnung zum 31.12.2018: 
 

lfd. 
Nr. 

 Gesamtfinanzrechnung 
 

Einzahlungs- und 
Auszahlungsarten 

 

Fortgeschri
ebener 

Ansatz 2018 
 

EUR 

Ergebnis 
2018 

 
EUR 

Vergleich 
Ansatz-

Ergebnis 
 

EUR 

   2 3 4 

1 + Steuern und ähnliche Abgaben 19.744.540 19.366.244,73 378.295 

2 + Zuweisungen und Zuwendungen 
und allgemeine Umlagen 

11.243.780 12.046.430,65 802.651- 

3 + Sonstige Transfereinzahlungen 0 0,00 0 

4 + Entgelte für öffentliche Leistungen 
oder Einrichtungen 

3.743.700 3.720.439,02 23.261 

5 + Sonstige privatrechliche 
Leistungsentgelte 

1.967.820 1.729.862,80 237.957 

6 + Kostenerstattungen und 
Kostenumlagen 

1.113.050 1.127.172,41 14.122- 

7 + Zinsen und ähnliche Einzahlungen 150 3.278,65 3.129- 

8 + Sonstige haushaltswirksame 
Einzahlungen 

945.570 1.239.225,56 293.656- 

9 = Summe der Einzahlungen aus 
laufender Verwaltungstätigkeit 

38.758.610 39.232.653,82 474.044- 

10 - Personalauszahlungen 8.815.119- 8.839.101,93- 23.983 

11 - Versorgungsauszahlungen 181.100- 1.120,98- 179.979- 

12 - Auszahlungen für Sach- und 
Dienstleistungen 

9.160.510- 7.752.867,06- 1.407.643- 

13 - Zinsen und ähnliche Auszahlungen 632.650- 629.325,27- 3.325- 

14 - Transferauszahlungen (ohne 
Investitionszuschüsse) 

14.606.060- 14.944.292,84- 338.233 

15 - Sonstige haushaltswirksame 
Auszahlungen 

1.399.762- 1.338.497,67- 61.264- 

16 = Summe der Auszahlungen aus 
laufender Verwaltungstätigkeit 

34.795.201- 33.505.205,75- 1.289.996- 

17 = Zahlungsmittelüberschuss/-
bedarf der Ergebnisrechnung 

3.963.409 5.727.448,07 1.764.039- 
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lfd. 
Nr. 

 Gesamtfinanzrechnung 
 

Einzahlungs- und 
Auszahlungsarten 

 

Fortgeschri
ebener 

Ansatz 2018 
 

EUR 

Ergebnis 
2018 

 
EUR 

Vergleich 
Ansatz-

Ergebnis 
 

EUR 

   2 3 4 

18 + Einzahlungen aus 
Investitionszuwendungen 

1.815.160 833.195,32 981.965 

19 + Einzahlungen aus 
Investitionsbeiträgen und 
ähnlichen Entgelten für 
Investitionstätigkeit 

1.065.000 1.067.612,08 2.612- 

20 + Einzahlungen aus der 
Veräußerung von Sachvermögen 

2.012.000 139.833,44 1.872.167 

21 + Einzahlungen aus der 
Veräußerung von Finanzvermögen 

0 0,00 0 

22 + Einzahlungen für sonstige 
Investitionstätigkeit 

0 11.673,63 11.674- 

23 = Summe der Einzahlungen aus 
Investitionstätigkeit 

4.892.160 2.052.314,47 2.839.846 

24 - Auszahlungen für den Erwerb von 
Grundstücken und Gebäuden 

220.000- 273.655,02- 53.655 

25 - Auszahlungen für Baumaßnahmen 6.481.000- 3.803.350,26- 2.677.650- 

26 - Auszahlungen für den Erwerb von 
beweglichem Sachvermögen 

1.064.150- 886.161,35- 177.989- 

27 - Auszahlungen für den Erwerb von 
Finanzvermögen 

0- 139.264,51- 139.265 

28 - Auszahlungen für 
Investitionsförderungsmaßnahmen 

64.000- 10.993,73- 53.006- 

29  Auszahlungen für den Erwerb von 
immateriellen 
Vermögensgegenständen 

0- 2.046,80 2.047- 

30 = Summe der Auszahlungen aus 
Investitionstätigkeit 

7.829.150- 5.111.378,07- 2.717.772- 

31 = Finanzierungsmittelüberschuss/
-bedarf aus Investitionstätigkeit 

2.936.990- 3.059.063,60- 122.074 

32 = Finanzierungsmittelüberschuss/
-bedarf 

1.026.419 2.668.384,47 1.641.966- 

33  Einzahlungen aus der Aufnahme 
von Krediten und wirtschaftlich 
vergleichbare Vorgängen für 
Investitionen 

0- 1.029.000,00 1.029.000- 

34 - Auszahlungen für die Tilgung von 
Krediten und wirtschaftlich 
vergleichbaren Vorgängen für 
Investitionen 

690.650- 1.717.144,01- 1.026.494 
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lfd. 
Nr. 

 Gesamtfinanzrechnung 
 

Einzahlungs- und 
Auszahlungsarten 

 

Fortgeschri
ebener 

Ansatz 2018 
 

EUR 

Ergebnis 
2018 

 
EUR 

Vergleich 
Ansatz-

Ergebnis 
 

EUR 

   2 3 4 

35 = Finanzierungsmittelüberschuss/
-bedarf aus 
Finanzierungstätigkeit 

690.650- 688.144,01- 2.506- 

36 = Änderung des 
Finanzierungsmittelbestands 
zum Ende des Haushaltsjahres 

335.769 1.980.240,46 1.644.472- 

37 + Haushaltsunwirksame 
Einzahlungen (u.a. durchlaufende 
Finanzmittel, Rückzahlung von 
angelegten Kassenmitteln, 
Aufnahme von Kassenkrediten) 

 1.144.828,57- 
 

 

38 - Haushaltsunwirksame 
Auszahlungen (u.a. durchlaufende 
Finanzmittel, Anlegung von 
Kassenmitteln, Rückzahlung von 
Kassenkrediten) 

 62.905,84-  

39 = Überschuss/Bedarf aus 
haushaltsunwirksamen 
Einzahlungen und 
Auszahlungen 

 1.207.734,41- 
 

 

40  Anfangsbestand an 
Zahlungsmitteln 

 10.591.664,13  

41 +/- Veränderung des Bestands an 
Zahlungsmitteln 

 772.506,05  

42 = Endbestand Zahlungsmittel  11.364.170,18  

43  nachrichtlich: den 
voraussichtlichen Bestand an 
inneren Darlehen 

 0,00  

 
Entsprechend den Vorgaben in § 3 GemHVO haben wir sowohl in der Planungsphase als auch 
in der Finanzrechnung in Zahlungen  
 

- aus laufender Verwaltungstätigkeit,  
- aus Investitionstätigkeit und  
- aus Finanzierungstätigkeit  

 
unterschieden. 
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Rechnungsergebnis aus laufender Verwaltungstätigkeit 
 

lfd. 
Nr. 

 Gesamtfinanzrechnung 
 

Einzahlungs- und 
Auszahlungsarten 

 

Fortgeschri
ebener 

Ansatz 2018 
 

EUR 

Ergebnis 
2018 

 
EUR 

Vergleich 
Ansatz-

Ergebnis 
 

EUR 

   2 3 4 

9 = Summe der Einzahlungen aus 
laufender Verwaltungstätigkeit 

38.758.610 39.232.653,82 474.044- 

16 = Summe der Auszahlungen aus 
laufender Verwaltungstätigkeit 

34.795.201- 33.505.205,75- 1.289.996- 

17 = Zahlungsmittelüberschuss/-
bedarf der Ergebnisrechnung 

3.963.409 5.727.448,07 1.764.039- 

 
Im kaufmännischen Rechnungswesen wird diese Berechnungsweise als „Cash-Flow“-

Berechnung bezeichnet. Das Ergebnis aus laufender Verwaltungstätigkeit schließt um 

1.764.039 € besser ab als geplant.  

 

Bei den Einzahlungen gab es im Bereich Steuern (-378 T€), Zuweisungen und Zuwendungen 

und allgemeine Umlagen (+802.T€) sonstige Transfereinzahlungen (0 €), Öffentliche 

Leistungsentgelte (-23 T€), privatrechtlichen Leistungsentgelten (-237 T€), 

Kostenerstattungen (+14T€) und sonstigen haushaltswirksamen Einzahlungen (+293 T€) 

einen leichten Zugang.  

 

In fast allen „laufenden“ Bereichen wurde weniger Geld ausgegeben als geplant war. Die 

größten Unterschiede gab es bei den Sach- und Dienstleistungen (-1,4 Mio. €), den 

Transferauszahlungen (338.T €) und den Personalauszahlungen (-23 T€). 

 
Rechnungsergebnis aus Investitionstätigkeit 
 

lfd
. 

Nr. 

 Gesamtfinanzrechnung 
 

Einzahlungs- und 
Auszahlungsarten 

 

Fortgeschr
iebener 
Ansatz 
2017 

 
EUR 

Ergebnis 
2017 

 
EUR 

Vergleich 
Ansatz-

Ergebnis 
 

EUR 

   2 3 4 

23 = Summe der Einzahlungen aus 
Investitionstätigkeit 

4.892.160 2.052.314,47 2.839.846 

30 = Summe der Auszahlungen aus 
Investitionstätigkeit 

7.829.150- 5.111.378,07- 2.717.772- 

31 = Finanzierungsmittelüberschuss/-
bedarf aus Investitionstätigkeit 

2.936.990- 3.059.063,60- 122.074 
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Im Jahr 2018 war keine Kreditaufnahme geplant und es wurde auch keine Kreditaufnahme 

realisiert. In den Haushaltssatzungen 2017 und 2018 waren entsprechend auch keine 

Kreditermächtigungen eingeplant. 

 
7. Liquide Mittel der Stadt Eberbach 
 

Datum Liquide Mittel 
 01.01.2018                  13.839.526,84 € 
31.12.2018                   8.151.874,32 € 

 
Der Stand der liquiden Mittel hat sich im Jahr 2018 um 5.687.652,52 € vermindert. 

Die detaillierte Entwicklung der Liquidität zum Jahresabschluss ist in einer gesonderten Anlage 

diesem Rechenschaftsbericht angefügt.  

 

Die Inanspruchnahme von Kassenkrediten war nicht notwendig.  

 
 
 
Finanzrechnung nach Teilhaushalten 
 
§ 4 GemHVO gibt die Gliederung des Gesamthaushaltes in Teilhaushalte vor. Der 

Gemeinderat Eberbach hat in der Sitzung vom 27.09.2013 die Festlegung der 

Haushaltsstruktur als produktorientierten Haushalt und die Festlegung bei der 

Haushaltsgliederung auf neun Teilhaushalte beschlossen (Vorlage 2013-105). 

 

Der Haushalt 2018 enthält folgende neun Teilhaushalte (THH): 

 

THH1 Allgemeine Verwaltung  

THH2 Sicherheit und Ordnung  

THH3 Schulträgeraufgaben  

THH4 Kultur und Wissenschaft  

THH5 Sozialbereich  

THH6 Gesundheit und Sportförderung  

THH7 Planung, Bau, Naturschutz  

THH8 Wirtschaftliche Unternehmen und Touristik 

THH9 Allgemeine Finanzwirtschaft 

Ansätze und Rechnungsergebnisse der einzelnen Teilhaushalte sind unter III. 

Ergebnisrechnung und Finanzrechnung dieses Rechenschaftsberichts aufgeführt. 

 
Der Rechenschaftsbericht 2018 wurde am 15.08.2024 von Frau Claudia Hotz aufgestellt.  
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6. Feststellungsbeschluss 
 
 

Feststellungsbeschluss 
 
Auf Grund von § 95b der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg stellt der Gemeinderat 
am 23.09.2024 den Jahresabschluss für das Jahr 2018 mit folgenden Werten fest: 
 

  EUR 

1. Ergebnisrechnung  

1.1 Summe der ordentlichen Erträge 40.528.864,46 

1.2 Summe der ordentlichen Aufwendungen     -37.601.780,71 

1.3 Ordentliches Ergebnis (Saldo aus 1.1 und 1.2)   2.927.083,75 

1.4 Außerordentliche Erträge 114.057,76  

1.5 Außerordentliche Aufwendungen -2.568,06 

1.6 Sonderergebnis (Saldo aus 1.4 und 1.5) 111.489,70  

1.7 Gesamtergebnis (Summe aus 1.3 und 1.6) 3.038.573,45 

   

2. Finanzrechnung  

2.1 Summe der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 39.232.653,82 

2.2 Summe der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit  -33.505.205,75 

2.3 Zahlungsmittelüberschuss/-bedarf der Ergebnisrechnung 
(Saldo aus 2.1 und 2.2)  

5.727.448,07 

2.4  2.4 Summe der Einzahlungen aus Investitionstätigkeit  2.052.314,47 

2.5  Summe der Auszahlungen aus Investitionstätigkeit  -5.111.378,07 

2.6  Finanzierungsmittelüberschuss/-bedarf aus 
Investitionstätigkeit (Saldo aus 2.4 und 2.5)  

-3.059.063,60 

2.7   Finanzierungsmittelüberschuss/-bedarf (Saldo aus 2.3 und 
2.6)  

2.668.384,47 

2.8  Summe der Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit  1.029.000,00  

2.9   Summe der Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit  -1.717.144,01  

2.10  Finanzierungsmittelüberschuss/-bedarf aus 
Finanzierungstätigkeit (Saldo aus 2.8 und 2.9)  

-688.144,01 

2.11  Änderung des Finanzierungsmittelbestands zum Ende 
des Haushaltsjahres (Saldo aus 2.7 und 2.10)   

1.980.240,46 

2.12  Zahlungsmittelüberschuss/-bedarf aus 
haushaltsunwirksamen Einzahlungen und Auszahlungen  

-1.207.734,41 

2.13  Anfangsbestand an Zahlungsmitteln  10.591.664,13  

2.14  Veränderung des Bestands an Zahlungsmitteln (Saldo 
aus 2.11 und 2.12)  

772.506,05  

2.15 Endbestand an Zahlungsmitteln am Ende des 
Haushaltsjahres (Saldo aus 2.13 und 2.14) 

11.364.170,18 

   

3. Bilanz  

3.1  Immaterielles Vermögen  8.452,47 

3.2 Sachvermögen   133.637.283,20  

3.3  Finanzvermögen 23.282.696,83  

3.4  Abgrenzungsposten  2.291.990,77  

3.5  Nettoposition  0,00  

3.6  Gesamtbetrag auf der Aktivseite (Summe aus 3.1 bis 3.5)   159.220.423,27 

3.7  Basiskapital -90.755.274,09 
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3.8  Rücklagen  -10.874.228,92  

3.9  Fehlbeträge des ordentlichen Ergebnisses  0  

3.10  Sonderposten -31.378.572,49 

3.11  Rückstellungen  -1.682.971,95  

3.12  Verbindlichkeiten  -22.344.353,06 

3.13  Passive Rechnungsabgrenzungsposten  -2.185.022,76  

3.14  Gesamtbetrag auf der Passivseite (Summe aus 3.7 bis 
3.13)  

-159.220.423,27 

 
 
 
Eberbach, den  
 
 
 
……………………………………….   ………………………………… 
Peter Reichert      Christian Vieser 
Bürgermeister      Stadtkämmerer 
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Sonder-

ergebnis
Ordentliches Ergebnis Vorjahr

zweitvorange-

gangenen Jahr

drittvorange-

gangenen Jahr

ordentlichen 

Ergebnisses

Sonder-

ergebnisses

1 2 3 4 5 6 7 8

1 Ergebnis des Haushaltsjahres bzw. Anfangsbestände
3) 111.489,70 2.927.083,75 4.692.296,42 2.876.552,72 90.640.863,09

2
Abdeckung vorgetragener Fehlbeträge aus dem ordentlichen 

Ergebnis
0,00 0,00 0,00 0,00

3
Zuführung eines Überschusses des ordentlichen Ergebnisses zur 

Rücklage aus Überschüssen des ordentlichen Ergebnisses
-2.927.083,75 2.927.083,75

4

Verrechnung eines Fehlbetragsanteils des ordentlichen 

Ergebnisses auf das Basiskapital nach Art. 13 Abs. 6 des Gesetzes 

zur Reform des Gemeindehaushaltsrechts

0,00 0,00

5

Ausgleich eines Fehlbetrags des ordentlichen Ergebnisses durch 

Entnahme aus der Rücklage aus Überschüssen des ordentlichen 

Ergebnisses

0,00 0,00

6
Ausgleich eines Fehlbetrags des ordentlichen Ergebnisses durch 

einen Überschuss des Sonderergebnisses
0,00 0,00

7
Zuführung eines Überschusses des Sonderergebnisses zur 

Rücklage aus Überschüssen des Sonderergebnisses
-111.489,70 111.489,70

8

Ausgleich eines Fehlbetrags des Sonderergebnisses durch 

Entnahme aus der Rücklage aus Überschüssen des 

Sonderergebnisses

0,00 0,00

9

Ausgleich eines Fehlbetrags des ordentlichen Ergebnisses durch 

Entnahme aus der Rücklage aus Überschüssen des 

Sonderergebnisses

0,00 0,00

10

Vorträge nicht gedeckter Fehlbeträge des ordentlichen 

Ergebnisses des Haushaltsjahres sowie aus Vorjahren in das 

Folgejahr

0,00 0,00 0,00

11
Verrechnung eines aus dem drittvorangegangenen Jahr 

vorgetragenen Fehlbetrags mit dem Basiskapital
0,00 0,00

12
Verrechnung eines Fehlbetrags des Sonderergebnisses mit dem 

Basiskapital
0,00 0,00

13 vorläufige Endbestände 7.619.380,17 2.988.042,42 90.640.863,09

14
Umbuchung aus den Ergebnisrücklagen in das Basiskapital nach 

§ 23 Satz 4 GemHVO
0,00

15
Nachrichtlich: Veränderung des Basiskapitals auf Grund von 

Berichtigungen der Eröffnungsbilanz
114.411,00

16
Endbestände des Basiskapitals, der Ergebnisrücklagen und des 

Fehlbetragsvortrags
0,00 0,00 0,00 7.619.380,17 2.988.042,42 90.755.274,09

1)

2)

3)

Es sind nur die jeweils relevanten Stufen abzubilden

Grüne Felder können keine negativen Werte enthalten, rote Felder können keine positiven Werte enthalten

Die Werte in den  Spalten 3 bis 5 entsprechen den Werten in Zeile 16 Spalten 2 bis 4 der Vorjahresübersicht.

Feststellung, Aufgliederung und Verwendung des Jahresergebnisses

Stufen der Ergebnisverwendung 

und des Haushaltsausgleichs
1)

Ergebnis des Haushaltsjahres
vorgetragene Fehlbeträge des ordentlichen Ergebnisses aus 

dem
Rücklagen aus Überschüssen des

Basis-

kapital

EUR2)
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III.  Ergebnisrechnung und 

Finanzrechnung 
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                                   Haushaltsrechnung 2018

Gesamtergebnisrechnung

lfd.
Nr.

Gesamtergebnisrechnung

Ertrags- und Aufwandsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich Ansatz-
Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

1 + Steuern und ähnliche 
Abgaben

20.068.551,57 19.744.540 19.723.181,91 21.358 0 0,00 21.358 0,00

2 + Zuweisungen und 
Zuwendungen, Umlagen

9.279.951,20 11.243.780 12.050.823,95 807.044- 5.000 0,00 802.044- 0,00

3 + Aufgelöste 
Investitionszuwendungen und 
-beiträge

1.343.612,01 1.214.300 1.381.079,66 166.780- 0 0,00 166.780- 0,00

4 + Sonstige Transfererträge 51,26 0 0,00 0 0 0,00 0 0,00

5 + Entgelte für öffentliche 
Leistungen oder 
Einrichtungen

3.461.706,89 3.743.700 3.144.135,22 599.565 0 0,00 599.565 0,00

6 + Sonstige privatrechtliche 
Leistungsentgelte

1.936.383,75 1.967.820 1.665.702,16 302.118 0 0,00 302.118 0,00

7 + Kostenerstattungen und 
Kostenumlagen

1.253.916,93 1.113.050 1.066.227,72 46.822 0 0,00 46.822 0,00

8 + Zinsen und ähnliche Erträge 2.547,40 150 3.367,85 3.218- 0 0,00 3.218- 0,00

10 + Sonstige ordentliche Erträge 2.272.716,98 945.570 1.494.345,99 548.776- 0 0,00 548.776- 0,00

11 = Ordentliche Erträge 39.619.437,99 39.972.910 40.528.864,46 555.954- 5.000 0,00 550.954- 0,00

12 - Personalaufwendungen 8.544.934,81- 8.815.119- 8.839.101,93- 23.983 0 0,00 23.983 0,00

13 - Versorgungsaufwendungen 172.200,00- 181.100- 1.120,98- 179.979- 0 0,00 179.979- 0,00

14 - Aufwendungen für Sach- und 
Dienstleistungen

7.811.904,36- 9.160.510- 7.679.010,42- 1.481.500- 363.820- 0,00 1.845.320- 0,00

15 - Abschreibungen 4.133.551,49- 3.445.700- 4.223.444,31- 777.744 0 0,00 777.744 0,00

16 - Zinsen und ähnliche 
Aufwendungen

654.719,59- 632.650- 629.325,27- 3.325- 0 0,00 3.325- 0,00

17 - Transferaufwendungen 15.642.322,01- 14.606.060- 14.880.522,74- 274.463 0 0,00 274.463 0,00

18 - Sonstige ordentliche 
Aufwendungen

1.716.276,41- 1.399.762- 1.349.255,06- 50.507- 4.640- 0,00 55.147- 0,00

19 = Ordentliche Aufwendungen 38.675.908,67- 38.240.901- 37.601.780,71- 639.121- 368.460- 0,00 1.007.581- 0,00
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lfd.
Nr.

Gesamtergebnisrechnung

Ertrags- und Aufwandsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich Ansatz-
Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

20 = Ordentliches Ergebnis 943.529,32 1.732.009 2.927.083,75 1.195.075- 363.460- 0,00 1.558.535- 0,00

21 + Außerordentliche Erträge 84.153,92 0 114.057,76 114.058- 0 0,00 114.058- 0,00

22 - Außerordentliche 
Aufwendungen

126.656,69- 0 2.568,06- 2.568 0 0,00 2.568 0,00

23 = Sonderergebnis 42.502,77- 0 111.489,70 111.490- 0 0,00 111.490- 0,00

24 = Gesamtergebnis 901.026,55 1.732.009 3.038.573,45 1.306.565- 363.460- 0,00 1.670.025- 0,00

27 Zuführung zur Rücklage aus 
Überschüssen des 
ordentlichen Ergebnisses

943.529,32- 0 2.927.083,75- 2.927.084 0 0,00 2.927.084 0,00

31 Zuführung zur Rücklage aus 
Überschüssen des 
Sonderergebnisses

0,00 0 111.489,70- 111.490 0 0,00 111.490 0,00

32 Verrechnung eines 
Fehlbetrags beim 
Sonderergebnis mit der 
Rücklage aus Überschüssen 
des Sonderergebnisses

42.502,77 0 0,00 0 0 0,00 0 0,00
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Gesamtfinanzrechnung

lfd.
Nr.

Gesamtfinanzrechnung

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

1 + Steuern und ähnliche Abgaben 20.104.230,50 19.744.540 19.366.244,73 378.295 0 0,00 378.295 0,00

2 + Zuweisungen und 
Zuwendungen und allgemeine 
Umlagen

9.284.113,93 11.243.780 12.046.430,65 802.651- 0 0,00 802.651- 0,00

3 + Sonstige Transfereinzahlungen 51,26 0 0,00 0 0 0,00 0 0,00

4 + Entgelte für öffentliche 
Leistungen oder Einrichtungen

3.736.302,48 3.743.700 3.720.439,02 23.261 0 0,00 23.261 0,00

5 + Sonstige privatrechliche 
Leistungsentgelte

1.869.447,46 1.967.820 1.729.862,80 237.957 0 0,00 237.957 0,00

6 + Kostenerstattungen und 
Kostenumlagen

1.169.074,67 1.113.050 1.127.172,41 14.122- 0 0,00 14.122- 0,00

7 + Zinsen und ähnliche 
Einzahlungen

2.481,51 150 3.278,65 3.129- 0 0,00 3.129- 0,00

8 + Sonstige haushaltswirksame 
Einzahlungen

2.138.791,39 945.570 1.239.225,56 293.656- 0 0,00 293.656- 0,00

9 = Summe der Einzahlungen 
aus laufender 
Verwaltungstätigkeit

38.304.493,20 38.758.610 39.232.653,82 474.044- 0 0,00 474.044- 0,00

10 - Personalauszahlungen 8.544.109,08- 8.815.119- 8.839.101,93- 23.983 0 0,00 23.983 0,00

11 - Versorgungsauszahlungen 172.200,00- 181.100- 1.120,98- 179.979- 0 0,00 179.979- 0,00

12 - Auszahlungen für Sach- und 
Dienstleistungen

7.870.372,77- 9.160.510- 7.752.867,06- 1.407.643- 0 0,00 1.407.643- 0,00

13 - Zinsen und ähnliche 
Auszahlungen

654.719,59- 632.650- 629.325,27- 3.325- 0 0,00 3.325- 0,00

14 - Transferauszahlungen (ohne 
Investitionszuschüsse)

15.586.799,87- 14.606.060- 14.944.292,84- 338.233 0 0,00 338.233 0,00

15 - Sonstige haushaltswirksame 
Auszahlungen

1.713.223,26- 1.399.762- 1.338.497,67- 61.264- 0 0,00 61.264- 0,00

29



                                   Haushaltsrechnung 2018

lfd.
Nr.

Gesamtfinanzrechnung

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

16 = Summe der Auszahlungen 
aus laufender 
Verwaltungstätigkeit

34.541.424,57- 34.795.201- 33.505.205,75- 1.289.996- 0 0,00 1.289.996- 0,00

17 = Zahlungsmittelüberschuss/-
bedarf der Ergebnisrechnung

3.763.068,63 3.963.409 5.727.448,07 1.764.039- 0 0,00 1.764.039- 0,00

18 + Einzahlungen aus 
Investitionszuwendungen

403.214,29 1.815.160 833.195,32 981.965 0 0,00 981.965 0,00

19 + Einzahlungen aus 
Investitionsbeiträgen und 
ähnlichen Entgelten für 
Investitionstätigkeit

16.893,58 1.065.000 1.067.612,08 2.612- 0 0,00 2.612- 0,00

20 + Einzahlungen aus der 
Veräußerung von 
Sachvermögen

131.511,00 2.012.000 139.833,44 1.872.167 0 0,00 1.872.167 0,00

22 + Einzahlungen für sonstige 
Investitionstätigkeit

5.214,97 0 11.673,63 11.674- 0 0,00 11.674- 0,00

23 = Summe der Einzahlungen 
aus Investitionstätigkeit

556.833,84 4.892.160 2.052.314,47 2.839.846 0 0,00 2.839.846 0,00

24 - Auszahlungen für den Erwerb 
von Grundstücken und 
Gebäuden

1.238.957,47- 220.000- 273.655,02- 53.655 0 0,00 53.655 0,00

25 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

2.144.509,05- 6.481.000- 3.803.350,26- 2.677.650- 0 0,00 2.677.650- 0,00

26 - Auszahlungen für den Erwerb 
von beweglichem 
Sachvermögen

589.704,93- 1.064.150- 886.161,35- 177.989- 0 0,00 177.989- 0,00

27 - Auszahlungen für den Erwerb 
von Finanzvermögen

312.336,73- 0 139.264,51- 139.265 0 0,00 139.265 0,00

28 - Auszahlungen für 
Investitionsförderungsmaßnah
men

19.080,39- 64.000- 10.993,73- 53.006- 0 0,00 53.006- 0,00

29 - Auszahlungen für den Erwerb 
von immateriellen 
Vermögensgegenständen

0,00 0 2.046,80 2.047- 0 0,00 2.047- 0,00
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lfd.
Nr.

Gesamtfinanzrechnung

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

30 = Summe der Auszahlungen 
aus Investitionstätigkeit

4.304.588,57- 7.829.150- 5.111.378,07- 2.717.772- 0 0,00 2.717.772- 0,00

31 = Finanzierungsmittelüberschu
ss/-bedarf aus 
Investitionstätigkeit

3.747.754,73- 2.936.990- 3.059.063,60- 122.074 0 0,00 122.074 0,00

32 = Finanzierungsmittelüberschu
ss/-bedarf

15.313,90 1.026.419 2.668.384,47 1.641.966- 0 0,00 1.641.966- 0,00

33 + Einzahlungen aus der 
Aufnahme von Krediten und 
wirtschaftlich vergleichbare 
Vorgängen für Investitionen

0,00 0 1.029.000,00 1.029.000- 0 0,00 1.029.000- 0,00

34 - Auszahlungen für die Tilgung 
von Krediten und wirtschaftlich 
vergleichbaren Vorgängen für 
Investitionen

691.863,30- 690.650- 1.717.144,01- 1.026.494 0 0,00 1.026.494 0,00

35 = Finanzierungsmittelüberschu
ss/-bedarf aus 
Finanzierungstätigkeit

691.863,30- 690.650- 688.144,01- 2.506- 0 0,00 2.506- 0,00

36 = Änderung des 
Finanzierungsmittelbestands 
zum Ende des 
Haushaltsjahres

676.549,40- 335.769 1.980.240,46 1.644.472- 0 0,00 1.644.472- 0,00

37 + Haushaltsunwirksame 
Einzahlungen (u.a. 
durchlaufende Finanzmittel, 
Rückzahung von angelegten 
Kassenmitteln, Aufnahme von 
Kassenk

2.208.957,48 1.144.828,57-

38 - Haushaltsunwirksame 
Auszahlungen (u.a. 
durchlaufende Finanzmittel, 
Anlegung von Kassenmitteln, 
Rückzahlung von 
Kassenkrediten)

5.762.199,00- 62.905,84-

39 = Überschuss/Bedarf aus 
haushaltsunwirksamen 
Einzahlungen und 
Auszahlungen

3.553.241,52- 1.207.734,41-
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lfd.
Nr.

Gesamtfinanzrechnung

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

40 Anfangsbestand an 
Zahlungsmitteln

14.821.455,05 10.591.664,13

41 +/- Veränderung des Bestands an 
Zahlungsmitteln

4.229.790,92- 772.506,05

42 = Endbestand Zahlungsmittel 10.591.664,13 11.364.170,18

43 nachrichtlich: den 
vorraussichtlichen Bestand an 
inneren Darlehen

0,00
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THH1 Allgemeine Verwaltung

lfd.
Nr.

Teilergebnisrechnung

Ertrags- und
Aufwandsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich Ansatz-
Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

2 + Zuweisungen und 
Zuwendungen, Umlagen

9.495,00 3.690 9.577,00 5.887- 5.000 0,00 887- 0,00

3 + Aufgelöste 
Investitionszuwendungen und
-beiträge

441.218,11 283.974 504.060,22 220.086- 0 0,00 220.086- 0,00

5 + Entgelte für öffentliche 
Leistungen oder 
Einrichtungen

77.786,76 73.550 90.759,11 17.209- 0 0,00 17.209- 0,00

6 + Sonstige privatrechtliche 
Leistungsentgelte

510.858,57 380.780 396.865,76 16.086- 0 0,00 16.086- 0,00

7 + Kostenerstattungen und 
Kostenumlagen

243.916,15 223.470 235.111,58 11.642- 0 0,00 11.642- 0,00

8 + Zinsen und ähnliche Erträge 317,08 150 296,28 146- 0 0,00 146- 0,00

10 + Sonstige ordentliche Erträge 160.655,29 65.250 527.597,73 462.348- 0 0,00 462.348- 0,00

11 = Anteilige ordentliche 
Erträge

1.444.246,96 1.030.864 1.764.267,68 733.403- 5.000 0,00 728.403- 0,00

12 - Personalaufwendungen 4.602.261,23- 4.596.068- 4.637.693,85- 41.626 0 0,00 41.626 0,00

13 - Versorgungsaufwendungen 172.200,00- 181.100- 0,00 181.100- 0 0,00 181.100- 0,00

14 - Aufwendungen für Sach- und 
Dienstleistungen

3.489.716,00- 4.135.508- 3.418.718,05- 716.790- 3.150 0,00 713.640- 0,00

15 - Abschreibungen 1.789.171,72- 1.505.656- 1.976.626,09- 470.970 0 0,00 470.970 0,00

16 - Zinsen und ähnliche 
Aufwendungen

7.213,51- 7.000- 9.742,22- 2.742 0 0,00 2.742 0,00

17 - Transferaufwendungen 14.239,23- 8.300- 16.150,30- 7.850 0 0,00 7.850 0,00

18 - Sonstige ordentliche 
Aufwendungen

657.706,66- 757.585- 639.580,96- 118.004- 10.000- 0,00 128.004- 0,00

19 = Anteilige ordentliche 
Aufwendungen

10.732.508,35- 11.191.217- 10.698.511,47- 492.705- 6.850- 0,00 499.555- 0,00

20 = Anteiliges ordentliches 
Ergebnis

9.288.261,39- 10.160.352- 8.934.243,79- 1.226.109- 1.850- 0,00 1.227.959- 0,00
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lfd.
Nr.

Teilergebnisrechnung

Ertrags- und
Aufwandsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich Ansatz-
Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

21 + Erträge aus internen 
Leistungen

10.817.204,90 10.878.763 10.350.772,54 527.991 0 0,00 527.991 0,00

24 - Aufwendungen für interne 
Leistungen

1.083.953,96- 1.026.436- 1.064.375,98- 37.940 0 0,00 37.940 0,00

27 - kalkulatorische Kosten 992.154,71- 147.900- 1.020.316,45- 872.416 0 0,00 872.416 0,00

28 = Veranschlagtes 
kalkulatorisches Ergebnis

8.741.096,23 9.704.427 8.266.080,11 1.438.347 0 0,00 1.438.347 0,00

29 = Veranschlagter 
Nettoressourcenbedarf/-
überschuss

547.165,16- 455.925- 668.163,68- 212.239 1.850- 0,00 210.389 0,00
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THH1 Allgemeine Verwaltung

lfd.
Nr.

Teilfinanzrechnung

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

1 + Summe der Einzahlungen aus 
laufender Verwaltungstätigkeit

948.178,52 746.890 1.161.089,45 414.199- 0 0,00 414.199- 0,00

2 - Summe der Auszahlungen aus 
laufender Verwaltungstätigkeit

8.901.338,79- 9.685.561- 8.800.365,76- 885.195- 0 0,00 885.195- 0,00

3 = Anteiliger 
Zahlungsmittelüberschuss/-
bedarf aus laufender 
Verwaltungstätigkeit

7.953.160,27- 8.938.671- 7.639.276,31- 1.299.394- 0 0,00 1.299.394- 0,00

6 + Einzahlungen aus der 
Veräußerung von 
Sachvermögen

127.746,00 2.012.000 136.020,55 1.875.979 0 0,00 1.875.979 0,00

9 = Summe der Einzahlungen aus
Investitionstätigkeit

127.746,00 2.012.000 136.020,55 1.875.979 0 0,00 1.875.979 0,00

10 - Auszahlungen für den Erwerb 
von Grundstücken und 
Gebäuden

1.052.809,22- 220.000- 226.024,68- 6.025 0 0,00 6.025 0,00

11 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

0,00 730.000- 668.386,66- 61.613- 0 0,00 61.613- 0,00

12 - Auszahlungen für den Erwerb 
von beweglichem 
Sachvermögen

220.741,14- 125.000- 78.991,04- 46.009- 0 0,00 46.009- 0,00

13 - Auszahlungen für den Erwerb 
von Finanzvermögen

0,00 0 250,00- 250 0 0,00 250 0,00

16 = Summe der Auszahlungen 
aus Investitionstätigkeit

1.273.550,36- 1.075.000- 973.652,38- 101.348- 0 0,00 101.348- 0,00

17 = Anteiliger 
Finanzierungsmittelüberschu
ss/-bedarf aus 
Investitonstätigkeit

1.145.804,36- 937.000 837.631,83- 1.774.632 0 0,00 1.774.632 0,00

18 = Anteiliger veranschlagter 
Finanzierungsmittelüberschu
ss/-bedarf

9.098.964,63- 8.001.671- 8.476.908,14- 475.238 0 0,00 475.238 0,00
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THH2 Sicherheit und Ordnung

lfd.
Nr.

Teilergebnisrechnung

Ertrags- und
Aufwandsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich Ansatz-
Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

2 + Zuweisungen und 
Zuwendungen, Umlagen

15.423,00 14.200 16.490,00 2.290- 0 0,00 2.290- 0,00

3 + Aufgelöste 
Investitionszuwendungen und
-beiträge

25.506,70 0 25.653,63 25.654- 0 0,00 25.654- 0,00

5 + Entgelte für öffentliche 
Leistungen oder 
Einrichtungen

141.831,28 151.800 147.766,12 4.034 0 0,00 4.034 0,00

6 + Sonstige privatrechtliche 
Leistungsentgelte

500,00 0 2.308,60 2.309- 0 0,00 2.309- 0,00

7 + Kostenerstattungen und 
Kostenumlagen

22.569,83 10.000 9.374,07 626 0 0,00 626 0,00

10 + Sonstige ordentliche Erträge 101.061,86 107.100 127.701,06 20.601- 0 0,00 20.601- 0,00

11 = Anteilige ordentliche 
Erträge

306.892,67 283.100 329.293,48 46.193- 0 0,00 46.193- 0,00

12 - Personalaufwendungen 694.522,94- 792.037- 766.965,66- 25.072- 0 0,00 25.072- 0,00

14 - Aufwendungen für Sach- und 
Dienstleistungen

173.039,33- 137.400- 153.415,70- 16.016 0 0,00 16.016 0,00

15 - Abschreibungen 31.756,66- 19.200- 34.281,07- 15.081 0 0,00 15.081 0,00

17 - Transferaufwendungen 18.209,64- 25.500- 21.732,42- 3.768- 0 0,00 3.768- 0,00

18 - Sonstige ordentliche 
Aufwendungen

109.520,18- 121.080- 109.112,93- 11.967- 0 0,00 11.967- 0,00

19 = Anteilige ordentliche 
Aufwendungen

1.027.048,75- 1.095.217- 1.085.507,78- 9.710- 0 0,00 9.710- 0,00

20 = Anteiliges ordentliches 
Ergebnis

720.156,08- 812.117- 756.214,30- 55.903- 0 0,00 55.903- 0,00

21 + Erträge aus internen 
Leistungen

0,00 0 0,00 0 0 0,00 0 0,00

24 - Aufwendungen für interne 
Leistungen

957.843,24- 1.055.926- 898.388,56- 157.538- 0 0,00 157.538- 0,00
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lfd.
Nr.

Teilergebnisrechnung

Ertrags- und
Aufwandsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich Ansatz-
Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

27 - kalkulatorische Kosten 5.079,31 0 3.639,19 3.639- 0 0,00 3.639- 0,00

28 = Veranschlagtes 
kalkulatorisches Ergebnis

952.763,93- 1.055.926- 894.749,37- 161.177- 0 0,00 161.177- 0,00

29 = Veranschlagter 
Nettoressourcenbedarf/-
überschuss

1.672.920,01- 1.868.044- 1.650.963,67- 217.080- 0 0,00 217.080- 0,00
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THH2 Sicherheit und Ordnung

lfd.
Nr.

Teilfinanzrechnung

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

1 + Summe der Einzahlungen aus 
laufender Verwaltungstätigkeit

280.207,89 283.100 304.337,68 21.238- 0 0,00 21.238- 0,00

2 - Summe der Auszahlungen aus 
laufender Verwaltungstätigkeit

996.188,21- 1.076.017- 1.050.466,94- 25.551- 0 0,00 25.551- 0,00

3 = Anteiliger 
Zahlungsmittelüberschuss/-
bedarf aus laufender 
Verwaltungstätigkeit

715.980,32- 792.917- 746.129,26- 46.788- 0 0,00 46.788- 0,00

4 + Einzahlungen aus 
Investitionszuwendungen

11.146,00 624.000 352.000,00 272.000 0 0,00 272.000 0,00

6 + Einzahlungen aus der 
Veräußerung von 
Sachvermögen

3.765,00 0 0,00 0 0 0,00 0 0,00

9 = Summe der Einzahlungen aus
Investitionstätigkeit

14.911,00 624.000 352.000,00 272.000 0 0,00 272.000 0,00

11 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

24.533,04- 1.000.000- 336.526,05- 663.474- 0 0,00 663.474- 0,00

12 - Auszahlungen für den Erwerb 
von beweglichem 
Sachvermögen

297.805,69- 676.650- 675.937,86- 712- 0 0,00 712- 0,00

16 = Summe der Auszahlungen 
aus Investitionstätigkeit

322.338,73- 1.676.650- 1.012.463,91- 664.186- 0 0,00 664.186- 0,00

17 = Anteiliger 
Finanzierungsmittelüberschu
ss/-bedarf aus 
Investitonstätigkeit

307.427,73- 1.052.650- 660.463,91- 392.186- 0 0,00 392.186- 0,00

18 = Anteiliger veranschlagter 
Finanzierungsmittelüberschu
ss/-bedarf

1.023.408,05- 1.845.567- 1.406.593,17- 438.974- 0 0,00 438.974- 0,00
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THH3 Schulträgeraufgaben

lfd.
Nr.

Teilergebnisrechnung

Ertrags- und
Aufwandsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich Ansatz-
Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

2 + Zuweisungen und 
Zuwendungen, Umlagen

1.488.372,89 1.341.160 1.344.365,31 3.205- 0 0,00 3.205- 0,00

3 + Aufgelöste 
Investitionszuwendungen und
-beiträge

504,95 0 504,95 505- 0 0,00 505- 0,00

5 + Entgelte für öffentliche 
Leistungen oder 
Einrichtungen

323,10 500 363,60 136 0 0,00 136 0,00

6 + Sonstige privatrechtliche 
Leistungsentgelte

1.441,19 1.050 1.298,57 249- 0 0,00 249- 0,00

7 + Kostenerstattungen und 
Kostenumlagen

189.327,06 74.400 62.840,43 11.560 0 0,00 11.560 0,00

10 + Sonstige ordentliche Erträge 2.385,22 470 431,72 38 0 0,00 38 0,00

11 = Anteilige ordentliche 
Erträge

1.682.354,41 1.417.580 1.409.804,58 7.775 0 0,00 7.775 0,00

12 - Personalaufwendungen 231.355,60- 243.782- 229.282,06- 14.500- 0 0,00 14.500- 0,00

14 - Aufwendungen für Sach- und 
Dienstleistungen

409.853,67- 442.790- 420.108,70- 22.681- 8.540 0,00 14.141- 0,00

15 - Abschreibungen 76.003,32- 111.000- 81.354,24- 29.646- 0 0,00 29.646- 0,00

17 - Transferaufwendungen 35.618,30- 52.000- 75.618,57- 23.619 0 0,00 23.619 0,00

18 - Sonstige ordentliche 
Aufwendungen

164.244,30- 183.340- 200.097,27- 16.757 0 0,00 16.757 0,00

19 = Anteilige ordentliche 
Aufwendungen

917.075,19- 1.032.912- 1.006.460,84- 26.452- 8.540 0,00 17.912- 0,00

20 = Anteiliges ordentliches 
Ergebnis

765.279,22 384.668 403.343,74 18.676- 8.540 0,00 10.136- 0,00

21 + Erträge aus internen 
Leistungen

32.406,22 39.856 24.986,47 14.869 0 0,00 14.869 0,00

24 - Aufwendungen für interne 
Leistungen

3.143.901,37- 2.791.951- 3.272.279,65- 480.329 0 0,00 480.329 0,00
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lfd.
Nr.

Teilergebnisrechnung

Ertrags- und
Aufwandsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich Ansatz-
Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

27 - kalkulatorische Kosten 15.192,59- 0 14.240,67- 14.241 0 0,00 14.241 0,00

28 = Veranschlagtes 
kalkulatorisches Ergebnis

3.126.687,74- 2.752.095- 3.261.533,85- 509.439 0 0,00 509.439 0,00

29 = Veranschlagter 
Nettoressourcenbedarf/-
überschuss

2.361.408,52- 2.367.427- 2.858.190,11- 490.763 8.540 0,00 499.303 0,00
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THH3 Schulträgeraufgaben

lfd.
Nr.

Teilfinanzrechnung

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

1 + Summe der Einzahlungen aus 
laufender Verwaltungstätigkeit

1.676.123,68 1.417.580 1.439.005,71 21.426- 0 0,00 21.426- 0,00

2 - Summe der Auszahlungen aus 
laufender Verwaltungstätigkeit

841.548,45- 921.912- 912.243,07- 9.669- 0 0,00 9.669- 0,00

3 = Anteiliger 
Zahlungsmittelüberschuss/-
bedarf aus laufender 
Verwaltungstätigkeit

834.575,23 495.668 526.762,64 31.095- 0 0,00 31.095- 0,00

4 + Einzahlungen aus 
Investitionszuwendungen

23.142,85 426.460 11.457,15 415.003 0 0,00 415.003 0,00

9 = Summe der Einzahlungen aus
Investitionstätigkeit

23.142,85 426.460 11.457,15 415.003 0 0,00 415.003 0,00

11 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

102.789,50- 819.000- 462.898,80- 356.101- 0 0,00 356.101- 0,00

12 - Auszahlungen für den Erwerb 
von beweglichem 
Sachvermögen

3.891,60 153.500- 90.283,96- 63.216- 0 0,00 63.216- 0,00

15 - Auszahlungen für den Erwerb 
von immateriellen 
Vermögensgegenständen

0,00 0 2.046,80 2.047- 0 0,00 2.047- 0,00

16 = Summe der Auszahlungen 
aus Investitionstätigkeit

98.897,90- 972.500- 551.135,96- 421.364- 0 0,00 421.364- 0,00

17 = Anteiliger 
Finanzierungsmittelüberschu
ss/-bedarf aus 
Investitonstätigkeit

75.755,05- 546.040- 539.678,81- 6.361- 0 0,00 6.361- 0,00

18 = Anteiliger veranschlagter 
Finanzierungsmittelüberschu
ss/-bedarf

758.820,18 50.372- 12.916,17- 37.456- 0 0,00 37.456- 0,00
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THH4 Kultur und Wissenschaft

lfd.
Nr.

Teilergebnisrechnung

Ertrags- und
Aufwandsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich Ansatz-
Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

2 + Zuweisungen und 
Zuwendungen, Umlagen

29.527,00 22.250 30.033,00 7.783- 0 0,00 7.783- 0,00

3 + Aufgelöste 
Investitionszuwendungen und
-beiträge

1.373,48 2.500 1.373,48 1.127 0 0,00 1.127 0,00

5 + Entgelte für öffentliche 
Leistungen oder 
Einrichtungen

15.681,29 12.600 15.323,71 2.724- 0 0,00 2.724- 0,00

6 + Sonstige privatrechtliche 
Leistungsentgelte

4.706,10 17.400 8.881,27 8.519 0 0,00 8.519 0,00

7 + Kostenerstattungen und 
Kostenumlagen

71.530,80 46.700 74.840,79 28.141- 0 0,00 28.141- 0,00

10 + Sonstige ordentliche Erträge 155,77 600 118,63 481 0 0,00 481 0,00

11 = Anteilige ordentliche 
Erträge

122.974,44 102.050 130.570,88 28.521- 0 0,00 28.521- 0,00

12 - Personalaufwendungen 278.460,06- 273.101- 269.621,53- 3.480- 0 0,00 3.480- 0,00

14 - Aufwendungen für Sach- und 
Dienstleistungen

177.867,65- 210.510- 177.775,11- 32.735- 2.000- 0,00 34.735- 0,00

15 - Abschreibungen 8.587,15- 7.050- 8.939,58- 1.890 0 0,00 1.890 0,00

17 - Transferaufwendungen 136.800,09- 138.850- 132.839,79- 6.010- 0 0,00 6.010- 0,00

18 - Sonstige ordentliche 
Aufwendungen

39.860,28- 43.000- 42.447,08- 553- 2.360 0,00 1.807 0,00

19 = Anteilige ordentliche 
Aufwendungen

641.575,23- 672.511- 631.623,09- 40.888- 360 0,00 40.528- 0,00

20 = Anteiliges ordentliches 
Ergebnis

518.600,79- 570.461- 501.052,21- 69.409- 360 0,00 69.049- 0,00

21 + Erträge aus internen 
Leistungen

51.518,20 36.849 62.659,54 25.810- 0 0,00 25.810- 0,00

24 - Aufwendungen für interne 
Leistungen

583.740,32- 601.746- 598.578,99- 3.167- 0 0,00 3.167- 0,00
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lfd.
Nr.

Teilergebnisrechnung

Ertrags- und
Aufwandsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich Ansatz-
Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

27 - kalkulatorische Kosten 8.955,09- 0 8.866,99- 8.867 0 0,00 8.867 0,00

28 = Veranschlagtes 
kalkulatorisches Ergebnis

541.177,21- 564.897- 544.786,44- 20.110- 0 0,00 20.110- 0,00

29 = Veranschlagter 
Nettoressourcenbedarf/-
überschuss

1.059.778,00- 1.135.358- 1.045.838,65- 89.519- 360 0,00 89.159- 0,00
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THH4 Kultur und Wissenschaft

lfd.
Nr.

Teilfinanzrechnung

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

1 + Summe der Einzahlungen aus 
laufender Verwaltungstätigkeit

128.621,58 99.550 123.167,80 23.618- 0 0,00 23.618- 0,00

2 - Summe der Auszahlungen aus 
laufender Verwaltungstätigkeit

632.287,90- 665.461- 608.348,40- 57.113- 0 0,00 57.113- 0,00

3 = Anteiliger 
Zahlungsmittelüberschuss/-
bedarf aus laufender 
Verwaltungstätigkeit

503.666,32- 565.911- 485.180,60- 80.731- 0 0,00 80.731- 0,00

9 = Summe der Einzahlungen aus
Investitionstätigkeit

0,00 0 0,00 0 0 0,00 0 0,00

11 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

15.283,94- 250.000- 113.097,00- 136.903- 0 0,00 136.903- 0,00

12 - Auszahlungen für den Erwerb 
von beweglichem 
Sachvermögen

0,00 0 4.408,37- 4.408 0 0,00 4.408 0,00

16 = Summe der Auszahlungen 
aus Investitionstätigkeit

15.283,94- 250.000- 117.505,37- 132.495- 0 0,00 132.495- 0,00

17 = Anteiliger 
Finanzierungsmittelüberschu
ss/-bedarf aus 
Investitonstätigkeit

15.283,94- 250.000- 117.505,37- 132.495- 0 0,00 132.495- 0,00

18 = Anteiliger veranschlagter 
Finanzierungsmittelüberschu
ss/-bedarf

518.950,26- 815.911- 602.685,97- 213.225- 0 0,00 213.225- 0,00

44



                                   Haushaltsrechnung 2018

THH5 Sozialbereich

lfd.
Nr.

Teilergebnisrechnung

Ertrags- und
Aufwandsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich Ansatz-
Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

2 + Zuweisungen und 
Zuwendungen, Umlagen

1.978.218,32 1.867.860 2.047.412,71 179.553- 0 0,00 179.553- 0,00

3 + Aufgelöste 
Investitionszuwendungen und
-beiträge

4.616,26 41.426 4.616,26 36.810 0 0,00 36.810 0,00

5 + Entgelte für öffentliche 
Leistungen oder 
Einrichtungen

156.140,00 139.000 149.217,50 10.218- 0 0,00 10.218- 0,00

6 + Sonstige privatrechtliche 
Leistungsentgelte

19.512,80 17.500 20.791,40 3.291- 0 0,00 3.291- 0,00

7 + Kostenerstattungen und 
Kostenumlagen

23.958,69 19.000 22.060,31 3.060- 0 0,00 3.060- 0,00

11 = Anteilige ordentliche 
Erträge

2.182.446,07 2.084.786 2.244.098,18 159.312- 0 0,00 159.312- 0,00

12 - Personalaufwendungen 695.649,53- 733.465- 734.060,07- 595 0 0,00 595 0,00

14 - Aufwendungen für Sach- und 
Dienstleistungen

248.519,80- 286.542- 257.642,10- 28.900- 62.000- 0,00 90.900- 0,00

15 - Abschreibungen 27.880,83- 18.194- 29.516,37- 11.322 0 0,00 11.322 0,00

17 - Transferaufwendungen 3.123.501,44- 3.464.450- 3.343.348,05- 121.102- 0 0,00 121.102- 0,00

18 - Sonstige ordentliche 
Aufwendungen

17.384,40- 37.710- 89.237,12- 51.527 0 0,00 51.527 0,00

19 = Anteilige ordentliche 
Aufwendungen

4.112.936,00- 4.540.361- 4.453.803,71- 86.557- 62.000- 0,00 148.557- 0,00

20 = Anteiliges ordentliches 
Ergebnis

1.930.489,93- 2.455.575- 2.209.705,53- 245.870- 62.000- 0,00 307.870- 0,00

21 + Erträge aus internen 
Leistungen

12.088,56 13.650 10.381,52 3.268 0 0,00 3.268 0,00

24 - Aufwendungen für interne 
Leistungen

872.408,30- 978.169- 747.157,55- 231.011- 0 0,00 231.011- 0,00

27 - kalkulatorische Kosten 16.067,35- 0 16.012,15- 16.012 0 0,00 16.012 0,00
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lfd.
Nr.

Teilergebnisrechnung

Ertrags- und
Aufwandsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich Ansatz-
Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

28 = Veranschlagtes 
kalkulatorisches Ergebnis

876.387,09- 964.519- 752.788,18- 211.731- 0 0,00 211.731- 0,00

29 = Veranschlagter 
Nettoressourcenbedarf/-
überschuss

2.806.877,02- 3.420.094- 2.962.493,71- 457.600- 62.000- 0,00 519.600- 0,00
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THH5 Sozialbereich

lfd.
Nr.

Teilfinanzrechnung

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

1 + Summe der Einzahlungen aus 
laufender Verwaltungstätigkeit

2.179.694,15 2.043.360 2.239.854,03 196.494- 0 0,00 196.494- 0,00

2 - Summe der Auszahlungen aus 
laufender Verwaltungstätigkeit

4.069.836,52- 4.522.167- 4.476.515,22- 45.652- 0 0,00 45.652- 0,00

3 = Anteiliger 
Zahlungsmittelüberschuss/-
bedarf aus laufender 
Verwaltungstätigkeit

1.890.142,37- 2.478.807- 2.236.661,19- 242.146- 0 0,00 242.146- 0,00

6 + Einzahlungen aus der 
Veräußerung von 
Sachvermögen

0,00 0 3.812,89 3.813- 0 0,00 3.813- 0,00

9 = Summe der Einzahlungen aus
Investitionstätigkeit

0,00 0 3.812,89 3.813- 0 0,00 3.813- 0,00

11 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

4.532,71- 100.000- 44.887,99- 55.112- 0 0,00 55.112- 0,00

14 - Auszahlungen für 
Investitionsförderungsmaßnahm
en

40.380,05- 64.000- 10.993,73- 53.006- 0 0,00 53.006- 0,00

16 = Summe der Auszahlungen 
aus Investitionstätigkeit

44.912,76- 164.000- 55.881,72- 108.118- 0 0,00 108.118- 0,00

17 = Anteiliger 
Finanzierungsmittelüberschu
ss/-bedarf aus 
Investitonstätigkeit

44.912,76- 164.000- 52.068,83- 111.931- 0 0,00 111.931- 0,00

18 = Anteiliger veranschlagter 
Finanzierungsmittelüberschu
ss/-bedarf

1.935.055,13- 2.642.807- 2.288.730,02- 354.077- 0 0,00 354.077- 0,00
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THH6 Gesundheit und Sportförderung

lfd.
Nr.

Teilergebnisrechnung

Ertrags- und
Aufwandsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich Ansatz-
Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

3 + Aufgelöste 
Investitionszuwendungen und
-beiträge

0,00 100 0,00 100 0 0,00 100 0,00

6 + Sonstige privatrechtliche 
Leistungsentgelte

15.314,82 16.700 16.237,73 462 0 0,00 462 0,00

7 + Kostenerstattungen und 
Kostenumlagen

19.097,83 19.000 3.000,00 16.000 0 0,00 16.000 0,00

10 + Sonstige ordentliche Erträge 135,81 0 4.137,90 4.138- 0 0,00 4.138- 0,00

11 = Anteilige ordentliche 
Erträge

34.548,46 35.800 23.375,63 12.424 0 0,00 12.424 0,00

12 - Personalaufwendungen 18.641,13- 22.177- 19.079,43- 3.098- 0 0,00 3.098- 0,00

14 - Aufwendungen für Sach- und 
Dienstleistungen

46.219,30- 57.500- 46.292,53- 11.207- 0 0,00 11.207- 0,00

15 - Abschreibungen 9.616,88- 11.300- 39.796,01- 28.496 0 0,00 28.496 0,00

17 - Transferaufwendungen 22.353,76- 25.300- 22.488,76- 2.811- 0 0,00 2.811- 0,00

18 - Sonstige ordentliche 
Aufwendungen

9.181,95- 9.200- 9.503,63- 304 0 0,00 304 0,00

19 = Anteilige ordentliche 
Aufwendungen

106.013,02- 125.477- 137.160,36- 11.683 0 0,00 11.683 0,00

20 = Anteiliges ordentliches 
Ergebnis

71.464,56- 89.677- 113.784,73- 24.108 0 0,00 24.108 0,00

21 + Erträge aus internen 
Leistungen

845.488,48 853.814 881.270,52 27.457- 0 0,00 27.457- 0,00

24 - Aufwendungen für interne 
Leistungen

1.202.738,25- 1.199.661- 1.209.038,47- 9.377 0 0,00 9.377 0,00

27 - kalkulatorische Kosten 4.959,44- 15.000- 16.502,15- 1.502 0 0,00 1.502 0,00

28 = Veranschlagtes 
kalkulatorisches Ergebnis

362.209,21- 360.847- 344.270,10- 16.577- 0 0,00 16.577- 0,00
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lfd.
Nr.

Teilergebnisrechnung

Ertrags- und
Aufwandsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich Ansatz-
Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

29 = Veranschlagter 
Nettoressourcenbedarf/-
überschuss

433.673,77- 450.524- 458.054,83- 7.531 0 0,00 7.531 0,00
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THH6 Gesundheit und Sportförderung

lfd.
Nr.

Teilfinanzrechnung

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

1 + Summe der Einzahlungen aus 
laufender Verwaltungstätigkeit

34.728,50 35.700 22.130,92 13.569 0 0,00 13.569 0,00

2 - Summe der Auszahlungen aus 
laufender Verwaltungstätigkeit

126.595,29- 114.177- 94.865,46- 19.312- 0 0,00 19.312- 0,00

3 = Anteiliger 
Zahlungsmittelüberschuss/-
bedarf aus laufender 
Verwaltungstätigkeit

91.866,79- 78.477- 72.734,54- 5.742- 0 0,00 5.742- 0,00

4 + Einzahlungen aus 
Investitionszuwendungen

70.000,00 377.000 50.000,00 327.000 0 0,00 327.000 0,00

9 = Summe der Einzahlungen aus
Investitionstätigkeit

70.000,00 377.000 50.000,00 327.000 0 0,00 327.000 0,00

10 - Auszahlungen für den Erwerb 
von Grundstücken und 
Gebäuden

165.000,00- 0 0,00 0 0 0,00 0 0,00

11 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

175.456,88- 430.000- 386.325,83- 43.674- 0 0,00 43.674- 0,00

12 - Auszahlungen für den Erwerb 
von beweglichem 
Sachvermögen

2.531,33- 0 0,00 0 0 0,00 0 0,00

16 = Summe der Auszahlungen 
aus Investitionstätigkeit

342.988,21- 430.000- 386.325,83- 43.674- 0 0,00 43.674- 0,00

17 = Anteiliger 
Finanzierungsmittelüberschu
ss/-bedarf aus 
Investitonstätigkeit

272.988,21- 53.000- 336.325,83- 283.326 0 0,00 283.326 0,00

18 = Anteiliger veranschlagter 
Finanzierungsmittelüberschu
ss/-bedarf

364.855,00- 131.477- 409.060,37- 277.583 0 0,00 277.583 0,00
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THH7 Planung, Bau, Naturschutz

lfd.
Nr.

Teilergebnisrechnung

Ertrags- und
Aufwandsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich Ansatz-
Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

2 + Zuweisungen und 
Zuwendungen, Umlagen

93.843,34 85.840 213.852,66 128.013- 0 0,00 128.013- 0,00

3 + Aufgelöste 
Investitionszuwendungen und
-beiträge

870.392,51 886.300 844.871,12 41.429 0 0,00 41.429 0,00

5 + Entgelte für öffentliche 
Leistungen oder 
Einrichtungen

2.940.317,47 3.237.350 2.615.334,93 622.015 0 0,00 622.015 0,00

6 + Sonstige privatrechtliche 
Leistungsentgelte

1.220.996,50 1.373.490 1.060.385,48 313.105 0 0,00 313.105 0,00

7 + Kostenerstattungen und 
Kostenumlagen

669.042,23 705.780 643.408,60 62.371 0 0,00 62.371 0,00

10 + Sonstige ordentliche Erträge 1.328.176,40 117.100 133.812,33 16.712- 0 0,00 16.712- 0,00

11 = Anteilige ordentliche 
Erträge

7.122.768,45 6.405.860 5.511.665,12 894.195 0 0,00 894.195 0,00

12 - Personalaufwendungen 1.818.852,33- 1.939.544- 1.961.786,08- 22.242 0 0,00 22.242 0,00

13 - Versorgungsaufwendungen 0,00 0 1.120,98- 1.121 0 0,00 1.121 0,00

14 - Aufwendungen für Sach- und 
Dienstleistungen

3.033.984,71- 3.591.700- 2.977.888,12- 613.812- 306.900- 0,00 920.712- 0,00

15 - Abschreibungen 2.026.646,80- 1.757.700- 2.027.379,89- 269.680 0 0,00 269.680 0,00

17 - Transferaufwendungen 191.766,44- 175.730- 149.839,92- 25.890- 0 0,00 25.890- 0,00

18 - Sonstige ordentliche 
Aufwendungen

652.549,98- 201.690- 183.951,10- 17.739- 3.000 0,00 14.739- 0,00

19 = Anteilige ordentliche 
Aufwendungen

7.723.800,26- 7.666.364- 7.301.966,09- 364.398- 303.900- 0,00 668.298- 0,00

20 = Anteiliges ordentliches 
Ergebnis

601.031,81- 1.260.504- 1.790.300,97- 529.797 303.900- 0,00 225.897 0,00

21 + Erträge aus internen 
Leistungen

504.556,65 452.000 474.188,89 22.189- 0 0,00 22.189- 0,00
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lfd.
Nr.

Teilergebnisrechnung

Ertrags- und
Aufwandsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich Ansatz-
Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

24 - Aufwendungen für interne 
Leistungen

3.419.997,00- 3.508.981- 3.131.149,86- 377.831- 0 0,00 377.831- 0,00

27 - kalkulatorische Kosten 1.990.032,83- 484.700- 1.956.586,15- 1.471.886 0 0,00 1.471.886 0,00

28 = Veranschlagtes 
kalkulatorisches Ergebnis

4.905.473,18- 3.541.681- 4.613.547,12- 1.071.866 0 0,00 1.071.866 0,00

29 = Veranschlagter 
Nettoressourcenbedarf/-
überschuss

5.506.504,99- 4.802.185- 6.403.848,09- 1.601.663 303.900- 0,00 1.297.763 0,00

52



                                   Haushaltsrechnung 2018

THH7 Planung, Bau, Naturschutz

lfd.
Nr.

Teilfinanzrechnung

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

1 + Summe der Einzahlungen aus 
laufender Verwaltungstätigkeit

6.303.029,40 5.519.560 5.216.570,71 302.989 0 0,00 302.989 0,00

2 - Summe der Auszahlungen aus 
laufender Verwaltungstätigkeit

5.732.771,57- 5.908.664- 5.313.906,40- 594.758- 0 0,00 594.758- 0,00

3 = Anteiliger 
Zahlungsmittelüberschuss/-
bedarf aus laufender 
Verwaltungstätigkeit

570.257,83 389.104- 97.335,69- 291.769- 0 0,00 291.769- 0,00

4 + Einzahlungen aus 
Investitionszuwendungen

298.925,44 387.700 419.738,17 32.038- 0 0,00 32.038- 0,00

5 + Einzahlungen aus 
Investitionsbeiträgen und 
ähnlichen Entgelten für 
Investitionstätigkeit

16.893,58 1.065.000 1.067.612,08 2.612- 0 0,00 2.612- 0,00

8 + Einzahlungen für sonstige 
Investitionstätigkeit

5.214,97 0 2.690,13 2.690- 0 0,00 2.690- 0,00

9 = Summe der Einzahlungen aus
Investitionstätigkeit

321.033,99 1.452.700 1.490.040,38 37.340- 0 0,00 37.340- 0,00

10 - Auszahlungen für den Erwerb 
von Grundstücken und 
Gebäuden

21.148,25- 0 47.630,34- 47.630 0 0,00 47.630 0,00

11 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

1.741.228,10- 3.027.000- 1.746.619,39- 1.280.381- 0 0,00 1.280.381- 0,00

12 - Auszahlungen für den Erwerb 
von beweglichem 
Sachvermögen

51.220,68- 109.000- 29.331,90- 79.668- 0 0,00 79.668- 0,00

14 - Auszahlungen für 
Investitionsförderungsmaßnahm
en

21.299,66 0 0,00 0 0 0,00 0 0,00

16 = Summe der Auszahlungen 
aus Investitionstätigkeit

1.792.297,37- 3.136.000- 1.823.581,63- 1.312.418- 0 0,00 1.312.418- 0,00
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lfd.
Nr.

Teilfinanzrechnung

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

17 = Anteiliger 
Finanzierungsmittelüberschu
ss/-bedarf aus 
Investitonstätigkeit

1.471.263,38- 1.683.300- 333.541,25- 1.349.759- 0 0,00 1.349.759- 0,00

18 = Anteiliger veranschlagter 
Finanzierungsmittelüberschu
ss/-bedarf

901.005,55- 2.072.404- 430.876,94- 1.641.527- 0 0,00 1.641.527- 0,00

54



                                   Haushaltsrechnung 2018

THH8 Wtl. Unternehmen und Tourismus

lfd.
Nr.

Teilergebnisrechnung

Ertrags- und
Aufwandsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich Ansatz-
Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

2 + Zuweisungen und 
Zuwendungen, Umlagen

332.469,15 165.580 157.675,13 7.905 0 0,00 7.905 0,00

4 + Sonstige Transfererträge 51,26 0 0,00 0 0 0,00 0 0,00

5 + Entgelte für öffentliche 
Leistungen oder 
Einrichtungen

129.626,99 128.900 125.370,25 3.530 0 0,00 3.530 0,00

6 + Sonstige privatrechtliche 
Leistungsentgelte

163.053,77 160.900 158.933,35 1.967 0 0,00 1.967 0,00

7 + Kostenerstattungen und 
Kostenumlagen

14.474,34 14.700 15.591,94 892- 0 0,00 892- 0,00

10 + Sonstige ordentliche Erträge 32.642,40 35.050 28.044,47 7.006 0 0,00 7.006 0,00

11 = Anteilige ordentliche 
Erträge

672.317,91 505.130 485.615,14 19.515 0 0,00 19.515 0,00

12 - Personalaufwendungen 199.904,99- 209.358- 215.146,46- 5.788 0 0,00 5.788 0,00

14 - Aufwendungen für Sach- und 
Dienstleistungen

232.703,90- 298.560- 227.170,11- 71.390- 4.610- 0,00 76.000- 0,00

15 - Abschreibungen 23.702,06- 15.600- 22.637,40- 7.037 0 0,00 7.037 0,00

17 - Transferaufwendungen 52.108,60- 221.450- 53.926,01- 167.524- 0 0,00 167.524- 0,00

18 - Sonstige ordentliche 
Aufwendungen

58.037,36- 40.257- 68.905,60- 28.649 0 0,00 28.649 0,00

19 = Anteilige ordentliche 
Aufwendungen

566.456,91- 785.225- 587.785,58- 197.440- 4.610- 0,00 202.050- 0,00

20 = Anteiliges ordentliches 
Ergebnis

105.861,00 280.095- 102.170,44- 177.925- 4.610- 0,00 182.535- 0,00

21 + Erträge aus internen 
Leistungen

0,00 0 0,00 0 0 0,00 0 0,00

24 - Aufwendungen für interne 
Leistungen

899.767,49- 1.009.660- 782.320,39- 227.340- 0 0,00 227.340- 0,00

27 - kalkulatorische Kosten 11.928,18- 200- 11.713,86- 11.514 0 0,00 11.514 0,00
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lfd.
Nr.

Teilergebnisrechnung

Ertrags- und
Aufwandsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich Ansatz-
Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

28 = Veranschlagtes 
kalkulatorisches Ergebnis

911.695,67- 1.009.860- 794.034,25- 215.826- 0 0,00 215.826- 0,00

29 = Veranschlagter 
Nettoressourcenbedarf/-
überschuss

805.834,67- 1.289.955- 896.204,69- 393.751- 4.610- 0,00 398.361- 0,00
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THH8 Wtl. Unternehmen und Tourismus

lfd.
Nr.

Teilfinanzrechnung

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

1 + Summe der Einzahlungen aus 
laufender Verwaltungstätigkeit

667.341,93 505.130 478.910,50 26.220 0 0,00 26.220 0,00

2 - Summe der Auszahlungen aus 
laufender Verwaltungstätigkeit

534.653,25- 769.625- 558.216,24- 211.409- 0 0,00 211.409- 0,00

3 = Anteiliger 
Zahlungsmittelüberschuss/-
bedarf aus laufender 
Verwaltungstätigkeit

132.688,68 264.495- 79.305,74- 185.190- 0 0,00 185.190- 0,00

8 + Einzahlungen für sonstige 
Investitionstätigkeit

0,00 0 8.983,50 8.984- 0 0,00 8.984- 0,00

9 = Summe der Einzahlungen aus
Investitionstätigkeit

0,00 0 8.983,50 8.984- 0 0,00 8.984- 0,00

11 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

80.684,88- 125.000- 44.608,54- 80.391- 0 0,00 80.391- 0,00

12 - Auszahlungen für den Erwerb 
von beweglichem 
Sachvermögen

21.297,69- 0 7.208,22- 7.208 0 0,00 7.208 0,00

16 = Summe der Auszahlungen 
aus Investitionstätigkeit

101.982,57- 125.000- 51.816,76- 73.183- 0 0,00 73.183- 0,00

17 = Anteiliger 
Finanzierungsmittelüberschu
ss/-bedarf aus 
Investitonstätigkeit

101.982,57- 125.000- 42.833,26- 82.167- 0 0,00 82.167- 0,00

18 = Anteiliger veranschlagter 
Finanzierungsmittelüberschu
ss/-bedarf

30.706,11 389.495- 122.139,00- 267.356- 0 0,00 267.356- 0,00
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THH9 Öffentl. Finanzwirtschaft

lfd.
Nr.

Teilergebnisrechnung

Ertrags- und
Aufwandsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich Ansatz-
Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

1 + Steuern und ähnliche 
Abgaben

20.068.551,57 19.744.540 19.723.181,91 21.358 0 0,00 21.358 0,00

2 + Zuweisungen und 
Zuwendungen, Umlagen

5.332.602,50 7.743.200 8.231.418,14 488.218- 0 0,00 488.218- 0,00

8 + Zinsen und ähnliche Erträge 2.230,32 0 3.071,57 3.072- 0 0,00 3.072- 0,00

10 + Sonstige ordentliche Erträge 647.504,23 620.000 672.502,15 52.502- 0 0,00 52.502- 0,00

11 = Anteilige ordentliche 
Erträge

26.050.888,62 28.107.740 28.630.173,77 522.434- 0 0,00 522.434- 0,00

12 - Personalaufwendungen 5.287,00- 5.586- 5.466,79- 119- 0 0,00 119- 0,00

15 - Abschreibungen 140.186,07- 0 2.913,66- 2.914 0 0,00 2.914 0,00

16 - Zinsen und ähnliche 
Aufwendungen

647.506,08- 625.650- 619.583,05- 6.067- 0 0,00 6.067- 0,00

17 - Transferaufwendungen 12.047.724,51- 10.494.480- 11.064.578,92- 570.099 0 0,00 570.099 0,00

18 - Sonstige ordentliche 
Aufwendungen

7.791,30- 5.900- 6.419,37- 519 0 0,00 519 0,00

19 = Anteilige ordentliche 
Aufwendungen

12.848.494,96- 11.131.616- 11.698.961,79- 567.346 0 0,00 567.346 0,00

20 = Anteiliges ordentliches 
Ergebnis

13.202.393,66 16.976.124 16.931.211,98 44.912 0 0,00 44.912 0,00

21 + Erträge aus internen 
Leistungen

7.079,30 7.150 7.108,02 42 0 0,00 42 0,00

24 - Aufwendungen für interne 
Leistungen

105.992,38- 109.552- 108.078,05- 1.474- 0 0,00 1.474- 0,00

27 - kalkulatorische Kosten 116.761,83- 0 121.420,86- 121.421 0 0,00 121.421 0,00

28 = Veranschlagtes 
kalkulatorisches Ergebnis

215.674,91- 102.402- 222.390,89- 119.989 0 0,00 119.989 0,00

29 = Veranschlagter 
Nettoressourcenbedarf/-
überschuss

12.986.718,75 16.873.722 16.708.821,09 164.901 0 0,00 164.901 0,00
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THH9 Öffentl. Finanzwirtschaft

lfd.
Nr.

Teilfinanzrechnung

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

1 + Summe der Einzahlungen aus 
laufender Verwaltungstätigkeit

26.086.567,55 28.107.740 28.247.587,02 139.847- 0 0,00 139.847- 0,00

2 - Summe der Auszahlungen aus 
laufender Verwaltungstätigkeit

12.706.204,59- 11.131.616- 11.690.278,26- 558.663 0 0,00 558.663 0,00

3 = Anteiliger 
Zahlungsmittelüberschuss/-
bedarf aus laufender 
Verwaltungstätigkeit

13.380.362,96 16.976.124 16.557.308,76 418.816 0 0,00 418.816 0,00

9 = Summe der Einzahlungen aus
Investitionstätigkeit

0,00 0 0,00 0 0 0,00 0 0,00

13 - Auszahlungen für den Erwerb 
von Finanzvermögen

312.336,73- 0 139.014,51- 139.015 0 0,00 139.015 0,00

16 = Summe der Auszahlungen 
aus Investitionstätigkeit

312.336,73- 0 139.014,51- 139.015 0 0,00 139.015 0,00

17 = Anteiliger 
Finanzierungsmittelüberschu
ss/-bedarf aus 
Investitonstätigkeit

312.336,73- 0 139.014,51- 139.015 0 0,00 139.015 0,00

18 = Anteiliger veranschlagter 
Finanzierungsmittelüberschu
ss/-bedarf

13.068.026,23 16.976.124 16.418.294,25 557.830 0 0,00 557.830 0,00
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Kennzahl

Einheit Ergebnis
2016

Ergebnis
2017

Ergebnis
2018

Planung
2019

Planung
2020

Planung
2021

1 2 3 4 5 6 7 8
E R T R A G S L A G E

1. ordentliches Ergebnis

absoluter Betrag EUR 2.848.097 0 0 0 1.499.041- 2.589.449-

Betrag je Einwohner EUR/EW 191,52 0,00 0,00 0,00 103,43- 179,47-

Aufwandsdeckungsgrad % 109,12 0,00 0,00 0,00 96,40 93,92

1.1. Steuerkraft - netto-

absoluter Betrag EUR 12.798.882 0 0 0 15.899.490 14.762.440

Betrag je Einwohner EUR/EW 860,66 0,00 0,00 0,00 1.097,05 1.023,18

Anteil an ordentlichen Aufwendungen % 40,99 0,00 0,00 0,00 38,14 34,65

1.2. Betriebsergebnis - netto-

absoluter Betrag EUR 9.950.785- 0 0 0 17.398.531- 17.351.889-

Betrag je Einwohner EUR/EW 669,14- 0,00 0,00 0,00 1.200,48- 1.202,65-

Anteil an ordentlichen Aufwendungen % 31,87 0,00 0,00 0,00 41,74 40,73

2. Sonderergebnis

absoluter Betrag EUR 4.390- 0 0 0 160.000 0

3. Gesamtergebnis

absoluter Betrag EUR 2.843.708 0 0 0 1.339.041- 2.589.449-

F I N A N Z L A G E

4. Zahlungsmittelüberschuss aus laufender Verwaltungstätigkeit

absoluter Betrag EUR 2.392.271 0 0 0 935.409 1.074.989-

Betrag je Einwohner EUR/EW 160,87 0,00 0,00 0,00 64,54 74,51-

5. Mindestzahlungsmittelüberschuss

absoluter Betrag EUR 749.771 0 0 0 774.250 935.500

6. Nettoinvestitionsfinanzierungsmittel

Absoluter Betrag EUR 1.642.500 0 0 0 161.159 2.010.489-

Betrag je Einwohner EUR/EW 110,45 0,00 0,00 0,00 11,12 139,35-

7. Soll-Liquiditätsreserve (§22 Abs. 2 Gem HVO)

absoluter Betrag EUR 418.542 0 0 0 727.971 733.680

8. voraussichtliche liquide Eigenmittel zum Jahresende

absoluter Betrag EUR 7.323.613 0 0 11.362.960 13.552.473 5.336.734
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Kennzahl Einheit Ergebnis
2016

Ergebnis
2017

Ergebnis
2018

Planung
2019

Planung
2020

Planung
2021

1 2 3 4 5 6 7 8
K A P I T A L L A G E

9. Eigenkapital

absoluter Betrag EUR 99.553.087 0 0

9.1 Basiskapital (§61 Nr. 6 GemHVO)

absoluter Betrag EUR 90.332.003 0 0

9.2 Eigenkapitalquote

Verhältnis Eigenkapital zur Bilanzsumme % 62,82 0,00 0,00

9.3. Fremdkapitalquote

Verhältnis Fremdkapital zu Bilanzsumme % 37,18 0,00 0,00

10. Anlagendeckung

Verhältnis langfr. Kapital zu langfr. Vermögen % 106,97 0,00 0,00

11. Verschuldung

absoluter Betrag EUR 17.060.903 0 0

Betrag je Einwohner EUR/EW 1.147,26 0,00 0,00

11.1. Nettoneuverschuldung

absoluter Betrag EUR 749.771- 0 0 0 2.925.750 2.064.500
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PROD Haushalt Eberbach (produktorientiert)

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I11200000051: Beschaffung von bewegl. Vermögen EDV

9 - Auszahlungen für den Erwerb 
von beweglichem 
Sachvermögen

0,00 0 3.362,35- 3.362 7.470- 0,00 4.108- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I11230000052: Stammkapitalerhöhung BGV

10 - Auszahlungen für den Erwerb 
von Finanzvermögen

0,00 0 250,00- 250 0 0,00 250 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I11240000060: Wohn- u. Geschäftsgebäude Hochbaumaß.

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

0,00 170.000- 0,00 170.000- 0 0,00 170.000- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I11240000160: Dorfgemeinschaftshaus Brombach

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

0,00 0 4.124,55- 4.125 0 0,00 4.125 0,00
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lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I11240000660: Schafwiesenweg 1 Hochbaumaß.

7 - Auszahlungen für den Erwerb 
von Grundstücken und 
Gebäuden

0,00 0 128.418,79- 128.419 0 0,00 128.419 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I11250000051: Erwerb v. beweglichen Vermögen

9 - Auszahlungen für den Erwerb 
von beweglichem 
Sachvermögen

3.856,59- 25.000- 19.153,05- 5.847- 0 0,00 5.847- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I11250000060: Städt. Betriebshof Hochbaumaßnahme

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

0,00 10.000- 0,00 10.000- 0 0,00 10.000- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I11250000251: Geräteträger (Ersatz) u. Böschungsmäher

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

765,59- 0 0,00 0 0 0,00 0 0,00

9 - Auszahlungen für den Erwerb 
von beweglichem 
Sachvermögen

212.415,00- 0 6.500,00- 6.500 0 0,00 6.500 0,00
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lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I11250000351: Erwerb Fahrzeuge für Bauhof

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

0,00 0 580,68- 581 0 0,00 581 0,00

9 - Auszahlungen für den Erwerb 
von beweglichem 
Sachvermögen

0,00 40.000- 0,00 40.000- 0 0,00 40.000- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I11250000551: Beschaffung Kompakttraktor

9 - Auszahlungen für den Erwerb 
von beweglichem 
Sachvermögen

0,00 60.000- 51.660,01- 8.340- 0 0,00 8.340- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I11330000015: Schenkungen von unbeb. Grundstücken

2 + Einzahlungen aus 
Investitionsbeiträgen und 
ähnlichen Entgelten für 
Investitionstätigkeit

890.970,00- 0 0,00 0 0 0,00 0 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I11330000030: Veräußerung unbebauter Grundstücke
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lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

3 + Einzahlungen aus der 
Veräußerung von 
Sachvermögen

127.746,00 2.012.000 167.405,06 1.844.595 0 0,00 1.844.595 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I11330000050: Erwerb unbebauter Grundstücke

7 - Auszahlungen für den Erwerb 
von Grundstücken und 
Gebäuden

2.839,22- 20.000- 5.901,05- 14.099- 0 0,00 14.099- 0,00

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

0,00 0 708,05- 708 0 0,00 708 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I11330000060: Erschließungsbeiträge unbeb. Grundstücke

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

0,00 550.000- 535.155,64- 14.844- 0 0,00 14.844- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I11330000150: Erwerb bebauter Grundstücke

7 - Auszahlungen für den Erwerb 
von Grundstücken und 
Gebäuden

159.000,00- 200.000- 220.123,63- 20.124 0 0,00 20.124 0,00

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

0,00 0 687,68- 688 0 0,00 688 0,00
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lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I12210000051: Geschwindigkeitsanzeigegeräte

9 - Auszahlungen für den Erwerb 
von beweglichem 
Sachvermögen

0,00 3.000- 2.272,36- 728- 0 0,00 728- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I12600000010: Zuschuss v. Land für Investitionen

1 + Einzahlungen aus 
Investitionszuwendungen

0,00 470.000 0,00 470.000 0 0,00 470.000 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I12600000060: Hochbaumaßnahme Feuerwehr

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

64.065,14- 1.000.000- 450.844,19- 549.156- 0 0,00 549.156- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I12600000151: Erwerb v. beweglichen Vermögen

9 - Auszahlungen für den Erwerb 
von beweglichem 
Sachvermögen

60.693,50- 13.250- 22.689,37- 9.439 0 0,00 9.439 0,00
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lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I12600000310: Zuschüsse Fahrzeuge

1 + Einzahlungen aus 
Investitionszuwendungen

11.146,00 154.000 0,00 154.000 0 0,00 154.000 0,00

2 + Einzahlungen aus 
Investitionsbeiträgen und 
ähnlichen Entgelten für 
Investitionstätigkeit

0,00 0 352.000,00 352.000- 0 0,00 352.000- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I12600000351: Beschaffung von Fahrzeugen

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

221.586,02- 0 649.433,18- 649.433 0 0,00 649.433 0,00

9 - Auszahlungen für den Erwerb 
von beweglichem 
Sachvermögen

0,00 650.000- 0,00 650.000- 0 0,00 650.000- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I12800000051: Erwerb von beweglichem Vermögen

9 - Auszahlungen für den Erwerb 
von beweglichem 
Sachvermögen

15.526,17- 10.400- 7.414,89- 2.985- 0 0,00 2.985- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I21101000010: Zuw. u. Zuschüsse Dr. Weiß-GS
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lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

1 + Einzahlungen aus 
Investitionszuwendungen

0,00 3.000 0,00 3.000 0 0,00 3.000 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I21101000051: Erwerb v. bewegl. Vermögen Dr.Weiß GS

9 - Auszahlungen für den Erwerb 
von beweglichem 
Sachvermögen

6.618,67- 36.000- 0,00 36.000- 0 0,00 36.000- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I21101000060: Hochbaumaßnahme Dr.-Weiß-GS.

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

0,00 20.000- 0,00 20.000- 0 0,00 20.000- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I21102000051: Erwerb von bewegl. Vermögen Steige GS

9 - Auszahlungen für den Erwerb 
von beweglichem 
Sachvermögen

0,00 15.000- 0,00 15.000- 0 0,00 15.000- 0,00
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lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I21103000010: Zuweisungen und Zuschüsse Gemeinschaftss

1 + Einzahlungen aus 
Investitionszuwendungen

0,00 412.000 0,00 412.000 0 0,00 412.000 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I21103000051: Erwerb v. beweglichen Vermögen GMS

9 - Auszahlungen für den Erwerb 
von beweglichem 
Sachvermögen

10.273,51- 35.000- 5.034,55- 29.965- 8.540- 0,00 38.505- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I21103000060: Hochbaumaßnahme Gemeinschaftsschule

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

0,00 567.000- 372.059,82- 194.940- 0 0,00 194.940- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I21104000051: Erwerb v. beweglichen Verm. Realschule

9 - Auszahlungen für den Erwerb 
von beweglichem 
Sachvermögen

7.867,83- 17.000- 11.882,11- 5.118- 0 0,00 5.118- 0,00
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lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I21104000060: Hochbaumaßnahme Realschule

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

1.723,12- 32.000- 0,00 32.000- 0 0,00 32.000- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I21105000010: Zuw. u. Zuschüsse allg.

1 + Einzahlungen aus 
Investitionszuwendungen

0,00 11.460 0,00 11.460 0 0,00 11.460 0,00

2 + Einzahlungen aus 
Investitionsbeiträgen und 
ähnlichen Entgelten für 
Investitionstätigkeit

23.142,85 0 30.857,15 30.857- 0 0,00 30.857- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I21105000051: Erwerb v. beweglichen Vermögen HSG

9 - Auszahlungen für den Erwerb 
von beweglichem 
Sachvermögen

0,00 38.500- 28.430,87- 10.069- 0 0,00 10.069- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I21105000060: Hochbaumaßnahme Hohenstaufen Gymnasium

7 - Auszahlungen für den Erwerb 
von Grundstücken und 
Gebäuden

0,00 0 114.411,00- 114.411 0 0,00 114.411 0,00
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lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

96.612,14- 200.000- 10.563,28- 189.437- 0 0,00 189.437- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I21200000051: Erwerb v. beweglichen Vermögen SBBZ

9 - Auszahlungen für den Erwerb 
von beweglichem 
Sachvermögen

6.618,50- 12.000- 0,00 12.000- 0 0,00 12.000- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I27200000051: Erwerb v. beweglichen Vermögen

9 - Auszahlungen für den Erwerb 
von beweglichem 
Sachvermögen

0,00 0 4.408,37- 4.408 4.460- 0,00 52- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I28100000060: Hochbaumaßnahme Kulturzentrum

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

15.283,94- 250.000- 118.725,03- 131.275- 0 0,00 131.275- 0,00
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lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I36501000070: Investitionen Kiga "Arche Noah"

11 - Auszahlungen für 
Investitionsförderungsmaßnahm
en

0,00 7.000- 0,00 7.000- 0 0,00 7.000- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I36502000070: Investitionen Kiga "St. Elisabe

11 - Auszahlungen für 
Investitionsförderungsmaßnahm
en

12.322,55- 34.000- 0,00 34.000- 0 0,00 34.000- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I36503000070: Investitionen Kiga "St. Maria"

11 - Auszahlungen für 
Investitionsförderungsmaßnahm
en

8.006,92- 18.000- 0,00 18.000- 0 0,00 18.000- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I36504000070: Investitionen Kiga "St. Josef"

11 - Auszahlungen für 
Investitionsförderungsmaßnahm
en

5.049,33- 0 0,00 0 0 0,00 0 0,00
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lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I36505000060: Neubau Kiga Regenbogen

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

5.127,71- 100.000- 109.947,74- 9.948 0 0,00 9.948 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I36505000070: Investitionszuschuss für Kiga Regenbogen

11 - Auszahlungen für 
Investitionsförderungsmaßnahm
en

0,00 5.000- 0,00 5.000- 0 0,00 5.000- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I42413000051: Sporthalle Ittertal Erw. bew. Verm.

9 - Auszahlungen für den Erwerb 
von beweglichem 
Sachvermögen

2.531,33- 0 0,00 0 0 0,00 0 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I42414000060: Hohenstaufen-Sporthalle Hochbaumaßnahme

7 - Auszahlungen für den Erwerb 
von Grundstücken und 
Gebäuden

165.000,00- 0 0,00 0 0 0,00 0 0,00
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lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I42415000010: Zuweisungen und Zuschüsse vom Land

1 + Einzahlungen aus 
Investitionszuwendungen

0,00 277.000 0,00 277.000 0 0,00 277.000 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I42415000040: Kostenbeteiligung von Dritten

1 + Einzahlungen aus 
Investitionszuwendungen

70.000,00 100.000 50.000,00 50.000 0 0,00 50.000 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I42415000060: Umbau Sportgelände in der Au

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

217.244,08- 430.000- 344.839,11- 85.161- 0 0,00 85.161- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I51100000020: Ausgleichsbeträge Neckarstraße

2 + Einzahlungen aus 
Investitionsbeiträgen und 
ähnlichen Entgelten für 
Investitionstätigkeit

7.818,64 38.000 53.394,69 15.395- 0 0,00 15.395- 0,00
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lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I51100000070: Sanierungsgebiet Neckarstraße

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

406,43- 10.000- 30.625,00- 20.625 0 0,00 20.625 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I51100000110: Zuweisungen und Zuschüsse vom Land

1 + Einzahlungen aus 
Investitionszuwendungen

0,00 175.200 0,00 175.200 0 0,00 175.200 0,00

2 + Einzahlungen aus 
Investitionsbeiträgen und 
ähnlichen Entgelten für 
Investitionstätigkeit

2.442,27- 0 105.951,77 105.952- 0 0,00 105.952- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I51100000170: Sanierungsgebiet Güterbahnhofstraße

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

16.261,57- 12.000- 2.483,78- 9.516- 0 0,00 9.516- 0,00

11 - Auszahlungen für 
Investitionsförderungsmaßnahm
en

0,00 0 3.224,44 3.224- 0 0,00 3.224- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I51120000080: Planungs-/Vermessungskosten
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lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

18.745,23 0 0,00 0 0 0,00 0 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I53600000060: Breitbandausbau

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

360.000,00- 0 0,00 0 0 0,00 0 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I53600000160: Sonstige Investitionsmaßnahmen

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

0,00 10.000- 0,00 10.000- 0 0,00 10.000- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I53800000051: Erwerb v. beweglichen Vermögen

9 - Auszahlungen für den Erwerb 
von beweglichem 
Sachvermögen

0,00 6.000- 7.532,70- 1.533 0 0,00 1.533 0,00

76



                                   Haushaltsrechnung 2018

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I53800000060: RÜB-E-7 Güterbahnhofstraße

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

0,00 42.000- 0,00 42.000- 0 0,00 42.000- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I53800000160: Erneuerung Hauptsammler Neckar

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

0,00 30.000- 0,00 30.000- 0 0,00 30.000- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I53800000260: Pumpwerke Lindach & Rochenau

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

514.789,81- 0 0,00 0 0 0,00 0 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I53800000560: Messtechnische Ausrüstung RÜBs

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

6.045,73- 50.000- 10.939,34- 39.061- 0 0,00 39.061- 0,00
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lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I53800000660: EKVO Kanalsanierungsprogramm

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

2.356,20- 265.000- 4.018,63- 260.981- 0 0,00 260.981- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I53800000760: Hydraulische Erneuerung Kanalisation

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

0,00 0 0,00 0 0 0,00 0 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I53800000860: Erneuerung RÜB-E-12 Berufsschule

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

0,00 30.000- 7.310,00- 22.690- 0 0,00 22.690- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I53800000960: Erneuerung RÜB-U1 Unterdielbach

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

6.052,10- 20.000- 0,00 20.000- 0 0,00 20.000- 0,00
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lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I53800001160: Kanal Friedr.Landstr.+Erneuerung RÜ-E6

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

0,00 20.000- 0,00 20.000- 0 0,00 20.000- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I53800001760: Kläranlage Baumaßnahmen

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

86.479,29- 0 0,00 0 0 0,00 0 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I53800001860: Hausanschlüsse Eigentum Stadt Eberbach

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

0,00 0 7.871,85- 7.872 0 0,00 7.872 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I53801000020: Beiträge u.ä.Entg., Ortskanäle

2 + Einzahlungen aus 
Investitionsbeiträgen und 
ähnlichen Entgelten für 
Investitionstätigkeit

1.141,68 2.000 3.628,47 1.628- 0 0,00 1.628- 0,00
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lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I53801000160: Außengebietsableitung Baug.Wolf./Schaf.

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

13.715,39- 124.000- 62.813,10- 61.187- 0 0,00 61.187- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I53801000260: Schmutzwasserkanal Baugebiet Wolfsacker

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

32.605,59- 581.000- 360.797,81- 220.202- 0 0,00 220.202- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I53801000320: Beiträge, Wolfacker / Schafacker

2 + Einzahlungen aus 
Investitionsbeiträgen und 
ähnlichen Entgelten für 
Investitionstätigkeit

0,00 83.000 83.584,04 584- 0 0,00 584- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I53801000360: Regenwasserkanal Baugebiet Wolfsacker

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

17.674,42- 238.000- 176.531,24- 61.469- 0 0,00 61.469- 0,00
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lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I53801001860: SW + MW Kanal San. Güterbahnhofstr.

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

2.585,85- 0 0,00 0 0 0,00 0 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I53801001960: Kanalisation Heinrich Heine Weg

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

2.258,22- 20.000- 3.926,56 23.927- 0 0,00 23.927- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I53801002860: Kanal Neub. Fußweg Güterbahnhofstr.

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

0,00 0 0,00 0 0 0,00 0 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I54100004460: Neubau Wohn- / Fußweg Güterbahnhofstraße

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

0,00 0 0,00 0 0 0,00 0 0,00
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lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I54100004710: Zuweisungen/Zusch. Sanierung Güterbahnh.

1 + Einzahlungen aus 
Investitionszuwendungen

106.079,93 86.500 113.786,40 27.286- 0 0,00 27.286- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I54100004810: Zuw. u. Zuschüsse für EÜ Neckarhälde

2 + Einzahlungen aus 
Investitionsbeiträgen und 
ähnlichen Entgelten für 
Investitionstätigkeit

0,00 0 200.000,00 200.000- 0 0,00 200.000- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I54100004860: Sanierung EÜ Neckarhälde

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

38.620,12- 0 42.392,86- 42.393 40.200- 0,00 2.193 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I54100004960: Ausbau "Zum Tannenkopf"

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

2.955,91- 0 0,00 0 0 0,00 0 0,00
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lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I54100005060: Erschließung Wimmersbacher Weg

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

4.000,00- 227.000- 163.111,98- 63.888- 0 0,00 63.888- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I54100005360: Sanierung. Güterbahn. (Treppenturm Süd)

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

213.191,79- 0 57.684,21- 57.684 50.000- 0,00 7.684 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I54100005420: Beiträge, Wolfsacker + Schafacker

2 + Einzahlungen aus 
Investitionsbeiträgen und 
ähnlichen Entgelten für 
Investitionstätigkeit

0,00 870.000 929.221,66 59.222- 0 0,00 59.222- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I54100005460: Erschließung Baugebiet Wolfs-/Schafacker

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

81.129,73- 0 584.539,43- 584.539 888.000- 0,00 303.461- 0,00
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lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I54100005660: Ausbau Heinrich Heine Weg

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

13.421,90- 255.000- 278.171,29- 23.171 0 0,00 23.171 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I54100006060: Erschl. Baug. Wolf-/Schafacker- GESPERRT

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

0,00 888.000- 0,00 888.000- 888.000 0,00 0 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I54100006220: Beiträge, An der Itter

2 + Einzahlungen aus 
Investitionsbeiträgen und 
ähnlichen Entgelten für 
Investitionstätigkeit

0,00 72.000 0,00 72.000 0 0,00 72.000 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I54100006360: Erneuerung Bahnübergänge

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

0,00 0 15.000,00- 15.000 0 0,00 15.000 0,00
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lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I54100006460: Erneuerung Bahnübergänge

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

0,00 0 19.000,00- 19.000 0 0,00 19.000 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I54100006610: Zuschuss San. Straße Neckarhälde

1 + Einzahlungen aus 
Investitionszuwendungen

0,00 96.000 0,00 96.000 0 0,00 96.000 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I54100006660: Sanierung Neckarhälde (Straße)

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

139.841,64- 0 301.904,32- 301.904 200.000- 0,00 101.904 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I54100006720: Versch. Beiträge ohne spez. Zuordnung

2 + Einzahlungen aus 
Investitionsbeiträgen und 
ähnlichen Entgelten für 
Investitionstätigkeit

5.000,00 0 0,00 0 0 0,00 0 0,00
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lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I54100006840: Rückzahl. Bausgaben Odenwaldstraße

5 + Einzahlungen für sonstige 
Investitionstätigkeit

2.000,00 0 0,00 0 0 0,00 0 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I54100006860: Neuord. Odenwaldstr.

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

32.023,57- 0 0,00 0 0 0,00 0 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I54100007160: Barrierefreie Bushaltestellen-Umbaukost.

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

0,00 50.000- 21.700,00- 28.300- 0 0,00 28.300- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I54100007260: Erneuerung Gem.verb.weg Brombach/Heddesb

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

0,00 0 761,60- 762 0 0,00 762 0,00
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lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I54100008060: Abfangung Straßenkörper Waldstraße

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

0,00 0 0,00 0 0 0,00 0 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I54101000260: Neubau Brücke Euterbach in Schöllenbach

7 - Auszahlungen für den Erwerb 
von Grundstücken und 
Gebäuden

0,00 0 40.000,00- 40.000 0 0,00 40.000 0,00

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

0,00 50.000- 0,00 50.000- 0 0,00 50.000- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I54101000410: Zuweis. und Zuschüsse Land für Brücken

2 + Einzahlungen aus 
Investitionsbeiträgen und 
ähnlichen Entgelten für 
Investitionstätigkeit

31.287,78 0 0,00 0 0 0,00 0 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I54600000010: Zuweisungen und Zuschüssee

1 + Einzahlungen aus 
Investitionszuwendungen

0,00 8.000 0,00 8.000 0 0,00 8.000 0,00
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lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I54600000015: Spenden für Vermögenserwerb

1 + Einzahlungen aus 
Investitionszuwendungen

0,00 22.000 0,00 22.000 0 0,00 22.000 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I54600000151: Parkscheinautomaten

9 - Auszahlungen für den Erwerb 
von beweglichem 
Sachvermögen

0,00 0 18.428,40- 18.428 18.500- 0,00 72- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I54600000251: Ladeinfrastruktur E-Mobilität

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

0,00 0 30.154,89- 30.155 0 0,00 30.155 0,00

9 - Auszahlungen für den Erwerb 
von beweglichem 
Sachvermögen

0,00 30.000- 0,00 30.000- 0 0,00 30.000- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I55100000051: Erwerb von bewegl. Vermögen

7 - Auszahlungen für den Erwerb 
von Grundstücken und 
Gebäuden

0,00 0 5.950,00- 5.950 0 0,00 5.950 0,00
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lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I55200000040: Rückzahl. Bausgaben

5 + Einzahlungen für sonstige 
Investitionstätigkeit

3.727,22 0 0,00 0 0 0,00 0 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I55202000010: Zuschüsse vom Land Hochwasserschutz

1 + Einzahlungen aus 
Investitionszuwendungen

164.000,00 0 0,00 0 0 0,00 0 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I55202000060: HRB Holdergrund - Sicherheitsanpassung

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

1.237,60- 0 0,00 0 0 0,00 0 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I55203000060: Hochwasserschutz Itter & Holderbach

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

0,00 30.000- 0,00 30.000- 0 0,00 30.000- 0,00
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lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I55300000051: Erwerb v. beweglichen Vermögen

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

0,00 0 332,80- 333 0 0,00 333 0,00

9 - Auszahlungen für den Erwerb 
von beweglichem 
Sachvermögen

0,00 70.000- 0,00 70.000- 0 0,00 70.000- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I55300000060: Baumaßnahmen Friedhöfe

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

11.534,08- 75.000- 24.328,67- 50.671- 0 0,00 50.671- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I55500000050: Erwerb von unbewegl. Anlagevermögen

7 - Auszahlungen für den Erwerb 
von Grundstücken und 
Gebäuden

1.148,25- 0 1.642,24- 1.642 0 0,00 1.642 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I55500000053: Erwerb von Aufwuchs (Wald)

7 - Auszahlungen für den Erwerb 
von Grundstücken und 
Gebäuden

3.444,75- 0 3.038,00- 3.038 0 0,00 3.038 0,00
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                                   Haushaltsrechnung 2018

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I55500000150: Erwerb Jagdhaus

7 - Auszahlungen für den Erwerb 
von Grundstücken und 
Gebäuden

20.000,00- 0 0,00 0 0 0,00 0 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I55500000151: Betriebsgeräte

9 - Auszahlungen für den Erwerb 
von beweglichem 
Sachvermögen

0,00 3.000- 0,00 3.000- 0 0,00 3.000- 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I55500000351: Erwerb Fahrzeuge für Forst

9 - Auszahlungen für den Erwerb 
von beweglichem 
Sachvermögen

38.648,63- 0 0,00 0 0 0,00 0 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I57300000040: Rückabw. BGA Parkhaus Güterbahnhof

5 + Einzahlungen für sonstige 
Investitionstätigkeit

0,00 0 8.983,50 8.984- 0 0,00 8.984- 0,00
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                                   Haushaltsrechnung 2018

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I57300000060: Stadthalle Hochbaumaßnahme

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

6.787,48- 0 0,00 0 0 0,00 0 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I57300000151: Tiefgarage - Ansch. bewegl. Vermögen

9 - Auszahlungen für den Erwerb 
von beweglichem 
Sachvermögen

1.932,63- 0 0,00 0 0 0,00 0 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I57300000251: Kuckucksmarkt - Erwerb beweg.Vermögen

9 - Auszahlungen für den Erwerb 
von beweglichem 
Sachvermögen

0,00 0 1.655,03- 1.655 0 0,00 1.655 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I57301000060: Hochbaumaßnahme Tiefgarage Leopold.(BgA)

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

26.197,42- 0 35.214,48- 35.214 0 0,00 35.214 0,00
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lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I57500000050: Erwerb unbew. Anlagevermögen BgA Tourism

9 - Auszahlungen für den Erwerb 
von beweglichem 
Sachvermögen

4.558,51- 0 0,00 0 0 0,00 0 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I57500000051: Tourismus bewegl. Vermögen (BgA)

9 - Auszahlungen für den Erwerb 
von beweglichem 
Sachvermögen

0,00 0 576,73- 577 0 0,00 577 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I57500000160: Investition f. Umsetzung Innenstadtkon.

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

18.465,14- 25.000- 4.927,75- 20.072- 0 0,00 20.072- 0,00

9 - Auszahlungen für den Erwerb 
von beweglichem 
Sachvermögen

11.542,05- 0 4.976,46- 4.976 0 0,00 4.976 0,00

lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

I61200000280: Kapitaleinlage Eigenbetr. Städt. Dienste

10 - Auszahlungen für den Erwerb 
von Finanzvermögen

312.336,73- 0 139.014,51- 139.015 0 0,00 139.015 0,00
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lfd.
Nr.

Investitionsübersicht

Einzahlungs- und
Auszahlungsarten

Ergebnis Vorjahr
2017

EUR

Fortgeschriebener
Ansatz 2018

EUR

Ergebnis
2018

EUR

Vergleich
Ansatz-Ergebnis

EUR

Ergänzende
Festlegungen im

HH-Vollzug
EUR

Ermächtigungs-
übertragung aus

2017
EUR

Verfügbare Mittel
abzgl. Ergebnis

EUR

Ermächtigungs-
übertragung nach

2019
EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

unterhalb Wertgrenze: 

8 - Auszahlungen für 
Baumaßnahmen

8.983,50- 100.000- 0,00 100.000- 0 0,00 100.000- 0,00
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IV.  Bilanz 
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                                   Bilanz 2018  
 

 

Aktivseite 
 

Geschäftsjahr 
2017 
EUR 

Geschäftsjahr 
2018 
EUR 

   

1 Vermögen 154.439.028 156.928.433 

1.1 Immaterielle Vermögensgegenstände 10.749 8.452 

1.2 Sachvermögen 132.263.660 133.637.283 

1.2.1 Unbebaute Grundstücke und grundstücksgleiche 
Recht 

44.361.879 44.805.966 

1.2.2 Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche 
Rechte 

38.542.477 38.396.963 

1.2.3 Infrastrukturvermögen 43.000.554 42.300.439 

1.2.5 Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler 631.173 638.239 

1.2.6 Maschinen und technische Anlagen, Fahrzeuge 2.063.255 2.561.663 

1.2.7 Betriebs- und Geschäftsausstattung 1.061.290 1.627.105 

1.2.8 Vorräte 72.311 65.722 

1.2.9 Geleistete Anzahlungen, Anlagen im Bau 2.530.721 3.241.186 

1.3 Finanzvermögen 22.164.619 23.282.697 

1.3.2 Sonstige Beteiligungen und Kapitaleinlagen in 
Zweckverbänden oder anderen kommunalen 
Zusammenschlüssen 

88.320 88.570 

1.3.3 Sondervermögen 3.965.423 4.104.437 

1.3.4 Ausleihungen 5.400 5.400 

1.3.5 Wertpapiere 6.000.000 6.004.526 

1.3.6 Öffentlich-rechtliche Forderungen, Forderungen aus 
Transferleistungen 

617.715 1.054.403 

1.3.7 Privatrechtliche Forderungen 892.047 657.240 

1.3.8 Liquide Mittel 10.595.714 11.368.120 

2 Abgrenzungsposten 2.291.771 2.291.991 

2.1 Aktive Rechnungsabgrenzungsposten 43.819 34.432 

2.2 Sonderposten für geleistete Investitionszuschüsse 2.247.952 2.257.559 
 

Passivseite 
 

Geschäftsjahr 
2017 
EUR 

Geschäftsjahr 
2018 
EUR 

   

1 Eigenkapital 98.481.511- 101.629.503- 

1.1 Basiskapital und Kapitalrücklage 90.640.863- 90.755.274- 

1.1.1 Basiskapital 90.640.863- 90.755.274- 

1.2 Rücklagen 7.840.647- 10.874.229- 

1.2.1 Rücklagen aus Überschüssen des ordentlichen 
Ergebnisses 

4.692.296- 7.619.380- 

1.2.2 Rücklagen aus Überschüssen des 
Sonderergebnisses 

2.876.553- 2.988.042- 

1.2.3 Zweckgebundene Rücklagen 271.798- 266.806- 

2 Sonderposten 30.808.191- 31.378.572- 

2.1 für Investitionszuweisungen 21.996.965- 21.788.056- 

2.2 für Investitionsbeiträge 8.182.650- 8.856.521- 

2.3 für Sonstiges 628.577- 733.995- 

3 Rückstellungen 1.199.642- 1.682.972- 

3.4 Gebührenüberschussrückstellungen 1.199.642- 1.682.972- 

4 Verbindlichkeiten 24.064.945- 22.344.353- 

4.2 Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen 16.365.845- 15.677.701- 

4.4 Verbindlichkeiten aus Lieferungen u. Leistungen 1.590.912- 1.907.595- 

4.6 Sonstige Verbindlichkeiten 6.108.188- 4.759.057- 

5 Passive Rechnungsabgrenzungsposten 2.176.510- 2.185.023- 
 

 

 

Bilanzsumme 156.730.799 159.220.423 
 

Bilanzsumme 156.730.799- 159.220.423- 

Vorbelastung künftiger Haushaltsjahre gem. § 42 GemHVO: 
Bürgschaftsverpflichtungen:    5.489.881,96 €  
Verpflichtungsermächtigungen:    5.525.000,00 € 
Liquide Mittel „davon“ Stiftungsvermögen     266.806,33 €  
Liquide Mittel „davon“ Verbindlichkeiten städtische Dienste  3.366.976,62 € 96



 
 

Aktiva  

Diese stellt sich tabellarisch wie folgt dar:  

 

Text Bilanz/GuV-Position 2017 2018 Veränderung 

A K T I V A       

= = = = = =       

1. Vermögen       

=================       

1.1 Immaterielle Vermögensgegenstände 10.749,39 8.452,47 2.296,92 
1.2.1 Unbebaute Grundstücke u.-stücksgl. 
Rech 44.361.879,40 44.805.966,29 -444.086,89 
1.2.2 Bebaute Grundstücke und -
stücksgl.Recht 38.542.476,99 38.396.963,30 145.513,69 

1.2.3 Infrastrukturvermögen 43.000.553,91 42.300.439,19 700.114,72 

1.2.5 Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler 631.172,96 638.239,27 -7.066,31 
1.2.6 Maschinen und technische Anlagen, 
Fahrz 2.063.255,02 2.561.662,75 -498.407,73 

1.2.7 Betriebs- und Geschäftsausstattung 1.061.289,79 1.627.105,17 -565.815,38 

1.2.8 Vorräte 72.310,84 65.721,52 6.589,32 

1.2.9 Geleistete Anzahlungen, Anlagen im Bau 2.530.720,97 3.241.185,71 -710.464,74 

Summe Sachvermögen 132.263.659,88 133.637.283,20 -1.373.623,32 

1.3.2 Sonstige Beteiligungen und Kapitaleinl. 88.320,49 88.570,49 -250 

1.3.3 Sondervermögen 3.965.422,64 4.104.437,15 -139.014,51 

1.3.4 Ausleihungen 5.400,00 5.400,00 0 

1.3.5 Wertpapiere 6.000.000,00 6.004.526,18 -4.526,18 

1.3.6 Ö.-r. Forderungen, F.a. Transferleist. 617.715,06 1.054.403,28 -436.688,22 

1.3.7 privatrechtliche Forderungen 892.046,71 657.239,55 234.807,16 

1.3.8 Liquide Mittel 10.595.714,13 11.368.120,18 -772.406,05 

Summe Finanzvermögen 22.164.619,03 23.282.696,83 -1.118.077,80 

Summe Vermögen 154.439.028,30 156.928.432,50 -2.489.404,20 

2. Abgrenzungsposten       

====================       

2.1 Aktive Rechnungsabgrenzung 43.818,89 34.431,52 9.387,37 

2.2 SoPo für geleistete Invest.Zuschüsse 2.247.952,15 2.257.559,25 -9.607,10 

Summe Abgrenzungsposten 2.291.771,04 2.291.990,77 -219,73 

S U M M E   A K T I V A 156.730.799,34 159.220.423,27 -2.489.623,93 

= = = = = = = = = = = =       
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8. Vermögen  
 
8.1 Immaterielle Vermögensgegenstände 
Bilanzposition 1.1 
 

Aktiva  31.12.2017 31.12.2018 Veränderung 

=================       

00210000 Lizenzen 1.113,34 327,45 785,89 

00250000 DV-Software 9.636,05 8.125,02 1.511,03 

1.1 Immaterielle Vermögensgegenstände 10.749,39 8.452,47 2.296,92 
 

Die Veränderungen im Jahr 2018:  

Bei den Lizenzen und bei DV-Software gab es im Jahr 2018 keine Zugänge zu verbuchen.  

 

Zugänge                                               0,00 € 
 
 
Abschreibungen                                      - 2.296,92 € 
 
Die Abschreibungen bei der Bilanzposition Lizenzen und DV-Software betrifft den 

Werteverzehr.  

Somit ergibt sich ein neuer Buchwert zum Bilanzstichtag 31.12.2018 von 8.452,47  €.  

 

8.2 Sachvermögen  
 
Text Bilanz/GuV-Position 2017 2018 Veränderung 
1.2 Sachvermögen 

€ € € 
1.2.1 Unbebaute Grundstücke u.-stücksgl. 
Rech 44.361.879,40 44.805.966,29 -444.086,89 
1.2.2 Bebaute Grundstücke und -
stücksgl.Recht 38.542.476,99 38.396.963,30 145.513,69 

1.2.3 Infrastrukturvermögen 43.000.553,91 42.300.439,19 700.114,72 

1.2.5 Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler 631.172,96 638.239,27 -7.066,31 
1.2.6 Maschinen und technische Anlagen, 
Fahrz 2.063.255,02 2.561.662,75 -498.407,73 

1.2.7 Betriebs- und Geschäftsausstattung 1.061.289,79 1.627.105,17 -565.815,38 

1.2.8 Vorräte 72.310,84 65.721,52 6.589,32 

1.2.9 Geleistete Anzahlungen, Anlagen im Bau 2.530.720,97 3.241.185,71 -710.464,74 

Summe Sachvermögen 132.263.659,88 133.637.283,20 -1.373.623,32 
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8.3 Unbebaute Grundstücke u. grundstücksgleiche Rechte 
Bilanzposition 1.2.1 
 

Aktiva  31.12.2017 31.12.2018 Veränderung 

================= € € € 

01110000 Grund und Boden bei Grünflächen 856.139,49 855.685,49 454 

01120000 Aufwuchs bei Grünflächen 121.115,41 103.321,39 17.794,02 

01210000 Ackerland 1.283.112,11 1.288.142,61 -5.030,50 
01310000 Grund und Boden bei Wald, 
Forsten 9.368.864,30 9.370.506,54 -1.642,24 

01320000 Aufwuchs bei Wald, Forsten 29.499.549,28 29.502.587,28 -3.038,00 

01910000 Sonstige unbebaute Grundstücke 3.233.098,81 3.685.722,98 -452.624,17 
1.2.1 Unbebaute Grundstücke u.-stücksgl. 
Rech 44.361.879,40 44.805.966,29 -444.086,89 

 

Die Veränderungen im Jahr 2018:  

Zugänge                               545.134,12 € 

Der Hauptanteil der Zugänge bei den unbebauten Grundstücken betrifft die Verbuchung von 

535.155,64 € für Erschließungsbeiträge, Wasser- und Gashausanschlüsse für 22 

Baugrundstücke im Bereich Wolf-Schafacker. Dieser Aufwand wird als Anschaffung- und 

Herstellungskosten dem Grundstückswert zugeordnet.  

Des Weiteren wurden im Jahr 2018 -  5 Grundstücke mit einem Wert 5.614,24 € im Bereich 

Grünflächen und Wald und Forsten gekauft. Außerdem wurden 7 Schenkungen aus Vorjahren 

in Höhe von 4.096,50 € im Bereich Ackerland in die Bilanz aufgenommen. Für die 

Schenkungen wird in gleicher Höhe der Schenkung ein Sonderposten gebildet, da dieser 

Zugang unentgeltlich war.  

 

Abgänge                   -  83.105,21 € 

Es wurden 4 Grundstücke mit einem Erlös von 151.220,06 verkauft, ein außerordentlicher 

Ertrag in Höhe von 68.114,85 konnte erzielt werden.  

 

Umbuchungen                          148,00  € 

Hier wurde eine Aufteilung von anteiligen Vermessungskosten verbucht. 

 

Abschreibungen                                                   - 17.794,02 € 

Die Abschreibungen bei der Bilanzposition unbebaute Grundstücke und grundstücksgleiche  

Rechte belief sich auf 17.794,02 € und betrifft den Werteverzehr bei der Ausstattung der 

Grünanlagen.  
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Somit ergibt sich ein neuer Buchwert zum Bilanzstichtag 31.12.2018 von 44.805.966,29 €.  

 

 
8.4 Bebaute Grundstücke und – grundstücksgleiche Rechte 
Bilanzposition 1.2.2 
 

Aktiva  31.12.2017 31.12.2018 Veränderung 

================= € € € 

02110000 Grund und Boden bei Wohnbauten 214.587,39 236.458,96 -21.871,57 
02120000 Gebäude, Aufbauten u. 
Betriebsvorr. b. Wohnbauten 412.757,29 439.880,75 -27.123,46 
02210000 Grund u. Boden b. sozialen 
Einrichtungen 102.800,35 102.800,35 0 
02220000 Geb., Aufb. U. Betriebsvor. b. 
soz.Einr. 418.801,79 400.062,52 18.739,27 

02310000 Grund und Boden mit Schulen 711.427,80 711.427,80 0 
02320000 Geb., Aufb. U. Betriebsvorr. bei 
Schulen 19.808.486,36 19.259.069,47 549.416,89 
02410000 Grundu.Boden(Kultur-,Sport-
,Freizeit-Gartenanlagen 731.540,77 731.540,77 0 
02420000 Geb., Aufb.u.Betriebsvorr.bei K, 
Sp.Fr.u.G. 7.755.807,66 7.476.502,47 279.305,19 
02910000 Grund u.Boden sonst. Dienst-
,Geschäfts-, Betr.geb. 1.617.106,61 1.617.106,61 0 
02920000 Geb.,Aufb.u. Betr.vorr.s. Dienst-
,G.geb. 6.769.160,97 7.422.113,60 -652.952,63 
1.2.2 Bebaute Grundstücke und -
stücksgl.Recht 38.542.476,99 38.396.963,30 145.513,69 

 

Die Veränderungen im Jahr 2018 

Zugänge                                                                                                                 535.191,01 € 

Im Jahr 2018 waren bei den bebauten Grundstücken Zugänge über 535.191,01 € zu 

verbuchen. Es wurden Wohngebäude im Rahmen des Sanierungsgebietes 

Güterbahnhofstraße erworben und bestehende Gebäude in wesentlichen 

Gebäudebestandteilen erneuert, insgesamt wurden für diese Maßnahmen 373.420,10 € 

verbucht. Außerdem wurden noch 2 Vergleiche im Zusammenhang mit der Sanierung des 

Hohenstaufen-Gymnasium geschlossen, die als nachträgliche Herstellungskosten mit einem 

Wert über 101.005,89 € zugegangen sind. Aus Vorjahren wurde bei der Bilanzposition bebaute 

Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte Spenden und Schenkungen in Höhe von 

36.356,32  € zugebucht. Es handelt sich um Ruhebankspenden und Spenden im Bereich 

Spielplätze, eine entsprechender Sonderposten in gleicher Höhe für den unentgeltlichen 

Zugang wurde gebildet.  
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Abgänge                                                                                                                            0,00 € 

 

Umbuchungen                                                                                                                   0,00 € 

                                                                

Abschreibungen                                                                                                - 1.658.983,90 € 

Die Abschreibungen bei der Bilanzposition bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche 

Rechte belief sich auf 1.658.983,90 €.   

Somit ergibt sich ein neuer Buchwert zum Bilanzstichtag 31.12.2018 von 38.396.963,30 €. 

 
 
8.5 Infrastrukturvermögen 
Bilanzposition 1.2.3 
 

 

 Die Veränderungen im Jahr 2018: 

Zugänge                                                                                    809.723,68 € 

Beim Infrastrukturvermögen sind folgende Maßnahmen als Zugänge gebucht bzw. Anlagen im 

Bau aktiviert worden:  

- Randsteinerneuerung Neckarhälde                 302.172,07 € 

- Straßenbau Heinrich-Heine-Weg      258.954,93 € 

- Beleuchtung Heinrich-Heine Weg        19.216,36 € 

- Straßenbau Wimmersbacher Weg      115.862,01 € 

- Beleuchtung Wimmersbacher Weg          4.249,97 € 

Aktiva  31.12.2017 31.12.2018 Veränderung 

================= € € € 
03110000 Grund und Boden des 
Infrastrukturverm. 2.437.484,35 2.442.370,40 -4.886,05 
03210000 Brücken,Tunnel und 
ingenieurbauliche Anlagen 4.032.465,32 3.951.848,86 80.616,46 

03410000 Anlagen zur Abwasserableitung 19.099.559,06 18.179.160,46 920.398,60 

03420000 Anlagen zur Abwasserreinigung 5.254.656,72 4.786.556,58 468.100,14 
03510000 Straßen, Wege, Plätze, 
Verkehrsl.anlagen 10.676.468,96 11.491.078,61 -814.609,65 

03610200 Verteilungsanlagen 49.461,27 45.029,77 4.431,50 

03710000 Wasserbauliche Anlagen 972.062,78 959.297,94 12.764,84 
03810000 Friedhöfe und 
Bestattungseinrichtungen 478.395,45 445.096,57 33.298,88 

1.2.3 Infrastrukturvermögen 43.000.553,91 42.300.439,19 700.114,72 
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- Treppenturm Süd Steg Güterbahnhofstraße      57.684,21 € 

- Brücke Euterbach Anteil Eberbach        40.000,00 € 

- Grundstücke Infrastruktur                           4.967,05 € 

- Straßenbau Neckarhälde          3.603,40 € 

- Straßenbau Odenwaldstraße          2.483,78 €  

- Kanalisation Neckarhälde             529,90 € 

 

Abgänge                                                                      -81,00 € 

Eine Teilfläche von 81 qm des Infrastrukturvermögens Straßen wurde veräußert. Ein 

außerordentlicher Ertrag von 11.664,00 € über unserem Buchwert konnte verbucht werden.  

 

Umbuchungen                                                                                                         435.648,73 €                                                                                            

Es erfolgten Umbuchungen von Anlagen im Bau im Zusammenhang mit der Aktivierung der 

Anlagen Heinrich-Heine Weg (39.768,81 €), Randsteinerneuerung Neckarhälde       

(151.185,69 €), Wimmersbacher Weg (30.732,65 €), Treppenturm Süd Steg 

Güterbahnhofstraße (211.873,20 €), Straßenbau Odenwaldstraße (1318,59 €), Beleuchtung 

Wimmersbacher Weg (769,79 €),  

                

Abschreibung                                                                                                    - 1.945.406,13 € 

Die Abschreibungen bei der Bilanzposition Infrastrukturvermögen belief sich auf     

1.945.406,13 €.  

Somit ergibt sich ein neuer Buchwert zum Bilanzstichtag 31.12.2018 von 42.300.439,19 €. 

 
 
8.6 Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler 
Bilanzposition 1.2.5 
 
 

Aktiva  31.12.2017 31.12.2018 Veränderung 

================= € € € 

05110000 Kunstgegenstände 498.504,70 506.932,45 -8.427,75 

05510000 Baudenkmäler 94.593,91 94.103,88 490,03 

05910000 Sonstige Kulturdenkmäler 38.074,35 37.202,94 871,41 

1.2.5 Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler 631.172,96 638.239,27 -7.066,31 
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Die Veränderungen 2018: 

Zugänge                                                                                                                   8.427,75 €    

Die Zugänge betreffen  die Beleuchtungen der 2 Eber-Stehlen in der 

Zwingerstraße/Pulverturm und Neckaranlage /Friedrichstraße (4.927,74 €), sowie die beiden 

Spenden (3.500,00 €)  Aquarell Gemälde Richard Hemberger und Stele „Bernstein“ an der 

Kirchenmauer. Für die Spenden wurde jeweils ein Sonderposten gebildet.  

 

Abschreibungen                                                                                                        - 1.361,44 €  

Kunstgegenstände und Kulturdenkmäler werden nicht abgeschrieben. Die gebuchten 

Abschreibungen bei der Bilanzposition Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler  beliefen sich auf 

1.361,44 €.  

Somit ergibt sich ein neuer Buchwert zum Bilanzstichtag 31.12.2018 von 638.239,27 €.  

 
 
8.7 Maschinen und technische Anlagen, Fahrzeuge 
Bilanzposition 1.2.6 

Aktiva  31.12.2017 31.12.2018 Veränderung 

================= € € € 

06110000 Fahrzeuge 2.033.175,27 2.537.389,51 -504.214,24 

06210000 Maschinen 13.486,32 10.712,31 2.774,01 

06310000 Technische Anlagen 16.593,43 13.560,93 3.032,50 
1.2.6 Maschinen und technische Anlagen, 
Fahrz 2.063.255,02 2.561.662,75 -498.407,73 

 

 

Veränderungen im Jahr 2018: 

Zugänge                                                                                                                  726.746,24 €    

Die Zugänge betreffen die Anschaffung der Drehleiter für die Feuerwehr in Eberbach 

(649.433,18 €). Außerdem wurden im Bereich Servicebetrieb Bauhof und Gärtner ein weiterer  

Traktor von John Deere (51.660,01 €) und für den im Jahr 2017 zugegangenen Fendt Traktor 

Fahrzeugzubehör (6.500 €) angeschafft.   

    

Umbuchungen                                                                                                           5.892,57 €                                                                                            

103



 
 

Die Umbuchungen betreffen die Aktivierung der Drehleiter für die Feuerwehr Eberbach. Die 

gebuchten Beträge aus Vorjahren auf der Anlage im Bau wurden auf die aktive Anlage 

umgebucht.      

                                                                                                                                                     

Abschreibungen                                                                                                   - 234.231,08 € 

Die Abschreibungen bei der Bilanzposition Maschinen und technische Anlagen, Fahrzeuge           

belief sich auf 234.231,08 €.  

Somit ergibt sich ein neuer Buchwert zum Bilanzstichtag 31.12.2018 von 2.561.662,75 €.  

 

8.8 Betriebs- und Geschäftsausstattung 
Bilanzposition 1.2.7 
 

Aktiva  31.12.2017 31.12.2018 Veränderung 

================= € € € 

07110000 Betriebsvorrichtung 241.144,54 853.356,28 -612.211,74 

07210000 Betriebs- und Geschäftsausstattung 820.145,25 773.748,89 46.396,36 

1.2.7 Betriebs- und Geschäftsausstattung 1.061.289,79 1.627.105,17 -565.815,38 
 

Veränderungen im Jahr 2018: 

Zugänge   und Umbuchungen                                                                                493.658,19 € 

Bei den Betriebsvorrichtungen und der Betriebs- und Geschäftsausstattung wurden im Jahr 

2018 folgende wesentlichen Maßnahmen aktiviert: 

- Stadien + Sportpläatze:  

Kunststoffrasenplatz in der Au  

 

622.811,71 € 

- Parkplätze: 

E-Ladesäulen, Parkscheinautomaten  

 

48.583,29 € 

- HSG, Realschule, Gemeinschaftsschule 

I-Pad Koffer, Großbildprojektoren, PC’s, Klappschiebetafeln, Sitzmöbel,  

E-Board Tafeln, 3D-Drucker, Tische 

45.347,53 € 

- Touristabteilung: 

Weihnachtskerze Rosenturm, Pflanzkübel, Radservice-Station 

 

5.553,19 € 

- Brandschutz: 

Hochleistungslüfter, Rollcontainer, Hochwasserschutzpumpen, 

Arbeitsleuten 

22.689,37 € 
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-  Pumpwerke: 

Abwasserpumpe 

 

7.532,70 € 

-  Stadtbibliothek: 

Medieneinwurfcenter 

 

4.408,37 € 

-  EDV: 

RackStation 

 

3.362,35 € 

-  Verkehrswesen: 

Geschwindigkeitsanzeige 

 

2.272,36 € 

-  Kuckucksmarkt: 

Mobiler Zaun 

 

1.655,03 € 

  

Abschreibungen                                                                                                   - 203.422,41 € 

Die Abschreibungen bei der Bilanzposition Betriebs- und Geschäftsausstattung beliefen sich 

auf 203.422,41 €.  

Somit ergibt sich ein neuer Buchwert zum Bilanzstichtag 31.12.2018    1.627.105,17 €.  

8.9 Vorräte 

Bilanzposition 1.2.8 
 

Aktiva  31.12.2017 31.12.2018 Veränderung 

================= € € € 

08310000 Betriebstoffe Bauhof Lager 19.055,38 21.268,74 -2.213,36 

08310100 Salzvorräte Bauhof 18.600,49 12.939,29 5.661,20 

08310200 Heizölvorräte Gebäude 34.654,97 31.513,49 3.141,48 

1.2.8 Vorräte 72.310,84 65.721,52 6.589,32 

 
 
 
8.10 Anlagen im Bau 
Bilanzposition 1.2.9 
 

Aktiva  31.12.2017 31.12.2018 Veränderung 

================= € € € 

09610000 Anlagen im Bau 48.310,44 43.331,35 4.979,09 
09611000 Anlagen im Bau - 
Hochbaumaßnahmen 240.724,72 1.208.730,02 -968.005,30 
09612000 Anlagen im Bau - 
Tiefbaumaßnahmen 1.255.484,56 1.348.569,42 -93.084,86 
09613000 Anlagen im Bau- sonstige 
Baumaßnahmen 986.201,25 640.554,92 345.646,33 
1.2.9 Geleistete Anzahlungen, Anlagen 
im Bau 2.530.720,97 3.241.185,71 -710.464,74 
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Veränderungen im Jahr 2018: 

Zugänge                                                                                                              2.423.698,15 €   

Die wesentlichen Zugänge waren bei den folgenden Anlagen im Bau:  

- Hausanschlüsse: Baugebiet Wolfs- / Schafacker 

Grundstücksanschlüsse 

 

7.871,82 € 

- Stadtplanung: Sanierung Neckarstraße I 

- Hainbrunnerweg 9: Umbau zum Dorfgemeinschaftshaus Brombach 

6.435,00 € 

4.124,55 € 

- Werkrealschule: Energetische Sanierung 372.059,82 € 

- Brandschutz: Umbau und Anbau Feuerwehrgerätehaus 450.844,19 € 

- Betrieb TG Leopoldsplatz: Generalsanierung 35.214,48 € 

- Güterbahnhofstraße Depot 15/7: Umbau 118.725,03 € 

- Betrieb Friedhöfe: Umgestaltung Friedhof Eberbach 24.060,92 € 

- Kanalisation:  

Schmutzwasserkanal Wolfs-/Schafacker 

Regenwasserkanal Wolfs-/Schafacker 

Außengebietsableitung Wolf-Schafacker 

KS-Programm 2015 

 

360.797,81 € 

176.531,24 € 

62.813,10 € 

4.018,63 € 

- RÜB: Messtechn. Ausrüstung v. 5 Regenüberlaufbecken 

RÜB E12 

10.939,34 € 

7.310,00 € 

- Kita Güterbahnhofstraße: Sachverständigenleistung und Honorar 109.947,74 € 

- Gemeindestraßen:  

Verkehrsanlage Wolfs-/Schafacker 

Bushaltestellen – Barrierefreier Ausbau 

BÜ Neuer Weg Nord Strecke 4113 km 1.180 Anteil Stadt 

BÜ Friedrichsdorfer Landstr. Strecke 4113 km 1.843 Anteil Stadt  

 

627.539,43 € 

21.700,00 € 

19.000,00 € 

15.000,00 € 

- Sonstiges: 

- Ergebnishaushalt: Zuordnung 

1.675,08 € 

- 3.926,56 € 

 
 
Umbuchungen                                                 - 1.713.233,41 € 

Mit den Umbuchungen sind die Anlagen im Bau Parkgarage Rosenturmquartier, 

Kunstrasenplatz In der Au, Treppenturm Süd Bahnhofüberführung, Randsteinerneuerung 

Neckarhälde , HSG   WC 2. Und 3. OG, Verkehrsanlagen Wolfs- Schafacker, Heinrich-Heine-

Weg und Wimmersbacher Weg, HSG WLAN Verkabelung, Investitionsumlage ZV Fibernet, 

aktiviert worden. 
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Abschreibungen                                                                                                             0,00 € 

Anlagen im Bau werden nicht abgeschrieben. 

Somit ergibt sich ein neuer Buchwert zum Bilanzstichtag 31.12.2018 von 3.241.185,71 €.  

 
 
 
Summe Sachvermögen  
Bilanzposition 1.2 
 

Aktiva  31.12.2017 31.12.2018 Veränderung 

================= € € € 

Summe Sachvermögen 132.263.659,88 133.637.283,20 -1.373.623,32 
 

Die Summe des Anlagevermögens in der Bilanz hat sich um 1.373.623,32 € erhöht. Diese 

Entwicklung ist positiv zu vermerken, da das Vermögen sich vermehrt hat.  

 

9. Finanzvermögen  

 

Text Bilanz/GuV-Position 2017 2018 Veränderung 

A K T I V A € € € 

1.3.2 Sonstige Beteiligungen und Kapitaleinl. 88.320,49 88.570,49 -250 

1.3.3 Sondervermögen 3.965.422,64 4.104.437,15 -139.014,51 

1.3.4 Ausleihungen 5.400,00 5.400,00 0 

1.3.5 Wertpapiere 6.000.000,00 6.004.526,18 -4.526,18 

1.3.6 Ö.-r. Forderungen, F.a. Transferleist. 617.715,06 1.054.403,28 -436.688,22 

1.3.7 privatrechtliche Forderungen 892.046,71 657.239,55 234.807,16 

1.3.8 Liquide Mittel 10.595.714,13 11.368.120,18 -772.406,05 

Summe Finanzvermögen 22.164.619,03 23.282.696,83 -1.118.077,80 
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9.1 Sonstige Beteiligungen und Kapitaleinlagen 
 
Bilanzpositionen 1.3.2 
  

Aktiva  31.12.2017 31.12.2018 Veränderung 

================= € € € 
11130000 Beteiligungen - sonstige 
Anteilsrechte 88.320,49 88.570,49 -250 

1.3.2 Sonstige Beteiligungen und Kapitaleinl. 88.320,49 88.570,49 -250 
 

Zugänge                                                                                                                  250,00 €    

Im Jahr 2018 waren bei den sonstigen Beteiligungen ein Zugang von 250 € zu verbuchen.  

Der Stand der Beteiligungen ist wie folgt:  

Zweckverband Kommunale Informationsverarbeitung 

Baden-Franken (KIVBF)        11.884,90 € 

 

Grundstückseigentümergemeinschaft Kommunales  

Rechenzentrum Baden-Franken GbR      58.469,59 € 

 

Badischer Gemeindeversicherungsverband       3.900,00 € 

 

Zweckverband High-Speed-Netz Rhein-Neckar Fibernet   14.316,00 € 

 

Somit ergibt sich ein neuer Buchwert zum Bilanzstichtag 31.12.2018 von 88.570,49 €.  

 

 

9.2 Sondervermögen  

Bilanzpositionen 1.3.3 
 

Aktiva  31.12.2017 31.12.2018 Veränderung 

================= € € € 

12110000 Sondervermögen 3.965.422,64 4.104.437,15 -139.014,51 

1.3.3 Sondervermögen 3.965.422,64 4.104.437,15 -139.014,51 

  
 
Zugänge                                                                                                              139.014,51 €   
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Im Jahr 2018 wurde eine Kapitalzuführung an die Stadtwerke Eberbach getätigt in Höhe von 

139.014,51 €.  

Stammkapital Stadtwerke zum 31.12.2018          102.000,00 € 

Allgemeine Rücklage Stadtwerke zum 31.12.2018    3.986.473,45 € 

Sacheinlage Grundstücke            15.963,70 € 

 

Somit ergibt sich ein Bilanzwert zum 31.12.2018 von 4.104.437,15 €.  

 
 
9.3 Ausleihungen 
Bilanzposition 1.3.4  
 
 

Aktiva  31.12.2017 31.12.2018 Veränderung 
================= € € € 
13152010 Ausleih.an die Volksbank mit LZ 
mehr als 1 Jahr 700 700 0 
13152020 Ausleih.Forstl.Verein.Odenwald LZ 
mehr als 1 Jahr 3.100,00 3.100,00 0 
13152030 Ausleih.an Familienheim mit LZ mehr 
als 1 Jahr 1.600,00 1.600,00 0 
1.3.4 Ausleihungen 5.400,00 5.400,00 0 

 
 

Volksbank Mosbach          700 € 

Baugenossenschaft Familienheim Mosbach e.G.  1.600 € 

Forstliche Vereinigung Odenwald Bauland eG  3.100 € 

 

Im Jahr 2018 ergaben sich keine Veränderungen bei den Ausleihungen.  

 
 
 
9.4 Wertpapiere und sonstige Einlagen 
Bilanzposition 1.3.5 
 

 

 

Aktiva  31.12.2017 31.12.2018 Veränderung 

================= € € € 

14927300 Termingeld Volksbank Neckartal 6.000.000,00 6.000.000,00 0 

14927600 Mietkaution, Güterbahnhofstr. 15/7 0 300,03 -300,03 

14927601 Mietkaution, Schafwiesenweg 1 0 4.226,15 -4.226,15 

Sonstige Einlagen 6.000.000,00 6.004.526,18 -4.526,18 
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Zum Bilanzstichtag 31.12.2018 bestand ein Termingeld bei der Volksbank Neckartal 

Odenwald.  

 

Im Zusammenhang mit der Prüfung der Jahresabschlüsse 2014/2015 wurde durch die GPA 

festgestellt, dass die Mietkautionen bisher nicht in der Bilanz eingebucht waren. Die 

entsprechenden Kautionen sind auf Sparbücher eingezahlt und angelegt und durch die 

Zugangsbuchung bei den sonstigen Einlagen nun auch in der Bilanz abgebildet.  

 

Es ergibt sich ein Buchwert zum Bilanzstichtag 31.12.2018 von 6.004.526,18 € 

 

 
9.5 Öffentlich-rechtliche Forderungen und Forderungen aus Transferleistungen 
Bilanzposition 1.3.6 
 

Aktiva  31.12.2017 31.12.2018 Veränderung 

================= € € € 
15110000 Forderungen aus öff.r. 
Dienstleistungen 555.132,78 605.920,55 -50.787,77 
15110090 Umzugliedernde öffentlich-
rechtliche Forderungen 2.868,88 2.712,90 155,98 
15191010 Einzelwertberichtigung 
öffentl-rechtl. Forderungen -72.406,07 -75.077,36 2.671,29 

15210000 Steuerforderungen 248.540,54 602.564,06 -354.023,52 
15210090 Umzugliedernde 
Steuerforderung 7.094,47 3.782,44 3.312,03 
15291010 Einzelwertberichtigung 
Steuerforderungen -139.505,82 -119.218,10 -20.287,72 
15910000 Abstimmkto übrige öffentl--
rechtl. Forderungen 11.101,65 27.903,79 -16.802,14 
15913210 Übrige öffentlich-rechtliche 
Forderungen Bußgelder 4.888,63 5.815,00 -926,37 
1.3.6 Ö.-r. Forderungen, F.a. 
Transferleist. 617.715,06 1.054.403,28 -436.688,22 

 

 

Forderungen sind in der Erfolgsrechnung bereits verbuchte Erträge, deren Zahlungen zum 

Abschlussstichtag noch nicht eingegangen sind bzw. deren Fälligkeit erst im Folgejahr liegt, 

entsprechendes gilt auch für die Finanzrechnung. Für das Jahr 2018 wurde bei den öffentlich-

rechtlichen Forderungen Einzelwertberichtigungen in Höhe von 17.616,43 € gebucht.  

Gemäß den allgemeinen Bewertungsgrundsätzen (§ 43 (3) GemHVO) sind 

Vermögensgegenstände und Schulden wirklichkeitsgetreu zu bewerten, d.h. zusätzlich zur 

Beitreibung (Niederschlagung/Erlass/etc.), muss eine manuelle Prüfung der Forderungen zum 

Jahresabschluss nach Werthaltigkeit und wahrscheinlichem Ausfallrisiko gemacht werden. 

Gegen die einzelwertberichtigten Forderungen wird im Ergebnishaushalt als Aufwand die 
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Position Abschreibung auf uneinbringliche Forderungen gebucht. Dies stellt noch keine 

Niederschlagung dar, die Vorgehensweise dient lediglich der wirklichkeitsgetreuen Abbildung 

der Forderungen. 

 

Es ergibt sich ein Buchwert zum Bilanzstichtag 31.12.2018 von 1.054.403,28 € 

9.6 Privatrechtliche Forderungen  
Bilanzposition 1.3.7 
 

 
 
Forderungen sind in der Erfolgsrechnung bereits verbuchte Erträge, deren Zahlungen zum 

Abschlussstichtag noch nicht eingegangen sind bzw. deren Fälligkeit erst im Folgejahr liegt, 

entsprechendes gilt auch für die Finanzrechnung.  

Für das Jahr 2018 wurde bei den privat- rechtlichen Forderungen Einzelwertberichtigungen in 

Höhe von 5.071,26 € gebucht.  

Gemäß den allgemeinen Bewertungsgrundsätzen (§ 43 (3) GemHVO) sind 

Vermögensgegenstände und Schulden wirklichkeitsgetreu zu bewerten, d.h. zusätzlich zur 

Beitreibung (Niederschlagung/Erlass/etc.), muss eine manuelle Prüfung der Forderungen zum 

Jahresabschluss nach Werthaltigkeit und wahrscheinlichem Ausfallrisiko gemacht werden. 

Gegen die einzelwertberichtigten Forderungen wird im Ergebnishaushalt als Aufwand die 

Position Abschreibung auf uneinbringliche Forderungen gebucht. Dies stellt noch keine 

Niederschlagung dar, die Vorgehensweise dient lediglich der wirklichkeitsgetreuen Abbildung 

der Forderungen. 

 
Es ergibt sich ein Buchwert zum Bilanzstichtag 31.12.2018 von 657.239,55 €. 

 

 

Aktiva  31.12.2017 31.12.2018 Veränderung 

================= € € € 
16110000 Forderungen aus privatrechtl. 
Lieferung u. Leist. 606.502,61 521.455,48 85.047,13 
16110090 Umzugliedernde 
privatrechtliche Forderungen 14.287,32 6.518,02 7.769,30 
16191010 Einzelwertberichtigung 
privatrechtl. Ford. a. LuL -33.870,05 -38.941,31 5.071,26 
16910000 Abstimmkto übrige 
privatrechtliche Forderungen 0 4.774,23 -4.774,23 
16910050 Forderungen aus 
Umgliederungen 18.927,43 13.278,55 5.648,88 
16911200 Forderungen ggü. Städtische 
Dienste 286.199,40 150.154,58 136.044,82 

1.3.7 privatrechtliche Forderungen 892.046,71 657.239,55 234.807,16 
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9.7 Liquide Mittel  
 
Bilanzposition 1.3.8 
 
Text Bilanz/GuV-Position 2017 2018 Veränderung 

A K T I V A       

= = = = = =       

1.3.8 Liquide Mittel 10.595.714,13 11.368.120,18 -772.406,05 
Zugänge                                                                                                              - 772.406,05 €   

Die liquiden Mittel sind zum Stichtag 31.12.2018 um 772.406,05 € gestiegen.  

 
Summe Finanzvermögen 
Bilanzposition 1.3 
 

Aktiva  31.12.2017 31.12.2018 Veränderung 

================= € € € 

Summe Finanzvermögen 22.164.619,03 23.282.696,83 -1.118.077,80 

 
 

Zugänge                                                                                                             1.118.077,80 €   

Der Stand des gesamten Finanzvermögens hat sich in Summe um 1.118.077,80 € erhöht.  

Somit ergibt sich ein neuer Buchwert zum Bilanzstichtag 31.12.2018 von 23.282.696,83 €. 

 
 
10. Abgrenzungsposten 
 
Text Bilanz/GuV-Position 2017 2018 Veränderung 

A K T I V A       

= = = = = =       

2. Abgrenzungsposten       

====================       

2.1 Aktive Rechnungsabgrenzung 43.818,89 34.431,52 9.387,37 

2.2 SoPo für geleistete Invest.Zuschüsse 2.247.952,15 2.257.559,25 -9.607,10 

Summe Abgrenzungsposten 2.291.771,04 2.291.990,77 -219,73 

 
 
10.1 Aktive Rechnungsabgrenzung  
Bilanzposition 2.1 
 

Aktiva  31.12.2017 31.12.2018 Veränderung 
================= € € € 
18012800 Aktive Rechungsabgrenzung HR 
Personalkosten 43.818,89 34.431,52 9.387,37 
2.1 Aktive Rechnungsabgrenzung 43.818,89 34.431,52 9.387,37 

 

112



 
 

Über die Position HR Personalkosten wurden hauptsächlich die Beamtengehälter für Januar 

2019 abgegrenzt. Diese werden bereits im Dezember des Vorjahres ausbezahlt. Das macht 

die aktive Rechnungsabgrenzung notwendig.  

Es ergibt sich ein Buchwert zum Bilanzstichtag 31.12.2018 von 34.431,52 €. 

 

10.2 Sonderposten für geleistete Investitionszuschüsse  

Bilanzposition 2.2 
 

Aktiva  31.12.2017 31.12.2018 Veränderung 
================= € € € 
18033000 Sonderposten für 
gel.Zuwendungen Zweckverbände 32.580,78 46.733,31 -14.152,53 
18036000 Sopo für gel. Zuwendungen 
s.öffentl. Sonderrechng 89.917,26 80.697,05 9.220,21 
18037000 Sopo für geleistete Zuwendungen 
priv.Unternehmen 2.007.946,08 2.018.812,94 -10.866,86 
18038000 Sopo für geleistete Zuwendungen 
übrige Bereiche 117.508,03 111.315,95 6.192,08 
2.2 SoPo für geleistete Invest.Zuschüsse 2.247.952,15 2.257.559,25 -9.607,10 

 

Zugänge und Umbuchungen          35.035,12 €   

EÜ Neckarhälde          38.259,56 €  

Geleistete Investitionszuschüsse  

Sanierungsgebiet Güterbahnhofstraße         -3.224,44 € 

 

Bei den geleisteten Investitionszuschüssen im Rahmen des Sanierungsgebietes 

Güterbahnhofstraße werden die anteilig erhaltenen Zuwendungen von Bund und Land für die 

von der Stadt Eberbach geförderten privaten Projekte von den ausgezahlten 

Investitionszuschüssen abgesetzt. Bei den Sonderposten für geleistete Investitionszuschüsse 

ist nur der Anteil der Stadt Eberbach abzubilden. 

 
Abschreibungen                                                     - 40.428,02 € 
 

Die Investitionszuschüsse werden über die Nutzungsdauer der entsprechenden Investition 

abgeschrieben.  

Somit ergibt sich ein neuer Buchwert zum Bilanzstichtag 31.12.2018 von 2.257.559,25 €. 
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Passiva    

 

Text Bilanz/GuV-Position 31.12.2017 31.12.2018 Abweichung 

= = = = = = = = = = = =       

P A S S I V A       

= = = = = = =       

1. Eigenkapital € € € 

==================       

1.1 Basiskapital -90.640.863,09 -90.755.274,09 114.411,00 

1.2.1 Rückl. Überschüsse d. ord. Ergebnisses -4.692.296,42 -7.619.380,17 2.927.083,75 

1.2.2 Rückl. a. Übersch. d. Sonderergebnisses -2.876.552,72 -2.988.042,42 111.489,70 

1.2.3 Zweckgebundene Rücklagen -271.798,31 -266.806,33 -4.991,98 

1.2 Rücklagen -7.840.647,45 -10.874.228,92 3.033.581,47 

Summe Eigenkapital -98.481.510,54 -101.629.503,01 3.147.992,47 

2. Sonderposten       

==================       

2.1 Sonderposten f. Investitionszuweisungen -21.996.964,51 -21.788.056,20 -208.908,31 

2.2 Sonderposten f. Investitionsbeiträge -8.182.649,83 -8.856.521,03 673.871,20 

2.3 Sonderposten f. Sonstiges -628.576,97 -733.995,26 105.418,29 

Summe Sonderposten -30.808.191,31 -31.378.572,49 570.381,18 

3. Rückstellungen       

=================       

3.4 Gebührenüberschussrückstellungen -1.199.642,37 -1.682.971,95 483.329,58 

Summe Rückstellungen -1.199.642,37 -1.682.971,95 483.329,58 

4. Verbindlichkeiten       

====================       

4.2.1 Investitionskredite       

4.2.1 Investitionskredite -16.365.845,11 -15.677.701,10 -688.144,01 

4.2 Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen -16.365.845,11 -15.677.701,10 -688.144,01 

4.4 Verbindl. aus Lieferungen und Leistungen -1.590.911,68 -1.907.595,34 316.683,66 

4.6 Sonstige Verbindlichkeiten -6.108.188,39 -4.759.056,62 
-

1.349.131,77 

Summe Verbindlichkeiten -24.064.945,18 -22.344.353,06 
-

1.720.592,12 

5. Passive Rechnungsabgrenzung       

====================       

Summe Passive Rechnungsabgrenzung -2.176.509,94 -2.185.022,76 8.512,82 

S U M M E   P A S S I V A 
-

156.730.799,34 -159.220.423,27 2.489.623,93 
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11. Eigenkapital   
Bilanzposition 1. 
 

PASSIVA 31.12.2017 31.12.2018 Veränderung  
================= € € € 

1. Eigenkapital       

==================       

1.1.1 Basiskapital 
-

90.640.863,09 -90.755.274,09 114.411,00 

1.1 Basiskapital 
-

90.640.863,09 -90.755.274,09 114.411,00 

1.2 Rücklagen       

1.2.1 Rückl. Überschüsse d. ord. Ergebnisses -4.692.296,42 -7.619.380,17 2.927.083,75 

1.2.2 Rückl. a. Übersch. d. Sonderergebnisses -2.876.552,72 -2.988.042,42 111.489,70 

1.2.3 Zweckgebundene Rücklagen -271.798,31 -266.806,33 -4.991,98 

1.2 Rücklagen -7.840.647,45 -10.874.228,92 3.033.581,47 

Summe Eigenkapital 
-

98.481.510,54 -101.629.503,01 3.147.992,47 

 
 
11.1 Eigenkapital  
Bilanzposition 1.1 
 

PASSIVA 31.12.2017 31.12.2018 

Veränderun
g 

P A S S I V A       

= = = = = = =       

1. Eigenkapital       

================== € € € 

20000000 Basiskapital -90.640.863,09 -90.755.274,09 114.411,00 

1.1.1 Basiskapital -90.640.863,09 -90.755.274,09 114.411,00 

 
 

Zugänge                                                                                                                 114.411,00 € 

Das Basiskapital hat sich um einen Betrag von 114.411,00 € erhöht. Diese Erhöhung resultiert 

aus der Korrektur der Eröffnungsbilanzwerte. Hier waren zwei Vergleiche aus der 

Generalsanierung HSG im Jahr 2009 zu verbuchen. Die ausstehenden Baurechnungen waren 

nur bei den Verbindlichkeiten in der Eröffnungsbilanz eingebucht, die entsprechende Anlage 

über den Vermögenswert auf der Aktivseite hat aber gefehlt. Die Veränderungen werden direkt 

mit dem Basiskapital verrechnet. Diese Verrechnung von Korrekturen aus den Werten der 

Eröffnungsbilanz ist nach § 63 GemHVO möglich, danach können Berichtigungen der 

Eröffnungsbilanz, sofern sie nicht aus der nachträglichen Ausübung von Wahlrechten oder 

Ermessenspielräumen resultieren, ergebnisneutral im Rahmen des Jahresabschlusses gegen 

das Basiskapital verrechnet werden. 

Korrektur Eröffnungsbilanz Anlagenvermögen               114.411,00 € 

Somit ergibt sich zum Bilanzstichtag 31.12.2018 ein Basiskapital von -90.755.274,09 €. 
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11.2 Rücklagen aus Überschüssen des ordentlichen Ergebnisses 

Bilanzposition 1.2.1 
 

PASSIVA 31.12.2017 31.12.2018 Veränderung  

================== € € € 

1.2 Rücklagen       
20100000 Rückl. a. Überschüssen d. ord. 
Ergebn. -4.692.296,42 -7.619.380,17 2.927.083,75 

1.2.1 Rückl. Überschüsse d. ord. Ergebnisses -4.692.296,42 -7.619.380,17 2.927.083,75 

 

Zugänge                                                                                                              2.927.083,75 € 

 

Im Jahr 2018 hat das ordentliche Ergebnis mit einem Überschuss von 2.927.083,75 € 

abgeschlossen. Dieser Überschuss wird der Rücklage aus Überschüssen des ordentlichen 

Ergebnisses zugeführt.  

Somit ergibt sich zum Bilanzstichtag 31.12.2018 eine Rücklage aus Überschüssen des 

ordentlichen Ergebnisses von -7.619.380,17 €. 

 

11.3 Rücklagen aus Überschüssen des Sonderergebnisses 
Bilanzposition 1.2.2 
 

PASSIVA 31.12.2017 31.12.2018 
Veränderun

g  

================== € € € 
20200000 Rückl. a. Überschüssen d. 
Sonderergebnisess -2.876.552,72 -2.988.042,42 111.489,70 

1.2.2 Rückl. a. Übersch. d. Sonderergebnisses -2.876.552,72 -2.988.042,42 111.489,70 

 
 
Zugänge                                                                                                               111.489,70 € 

Das Sonderergebnis hat zum 31.12.2018 mit einem Überschuss von 111.489,70 € 

abgeschlossen. Im wesentlichen handelt es sich bei dem Sonderergebnis um 

außerordentliche Erträge aus Anlagenverkäufe. Dies waren 7 Grundstücke über Buchwert und 

3 Fahrzeuge die einen außerordentlichen Ertrag beim Verkauf erzielten.  

 

Es ergibt sich ein Buchwert zum Bilanzstichtag 31.12.2018 von 2.988.042,42 €. 
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11.4 Zweckgebundene Rücklagen  
Bilanzposition 1.2.3 
 

Passiva  31.12.2017 31.12.2018 Veränderung 
================= € € € 
20401000 Harald-Stoess-Stiftung -102.976,55 -103.346,42 369,87 
20402000 Stiftung Jugendaustausch -168.821,76 -163.459,91 -5.361,85 
1.2.3 Zweckgebundene Rücklagen -271.798,31 -266.806,33 -4.991,98 

 
 
Abgänge                                                                                                                   -4.991,98 €   

Bei den zweckgebundenen Rücklagen sind die unselbständigen Stiftungen Harald-Stoess und 

Stiftung Jugendaustausch abgebildet. Bei der Stiftung Jugendaustausch wurde im Jahr 2018 

eine Entnahme des Stammkapital über 5.361,85 € gebucht, da sowohl 2 Fahrten nach Thonon 

und ein Jugendaustausch in die USA bezuschusst wurde und der Aufwand die Zinserträge 

überschritten hat.  

Es ergibt sich ein neuer Bilanzwert zum 31.12.2018 von 266.806,33 €. 

 

Eigenkapital  
 

PASSIVA 31.12.2017 31.12.2018 Veränderung 

= = = = = = =       

1. Eigenkapital       

================== € € € 

Summe Eigenkapital -98.481.510,54 -101.629.503,01 3.147.992,47 

 
 

Insgesamt ergibt sich eine Erhöhung des Eigenkapital von 3.147.992,47 € aufgrund der 

Bildung von Ergebnisrücklagen des ordentlichen Ergebnisses und des Sonderergenisses, 

sowie einer Erhöhung des Basiskapital aus einer Korrektur der Eröffnungsbilanz.  

 
 
 
12. Sonderposten  
Bilanzposition 2. 
 

Passiva 2017 2018 Veränderung 

= = = = = =       

2. Sonderposten       

================== € € € 
2.1 Sonderposten f. 
Investitionszuweisungen -21.996.964,51 -21.788.056,20 -208.908,31 

2.3 Sonderposten f. Sonstiges -628.576,97 -733.995,26 105.418,29 

Summe Sonderposten -30.808.191,31 -31.378.572,49 570.381,18 
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Bei den Investitionszuweisungen handelt es sich um Zuschüsse für Investitionen. Diese 

werden jährlich aufgelöst, analog der Abschreibungsdauer bei den entsprechenden 

Investitionen. Es werden hier Zuschüsse vom Bund, Land, übrigen Bereich und auch für 

Anlagen im Bau verbucht.  

 
 
12.1 Sonderposten für Investitionszuweisungen 
Bilanzposition 2.1 
 

Passiva  31.12.2017 31.12.2018 Veränderung 

================= € € € 

21100000 SoPo Zuweisungen Bund -441.007,95 -534.702,57 93.694,62 

21110000 SoPo Zuweisungen Land -21.376.022,22 -21.152.039,95 -223.982,27 
21170000 SoPo Zuweisungen privat 
Unternehmen -757,42 -252,47 -504,95 
21180000 SoPo Zuweisungen übriger 
Bereich -44.596,08 -44.150,12 -445,96 
21190000 SoPo Zuweisungen Anlagen im 
Bau -134.580,84 -56.911,09 -77.669,75 
2.1 Sonderposten f. 
Investitionszuweisungen -21.996.964,51 -21.788.056,20 -208.908,31 

 
 
Die wesentlichen Zugänge bei den Investitionszuweisungen waren Zugänge bei folgenden 

Maßnahmen:  

 

Zuschuss Land Drehleiter Feuerwehr Eberbach     318.000,00 € 

Zuschuss Land EÜ Neckarhälde      200.000,00 € 

Zuschuss Land/Bund Grunderwerb unb.Grundstücke   100.564,80 € 

Zuschuss Land/Bund Fußgängerüberführung Bahnhofsteg    68.351,20 € 

Zuschuss Land HSG Tablett Projekt       54.000,00 €  

Zuschuss Land/Bund Kauf Odenwaldstr. 37       49.255,16 € 

Zuschuss Land Feuerwehrfahrzeug GWT Feuerwehr Eberbach    34.000,00 € 

 

Zugänge und Umbuchungen                                                                                 828.976,53 € 

 

Auflösungen                                                                                                        - 985.122,00 € 

 

Es ergibt sich ein neuer Bilanzwert zum 31.12.2018 von 21.788.056,20 €. 
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12.2 Sonderposten für Investitionsbeiträge  
Bilanzposition 2.2 
 

Passiva  31.12.2017 31.12.2018 Veränderung 
================= € € € 
21210000 SoPo aus Beiträgen und ähnl. 
Entgelten -8.182.649,83 -8.856.521,03 673.871,20 
2.2 Sonderposten f. Investitionsbeiträge -8.182.649,83 -8.856.521,03 673.871,20 

 
Hier werden die Entwässerungsbeiträge, die Klärbeiträge und Erschließungsbeiträge unter der 

Bilanzposition 2.2 geführt. Diese werden ebenfalls analog der Abschreibungsdauer der 

entsprechenden Investitionen aufgelöst. Im Jahr 2018 wurden die Erschließungs- und 

Klärbeiträge für das Baugebiet Wolf-Schafacker abgerechnet.  

 
 Zugänge                                                                                                            1.069.828,86 € 
 
 
Auflösungen                                                                                                          423.341,42 € 
 
Zum 31.12.2018 ergibt sich ein neuer Buchwert von -8.856.521,03 € 
 
 
 
12.3 Sonstige Sonderposten 
Bilanzposition 2.3 
 

Passiva 31.12.2017 31.12.2018 Veränderung 

================= € € € 

21910000 Sonstige SoPo -628.576,97 -733.995,26 105.418,29 

2.3 Sonderposten f. Sonstiges -628.576,97 -733.995,26 105.418,29 

 
Bei den sonstigen Sonderposten werden unentgeltlich zugegangene 

Vermögensgegengenstände, Zuschüsse für Anlagen im Bau aus der Altdatenübernahme, 

sowie Kostenbeteiligungen von Dritten gebucht. Im Jahr 2018 wurden verschiedene 

Sachspenden aus den Vorjahren in die Bilanz aufgenommen, diese waren bisher nicht 

bilanziert. Es handelt sich um Spielgeräte, Ruhebänke, Kunstwerke und unbebaute 

Grundstücke.   

 

Zugänge und Umbuchungen                                                                               114.384,03 € 

 

- Kostenbeteiligung Vereine Kunstrasenplatz     50.000,00 € 

 

Diverse Spenden aus Vorjahren:        

- Spende Wasserspielplatz Neckarbrücke      20.000,00 € 

- Spenden Bänke         8.621,32 € 
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- Spenden Spielgeräte        1.785,00 € 

- Spenden Kunstwerke        3.500,00 € 

- Spenden Grundstücke        4.096,50 € 

 

Auflösungen                                                                                                              8.966,16 € 

Die Sonstigen Sonderposten werden entsprechend der Abschreibungsdauer der betreffenden 

Vermögensgegenstände aufgelöst. Bei den sonstigen Sonderposten sind dies die 

Sonderposten für Spenden in verschiedenen Bereichen wie Spielplätze, Verkehrsausstattung, 

Brandschutz, Denkmalschutz, Bereich Forstwirtschaft oder Stadien und Sportplätze. 

 

Der neue Buchwert zum Bilanzstichtag 31.12.2018 ist 733.995,26 €. 

 
13. Rückstellungen  

Passiva 31.12.2017 31.12.2018 Veränderung 

================= € € € 

3. Rückstellungen       

Summe Rückstellungen -1.199.642,37 -1.682.971,95 483.329,58 

 

 
13.2 Gebührenüberschussrückstellungen  
Bilanzposition 3.4     
 

PASSIVA 31.12.2017 31.12.2018 Veränderung 

================== € € € 
28510000 Rückst.f.d.Ausgl.von 
ausgleichspfl.Geb.über. -1.199.642,37 -1.682.971,95 483.329,58 

3.4 Gebührenüberschussrückstellungen -1.199.642,37 -1.682.971,95 483.329,58 

Summe Rückstellungen -1.199.642,37 -1.682.971,95 483.329,58 

 

Zugänge                                                                                                                  607.701,02 € 

Bei den Gebührenüberschussrückstellungen handelt es sich um Gebührenüberschüsse aus 

dem Bereich Abwasserbeseitigung. Für das Jahr 2018 wurden im Rahmen der 

Nachkalkulation der Abwassergebühr Gebührenüberschüsse in Höhe von 607.701,02 € 

berechnet.  

 

Abgänge und Auflösungen                                                                                      124.371,45 € 

Die letzte Rate der Gebührenrückstellung des Jahres 2013 wurde aufgelöst. Die Auflösung 

der Gebührenrückstellung wurde als Entlastung beim Produktbereich Abwasserbeseitigung 

5380 gebucht.  

Der Buchwert zum Bilanzstichtag 31.12.2018 beträgt 1.682.971,95 €. 
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14. Verbindlichkeiten  
Bilanzposition 4. 
 

Passiva 31.12.2017 31.12.2018 

Veränderun
g 

================= € € € 

4. Verbindlichkeiten       

====================       

4.2.1 Investitionskredite       

4.2.1 Investitionskredite -16.365.845,11 -15.677.701,10 -688.144,01 

4.2 Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen -16.365.845,11 -15.677.701,10 -688.144,01 

4.4 Verbindl. aus Lieferungen und Leistungen -1.590.911,68 -1.907.595,34 316.683,66 

4.6 Sonstige Verbindlichkeiten -6.108.188,39 -4.759.056,62 -1.349.131,77 

Summe Verbindlichkeiten -24.064.945,18 -22.344.353,06 -1.720.592,12 

   
14.1 Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen 
Bilanzposition 4.2 

PASSIVA 31.12.2017 31.12.2018 
Veränderun

g  

================== € € € 
23162000 InVKred öffentl. Sonderrechn.  LZ  >1-
5 Jahre -7.730,98 0 -7.730,98 
23163000 InVKred öffentl. Sonderrechn.  LZ > 5 
Jahre -16.358.114,13 -15.677.701,10 -680.413,03 

4.2.1 Investitionskredite -16.365.845,11 -15.677.701,10 -688.144,01 

4.2 Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen -16.365.845,11 -15.677.701,10 -688.144,01 

 
 
Die Summe der Verbindlichkeiten aus Krediten hat sich in 2018 um 688.144,01 € verringert. 

Auf Anlage 28 Schuldenübersicht ist an dieser Stelle  zu verweisen.  

Es ergibt sich ein neuer Buchwert zum Bilanzstichtag 31.12.2018 von 15.677.701,10 €.  

 
14.2 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen  
Bilanzposition 4.4 
 

PASSIVA 31.12.2017 31.12.2018 Veränderung 

= = = = = = =       

25110000 Verb. aus Lieferungen und Leistungen -1.571.616,25 -1.894.290,79 322.674,54 
25110090 Umzugliedernde Verb. a. Lieferungen u. 
Leistungen -18.927,43 -13.278,55 -5.648,88 
25110100 Verb. aus Erstattungszinsen 
Gewerbesteuer -368 -26 -342 

4.4 Verbindl. aus Lieferungen und Leistungen -1.590.911,68 -1.907.595,34 316.683,66 

Bei den Verbindlichkeiten aus Lieferung und Leistung handelt es sich um die periodengerechte 

Zuordnung der im Jahr 2019 zu Lasten des Haushaltsjahres 2018 eingegangenen 

Rechnungen. Bei diesen Rechnungen wurden entsprechend dem Leistungszeitpunkt der 

Aufwand im Jahr 2018 und der Liquiditätsabfluss im Jahr 2019 gebucht. 

Der Buchwert zum Bilanzstichtag 31.12.2018 beträgt. 1.907.595,34 €. 
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14.3 sonstige Verbindlichkeiten  
Bilanzposition 4.6 
 

PASSIVA 31.12.2017 31.12.2018 Veränderung 

================== € € € 

27910100 ungeklärte Zahlungseingänge -6.686,25 -17.425,29 10.739,04 

27910200 debitorische Akontozahlungen -1.739.118,23 -146.341,59 -1.592.776,64 

27990050 Verbindlichkeiten aus Umgliederung -24.250,67 -13.013,36 -11.237,31 

27990101 Durchlaufende Posten -1.406,59 0 -1.406,59 

27990102 Fundsachen -76 -94 18 

27990103 Gebühren Führungszeugnis -135,48 -221,28 85,8 

27990104 Gebühren Fischereischeine -520 -765 245 

27990105 Standesamt durchl. Posten -2 -2 0 

27990108 Kommission Kartenverkauf -5.891,86 -8.075,03 2.183,17 

27990117 Ortschaftsrat Lindach -147,07 -147,07 0 

27990119 Ortschaftsrat Rockenau -33,83 -33,83 0 

27990122 div. Spenden mit späterer Verwendung -2.560,02 -2.560,02 0 

27990123 Spenden Rosenturm -1.775,65 -1.775,65 0 

27990125 Spende Obdachlosenheim -51.100,00 -51.100,00 0 
27990200 Verbindlichkeiten ggü. Städtische 
Dienste -3.038.336,69 -3.366.976,62 328.639,93 

27990300 Sicherheitseinbehalte -27.934,50 -27.934,50 0 

27990600 Verbindlichkeit Mietkaution 0 -300,03 300,03 

27990601 Verbindlichkeit Mietkaution  0 -4.226,15 4.226,15 
27992800 HR Verbindlichkeiten a. Lieferungen u. 
Leistungen -144.443,49 -169.402,89 24.959,40 
27992810 Weitere sonstige Verbindlichkeiten 
Personal -41.760,04 -41.043,19 -716,85 

27993210 Weitere sonstige Verbindlichkeiten OWI -10,02 -30,12 20,1 

27999000 ausstehende Rechnungen investiv -1.022.000,00 -907.589,00 -114.411,00 

Sonstige Verbindlichkeiten -6.108.188,39 -4.759.056,62 -1.349.131,77 

4.6 Sonstige Verbindlichkeiten -6.108.188,39 -4.759.056,62 -1.349.131,77 

 

Die Veränderungen ergeben sich aus folgenden wesentlichen Vorgängen: 

- 27990200 Verbindlichkeiten gegenüber den städtischen Diensten  3.366.976,62 €    

Diese Verbindlichkeit ergibt sich aus der Einheitskasse, die wir gemeinsam mit den 

städtischen Diensten führen. Zum Bilanzstichtag war eine Veränderung von  

+ 328.639,93 € auszuweisen.  

 

 

- 27910200 debitorische Akontozahlungen                          - 146.341,59 € 

Bei den debitorischen Akontozahlungen handelt es sich im wesentlichen um eine 

Gewerbesteuerzahlung die zum Bilanzstichtag noch nicht fällig war und daher als 

debitorische Verbindlichkeit auszuweisen ist. Gegenüber dem Bilanzstichtag 31.12.2017 

reduzieren sich die debitorischen Akontozahlungen um  -1.592.776,64 €. 
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- ausstehenden Rechnungen investiv      -907.589,00 €  

Hier konnten zwei noch offene Rechnungen mit einem Betrag von -114.411,00 € aus der 

Generalsanierung HSG aus Vorjahren über Vergleiche beglichen werden.  

 

Der Buchwert zum Bilanzstichtag 31.12.2018 beträgt   4.759.056,62 €. 

 

15. Passive Rechnungsabgrenzung  

Bilanzposition 5.  
 

PASSIVA 31.12.2017 31.12.2018 Veränderung 

================== € € € 

5. Passive Rechnungsabgrenzung       

====================       
29110010 Passive Rechnungsabgrenzung 
Grabnutzungsgebühren -2.176.509,94 -2.185.022,76 8.512,82 

Summe Passive Rechnungsabgrenzung -2.176.509,94 -2.185.022,76 8.512,82 

 

Bei den passiven Rechnungsabgrenzungsposten werden die Grabnutzungsgebühren der 

Folgejahre abgegrenzt. Grabnutzungsgebühren die nicht dem Rechnungsjahr 2018 

zuzurechnen sind, weil diese im Voraus für die gesamte Nutzungsdauer der Grabstätte 

entrichtet wurden, werden über die Passive Rechnungsabgrenzung vom Rechnungsjahr 2018 

abgegrenzt und in den Folgejahren mit den jeweiligen anteiligen Grabnutzungsgebühren 

wieder eingebucht. Im Jahr 2018 wurden Grabnutzungsgebühren in Höhe von 197.466,84 € 

in die Folgejahre als Zugang abgegrenzt. Dem Rechnungsjahr zuzurechnen war ein Betrag 

von 188.954,02 €. Dies ergibt eine Veränderung von 8.512,82 €. 

Der Buchwert zum Bilanzstichtag 31.12.2018 beträgt 2.185.022,76 €. 

 

Die Erläuterungen zur Bilanz 2018 wurden am 15.08.2024 von Sachbearbeiterin Frau 

Claudia Hotz, Kämmerei Eberbach aufgestellt. 
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V.  Anlagen zur Bilanz und zum 

Jahresabschluss 2018 
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Angaben über die Berichtigung der Eröffnungsbilanz  

Gemäß § 63 GemHVO können Berichtigungen der Eröffnungsbilanz, sofern sie nicht aus der 

nachträglichen Ausübung von Wahlrechten oder Ermessenspielräumen resultieren, 

ergebnisneutral im Rahmen des Jahresabschlusses gegen das Basiskapital verrechnet 

werden. Durch die Verwaltung wurden folgende Berichtigungen der Eröffnungsbilanz im 

Haushaltsjahr 2018 vorgenommen:  

Anlagenvermögen:  

Aktiva 

Bilanzkonto Sachkonto Bezeichnung Veränderung in € 

Sachvermögen    

1 02320000 Gebäude, Aufbauten und 
Betriebsvorrichtungen bei 
Schulen i.V. mit ausstehender 
Rechnung investiv 

114.411,00 € 

 

Zugang Basiskapital aus Korrektur Eröffnungsbilanz 31.12.2018                      114.411,00 €    

1 Im Jahr 2018 wurden zwei Vergleiche geschlossen. Im Rahmen der Eröffnungsbilanz 

wurden für diese ausstehende Rechnungen bei den Verbindlichkeiten zwei Posten 

eingebucht. Auf der Aktivseite hat aber die Gegenbuchung in Form des 

Vermögenszugangs gefehlt. Dies wurde im Jahr 2018 über die Korrekturmöglichkeit 

der Eröffnungsbilanz nachgeholt.   
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Stand des 

Vermögens

Stand des 

Vermögens

zum 01.01.           

des Haushalts-

jahres***

Vermögens-

zugänge im 

Haushaltsjahr

Vermögens-

abgänge im 

Haushaltsjahr

Umbuchungen im 

Haushaltsjahr

Zuschreibungen 

im Haushaltsjahr

Abschreibungen 

im Haushaltsjahr

am 31.12. des 

Haushaltsjahres         
(Summe Sp. 2 bis 6)

-Euro- -Euro- -Euro- -Euro- -Euro- -Euro- -Euro-

2 3 4 5 ** 6 7 8

1. Immaterielle Vermögensgegenstände 10.749,39 0,00 0,00 0,00 0,00 -2.296,92 8.452,47

2. Sachvermögen (ohne Vorräte) 132.191.349,04 5.542.579,14 -86.167,52 -15.000,00 0,00 -4.061.198,98 133.571.561,68

   2.1.
Unbebaute Grundstücke und 

grundstücksgleiche Rechte
44.361.879,40 545.134,12 -83.105,21 -148,00 0,00 -17.794,02 44.805.966,29

   2.2.
Bebaute Grundstücke und 

grundstücksgleiche Rechte
38.542.476,99 535.191,01 -588,31 978.867,51 0,00 -1.658.983,90 38.396.963,30

   2.3. Infrastrukturvermögen 43.000.553,91 809.723,68 -81,00 435.648,73 0,00 -1.945.406,13 42.300.439,19

   2.4. Bauten auf fremden Grundstücken 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

   2.5. Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler 631.172,96 8.427,75 0,00 0,00 0,00 -1.361,44 638.239,27

   2.6.
Maschinen und technische Anlagen, 

Fahrzeuge
2.063.255,02 726.746,24 0,00 5.892,57 0,00 -234.231,08 2.561.662,75

   2.7. Betriebs- und Geschäftsausstattung 1.061.289,79 493.658,19 -2.393,00 277.972,60 0,00 -203.422,41 1.627.105,17

   2.8. Geleistete Anzahlungen, Anlagen im Bau 2.530.720,97 2.423.698,15 0,00 -1.713.233,41 0,00 0,00 3.241.185,71

3.
Finanzvermögen (ohne Forderungen und 

liquide Mittel)
10.059.143,13 143.790,69 0,00 0,00 0,00 0,00 10.202.933,82

   3.1. Anteile an verbundenen Unternehmen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

   3.2.

Sonst. Beteilig. u. Kapitaleinlagen in 

Zweckverbänden, Stiftungen od. and. 

kommunalen Zusammenschlüssen

88.320,49 250,00 0,00 0,00 0,00 0,00 88.570,49

   3.3. Sondervermögen 3.965.422,64 139.014,51 0,00 0,00 0,00 0,00 4.104.437,15

   3.4. Ausleihungen 5.400,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 5.400,00

   3.5. Wertpapiere 6.000.000,00 4.526,18 0,00 0,00 0,00 0,00 6.004.526,18

Insgesamt 142.261.241,56 5.686.369,83 -86.167,52 -15.000,00 0,00 -4.063.495,90 143.782.947,97

* "Anlagenspiegel"

** In dieser Spalte werden Umgliederungen bereits vorhandener Vermögensgegenstände auf andere Positionen der Übersicht abgebildet

(z. B. von Nr. 2.8 nach Fertigstellung nach Nr. 2.3)

*** entspricht Stand zum 31.12. des Vorjahres

Vermögensübersicht 2018

Vermögen

Vermögensveränderungen

1
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Bewertungs- und Bilanzierungsmethoden Stadt Eberbach 
 
Auszug aus der Anlage 3 zur Eröffnungsbilanz zum 01.01.2014 
3 Allgemeine Angaben zur Eröffnungsbilanz und zur Bewertung 
 
3.1 Vorbemerkungen 
3.1.1 Einführung eines ressourcenorientierten Rechnungswesens 
 
Am 22.04.2009 hat der Landtag von Baden-Württemberg das Gesetz zur Reform des 
Gemeindehaushaltsrechts beschlossen. Im Zuge dieser Reform wurden die 
Gemeindehaushaltsverordnung (GemHVO) und die Gemeindekassenverordnung (GemKVO) 
neu gefasst und traten zum 01.01.2010 in Kraft. Die Städte und Gemeinden in Baden-
Württemberg wurden hierdurch verpflichtet, ihr Rechnungswesen bis zum Jahr 2016 
umzustellen. Mit dem Gesetz zur Änderung kommunalwahl- und 
gemeindehaushaltsrechtlicher Vorschriften hat der Landtag am 11. April 2013 das Gesetz zur 
Reform des Gemeindehaushaltsrechts geändert und die Umstellungspflicht bis zum Jahr 2020 
verlängert.  
 
Kernpunkt der Reform ist, das bisher zahlungsorientierte durch ein ressourcenorientiertes 
Rechnungswesen zu ersetzen. Im neuen Rechnungswesen werden zusätzlich zu den 
Zahlungsvorgängen auch der nicht zahlungswirksame Vermögensverzehr, insbesondere 
Abschreibungen und Rückstellungen, erfasst. Leitidee des sogenannten 
Ressourcenverbrauchskonzeptes des Neuen Kommunalen Haushalts- und 
Rechnungswesens (NKHR) ist, dass jede Generation die von ihr verbrauchten Ressourcen 
auch erwirtschaftet.  
 
Deshalb muss gewährleistet sein, dass in einer Rechnungsperiode anfallende Aufwendungen 
im selben Zeitraum durch entsprechende Erträge finanziert werden. Für jedes Haushaltsjahr 
ist also ein Ausgleich von Ressourcenaufkommen (Ertrag) und -verbrauch (Aufwand) 
erforderlich. Dabei werden zum einen der Werteverzehr des Vermögens in Form von 
Abschreibungen berücksichtigt, zum anderen werden Rückstellungen für die in der laufenden 
Periode verursachten, aber erst künftig zu erbringenden Verpflichtungen gebildet.  
 
Im Zuge dieses Umstiegs ist gemäß Art. 13 Abs. 5 des Gesetzes zur Reform des 
Gemeindehaushaltsrechts zum Beginn des ersten Haushaltsjahres, in dem das neue 
Haushalts und Rechnungswesen angewendet wurde, eine Eröffnungsbilanz aufzustellen. Auf 
diese sind die für den Jahresabschluss geltenden Vorschriften entsprechend anzuwenden, 
soweit sie sich auf die Bilanz beziehen. Die Bilanz nach § 95 Abs. 2 Nr. 3 GemO dient der 
Darstellung der Vermögens und Finanzsituation der Stadt zum jeweiligen Bilanzstichtag.  
 
Die Aktivseite gibt Auskunft über Höhe und Zusammensetzung des Vermögens 
(Mittelverwendung), die Passivseite zeigt auf, wie das Vermögen finanziert ist und wie sich 
das Eigenkapital verändert (Mittelherkunft). Nach den Schluss- und Übergangsbestimmungen 
des Art. 13 des Reformgesetzes ist die Eröffnungsbilanz nach Feststellung der letzten 
Jahresrechnung der Rechtsaufsichtsbehörde und der Gemeindeprüfungsanstalt vorzulegen.  
 
Die Verwaltung hat die Eröffnungsbilanz zum Stichtag 01.01.2014 aufgestellt und das 
Verfahren einschließlich der Vorgehensweise bei der Erfassung und Bewertung dokumentiert. 
Die Eröffnungsbilanz hat für die künftige Haushaltswirtschaft elementare Bedeutung. Das darin 
enthaltene Vermögen und die Schulden beeinflussen ganz entscheidend die folgenden 
Haushaltsjahre. Die Höhe des Eigenkapitals ergibt sich rein rechnerisch aus der Differenz des 
Vermögens und der Schulden, weshalb die Erstbewertung des Vermögens das Eigenkapital 
maßgeblich bestimmt. 
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3.1.2 Form und Erläuterung der Eröffnungsbilanz 
 
Die Gliederung der Bilanz ist in der GemHVO konkretisiert. Die Eröffnungsbilanz besteht aus 
der eigentlichen Bilanz (§ 52 GemHVO) Nr. 1 und einem Anhang (§ 53 GemHVO) Nr. 2.  
Die Bilanz - mithin auch die Eröffnungsbilanz - ist in Kontenform entsprechend den Vorgaben 
des § 52 Abs. 2 GemHVO aufzustellen; die Form des Anhangs ist dagegen nicht 
vorgeschrieben. Inhaltlich ist in diesem über alle wesentlichen Sachverhalte zu berichten, zu 
denen Ausführungen gesetzlich vorgeschrieben sind (§ 53 GemHVO). Der Anhang dient zur 
Erläuterung der einzelnen Bilanzpositionen und soll es einem sachverständigen Dritten 
ermöglichen, die Bewertung des Vermögens und der Schulden nachzuvollziehen und die 
Vermögens- und Schuldenlage einzuschätzen. Nach § 91 Abs. 4 GemO sind sämtliche 
Vermögensgegenstände mit den Anschaffungs- oder Herstellungskosten, vermindert um die 
Abschreibungen, anzusetzen. Die Durchführung der Vermögensbewertung ist Aufgabe der 
Verwaltung. Für die Aufstellung der Eröffnungsbilanz zur erstmaligen Vermögensbewertung 
räumt § 62 GemHVO eine Reihe von Sonderregelungen ein zur Vereinfachung und 
Erleichterung der erstmaligen Erfassung und Bewertung des Vermögens sowie der 
Investitionszuweisungen für die Aufstellung der Eröffnungsbilanz. Die Bilanzpositionen, die 
keinen Ansatz aufweisen, werden gem. § 47 Abs. 5 GemHVO in der Eröffnungsbilanz nicht 
aufgeführt. In der Anlage und im Anhang zur Eröffnungsbilanz sind insbesondere die bei der 
Erstbewertung angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden (Wahrnehmung der 
Vereinfachungsregeln und einmaligen Wahlrechte) erläutert. Als weitere Grundlage für die 
Eröffnungsbilanz diente der „Leitfaden zur Bilanzierung“. Der Leitfaden hat lediglich 
Empfehlungscharakter, allerdings sind die darin aufgeführten Sachverhalte auch für die 
Prüfung maßgeblich, so dass davon nicht ohne Begründung abgewichen werden sollte. Auch 
die Leitfäden zur Buchführung und des Jahresabschlusses wurden berücksichtigt. Die aktiven 
und passiven Bestandskonten, die Erfolgskonten sowie die Finanzrechnungskonten 
entsprechen der Verwaltungsvorschrift des Innenministeriums Baden-Württemberg über den 
Produkt- und Kontenrahmen (VwV Produkt- und Kontenrahmen). 
 
 
3.2 Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 
§ 43 Abs. 1 GemHVO enthält bei der Bewertung des Vermögens und der Schulden zu 
beachtende Regeln (allgemeine Bewertungsgrundsätze). Unter dem Begriff 
„Bilanzierungsmethode“ ist dabei der Ansatz der Vermögensgegenstände und der Schulden 
in der Bilanz dem Grunde nach („ob“) zu verstehen; die „Bewertungsmethoden“ regeln 
dagegen, welcher Wertansatz zu berücksichtigen ist („wie“). 
 
 
3.2.1 Grundsatz der formellen Bilanzkontinuität 
Die Wertansätze in der Vermögensrechnung des Haushaltsjahres (Eröffnungsbilanz) und die 
Wertansätze in der Vermögensrechnung des Vorjahres (Schlussbilanz) müssen 
übereinstimmen. Dieser Grundsatz betrifft noch nicht die Eröffnungsbilanz, da diese erst die 
Regeln festlegt, sondern künftige Jahresabschlüsse. 
 
 
3.2.2 Grundsatz der Einzelbewertung 
Soweit nichts anderes bestimmt ist, sind die Vermögensgegenstände, Rückstellungen und 
Schulden zum Abschlussstichtag einzeln zu erfassen und zu bewerten. 

 

 

3.2.3 Grundsatz der wirklichkeitsgetreuen Bewertung 
Das im Handelsrecht geltende Vorsichtsprinzip wird im NKHR durch den Grundsatz der 
wirklichkeitsgetreuen Bewertung ersetzt. Nach dem „Realisationsprinzip“ dürfen Gewinne 
(Erträge) nur dann ausgewiesen werden, wenn sie am Stichtag tatsächlich realisiert sind. Im 
Gegensatz dazu müssen vorhersehbare Risiken und Verluste, die bis zum Abschlussstichtag 
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entstanden sind, aus Vorsichtsgründen berücksichtigt werden, auch wenn die Umstände erst 
zwischen dem Bilanzstichtag und dem Zeitpunkt der Bilanzerstellung bekannt werden und die 
Verluste noch nicht realisiert sind („Imparitätsprinzip“). Voraussetzung für die Berücksichtigung 
ist jedoch, dass es sich um vorhersehbare Verluste oder Risiken mit hoher 
Eintrittswahrscheinlichkeit handelt. 
 
 
3.2.4 Grundsatz der Bewertungsstetigkeit 
Die einmal angewandten Bewertungsmethoden sollen beibehalten werden, um die 
Vergleichbarkeit der Jahresabschlüsse zu erhöhen. Abweichungen müssen begründet 
werden. 
 
 
3.2.5 Vertrauensschutz durchgeführter Bewertungen 
Soweit die Kommunen bis zum Inkrafttreten des Reformgesetzes bereits mit der Bewertung 
ihrer Vermögensgegenstände begonnen haben und dabei die zum Bewertungszeitpunkt zur 
Verfügung stehenden Leitlinien zur kommunalen Kostenrechnung in Baden-Württemberg und 
die Referentenentwürfe des Innenministeriums vom Januar und August 2005 einschließlich 
ihrer Fortschreibungen sachgerecht zugrunde gelegt wurden, besteht für die durchgeführten 
Bewertungen Vertrauensschutz. Entscheidend sind somit die zum Bewertungszeitpunkt 
geltenden bzw. bekannten Regelungsentwürfe. Die Erfassung und Bewertung der 
Vermögensgegenstände, Rückstellungen und Schulden für die Eröffnungsbilanz der Stadt 
Eberbach wurde nach den Vorgaben des § 91 GemO sowie der §§ 37 - 46 und § 48 GemHVO 
vorgenommen, sofern nicht nach den besonderen Vorschriften des § 62 GemHVO für die 
erstmalige Bewertung verfahren wurde. 
Die Stadt Eberbach hat bereits 2011 mit der Bewertung ihrer Vermögensgegenstände 
begonnen und dabei jeweils den zum Bewertungszeitpunkt zur Verfügung stehenden 
Leitfaden zur Bilanzierung in Baden-Württemberg zugrunde gelegt.     
 
 
3.3 Inventur 
Zur erstmaligen Bewertung des unbeweglichen Vermögens wurde insbesondere für die 
städtischen Grundstücke und die Straßen eine Buchinventur (Liegenschaftskataster, 
Kaufverträge, GEO-Informationssystem) durchgeführt. Die Inventur bei Immobilien erfolgte 
ebenfalls mittels Buchinventur. Teilweise wurden auch weitere Unterlagen von Fachämtern, 
den früheren Gebäudeversicherungswerten oder dem Archiv unter unverhältnismäßig hohem 
Aufwand für die Bewertung herangezogen. Das Finanzvermögen, die Sonderposten, 
Rückstellungen und Verbindlichkeiten sowie aktive und passive 
Rechnungsabgrenzungsposten wurden mittels Buch oder Beleginventur ermittelt. Für die 
erstmalige Erfassung des beweglichen Vermögens musste das ab dem 01.01.2008 
beschaffte Inventar in das Anlageverzeichnis aufgenommen werden. Weiteres bewegliches 
Vermögen kann in die Eröffnungsbilanz aufgenommen werden. Die Stadt Eberbach hat in der 
Inventurrichtlinie vom 22.06.2011 von dem Wahlrecht nach § 38 Abs. 4 GemHVO Gebrauch 
gemacht, nur Vermögensgegenstände ab einem Nettowert von 1.000 € zu erfassen. Es 
wurden alle Gegenstände ab dem 01.01.2008, die zum Zeitpunkt der Eröffnungsbilanz noch 
nicht abgeschrieben waren, aufgenommen. Außerdem wurde eine körperliche 
Bestandsaufnahme durchgeführt. 
 
 
 
 
 
3.4 Gesetzliche Wahlrechte 
 

a) Bei der Berechnung der Herstellungskosten wird auf den Ansatz von Verwaltungs-, 
Material und Fertigungsgemeinkosten entsprechend § 44 Abs. 2 Satz 3 GemHVO 
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verzichtet. Außerdem werden Zinsen für Fremdkapital bei den Herstellungskosten 
generell nicht angesetzt. 

 
b) Nach § 62 Abs. 6 GemHVO kann auf den Ansatz früherer geleisteter 

Investitionszuschüsse in der Eröffnungsbilanz verzichtet werden. Hierbei handelt es 
sich um eine Vereinfachungsregel für die Eröffnungsbilanz. Da zum Bilanzstichtag 
keine geleisteten Investitionszuschüsse in wesentlicher Höhe vorhanden waren, nimmt 
die Stadt Eberbach diese Vereinfachungsregel in Anspruch und verzichtet auf die 
Aktivierung geleisteter Investitionszuschüsse in der Eröffnungsbilanz.  

 
c) Empfangene Investitionszuweisungen und Beiträge werden als Sonderposten in der 

Bilanz ausgewiesen und entsprechend der voraussichtlichen Nutzungsdauer aufgelöst 
(sogenannte Bruttomethode nach § 40 Abs. 4 GemHVO), siehe Seite 17, Nr. 5.2.1 – 
5.2.3. 

 
d) Die planmäßigen Abschreibungen erfolgen grundsätzlich in gleichen Jahres-/ 

Monatsraten über die Dauer der voraussichtlichen betriebsgewöhnlichen Nutzung des 
Vermögensgegenstandes (lineare Abschreibung).  

 
e) Bewegliche Vermögensgegenstände des Sachvermögens, deren Anschaffungs- oder 

Herstellungskosten im Einzelfall 1.000 € ohne Mehrwertsteuer nicht überschreiten, 
werden ab dem 01.01.2014 unmittelbar als ordentlicher Aufwand behandelt. Siehe 
Seite 5, Nr. 3.3 

 
f) Bei Waldflächen wurden entsprechend § 62 Abs. 4 GemHVO für den Aufwuchs 8.200 

€ je Hektar und für die Grundstücke 2.600 € je Hektar angesetzt. Der Aufwuchs bleibt 
hier als Festwert erhalten und unterliegt keiner Abschreibung. Siehe Seite 7, Nr. 4.2.1 

 
g) Neben den zu bildenden Pflichtrückstellungen werden weitere Rückstellungen für 

drohende Verpflichtungen aus Bürgschaften, Gewährleistungen und anhängigen 
Gerichtsverfahren gemäß § 41 Abs. 2 GmHVO gebildet. Siehe Seite 18, Nr. 5.3.3 

 
 
3.5 Weitere Eckpunkte der Bewertung  
 
Grundsätzlich wurden die Anschaffungs- und Herstellungskosten der Vermögensbewertung 
zu Grunde gelegt. Wenn diese nicht zweifelsfrei ermittelt werden konnten, wurde eine 
Ersatzbewertung mit Erfahrungswerten nach § 62 Abs. 2 Satz 1 GemHVO angewendet. 
 
Maßgeblich für die Bewertung ist der Zustand zum Anschaffungszeitpunkt bzw. zum 
01.01.1974. 
 
Bei der Bewertung des Vermögens der Stadt Eberbach werden unterschiedliche 
Nutzungen/Nutzungsdauern/Maßnahmen nur berücksichtigt, wenn diese mind. 200 qm bzw. 
mind. 20 % der Grundstücksfläche bzw. der Maßnahme betreffen oder die untergeordnete 
Nutzung/Maßnahme extreme Bedeutung für die Bewertung hat. 
 
Für die Bewertung und die Zuordnung zu den Bilanzpositionen ist die Nutzungsart zum 
Zeitpunkt der Bilanzierung maßgebend.  
 
Es wurde außerdem entsprechend § 62 Abs. 4 GemHVO für den Wert von Grund und Boden 
von Grundstücken, die dauerhaft einer öffentlichen Zweckbestimmung dienen, vom Wert des 
Grund und Boden umliegender Grundstücke Abschläge bis zur Hälfte des Werts 
vorgenommen, außer bei Grünflächen und Straßengrundstücken. 
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Schuldenübersicht 2018

bis zu 1 Jahr Über 1 bis 5 Jahr mehr als 5 Jahre

1 2 3 4 5 6 7

1.1 Anleihen 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 €
1.2 Verbindlichkeiten aus Krediten für 

Investitonen

1.2.1 Bund 1.069.384,00 € 0,00 € 1.069.384,00 € 0,00 € 0,00 € -1.069.384,00 €

1.2.2 Land 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

1.2.3 Gemeinden und Gemeindeverbände 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

1.2.4 Zweckverbände und dergleichen 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

1.2.5 Kreditinstitute 15.296.461,11 € 15.677.701,10 € 647.760,01 € 5.793.455,50 € 9.236.485,59 € 381.239,99 €

1.2.6 sonstige Bereiche 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

1.3 Kassenkredite 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

1.4 Verbindlichekten aus kreditähnlichen 

Rechtsgeschäften

0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

1. Gesamtschulden Kernhaushalt 16.365.845,11 € 15.677.701,10 € 1.717.144,01 € 5.793.455,50 € 9.236.485,59 € -688.144,01 €

nachrichtlich

2.1 Anleihen 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

2.2 Verbindlichkeiten aus Krediten 13.830.473,82 € 12.871.856,05 € 1.031.384,40 € 3.287.159,53 € 8.553.312,12 € -958.617,77 €

2.3 Kassenkredite 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
2.4 Verbindlichkeiten aus kreditähnlichen

 Rechtsgeschäften 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

2. Gesamtschulden des Sondervermögens

 mit Sonderrechnung

13.830.473,82 € 12.871.856,05 € 1.031.384,40 € 3.287.159,53 € 8.553.312,12 € -958.617,77 €

3.1 Anleihen 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

3.2 Verbindlichkeiten aus Krediten 30.196.318,93 € 28.549.557,15 € 2.748.528,41 € 9.080.615,03 € 17.789.797,71 € -1.646.761,78 €

3.3 Kassenkredite 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

3.4 Verbindlichkeiten aus kreditähnlichen Rechtsgeschäften 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

Zwischensumme 3.1.+3.2+3.3+3.4 30.196.318,93 € 28.549.557,15 € 2.748.528,41 € 9.080.615,03 € 17.789.797,71 € -1.646.761,78 €

abzüglich Schulden zwischen Kernhaushalt und Sondervermögen mit Sonderrechnung0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
3. Konsolidierte Gesamtschulden 30.196.318,93 € 28.549.557,15 € 2.748.528,41 € 9.080.615,03 € 17.789.797,71 € -1.646.761,78 €

Gesamtschulden von Kernhaushalt und Sondervermögen mit Sonderrechnung 

davon Tilgungszahlungen 
mit einem Zahlungsziel

Art der Schulden
am 01.01. des

Haushaltsjahres
zum 31.12.

d. HH-Jahres

Mehr (+)
Weniger (-)

(Spalte 3 - Spalte 2)

Schulden der Sondervermögen mit Sonderrrechnung (Angaben jeweils für einzelne Sondervermögen)
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Vorbelastungen künftiger Haushaltsjahre (§§ 42 und 53 Abs. 2 Nr. 7 GemHVO) 
 
Die Vorbelastungen künftiger Haushaltsjahre sind nach §§ 42 und 53 Abs. 2 Nr. 7 
GemHVO zu erläutern. 
 
Zum 31.12.2018 waren folgende Bürgschaften vorhanden: 
 

Nr. Bürgschaft Höhe 31.12.2018 

1 Nicht bezifferte Gewährträgerschaft zugunsten 
des Vereins „Stiftung Altersheim Eberbach e.V.“ 

Gemeinderatsbeschluss vom 27.04.1971 

Haftung für die sich aus der Mitgliedschaft 
gegenüber der Zusatzversorgungskasse des 
Kommunalen Versorgungsverbandes 
ergebenden Verpflichtungen  

 

2 Nicht bezifferte Gewährträgerschaft zugunsten 
der Eberbacher Baugenossenschaft 

Gemeinderatsbeschluss vom 07.06.1977 

Haftung für die sich aus der Mitgliedschaft 
gegenüber der Zusatzversorgungskasse des 
Kommunalen Versorgungsverbandes 
ergebenden Verpflichtungen 

 

3 Gegenüber der Landeskreditbank Baden-
Württemberg (L-Bank) für 
Wohnungsbaudarlehen 1/3 aus 5.940.781,18 € 
restliche valutierte öffentliche Baudarlehen (lt. 
besonderer Aufstellung der L-Bank Stand 
31.12.2018) 

1.980.260,39 €  

4 Gegenüber der Landesbank Baden-Württemberg 
für den Verein „Stiftung Altersheim Eberbach 
e.V.“ 

Gemeinderatsbeschluss vom 18.12.2008, 
Darlehenskonto 610712209 

3.509.621,57 € 

 Gesamt Ziffern 3 + 4  5.489.881,96 € 
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Verpflichtungsermächtigungen 
 

 

 

 

 

 
Verpflichtungsermächtigungen 

Im Haushaltsplan des Jahres 

 
Voraussichtlich fällige Ausgaben: 

2019 2020 2021 später 

1 2 3 4 5 

 
 

2018 
 

 
 

5.525.000 € 
 

 
 
 

  

 
Summe: 5.525.000 € 

 
5.525.000 € 

   

 
Nachrichtlich 
 
im Finanzplan vorgesehene 
Kreditaufnahmen 

 
 
 
          0 € 

 
 
 
6.002.001 € 

 
 
 
6.095.559 € 

 

 
Aufteilung der Einzelmaßnahmen: 
 
I11250000060 Bauhof-Hochbaumaßnahme 
I12600000060 Bau Feuerwehrgerätehaus 
I53800000560 Messtechn. Ausrüstung RÜBs 
I53800000860 Erneuerung RÜB Berufsschule 
I53800000960 Erneuerung RÜB Unterdielb. 
I53800001160 Kanal Fried.Landstr.+RÜB 
I54100007260 Gem.verb.weg Brombach 
I55300000060 Friedhöfe Hochbaumaßnahme 
I57300000160 Parkhaus Güterbahnhofstraße 
 

 
 
 

       65.000 € 
  1.500.000 € 
     200.000 € 

   290.000 € 
     40.000 € 
   240.000 € 
   500.000 € 
   190.000 € 
2.500.000 € 
     
   

 
 
 
 

  

 
Summen: 

 

 
5.525.000 € 

   

 

Übersicht 
über die aus Verpflichtungsermächtigungen 

voraussichtlich fällig werdenden Ausgaben 
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Entwicklung der Liquidität zum Jahresabschluss
2017 2018

entspricht

Konto /

Kontenart 6) EUR EUR

1 2

1 Zahlungsmittelbestand zum Jahresbeginn 2) 171 u. 173 14.821.455,05 10.591.664,13

2 +/-
Zahlungsmittelüberschuss/-bedarf der Ergebnisrechnung

(§ 50 i. V. m. § 3 Nr. 17 GemHVO)
3.763.068,63 5.727.448,07

3 +/-
Finanzierungsmittelüberschuss/-bedarf aus Investitionstätigkeit 
(§ 50 i. V. m. § 3 Nr. 31 GemHVO)

-3.747.754,73 -3.059.063,60

4 +/-
Finanzierungsmittelüberschuss/-bedarf aus Finanzierungstätigkeit 

(§ 50 i. V. m. § 3 Nr. 35 GemHVO)
-691.863,30 -688.144,01

5 +/-
Überschuss oder Bedarf aus haushaltsunwirksamen Einzahlungen und 

Auszahlungen (§ 50 Nr. 39 GemHVO)
-3.553.241,52 -1.207.734,41

6 =
Endbestand an Zahlungsmitteln am Jahresende

(§ 50 Nr. 42 GemHVO)
10.591.664,13 11.364.170,18

7a + Sonstige Einlagen aus Kassenmitteln zum Jahresende 1492 6.000.000,00 4.526,18

7b +
Investmentzertifikate, Kapitalmarktpapiere, Geldmarktpapiere und sonstige 

Wertpapiere

141, 142, 143 u. 

1491

7c +
Forderungen aus Liquiditätsbeziehungen zu verbundenen Unternehmen, 

Beteiligungen und Sondervermögen

teilweise 

1691
286.199,40 150.154,58

8a - Bestand an Kassenkrediten zum Jahresende 3) 239

8b -
Verbindlichkeiten aus Liquiditätsbeziehungen zu verbundenen Unternehmen, 

Beteiligungen und Sondervermögen

teilweise

2799
-3.038.336,69 -3.366.976,62

9 = liquide Eigenmittel zum Jahresende 13.839.526,84 8.151.874,32

10 - übertragene Ermächtigungen für Auszahlungen (§ 21 GemHVO)

11 +
nicht in Anspruch genommene Kreditermächtigungen (auch aus Vorjahren)

für Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen 4) 0,00 0,00

12  +
übertragene Ermächtigungen für Investitionszuwendungen, Investitionsbeiträge und 

ähnliche Entgelte für Investitionstätigkeit (§ 21 Abs. 1, § 3 Nr. 18, 19 GemHVO)

13 = bereinigte liquide Eigenmittel zum Jahresende 13.839.526,84 8.151.874,32

14  - davon: für zweckgebundene Rücklagen gebunden
teilweise

204
-271.798,31 -266.806,33

15  -             für sonstige bestimmte Zwecke gebunden 5) -1.199.642,37 -1.682.971,95

16  = bereinigte liquide Eigenmittel zum Jahresende ohne gebundene Mittel 12.368.086,16 6.202.096,04

17  nachrichtlich: Mindestliquidität (§ 22 Abs. 2 GemHVO) 628.804,73 644.980,59

1) 

2) 

3)

4)

5)

6)

Die Kreditermächtigung eines Haushaltsjahres gilt weiter, bis die Haushaltssatzung für das übernächste Jahr erlassen ist (vgl. § 87 Abs. 3 

GemO).

Finanzrechnung

Aus der Finanzrechnung (§ 50 Nr. 42 GemHVO).

Die Aufnahme von Kassenkrediten führt zu einer Veränderung des Zahlungsmittelbestands. Kassenkredite sind nur zur kurzfristigen 

Liquiditätsüberbrückung erlaubt und müssen zeitnah zurückbezahlt werden, daher ist der Wert an Kassenkrediten hier zu berücksichtigen.

Hierunter können z.B. auch Rückstellungen fallen.

Zeilen unterhalb Zeile 14 können bedarfsgerecht angepasst werden.

Auf den Druck der Spalte kann im Jahresabschluss verzichtet werden.

Nr.
Vorjahr

Rechnungs-

jahr           Einzahlungs- und Auszahlungsarten 1)

134



           
 
 
 

Übersicht über den Stand 
der Rücklagen zum Jahresabschluss 

 
 
 
 

Art Stand zum 01.01.des 
Haushaltsjahres 

Stand zum 31.12. des 
Haushaltsjahres 

 T€ T€ 
1. Ergebnisrücklagen 0 0 
1.1 Rücklagen aus 
Überschüssen des 
ordentlichen Ergebnisses   

4.692 7.619 

1.2 Rücklagen aus 
Überschüssen des 
Sonderergebnisses   

2.877 2.988 

2. Zweckgebundene 
Rücklagen 

272 267 

Rücklagen gesamt 7.841 10.874 
 

135



136


	Sitzungsdokumente
	Öffentliche Bekanntmachung

	Vorlagendokumente
	TOP Ö  3 Musikschule Eberbach e.V. hier: Notwendig gewordene Umwandlung der Honorarverträge auf Tarifverträge
	Vorlage  2024-186

	TOP Ö  4 Neubau einer Kindertagesstätte im Schafwiesenweg hier:- Vertrag über den Betrieb und die Förderung der Kindertagesstätte mit den beiden Betriebsträgern (evangelische Kirchengemeinde und Postillion e.V.)
	Vorlage  2024-159/1

	TOP Ö  5 Umbau barreiefreie Bushaltestellen; hier Vergabe der bauleistungen zum Ausbau der Bushaltestelle Einkaufszentrum West "Aldi"
	Vorlage  2024-197
	Anlage 1 - Haltestelle Einkaufszentrum West  2024-197

	TOP Ö  6 Windkraft im kreisübergreifenden Vorranggebiet "Salzlackenkopf" hier: Anfrage von ForstBW zur gemeinsamen Projektierung, Stadtwald FlSt. 8624, Gemarkung Eberbach, Distrikt Rotfärte
	Vorlage  2024-179
	Aufteilung Friedrichsdurf und Gaimühle  2024-179
	Flst. 8624 Rotefärt  2024-179
	Übersichtskarte ForstBW  2024-179
	Vorranggebiet Salzlackenkopf  2024-179

	TOP Ö  7 Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 113 "Wohnquartier Neckarstraße" gemäß § 13a Baugesetzbuch (BauGB); hier: Abwägungsbeschluss der Offenlage sowie Beschluss zur erneuten Offenlage des gebilligten Bebauungsplanentwurfes
	Vorlage  2024-117/1
	001 Vorhabenbez. B-Plan Nr. 113 Wohnquartier Neckarstaße - Synopse Offenlage  2024-117/1
	002 Vorhabenbez. B-Plan Nr. 113 'Wohnquartier Neckarstaße'' - Satzung  2024-117/1
	003 Vorhabenbez. B-Plan Nr. 113 'Wohnquartier Neckarstaße'' - zeichn. Teil  2024-117/1
	004 Vorhabenbez. B-Plan Nr. 113 'Wohnquartier Neckarstaße'' - textl. Teil  2024-117/1
	005 Vorhabenbez. B-Plan Nr. 113 'Wohnquartier Neckarstaße'' - Begründung  2024-117/1
	006 Vorhabenbez. B-Plan Nr. 113 'Wohnquartier Neckarstaße'' - VEP-Pläne  2024-117/1
	007 Durchführungsvertrag - geschwärzt_Vorhabenbez. B-Plan Nr. 113 ''Wohnquartier Neckarstaße''- ENTWURF  2024-117/1
	008 Anlagen zum Durchführungsvertr. - geschw._Vorhabenbez. B-Plan Nr. 113 ''Wohnquartier Neckarstaße''  2024-117/1

	TOP Ö  8 Satzung zur Änderung der Satzung der Stadt Eberbach über die Erhebung einer Hundesteuer
	Vorlage  2024-064
	Satzung, Änderung 2025  2024-064

	TOP Ö  9 Annahme von Geld- und Sachspenden
	Vorlage  2024-190
	Spendenliste zur Gemeinderatsdrucksache Nr. 2024-190  2024-190

	TOP Ö  10 Feststellung des Jahresabschlusses 2018
	Vorlage  2024-180
	Gesamtwerk 2018  2024-180





